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(A) 


(C) 


149. Sitzung 


Bonn, den 15. Juni 1989 


Beginn: 9.00 Uhr 


Vizepräsident Cronenberg: Die Sitzung ist eröff- 
net. 

Zunächst einmal habe ich die angenehme Pflicht, 
dem Kollegen Vogel (Ennepetal), der am 2. Juni sei- 
nen 60. Geburtstag gefeiert hat, dem Kollegen Susset, 
der am 3. Juni seinen 60. Geburtstag gefeiert hat, dem 
Kollegen Vizepräsident Westphal, der am 4. Juni sei- 
nen 65. Geburtstag gefeiert hat, dem Kollegen Dr. Un- 
landr der am 5. Juni seinen 60. Geburtstag gefeiert 
hat, und dem Kollegen Dr. Hüschr der am 13. Juni sei- 
nen 60. Geburtstag gefeiert hat, die herzlichsten 
Glückwünsche, ich hoffe: im Namen des ganzen Hau- 
ses aussprechen zu dürfen. 

(Beifall) 

Dann kann ich Ihnen mitteilen, daß aus dem Wahl- 
prüfungsausschuß der Abgeordnete Dr. Lammert aus 
den bekannten Gründen als ordentliches Mitglied 
ausgeschieden ist. Die CDU/CSU schlägt als Nachfol- 
gerin die Abgeordnete Frau Roitzsch (Quickborn) vor. 
Sind Sie damit einverstanden? — Dies ist offensicht- 
lich der Fall. Damit, Frau Abgeordnete Roitzsch, sind 
Sie als ordentliches Mitglied des Wahlprüfungsaus- 
schusses gewählt. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll die 
verbundene Tagesordnung erweitert werden. Die 
Punkte sind in der Ihnen vorliegenden Zusatzpunkt- 
liste auf geführt: 

1 . Aktuelle Stunde : Haltung der Bundesregierung zum Strom- 
verbund Bundesrepublik Deutschland — DDR (In der 

148. Sitzung bereits erledigt.) 

2. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) zu dem Antrag der 
Fraktion der SPD: Europäischer Binnenmarkt und soziale 
Demokratie — Drucksachen 11/3852, 11/4750 — 

3. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Auswärtigen Ausschusses 

(3. Ausschuß) zu dem Entschließungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP: Vollendung des europäischen Bin- 
nenmarktes 

zu dem Antrag der Fraktion der SPD: Europapolitik 
- Drucksachen 11/3865, 11/3851 (neu), 11/4735 - 

4. Beratung der Beschlußempfehlung und des Berichts des 
Auswärtigen Ausschusses 


(3. Ausschuß) zu dem Entschließungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP 

zu der Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Ent- 
schließung zum Europa der Bürger — Drucksachen 1 1/3866, 
11/3087, 11/4751 - 

5. Zweite und dritte Beratung des vom Bundesrat eingebrach- 

ten Entwurfs eines . . . Gesetzes zur Änderung dienstrecht- 
licher Vorschriften —Drucksachen 11/2218, 11/4643, 

11/4647 - 

6. Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, 

FDP und der Fraktion DIE GRÜNEN: Beendigung des Bür- 
gerkrieges in der Republik SUDAN — Drucksache 
11/4747 - 

7. Erste Beratimg des vom Bundesrat eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes (D) 
— Drucksache 11/391 — 

8. Aussprache zu den Ereignissen in der Volksrepublik 
China 

9. Aktuelle Stunde; Beschluß des Bundeskabinetts zur Einfüh- 
rung eines Visumzwangs für ausländische Kinder 

Zugleich soll von der Frist für den Beginn der Bera- 
tung, soweit es zu einzelnen Punkten der Tagesord- 
nung erforderlich ist, abgewichen werden. 

Weiterhin sollen die Punkte 5 m, 7 und 19 der Ta- 
gesordnung abgesetzt werden. Die von der Fraktion 
DIE GRÜNEN beantragte Absetzung der Tagesord- 
nungspunkte 21a und 21b werde ich gleich im An- 
schluß behandeln lassen. 

Sind Sie zunächst einmal mit der Ergänzung bzw. 
mit der Änderung der Tagesordnung — außer 
Punkt 21 — einverstanden? — Widerspruch erhebt 
sich nicht. Dann darf ich dies als beschlossen feststel- 
len. 

Meine Damen und Herren, die Fraktion DIE GRÜ- 
NEN hat beantragt, die Gesetzentwürfe der Tages- 
ordnungspunkte 21a und 21 b — es handelt sich dabei 
um das Raumplanungsgesetz und um die Änderung 
des Raumordnungsgesetzes — von der Tagesordnung 
abzusetzen. Ich möchte fragen, wer für diesen Antrag 
stimmt. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das kann doch 
keiner ernsthaft wollen! — Heiterkeit) 
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Vizepräsident Cronenberg 
(A) — Wir sind in der Abstimmung, 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Kann man den An- 
trag nicht mehr begründen?) 

— Sie können, aber ich wollte dem Hause eigenthch 
eine Geschäftsordnungsdebatte heute morgen erspa- 
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich gehe einmal davon aus, daß das auch in Ihrem 
Interesse hegt. Wenn Sie sich zur Geschäftsordnung 
melden und darauf bestehen, das begründen zu wol- 
len, kann ich das nicht verhindern. Aber ich wollte es 
Ihnen eigentlich erleichtern. 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Ich melde mich 
hiermit!) 

— Dann, bitte sehr, haben Sie, Frau Abgeordnete, das 
Wort. 


Frau Teubner (GRÜNE): Kolleginnen und Kollegen, 
Sie müssen ja wenigstens wissen, warum wir diesen 
Antrag stellen, worüber wir hier ab stimmen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nein!) 

Es handelt sich, wie gesagt, um den Gesetzentwurf 
zur Änderung des Raumordnungsgesetzes. Er soll 
heute abschließend beraten werden. Ein wesentliches 
Motiv für die jetzt vorgenommene Änderung war, daß 
damit den Anforderungen, die sich aus der EG-Richt- 
hnie über die Umweltverträglichkeitsprüfung erge- 
ben, für den Bereich der Raumordnung Genüge getan 
werde. 

Allen hier ist bekannt, daß die Umsetzung der EG- 
Richtlinie in einem eigenen Gesetz über die Umwelt- 
verträglichkeitsprüfung in der Bundesrepublik immer 
noch nicht bewerkstelligt ist. Der Umweltausschuß 
wird mindestens noch eine Sitzung benötigen, um 
dieses Gesetz beschlußreif auszubrüten. 

Das bedeutet, niemand hier, weder von der Koali- 
tion noch von der Opposition, kann heute bereits ab- 
schließend sagen, wie genau das Umweltverträglich- 
keitsverfahren im Umweltverträglichkeitsprüfungs- 
gesetz einmal definitiv geregelt sein wird. 

Von daher macht es unseres Erachtens überhaupt 
keinen Sinn, heute das Raumordnungsgesetz zu ver- 
abschieden, mit der Behauptung, es fülle den vom 
UVP-Gesetz — das immer noch nicht fertig ist — ge- 
gebenen Rahmen endgültig, korrekt und passend 
aus. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist seit Mo- 
naten so, Frau Kollegin!) 

Nach dem heutigen Diskussionsstand muß daran 
sogar erheblich gezweifelt werden. Das UVP-Gesetz 
sagt z. B.: Im Raumordnungsverfahren können die 
raumbedeutsamen Auswirkungen eines Vorhabens 
auf die Umwelt geprüft werden. — Es verweist in der 
Begründung ausdrücklich auf den geringen Verbind- 
lichkeitsgrad des Raumordnungsverfahrens. Diese 
Überlegungen entsprechen wohl kaum den Bestim- 
mungen, die die EG-Richtlinie vorsieht. Das heißt aber 
nichts anderes, als daß sich aus den noch nicht abge- 
schlossenen Beratungen zum UVP-Gesetz durchaus 
noch Rückwirkungen, Ergänzungen und/oder Verän- 


derungen für das Raumordnungsgesetz ergeben kön- (C) 
nen. 

Es macht daher unseres Erachtens überhaupt kei- 
nen Sinn, heute etwas zu verabschieden, was viel- 
leicht in wenigen Monaten schon wieder novelhert 
werden muß, weil das Stammgesetz anders aussieht, 
als man es sich heute vorstellt. 


Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Bohl, Sie wollten auch noch zur Geschäftsordnung 
sprechen? — Bitte sehr. 

(Bohl [CDU/CSU]: Ich wollte nicht, aber ich 
muß wohl!) 

Bohl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Der Antrag der GRÜNEN 
ist aus zwei Gründen abzulehnen. 

Zum einen ist es so, daß der federführende Aus- 
schuß gerade die von Ihnen hier ins Spiel gebrachten 
Anregungen sehr wohl bei seinen Beratungen be- 
dacht hat und daß die kommunalen Spitzenverbände 
und auch die Länder die Verabschiedung des Geset- 
zes jetzt, also noch vor der Sommerpause, wollen und 
dieses Gesetz auch dringend brauchen. 

Als zweites Argument: Sie haben zugestimmt, die- 
sen Gesetzentwurf auf die heutige Tagesordnung zu 
setzen. Wenn man einer Auf Setzung zustimmt, kann 
man nicht anschließend kommen und sagen; Wir wol- 
len das wieder herunternehmen. Entweder wußten 
Sie damals nicht, was Sie taten, als Sie zustimmten, es 
auf die Tagesordnung zu nehmen, oder Sie wollten (D) 
uns heute die Zeit stehlen. 

Beide Gründe rechtfertigen die Ablehnung Ihres 
Geschäftsordnungsantrages. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Wortmeldun- 
gen liegen mir nicht vor. 

Dann kann ich zu der Abstimmung kommen. Wer 
stimmt für den Absetzungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN? — Wer stimmt dagegen? — Wer enthält 
sich? — Bei einer Enthaltung aus der Fraktion DIE 
GRÜNEN und Ablehnung der übrigen Fraktionen ist 
der Antrag ab gelehnt. 

Meine Damen und Herren, ich rufe nunmehr den 
Tagesordnungspunkt 4 und den Zusatztagesord- 
nungspunkt 2 auf: 

4. a) Beratung der Unterrichtung durch das Eu- 
ropäische Parlament 

Entschließung zur sozialen Dimension des 
Binnenmarktes 

— Drucksache 11/4340 — 

üb erweisungsvor schlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Innenausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 

Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Haushaltsausschuß 
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Vizepräsident Cronenberg 

(A) b) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord- 

neten Peter (Kassel), Dreßler, Heyenn, 
Dr. Ehmke (Bonn), Wieczorek-Zeul, Büch- 
ner (Speyer), Brück, Antretter, Adler, An- 
dres, Becker-Inglau, Blunck, Dr. Böhme 
(Unna), Egert, Gilges, Dr. Götte, Haack (Ex- 
tertal), Hasenfratz, Jaunich, Kirschner, Rei- 
mann, Schreiner, Schmidt (Salzgitter), Seu- 
ster, Steinhauer, Urbaniak, Weiler, von der 
Wiesche, Wittich, Dr. Vogel und der Frak- 
tion der SPD 

Europäischer Binnenmarkt und Soziale 
Demokratie 

- Drucksachen 11/4034, 11/4699 - 

c) Beratung der Großen Anfrage der Abgeord- 
neten Frau Dr. Hellwig, Bohl, Daweke, 
Fuchtel, Frau Geiger, Günther, Dr. Hoffak- 
ker, Kittelmann, Lowack, Dr. Pfennig, Frei- 
herr von Schorlemer, Dr. Schwörer, Frau 
Verhülsdonk, Wissmann, Dr. Wulff und Ge- 
nossen und der Fraktion der CDU/CSU so- 
wie der Abgeordneten Cronenberg (Arns- 
berg), Heinrich, Dr. Thomae, Frau Würfel, 
Eimer (Fürth), Irmer, Dr. Feldmann, Grün- 
beck, Neuhausen, Timm, Frau Walz und der 
Fraktion der FDP 

Sozialraum Europäische Gemeinschaft 

— Drucksachen 11/4163, 11/4700 — 

ZP2 Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus- 

(B) schuß) zu dem Antrag der Fraktion der SPD 

Europäischer Binnenmarkt und soziale Demo- 
kratie 

- Drucksachen 11/3852, 11/4750 - 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Frau Dr. Hellwig 
Frau Wieczorek-Zeul 
Irmer 

Dr. Lippelt (Hannover) 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist eine 
Gesamtberatungszeit von 90 Minuten vorgesehen. 
Ich frage das Haus, ob es damit einverstanden ist. — 
Das ist offensichthch der Fall. 

Dann darf ich dem Abgeordneten Dreßler das Wort 
erteilen. 


Dreßler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Der amtierende Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung hat am Montag dieser Woche in 
Luxemburg kundgetan, er würde eine Senkung bun- 
desdeutscher Arbeitnehmer errungen schäften nur 
über seine Leiche zulassen. Weil ich immer wieder 
versucht bin, den treuherzigen Blüm-Formulierungen 
zu glauben, unterstelle ich, daß er das auch so 
meint. 


Ich unterstelle weiter, daß sich dieser in bekannt (C) 
lockerer Art formulierte Spruch auf sein politisches 
Überleben bezieht. 

(Beifall bei der SPD) 

Unter diesen Voraussetzungen stelle ich fest, Herr 
Blüm, daß Sie nahe daran sind, Ihren Spruch einlösen 
zu müssen. Zugelassen, im Sinne eines Nachgebens 
gegenüber Forderungen europäischer Partner, haben 
Sie zwar bisher keine Senkung sozialer Standards, 
aber doch nur deshalb, weil dies bisher kein europäi- 
scher Partner von Ihnen verlangt hat, Herr Blüm. 

(Zuruf von der SPD: Vorbereitet hat er sich 
schon!) 

Hier zu Hause, in der Bundesrepublik, ist es ja viel 
schlimmer: Den Abbau der von Ihnen so bezeichne- 
ten bundesdeutschen Arbeitnehmererrungenschaften 
haben Sie aktiv betrieben — und Sie betreiben diesen 
Abbau täglich weiter. Kein EG-Partner hat bisher ver- 
langt, die Kündigungsschutzrechte der Schwerbehin- 
derten einzuschränken. Kein EG-Partner hat verlangt, 
ungesicherte Arbeitsverhältnisse in größerem Um- 
fang zuzulassen. Kein EG-Partner hat verlangt, das 
Streikrecht der Gewerkschaften mit dem unseligen 
§ 116 AFG zu beschneiden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach du meine 
Güte!) 

Kein EG-Partner hat verlangt, den bewährten arbeit- 
nehmerschutzrechtlichen Ladenschlußkompromiß 
aufzuweichen. Keiner hat verlangt, die Struktur der 
Bundespost zu zerschlagen, und kein EG-Partner hat 
verlangt, die Gesundheits- und die Pflegekosten ein- 
seitig auf Arbeitnehmer und Patienten abzuwälzen. 

Dies alles und vieles andere mehr haben Sie selber ^ ’ 
betrieben und betreiben es weiter, Herr Blüm. 

(Beifall bei der SPD — Abg. Dr. Stavenhagen 

[CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwischen- 
frage) 

Sie hängen sich als vorgeblicher Verfechter der Ar- 
beitnehmerrechte zwar medienwirksam aus dem Fen- 
ster, lassen aber gleichzeitig zu, daß Ihr Kabinettskol- 
lege Haussmann diese Arbeitnehmerrechte mit Hilfe 
seiner sogenannten Deregulierungskommission 
schon im Vorfeld torpediert. — Sie möchten das be- 
stimmt hinterfragen, Herr Stavenhagen, bitte. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter Sta- 
venhagen, Sie haben das Wort. 

Dr. Stavenhagen (CDU/CSU): Das ist richtig, Herr 
Kollege. Angesichts Ihrer wirklich zu Herzen gehen- 
den Ausführungen: Ist es Ihnen entgangen, daß die 
Gewerkschaften den Bundeskanzler stets auffordern, 
in der EG das hohe Sozialniveau der Bundesrepublik 
Deutschland zu verteidigen? Wie erklären Sie sich 
diesen Widerspruch? 

(Dr. Vogel [SPD]: Es ist halt noch etwas üb- 
riggeblieben!) 

Dreßler (SPD): Herr Kollege Stavenhagen, mit Ver- 
laub: Was bleibt einer Gewerkschaft eigentlich ande- 
res übrig, als einen im Amt befindlichen Regierungs- 
chef, der im Ministerrat sitzt, und sein Kabinett aufzu- 
fordern, uns nicht auf portugiesisches Niveau herab- 
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Dreßler 

(A) kommen zu lassen? Das ist doch wohl eine Zwangs- 
läufigkeit. Haben Sie von der deutschen Gewerk- 
schaftsbewegung eigentlich etwas anderes erwar- 
tet? 

Worum es hier geht, Herr Stavenhagen, ist, daß wir 
nicht über portugiesisches Niveau reden. Wir reden 
vielmehr darüber, wie Sie seit sieben Jahren den Sozi- 
alstandard in der Bundesrepublik Deutschland konti- 
nuierlich nach unten gedrückt haben und uns jetzt 
glauben machen wollen. Sie wollten für Rechte in 
Europa antreten. Darum geht es, Herr Stavenhagen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Stavenhagen 
[CDU/CSU]: Die Gewerkschaften wollen, 
daß wir dieses Niveau verteidigen!) 

Seit mehr als einem Jahr lotet diese weitgehend 
unter Ausschluß der Öffentlichkeit werkelnde, von 
mir erwähnte Kommission Möglichkeiten für einen 
weiteren nationalen Abbau von Arbeitnehmerrechten 
aus. Hier wird unter der Überschrift „Abbau von 
Marktregulierungen" auf dem Umweg über Tarif- 
und Sozialrechtseinschnitte der nächste Kahlschlag 
vorbereitet. Schon einige der an Arbeitnehmer- und 
an Arbeitgeberorganisationen gerichteten Fragen 
dieser Deregulierungskommission lassen ahnen, wo- 
hin diese Reise gehen soll: Zweiklassenarbeitsrecht, 
untertarifliche Löhne, Ausdehnung von Zeit- und 
Leiharbeit, Aufhebung des Vermittlungsmonopols der 
Bundesanstalt, weiterer Kündigungsschutz, Abbau 
und Abschaffung der Meisterprüfung. Ich nenne das 
einen Gruselkatalog, der aus der Feder der britischen 
Premierministerin kommen könnte. Was tut Herr 

(B) Blüm? Er schweigt dazu. 

Er schweigt bisher auch zu dem Brief des ehemali- 
gen Wirtschaftsministers und jetzigen EG-Kommis- 
sars, Bangemann, in dem er die soeben genannten 
Vorschläge der Deregulierungskommission zur For- 
derung erhebt. Wie verträgt sich das Gewährenlassen 
dieser Deregulierungskommission eigentlich mit der 
Rede des Bundeskanzlers im Dezember letzten Jah- 
res, in der er ankündigte, der Binnenmarkt dürfe nicht 
zum Vorwand für die Beseitigung wohlerworbener 
Rechte oder für den Ausstieg aus strengeren Schutz- 
vorschriften werden, und ein Sozialdumping dürfe es 
nicht geben. Wenn es Herrn Kohl damit ernst wäre, 
dann hätte er den Unfug im Hause des Wirtschaftsmi- 
nisters schon lange unterbinden müssen, meine Da- 
men und Herren. Deshalb bekennen Sie sich endlich 
mit Taten zur sozialen Dimension des Binnenmarktes 
und nicht nur mit Worten! 

(Beifall bei der SPD) 

Wir fordern Sie auf, aktiv zu werden und Einfluß auf 
die Kommission und den Europäischen Rat zu nehmen 
und nicht immer abzuwarten, bis die anderen etwas 
tun. Allerdings müßte man dann wissen, was man tun 
will. Das ist das eigentiiche Grundproblem der Regie- 
rung. Sie weiß nicht — wie wir es bei der Quellen- 
steuer und bei der Länge des Wehrdienstes, um nur 
die aktuellsten Beispiele zu nennen, deutlich erlebt 
haben — , was sie eigentlich will. Auch die Antwort 
der Bundesregierung auf unsere Große Anfrage 
macht dies deutlich. Ihr Gestaltungswille ist gleich 
Null. Auf konkrete Fragen werden ausweichende 


oder ablehnende Antworten gegeben: wortreich, aber (C) 
inhaltslos. 

Wie will die Bundesregierung eigentlich erfolgrei- 
che Verhandlungen führen, wenn sie nicht imstande 
ist, ihre eigene Position klar und deutlich zu beschrei- 
ben? Sie vermeidet offenbar bewußt, europäische So- 
zialpolitik zu formulieren, weil sie sich dann besser 
hinter dem Schutzschild Großbritannien verstecken 
kann. Die Antwort auf unsere Große Anfrage ist nicht 
nur oberflächlich, sondern auch in sich widersprüch- 
lich. Der Beispiele gibt es viele, ich greife eines her- 
aus. 

Auf unsere Frage nach konkreten Maßnahmen der 
Kommission zur Verbesserung der Organisation be- 
triebsärztlicher Dienste teilte die Bundesregierung 
lapidar mit, ihr sei nicht bekannt, ob die Kommission 
derartige Maßnahmen anstrebe. Im Klartext: In den 
über drei Monaten seit Einbringung der Anfrage hat 
die Regierung es nicht für nötig befunden, bei der 
Kommission diesbezügliche Informationen auch nur 
einzuholen. Dennoch sieht sie sich nicht gehindert, im 
nächsten Absatz mitzuteilen, zusätzliche Maßnahmen 
auf nationaler Ebene halte sie nicht für erforderlich, 
obwohl sie gerade ihre Unkenntnis von beabsichtig- 
ten Maßnahmen der Kommission kundgetan hat. Das 
begreife, wer will. Hier wird lediglich der einzige rote 
Faden der Sozialpolitik des Kabinetts Kohl wieder er- 
kennbar: Tarnen, Täuschen und Aussitzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Weil Sie nicht zur Formulierung klarer Positionen 
imstande sind, fordern wir Sie auf, unserem Entschlie- 
ßungsantrag „Europäischer Binnenmarkt und so- (D) 
ziale Demokratie" vom Januar dieses Jahres zuzu- 
stimmen. Die besonders von Herrn Blüm mit Vorliebe 
vertretene Forderung nach konstruktiver Kritik der 
Opposition haben wir auch hier zum wiederholten 
Male erfüllt. Die zentralen Punkte unseres Antrags 
sind: rechtiich verbindliche Charta sozialer Grund- 
rechte, 

(Beifall bei der SPD) 

verbindlicher Sozialgesetzgebungsfahrplan für den 
Binnenmarkt, sozialpolitisches Weißbuch, Verab- 
schiedung der Richtlinien zu Teilzeit-, Zeit- und Leih- 
arbeit, verbindliche Garantie der paritätischen Mitbe- 
stimmung im nationalen Bereich, Arbeitnehmermit- 
bestimmung im europäischen Gesellschaftsrecht und 
nicht zuletzt die Herstellung tatsächlicher Chancen- 
gleichheit von Frauen und Männern. 

Ein weiterer Punkt, auf den ich mit Nachdruck hin- 
weisen möchte, stimmt mich sehr bedenklich. An kei- 
ner Stelle der Antwort der Bundesregierung ist das 
Europäische Parlament erwähnt. Obwohl wir mit ver- 
schiedenen Fragen die Möglichkeit eröffnet haben, 
eine fruchtbare Zusammenarbeit mit dem durch die 
Einheitliche Europäische Akte deutlich gestärkten 
Parlaments darzustellen, ist diese Regierung offenbar 
nicht bereit und nicht auf die Idee gekommen, das von 
großen Mehrheiten getragene Engagement des Parla- 
ments für die aktive Gestaltung der sozialen Dimen- 
sion zu nutzen. Dies hätte ja vorab die Entwicklung 
einer in sich schlüssigen Konzeption vorausgesetzt. 
Diese Aufgabe hat die Regierung jedoch bisher nicht 
erfüllt. 
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(A) Mit unserer Großen Anfrage haben wir der Bundes- 
regierung die Chance gegeben, ihre Position zu klä- 
ren. Diese Chance hat die Bundesregierung nicht ge- 
nutzt. Meine Damen und Herren, der Schlüssel zur 
sozialen Dimension zu Europa liegt in Wahrheit in 
Bonn. Warum soll eine Bundesregierung, warum soll 
ein Arbeitsminister mit rhetorischem Einsatz für Ar- 
beitnehmerrechte in Europa glaubwürdig erscheinen, 
wenn diese Regierung und Herr Blüm gleichzeitig zu 
Hause errungene Rechte systematisch verschlech- 
tern? 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung der 
Abg. Frau Unruh [GRÜNE]) 

Nein, meine Damen und Herren, die sozialpolitische 
Glaubwürdigkeitslücke der Bundesregierung ist das 
Ergebnis einer rückschrittlichen Pohtik in Bonn. Wer 
zu Hause Arbeitnehmerrechte abbaut, Herr Blüm, der 
soll uns nicht erzählen, er wolle in Europa das Gegen- 
teil tun. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung der 
Abg, Frau Unruh [GRÜNE]) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Was 
hat Herr Dreßler gesagt? Diese Regierung hätte den 
Sozialstaat heruntergedrückt? Herr Dreßler hat das 
Bild des ruinierten Sozialstaats gemalt. Ich antworte 
darauf mit einem Zitat: 

Zwischen Dänemark und der Bundesrepublik auf 
dem einen und Portugal und Griechenland auf 
dem anderen Extrem klaffen die Lebensstan- 
dards in Europa weit auseinander. Die Bundesre- 
publik gehört gewiß zu den Ländern, die sich 
eines besonderen Wohlstands erfreuen. Das 
drückt sich in einem relativ dichten sozialen Netz 
sozialer Sicherheit und einem vergleichsweise fe- 
sten Fundament der Arbeitnehmerrechte aus. 

Franz Steinkühler, Funktionärskonferenz der IG Me- 
tall in Krefeld am 19. Januar. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich versichere Ihnen: Franz Steinkühler gehört nicht 
der christdemokratischen Union an, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Ich zitiere aber weiter: 

Nachlässigkeit, intellektuelle Borniertheit und 
straffälligen Leichtsinn wirft die SPD-Euopaab- 
geordnete Heinke Salisch großen Teilen der bun- 
desrepublikanischen Linken, ihrer eigenen Partei 
und den Gewerkschaften in der Europapohtik 
vor. 

Zitat: 

Der erste Programmentwurf der SPD behandelt 
die Europäische Gemeinschaft jedenfalls nicht als 
wesentliche Rahmenbedingung sozialdemokrati- 
scher Politik. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Norbert, daß du 
lesen kannst, wissen wir ja, sag doch einmal 
etwas zur Sache!) 


— Ich nehme nur die Stichworte auf. (C) 

Was hat Herr Dreßler gesagt? Er sagte: täuschen, 
tarnen, aussitzen. 

(Dreßler [SPD]: Richtig!) 

— Herr Dreßler, das würde ich an Ihrer Stelle am heu- 
tigen Tag ganz sicher nicht sagen, nachdem Sie ge- 
stern zugeben mußten, daß Sie in Ihrer Sonntagszei- 
tung Unwahrheiten über die Gesundheitsreform ver- 
breitet haben. 

(Zurufe von der SPD) 

— Sie mußten gestern zugeben, daß Sie Unwahrhei- 
ten verbreitet haben und daß Sie darauf verzichten, 
diese Unwahrheiten weiterhin zu verbreiten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben Sie 

wissentlich getan! — Zurufe von der SPD) 

— Das nur zur Einstimmung, meine Damen und Her- 
ren. 

1992 wird unter den Jahren des Jahrhunderts ganz 
sicherlich zu den guten Jahren zählen. Es gibt ja auch 
andere Jahresdaten: 1914, 1939; danach folgten 
schlimme Jahre. 1992 — dessen bin ich sicher — wird 
als Jahr der friedlichen Einigung Europas in Erinne- 
rung bleiben: Grenzen fallen, Schlagbäume werden 
weggeräumt; es entsteht ein europäischer Binnen- 
markt. 

Der Binnenmarkt muß mehr sein als ein reiner Wirt- 
schaftsmarkt. Wie Wirtschaft für uns nicht nur Markt 
ist, sondern Soziale Marktwirtschaft — eine Ordnung, 
die Freiheit und Sohdarität, Wettbewerb und soziale 
Verantwortung verbindet — , so ist der Binnenmarkt (f^) 
für uns mehr als ein Raum für Bilanzen, Banken, Un- 
ternehmen. Der Binnenmarkt muß Sozialraum sein. 

Wir wollen das soziale Europa. Europa wird die Her- 
zen der Bürger nur als soziales Europa erreichen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Laß die Sprüche! 

Sag, was du machst!) 

Wir brauchen einen gemeinsamen Grundstandard 
sozialer Rechte. Deshalb unterstützt die Bundesregie- 
rung eine Gemeinschaftscharta sozialer Grund- 
rechte. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Warum lehnt 
ihr dann unseren Antrag ab?) 

Wir haben uns im Rat entschieden für diese Grund- 
rechte eingesetzt, im Unterschied zu anderen EG- 
Ländern. Wir wünschen uns allerdings eine Charta 
konkreter Rechte der Arbeitnehmer im freien Europa. 

Wir wollen einen handfesten Katalog von Grundstan- 
dards, z. B. Mindesturlaub, Kündigungsschutz, Ver- 
bot der Kinderarbeit, Koalitionsfreiheit, Gleichstel- 
lung von Mann und Frau, Mutterschutz, Elternurlaub. 

Ich denke, auch zur Sonntagsarbeit muß Europa Stel- 
lung beziehen. Wir unterstützen die europäische 
Kommission auf dem Weg, in Europa einen solchen 
Grundrechtsstandard herzustellen. 

(Zuruf der Abg. Frau Wieczorek-Zeul 
[SPD]) 

— Frau Kollegin, vielleicht überzeugt Sie Herr Breit, 
wenn ich Sie nicht überzeuge. Herr Breit sagte am 
10. Juli 1988: „Bundesregierung und DGB sind sich 
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(A) einig, daß die politische Integration auch die Sozial- 
und Gesellschaftspolitik einbeziehen muß. Wir sehen 
es deshalb als Erfolg an, daß zwischen DGB und Bun- 
desregierung Übereinstimmung besteht, daß bei 
Schaffung des europäischen Binnenmarktes wirt- 
schafts- und gesellschaftspolitische Ziele gleicherma- 
ßen von Bedeutung sind." — Ich stelle fest: wir befin- 
den uns in dieser Frage Schulter an Schulter mit den 
deutschen Gewerkschaften, und das stört die SPD an- 
scheinend. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Herr Kollege Dreßler, wenn ich Ihre geschätzte Auf- 
merksamkeit noch einmal in Anspruch nehmen darf: 
Am Montag dieser Woche hat der Rat der Arbeits- und 
Soziaiminister in Luxemburg endgültig die Rahmen- 
richtlinien für den Arbeitsschutz verabschiedet. Er 
hat damit rechtsverbindliche Mindestanforderungen 
auf diesem wichtigen Gebiet geschaffen. In dem hal- 
ben Jahr unserer Präsidentschaft ist für den Arbeits- 
schutz konkret mehr getan worden als in zehn Präsi- 
dentschaften vor uns: eine Rahmenrichtlinie, fünf Ein- 
zelrichtiinien; zwei Drittel davon sind bereits als all- 
gemeine Standpunkte verabschiedet. Und dann stel- 
len Sie sich hin und sagen, wir würden nur reden. Sie 
verwechseln sich mit uns; das ist der Unterschied. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir wollen nicht nur rechtsverbindliche Normen, 
sondern auch konkrete Anwendung. Deshalb geht es 
nicht nur darum, Programme zu verabschieden, Richt- 
linien zu beschließen, sondern auch darum, für ihre 
Einhaltung zu sorgen. 

Meine Damen und Herren, neben der Einheitlich- 
keit wird es in Europa sicherlich weiterhin Unter- 
schiede geben. Das ist ja auch ein Vorteil. Vielfalt liegt 
im Blut Europas. Es ist unser bestes Erbstück. 

Wir haben ein gewachsenes Sozialsystem. Andere 
Länder haben andere Sozialsysteme. Wir haben un- 
terschiedliche Sozialkulturen. Man kann unser Ge- 
sundheitssystem nicht mit dem englischen harmoni- 
sieren oder unser Alterssicherungssystem mit dem 
französischen. Innerhalb Europas ist der Standard so- 
zialer Sicherheit in der Bundesrepublik Spitze, und 
wir opfern diese sozialstaatlichen Errungenschaften 
nicht der europäischen Integration. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Meine Damen und Herren, es geht nicht darum, 
Vorsprünge abzubauen — den Vorsprung haben 
wir — , sondern es gilt, Verspätungen aufzuholen. Das 
ist der Weg der Integration. 

Wir sind europäischer Vorreiter. Wenn unser 
Sozialstaat so schlecht wäre, wie ihn die SPD darstellt, 
dann weiß ich gar nicht, warum Sie ihn dauernd ge- 
genüber der europäischen Integration schützen wol- 
len. Es gäbe ja gar keinen Grund, ihn zu schützen. Wir 
wollen zusammen mit Gewerkschaften, mit Arbeitge- 
bern unsere Errungenschaften erhalten. 

Zu unserer Sozialkultur gehört Partnerschaft. Des- 
halb verteidigen wir Mitbestimmung. Sie ist im übri- 
gen ein wichtiger Standortvorteil. Sozialer Friede ist 
ein wichtiger Standortvorteil. Sozialer Friede, Partner- 


schaft, Kooperation — das bringen wir ein. Wir haben (C) 
einen zweiten Standortvorteil: hoher Bildungsgrad, 
hohe Qualifikation der Arbeitnehmer. Mit dieser Aus- 
stattung — Partnerschaft, Kooperationswille, Bildung 
und Qualifikation — haben wir gute Ausgangs- 
punkte. 

Ich will hinzufügen, daß auch wir Verspätungen 
haben. Wir haben beispielsweise Verspätungen in Sa- 
chen Arbeitszeit. Wir sind in Sachen Teilzeit ein Ent- 
wicklungsland in Europa. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mit dem Ladenschluß haben Sie doch gerade wieder 
Ihr Eiszeitdenken vorgeführt. Mit dem Ladenschluß 
sind Sie europäische Eiszeit. 

Unsere Schul- und Ausbildungszeiten sind viel zu 
lang. Auch da werden wir im Rahmen der europäi- 
schen Herausforderung eine neue Antwort finden 
müssen. Lebenslanges Lernen, das ist das Gebot der 
Stunde. Das Lernen muß nicht in das erste Drittel des 
Lebens gezwungen werden. 

Auch unsere Reformen — Rentenreform, Gesund- 
heitsreform — sind wichtige Beiträge für den europäi- 
schen Binnenmarkt. Sie sind Konditionsübungen. 

(Zustimmung der Abg. Frau Wieczorek-Zeul 
[SPD]) 

— Es tut Ihnen weh, daß Sie das alles nicht erreicht 
haben. Wir haben die Reformen durchgeführt, die Sie 
versäumt haben. 

Wir haben damit den Beitragszahlern insgesamt 
25 Milliarden DM erspart und so die Lohnnebenko- 
sten gesenkt, was eine wichtige Voraussetzung ist, um 
unsere Arbeitsplätze in Europa erhalten zu können. (D) 
Ohne die Gesundheitsreform wären die Beiträge ge- 
stiegen, und wir hätten uns auf dem europäischen Bin- 
nenmarkt selber k. o. geschlagen. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Was hat das 
denn mit dem Binnenmarkt zu tun!) 

Ich denke, daß der europäische Binnenmarkt seine 
Hauptaufgabe in der Schaffung neuer Arbeitsplätze 
hat. Fachleute schätzen, daß es um bis zu 5 Millionen 
neuer Arbeitsplätze geht. Insofern ist der europäische 
Binnenmarkt auch eine große Hoffnung für die Ar- 
beitnehmer. 

Wir sind gut gerüstet für eine neue Epoche Europas. 

Es soll und muß eine soziale Epoche sein, die soziale 
Heimat der Arbeitnehmer. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung: Bitte schön. 

Brück (SPD): Herr Bundesminister, wollen Sie mit 
Ihrem Hinweis auf die Lohnnebenkosten das dumme 
Geschwätz der Arbeitgeber wiederholen, daß die 
Bundesrepublik Deutschland ein schlechter Standort 
ist? Die Arbeitgeber haben damit ja auch Angst vor 
Europa geweckt. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung: Nein. Ich habe gerade gesagt, daß wir ein guter 
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(A) Standort sind. Es gibt bei uns sozialen Frieden und 
hohe Qualifikation. Aber es bleibt dabei, daß die Bei- 
tragslast Arbeitnehmer und Arbeitgeber erdrückt und 
daß wir auch aus Solidaritätsgründen zu diesen Refor- 
men gezwungen sind. Sie sind ein wichtiger Beitrag, 
im europäischen Wettbewerb konditionsstark zu blei- 
ben. 

Ich bleibe dabei: Unser Beitrag muß sein, in Europa 
einen sozialen Raum zu schaffen, in dem die Bürger zu 
Hause sind. Unser erster und wichtigster Schritt wa- 
ren Fortschritte beim Arbeits- und Gesundheitsschutz 
für Arbeitnehmer. Das ist im übrigen das Wichtigste 
für Arbeitnehmer. Krebserzeugende Stoffe müssen in 
Palermo genauso verboten werden wie in Bochum, in 
Bochum genauso wie in Liverpool. Hier sind wir wäh- 
rend unserer Präsidentschaft konkrete Schritte voran- 
gekommen. Wir reden nicht über Europa; wir schaffen 
das soziale Europa. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Ihr schafft noch 
nicht einmal die soziale Bundesrepublik!) 


Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Beck-Oberdorf. 


Frau Beck-Oberdorf (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Werbung der etablier- 
ten Parteien und auch diese Veranstaltung heute mor- 
gen sollen den Wählerinnen und Wählern vorspie- 
geln, sie hätten direkten Einfluß auf europäische 
Strukturen und Entscheidungen. Deswegen sollen sie 
auch mit dieser Veranstaltung an die Wahlurnen ge- 
trieben werden. 

(Dreßler [SPD]: Das war ein Aufruf, daß die 
GRÜNEN zu Hause bleiben sollen!) 

Das ist weit gefehlt. Welche europäische Bürgerin 
weiß überhaupt, was und von wem in der EG entschie- 
den wird? Machen Sie doch einmal Umfragen auf der 
Straße. Hat sie als europäische Wahlbürgerin über- 
haupt eine Kontrolle über delegierte Entscheidungen? 
Mitnichten. Die Wahl zum Europäischen Parlament ist 
eine demokratische Fassade für ein demokratiefernes 
Machtkartell von Regierungen, Euro-Bürokratie und 
Wirtschaftsinteressen, das auf EG-Ebene die Weichen 
stellt. 

Wenn Sie von der SPD das bestreiten, möchte ich 
Sie allerdings einmal fragen, welches Demokratiever- 
ständnis Sie haben. Das müßten Sie hier einmal dar- 
legen. 

Ohne daß eine weitere Einflußnahme der nationa- 
len Parlamente möglich wäre, werden in den nächsten 
Jahren ca. 80 % der Steuer- und Wirtschaftsgesetzge- 
bung auf EG-Ebene transferiert, wo sie keiner demo- 
kratischen Öffentlichkeit und Kontrolle mehr unter- 
worfen sind, jedenfalls keiner, die diesen Namen ver- 
dient. 

Wir GRÜNEN kratzen mit unserem Nein zum EG- 
Binnenmarkt in seiner geplanten Form am Selbstver- 
ständnis einer europäischen Integration, die den 
Raum eines Europa ohne Grenzen, den wir auch ha- 
ben, aber in anderer Form, eben auf die Realität einer 


westeuropäischen Wirtschaftsgemeinschaft redu- (C) 
ziert. 

(Brück [SPD]: Sagen Sie konkret, was Sie 
wollen!) 

Wir nehmen es nicht hin, daß wichtige Politikberei- 
che, die von der Öffentlichkeit mitbestimmt werden 
müßten, in Brüssel zentralisiert werden, so wie der 
Binnenmarkt '92 es vorsieht. 

Nun hängen wir absolut nicht an den nationalstaat- 
lichen Strukturen des 19. Jahrhunderts. Aber wir wol- 
len auch keine Nation Europa, die diese Strukturen 
— nur in größerem Maßstab — wiederholt. Dezen- 
trale, föderalistische und subsidiäre Ordnungs- und 
Entscheidungsprinzipien sind der grüne Weg nach 
Europa. Damit, so glauben wir, kommen wir dem viel- 
beschworenen Europa der Bürgerinnen näher als 
durch die Freiheiten, die Sie uns im Augenblick an- 
bieten, nämlich das Kapital, Waren, Dienstleistungen 
und Personen grenzüberschreitend handeln oder ge- 
handelt werden können. 

Jeder Zentralismus ist antieuropäisch. So ist es nicht 
verwunderlich, daß sich hinter der europäischen Idee 
vielfach diejenigen verschanzen, deren fixe Idee es 
ist, Großtechnologien, z. B. Rüstung, Raumfahrt, Gen- 
technik und Informatik, als die europäische Wirt- 
schaftszukunft zu deklarieren, um die EG als dritte 
ökonomische Supermacht für den Kampf um die Welt- 
märkte aufzurüsten. 

Die Regierungsparteien — und in der Tendenz auch 
die SPD, wie wir im Wahlkampf beobachten konn- 
ten — wollen glauben machen, die sozialen und ge- 
sellschaftlichen Auswirkungen des Binnenmarktes 
seien nur positiv zu bewerten. Eine solche Vereinfa- 
chung der Tatbestände halten wir für außerordentlich 
gefährlich. 

Sind die Befürchtungen der Gewerkschaften, daß 
ein soziales Dumping im Rahmen des EG-Binnen- 
marktes stattfinden wird, berechtigt? Sind die Wider- 
stände von Verbraucherinnen und Umweltinitiativen 
gegen die Übermacht wirtschaftlicher Interessen in 
der EG rational? Oder handelt es sich um irrationale 
Ängste, wie die EG-Apologeten behaupten? 

Die Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage der SPD ist jedenfalls geeignet, diese Be- 
fürchtungen und Widerstände zu verstärken. Der 
Kernsatz in der Antwort der Bundesregierung auf die 
Große Anfrage der SPD zum Binnenmarkt und zu so- 
zialer Demokratie lautet: Der Binnenmarkt verstärkt 
die Chancen für mehr Wachstum und ist insoweit 
schon selbst eine soziale Tat. — Das ist nicht nur die 
Wiederkehr der alten Illusionen eines Wirtschafts- 
wachstums ohne Grenzen, sondern es ist auch das 
Versprechen an die Bevölkerung, daß hohes Wirt- 
schaftswachstum und hohe Produktivität wie schon in 
den 60er und 70er Jahren mit hohen Einkommenszu- 
wächsen und hohen sozialen Standards gleichzuset- 
zen sind. 

Wir haben im politischen Diskurs in dieser Gesell- 
schaft in den letzten Jahren eigentlich anderes ge- 
lernt. Diese Gleichung ist trügerisch geworden. Hohe 
Produktivität ist heute keine Garantie mehr für soziale 
Wohlfahrt, und das beklagen Sie von seiten der SPD ja 
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(A) auch ständig. Wirtschaftswachstum und Beschäfti- 
gung sind heute weitgehend entkoppelt. Die Kluft 
zwischen geschützten und ungeschützten Arbeitsver- 
hältnissen vergrößert sich zunehmend. Die Langzeit- 
erwerbslosen, die Lohnabhängigen mit unzureichen- 
der Quahfikation oder mit gesundheitlichen Handi- 
kaps werden vom regulären Arbeitsmarkt zuneh- 
mend abgehängt. 

Die Kluft zwischen Wohlstandsregionen, in denen 
sich die modernen Wachstumsindustrien konzentrie- 
ren, und verarmten Krisenregionen nimmt zu. Das 
heißt: Wir haben heute auch bei steigenden Wachs- 
tumsraten eine steigende Zahl von Verherern inner- 
halb der Gesellschaft, in den Regionen und in Zukunft 
auch zunehmend innerhalb Europas. 

Genauso reahtätsbhnd ist die Verdrängung der 
ruinösen Folgen des wirtschaftiichen Wachstums- 
wahns für die natürlichen Lebensgrundlagen. Die Dis- 
kussion um die ökologischen Grenzen des Wachs- 
tums, die in den 70er Jahren immerhin bis in die CDU 
und die Industrie vorgedrungen war, scheint heute 
angesichts der phantastischen Aussichten auf neue 
Gewinne, neue Wachstumschancen und neue wirt- 
schaftliche Macht im Rahmen des EG -Binnenmarktes 
wie vom Tisch gefegt. Das ist ein großer Rückschritt, 
ein großer Verlust und kein Fortschritt. 

Es geht nicht mehr um die überlebensnotwendige 
Selbstbeschränkung der Industriegesellschaft — und 
das ist die eigentliche Jahrhundertfrage —, sondern 
um die Selbstbehauptung der Wirtschaftsmacht EG 
im Kampf um den Weltmarkt. Wir können die Bundes- 

(B) regierung selbst als Kronzeugen anrufen, daß die viel- 
beschworene soziale Dimension des Binnenmarktes 
nichts ist als ein leeres Versprechen. 

Dazu muß man sich die Antwort der Bundesregie- 
rung in der Großen Anfrage anschauen. Dort wird von 
ihr selbst gesagt: 

Die Vorstellungen der EG-Kommission zur sozia- 
len Dimension des Binnenmarkts sind zur Zeit 
noch nicht erkennbar. 

Es geht weiter: Das Arbeitsdokument der Kommission 
enthält, wie in der Einleitung der Antwort auf die 
Große Anfrage selbst bestätigt wird, wenig konkrete 
Zielvorstellungen und auch keine zeitlichen Vorga- 
ben. Das ist das, was Sie als soziale Dimension des 
Binnenmarkts verkaufen wollen. 

Mit anderen Worten: Die EG ist eine rein wirt- 
schaftspolitische Veranstaltung. Es wird ein Markt 
konstruiert, der sich weitgehend unbeeinflußt von so- 
zialen Mindeststandards und Schutzrechten für Ar- 
beitnehmerinnen und Verbraucherinnen entfalten 
kann. So erteilt die Bundesregierung der Forderung 
nach einer EG-weiten Arbeitszeitordnung mit Höchst- 
arbeitszeiten und Regelungen zur Begrenzung von 
Wochenend-, Schicht- und Nachtarbeit eine klare Ab- 
sage. EG-weite Regelungen über Elternurlaub und 
Urlaub aus familiären Gründen werden von der EG- 
Kommission hartnäckig abgelehnt. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Bitte?! — Peter 
[Kassel] [SPD]: Es gibt einen Entwurf, und da 
steht es gerade drin! Versuchen Sie es mit 


Lesen! Wir sind wirklich keine Freunde der (C) 

Kommission!) 

— Von der Kommission. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Kommission ist 
nicht gleich Rat!) 

— Sie müssen einmal gucken: Wo kommt es denn 
durch? Es kommt ja nicht durch. 

(Peter [Kassel] [SPD]: Versuchen Sie es ein- 
mal mit Lesen!) 

— Gut, ich versuche es einmal mit Lesen, Herr Peter. 

Das habe ich im ersten Schuljahr eigentlich gelernt. 

(Brück [SPD]: Man hat seine Vorurteile, und 
die läßt man sich nicht durch besseres Wissen 
zerschlagen!) 

Für EG-weite Mindestsicherung, für die Wechsel- 
fälle von Erwerbslosigkeit, Erwerbsunfähigkeit oder 
zur Absicherung von Mindesteinkommen im Alter 
sieht die Bundesregierung weder Bedarf noch Durch- 
setzungschancen auf EG-Ebene. Die EG-Kommission 
hat bereits abgelehnt, Aufträge der öffentlichen Hand 
im Rahmen der EG an soziale Kriterien zu knüpfen, 
z. B. an die Gleichbehandlung von Frau und Mann 
oder die Einhaltung von Tarifverträgen. Einziges Re- 
gulativ soll der Preis sein. 

(Dr. Gautier [SPD]: Das stimmt doch nicht! 

Das ist schlicht falsch!) 

Es geht um Kostensenkung, um Preiswettbewerb, 
auch wenn dabei soziale und ökologische Folgekosten 
ausgeklammert bleiben. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Das ist der Rat 
und nicht die Kommission! — Peter [Kassel] 

[SPD]: Ich bin für ein europäisches Semi- 
nar!) 

Die soziale Dimension des Binnenmarkts besteht 
vor allen Dingen aus großen Lücken, was durchaus 
gewollt ist. Es entspricht dem wirtschaftshberalen 
Kredo, das die Befreiung des Marktes von sozialen 
und ökologischen Regierungen als Königsweg zur 
Steigerung der gesamtgesellschaftlichen Wohlfahrt 
fordert. Der tatsächliche Effekt dieser sozialpohti- 
schen Lücken ist eine Vergrößerung der Spielräume 
für die Wirtschaft. Die Belegschaften und Gewerk- 
schaften werden aber in eine Standortkonkurrenz hin- 
eingetrieben, wo sie nicht ausreichend Gegenmacht 
haben. Das wäre im Endeffekt das Sozialdumping, 
das von den Gewerkschaften auch beschrieben 
wird. 

Der schon längst erfolgten Internationalisierung 
der Wirtschaft stehen national organisierte Gewerk- 
schaften und zum Teil nur lokal zusammengeschlos- 
sene soziale Bewegungen gegenüber. Das ist eine der 
Hauptgefahren, die uns in diesem Wirtschaftseuropa 
blühen. In gewisser Hinsicht erleben wir heute auf 
EG-Ebene Parallelen zur Herausbildung der Arbeiter- 
bewegung und der Gewerkschaften als sozialer Ge- 
genmacht in der Industriegesellschaft des 19. Jahr- 
hunderts. Der EG-Binnenmarkt, wie er sich heute ab- 
zeichnet, ohne demokratische Kontrolle und ohne 
eine soziale Gegenmacht ist eine Kombination von 
Kapital und staatlicher Bürokratie. Wir betrachten es 
deshalb als eine vordringhche Aufgabe, alle Ansätze 
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Frau Beck-Oberdorf 

(A) zur internationalen Zusammenarbeit sozialer, ökolo- 
gischer und demokratischer Bewegungen zu fördern 
und zu unterstützen. 

Das ist eine der Hauptaufgaben, die die GRÜNEN 
im Europäischen Parlament und in den EG -Institutio- 
nen wahrnehmen müssen: die Vernetzung der Ge- 
genwehr von unten zu fördern und damit dem Europa 
der Konzerne ein soziales, demokratisches und ökolo- 
gisches Europa von unten entgegenzusetzen. 

(Beifall der Abg. Frau Garbe [GRÜNE] - Kit- 
telmann [CDU/CSU]: Da hat ja nur ein einzi- 
ger geklatscht!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Würfel. 

Frau Würfel (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Das zusammenwachsende 
Europa wird weit mehr sein als ein großes, hervorra- 
gend funktionierendes Warenhaus. Ich denke, es 
lohnt sich, einmal im Alltagsgetriebe innezuhalten 
und darüber nachzudenken, was die soziale Dimen- 
sion Europas in ihrer ganzen Tragweite eigentlich 
bedeutet. Da ich eine Politikerin bin, die an der Basis 
stark verwurzelt ist, 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Bravo!) 
habe ich in den vergangenen Wochen die Mitmen- 
schen meiner Umgebung befragt, was für sie die so- 
ziale Dimension Europas ist. Ich kann Ihnen sagen, 
daß die meisten zwar wußten, was „Sozialhilfe" und 
„asozial" bedeutet, daß sie sich aber unter dem Begriff 
„soziale Dimension" so gut wie gar nichts vorstellen 
konnten und lediglich die Eingeweihten, also die, die 
mit Sozialpolitik zu tun hatten, den Begriff einigerma- 
ßen definieren konnten. Wenn es schon bei der Mehr- 
heit der Bevölkerung — nach meiner Umfrage — so 
ist, daß nicht bekannt ist, was „soziale Dimension" ist, 
um wieviel schwieriger würde es dann bei dieser selt- 
samen deutsch-englischen Wortschöpfung des „So- 
zialdumping". Deswegen will ich mich, wenn ich jetzt 
in meinen Ausführungen hier über die soziale Dimen- 
sion des europäischen Binnenmarktes spreche, bemü- 
hen, möglichst verständlich zu sprechen; denn ich 
finde es immer sehr seltsam, wenn Politiker und auch 
Sachverständige Wortschöpfungen gebrauchen, mit 
denen sie unter Umständen etwas verschleiern kön- 
nen, weil sie sich scheuen, eindeutig deutsch zu re- 
den. Und mit dem Begriff des Sozialdumping scheint 
das wohl so zu sein. 

(Beifall bei der FDP) 

Im Grunde, meine Damen und Herren, geht es bei 
dieser sozialen Dimension um das Faszinierendste, 
was wir in den vergangenen Jahrzehnten erlebt ha- 
ben; denn es geht um nichts anderes als darum, daß 
die Lebensbedingungen und die gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen von zwölf verschiedenen Län- 
dern und 324 Millionen Menschen einander angegli- 
chen werden. Alle Menschen dieses vereinten Euro- 
pas, das wir anstreben, sollen dieselben Rechte und 
auch dieselben Pflichten haben. Das bedeutet, daß wir 
alle gesellschaftlich relevanten Gruppen ins Blickfeld 
nehmen müssen; die Arbeitnehmer, die Familien, die 
Kinder, die Kirchen, die Gewerkschaften, die Selb- 
ständigen, die Rentner, die Witwen, die Alleinerzie- 


henden und die Behinderten, um nur einige zu nen- (C) 
nen. Und es geht darum, daß das bei den verschiede- 
nen sozialen Sicherungssystemen bisher Erreichte 
miteinander verglichen wird und man das Beste und 
das Bewährte auswählt. 

Das heißt also, daß die verschiedenen sozialen Si- 
cherungssysteme im Wettstreit miteinander liegen; 
denn es gibt kein Land in der Europäischen Gemein- 
schaft, das nicht auf irgendeinem Gebiet der nun zu 
treffenden Gemeinschaftsregelungen einen Vor- 
sprung gegenüber dem anderen hätte. Zum Beispiel 
ist der Arbeitsschutz in Dänemark weiter entwickelt 
als in anderen EG -Ländern. In den Niederlanden bei- 
spielsweise existieren im Umweltbereich weiterge- 
hende Regelungen als in anderen europäischen Län- 
dern. In der Bundesrepublik ist die Mitbestimmung 
am weitesten entwickelt. Und wieder andere Länder 
sind führend beim Verbraucherschutz und bei den 
lebensmittelrechtlichen Vorschriften. 

Übrigens schneidet die Bundesrepublik im Ver- 
gleich der sozialen Sicherungssysteme recht gut ab. 

Wir sehen es an den Veröffentlichungen der Gewerk- 
schaften, 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

von denen wir vorhin gehört haben und in denen sie 
darauf hinweisen, daß es keine Abstriche am Erreich- 
ten geben dürfe. 

(Beifall bei der FDP) 

Andererseits gibt es natürlich auch bei uns Bleige- 
wichte, nämlich zu hohe Lohnzusatzkosten, eine 
starke Verkrustung des Arbeitsmarktes, unzurei- 
chende Arbeitszeitflexibilität. Die Diskussion um die ' ^ 
Veränderung der Ladenschlußzeiten war ein Trauer- 
spiel ohnegleichen. 

(Beifall bei der FDP) 

Auf der anderen Seite liegen unsere absoluten Plus- 
punkte in der hohen Produktivität, in der Qualifika- 
tion unserer Arbeitnehmer, in der guten Infrastruktur 
und in dem ausgewogenen Instrumentarium von Mit- 
bestimmungsrechten und Mitwirkungsrechten, das in 
der Vergangenheit entscheidend zum gesellschaftli- 
chen Frieden beigetragen hat. 

Andererseits steht allerdings außer Frage, daß wir 
unsere Wettbewerbsvorteile nicht aufs Spiel setzen 
dürfen; denn angesichts technologischer Umwälzun- 
gen, wirtschaftlicher Verschiebungen und des indu- 
striellen Strukturwandels ist der Erfahrungsaustausch 
als Instrument der Annäherung zugleich auch ein Ele- 
ment des Zusammenhalts der Gemeinschaft; denn 
dieser Erfahrungsaustausch fördert das Verständnis 
der jeweiligen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Situation und natürlich auch der Grundwerte, um die 
es geht. 

Meine Damen und Herren, das Faszinierendste an 
der ganzen Tragweite der sozialen Dimension Euro- 
pas ist für mich, daß erst einmal geistige Schranken 
eingerissen werden mußten und daß erhebliche in- 
nere Widerstände und ideelle Grenzen überwunden 
sein werden, wenn es am 1. Januar 1993 so weit sein 
wird, daß die materiellen Schranken innerhalb der 
Zwölfergemeinschaft gefallen sein werden. Hier 
meine ich die hölzernen und eisernen Schlagbäume, 
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Frau Würfel 

(A) die unsäglichen Kontrollen und die langwierigen, er- 
niedrigenden Zollformalitäten. 

Meine Damen und Herren, was vor 40 Jahren noch 
ein Traum war, ist Wirklichkeit geworden: Aus Erz- 
feinden wurden Freunde und Partner, aus Herabset- 
zung des anderen wurde Anerkennung, aus Vorurtei- 
len wurde Partnerschaft, und aus Abneigung wurde 
Sympathie. Ich finde es einfach phantastisch, was sich 
gerade in den vergangenen Jahren auf europäischer 
Ebene getan hat, wie die Völker bereits zusammenge- 
wachsen sind, wie groß das Verständnis füreinander 
geworden ist 

(Beifall bei der FDP) 

und wieviel mehr an Freiheit ab 1993 dem einzelnen 
Bürger Europas geboten werden wird, 

Immer mehr Menschen in Europa begreifen, daß 
wir alle gemeinsame historische Wurzeln haben und 
daß die kulturelle Dimension Europas geprägt ist 
durch das Bekenntnis zur Demokratie, zur Gerechtig- 
keit und zur Freiheit. Wir sind stolz darauf, daß es 
europäische Frauen und Männer waren, die unser 
kulturelles Erbe in die ganze Welt hinausgetragen 
haben. Denken wir an Jeanne d' Are, Bela Bartok, Hil- 
degard von Bingen, Brahms, Cervantes, Madame Cu- 
rie, Dante, Goethe, Kant, Columbus, Liszt, Magellan, 
Florence Nightingale, Leonardo da Vinci, Voltaire 
und Wagner, um nur einige herausragende Beispiele 
zu nennen. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Das waren 
schon eine ganze Menge!) 

ßj Die europäische Integration setzt eine neue, auf 
dem Gefühl der Zugehörigkeit zu einer gemeinsamen 
europäischen Kultur beruhende Solidarität voraus. 
Für ein Zusammenwachsen der Völker Europas ist 
gesamteuropäisches Denken des einzelnen unerläß- 
lich; 

(Beifall bei der FDP) 

denn ein vereintes Europa wird nicht verordnet, son- 
dern ein Europa der Bürger wächst von unten herauf 
zusammen. Nachdem Europa nun ein reiches kultu- 
relles Erbe hat, kann es also nur darum gehen, diesen 
kulturellen Reichtum in seiner ganzen Vielfalt auszu- 
schöpfen. 

Ich denke, daß es die Jugend ist, die eine ganz zen- 
trale Rolle bei dem Zusammenwachsen Europas spie- 
len wird. Es geht also auch darum, die Möglichkeiten 
des Erlernens von Sprachen zu verbessern. Im 
Grunde genommen müßte man es schon in der Grund- 
schule ermöglichen, die Sprache des Nachbarlandes 
zu lernen; denn unsere Jugend ist es, die vollenden 
wird, was wir uns heute vorstellen. 

Das wirtschaftliche, politische, soziale und kultu- 
relle Europa, das wir gemeinsam schaffen wollen, ver- 
langt den festen Willen und die Fähigkeit, sich in die 
Mentalität des Nachbarn einzufühlen und sie zu ach- 
ten. Es erfordert besonders die Bereitschaft, voneinan- 
der zu lernen. Hier sind liberal denkende Menschen 
gefragt; denn nur aus liberaler Geisteshaltung heraus 
wird Europa vollendet werden. 

(Peter [Kassel] [SPD]: Da kriegt man ja eine 
Gänsehaut!) 


Jenseits von Vorurteilen und Vorbedingungen wird (C) 
Europas Jugend zusammenwachsen, wird die Jugend 
die Hände über die Grenzen hinweg ausstrecken und 
mit Begeisterung und der Zukunftsvision eines 
menschlichen Europas im Herzen die gemeinsame 
Heimat aufbauen helfen. Unsere Jugend wird sich 
den globalen Herausforderungen der Zukunft als Eu- 
ropäer stellen, weil sie Europa nicht nur mit dem Ver- 
stand, sondern auch mit dem Herzen akzeptieren 
wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Laßt uns in Zukunft alle als Europäer denken, han- 
deln und leben. Laßt uns an Europa glauben und Eu- 
ropa mit Leben erfüllen. Ich denke, es lohnt sich für 
uns alle. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - 
Zuruf von der SPD: Das war aber 
schwach!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Peter (Kassel). 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Frau Würfel, ich glaube, das, was eben 
Ihre Schlußapotheose war, ist einer der Gründe dafür, 
daß wir befürchten müssen, daß die Begeisterung für 
Europa möglicherweise nicht so weit geht, wie die 
politische Identifikation mit Europa einfach gehen 
müßte. 

Es geht bei Wahlen um Politik und bei Europawah- 
len um europäische Politik. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Deshalb muß am Sonntag jedem klar sein, daß es um 
politische Grundentscheidungen und nicht um die 
Frage geht, mit welchem Herzen wir jeweils gerade 
Europa abfeiern. Es geht auch nicht um den Binnen- 
markt, sondern es geht um eine Politik, die den Bin- 
nenmarkt sozial gerecht gestaltet. Das ist die Position 
der Sozialdemokraten. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn wir soziale Demokratie in Europa fordern, 
dann wissen wir auch, daß es da konkret werden muß. 

Herr Minister Blüm, es hilft gar nichts, zum dritten und 
vierten Mal die Begeisterung für das soziale Europa 
hier zu feiern, gleichzeitig aber, wenn es konkret wird, 
vor den Arbeitgebern einzuknicken und sich bei den 
sozialen Grundrechten auf die Widerstände der Frau 
Thatcher zu berufen und zu sagen: Hier läuft nichts. 

(Beifall bei der SPD) 

So ist in der Tat die Lösung der Frage, ob es gleich- 
zeitig mit der Entwicklung des Binnenmarktes eine 
europäische Sozialverfassung gibt — das steckt näm- 
lich hinter dem Begriff von der Charta sozialer 
Grundrechte in der EG — , entscheidend dafür, ob die 
Arbeitnehmer, die Gewerkschaften und die Bevölke- 
rung den Binnenmarkt akzeptieren oder nicht. Es ist 
eine Kernfrage der Akzeptanz des Binnenmarktes, ob 
es soziale Gesetze in Europa gibt. 

Die Kernfrage der Diskussion um die europäische 
Sozialverfassung spitzt sich auf die Frage der Rechts- 
verbindlichkeit sozialer Grundrechte in den Mit- 
gliedstaaten zu. Das ist offensichtlich etwas, was die 
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Peter (Kassel) 

(A) Arbeitgeber in der Bundesrepublik fürchten wie der 
Teufel das Weihwasser. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es ist ein Unding, daß jeder Produzent einer Ware 
oder Anbieter einer Dienstleistung in Europa sein 
Recht auf den freien Zugang zu den nationalen 
Märkten vor dem Europäischen Gerichtshof einkla- 
gen kann, daß aber ein Arbeitnehmer, der sich in der 
Wahrnehmung essentieller sozialer Grundrechte ein- 
geschränkt sieht, ob es nun Gewerkschaftsrecht oder 
Kündigungsschutz oder etwas anderes ist, vom euro- 
päischen Rechtsweg ausgeschlossen ist. Ein Europa, 
das die Arbeitnehmer vom europäischen Rechtsweg 
ausschließt, ist nicht das Europa der Arbeitnehmer. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist der Grund dafür, Herr Minister Blüm, daß 
der Deutsche Bundestag am 1. Juni die Bundesregie- 
rung aufgefordert hat, sich im Rat für einen Kernbe- 
stand einheitlicher, verbindlicher und in den Mit- 
gliedstaaten unmittelbar geltender sozialer Grund- 
rechte einzusetzen. Das ist auch für mich der Grund 
dafür gewesen, daß ich Ihnen, Herr Bundesarbeitsmi- 
nister, in einem Brief den Rat gab, für die europäische 
Öffentlichkeit auf der Grundlage des Bundestagsbe- 
schlusses einen Gegenakzent zu der schroffen Ableh- 
nung jeglicher verbindlicher sozialer Grundrechte 
durch Frau Thatcher zu setzen. 

Ihre Reaktion, Herr Bundesarbeitsminister, ist 
einesteils zu begrüßen. Sie haben in der Tat eine klare 
Aussage für verbindliche, einklagbare soziale Grund- 
rechte gemacht. Das verdient Unterstützung. 

g Andererseits haben Sie allerdings das Einstimmig- 
keitserfordernis für eine Sozialcharta so weit heraus - 
gestellt, daß zu befürchten ist, daß Sie mit diesem Hin- 
dernis der Einstimmigkeit gleichzeitig für die Arbeit- 
geber, die das ja alles nicht wollen, eine Beruhigung 
schaffen wollen und auf der anderen Seite dem Bun- 
deskanzler den Spagat zwischen sozialem Image auf 
europäischer Ebene und dem Deregulierungsdruck 
aus der Wirtschaft, von der FDP, vom Bundeswirt- 
schaftsminister und sicherlich auch von Graf Lambs- 
dorff weiter so erlauben. Ein Spagat ist ja eine Funk- 
tion der Länge der jeweiligen Beine. Wenn Sie mit 
dem Einstimmigkeitserfordernis hier die Begrenzung 
setzen, dann verdient einiges von dem, was Sie gesagt 
haben, durchaus unser Mißtrauen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter Pe- 
ter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne- 
ten Stavenhagen? 

Peter (Kassel) (SPD): Ja. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte, Herr Abgeordne- 
ter. 

Dr. Stavenhagen (CDU/CSU): Herr Kollege, meinen 
Sie wirklich, daß es die Privatidee von Herrn Blüm 
war, das Einstimmigkeitserfordernis herauszustellen, 
oder glauben Sie nicht, daß das vielleicht im EWG- 
Vertrag begründet sein könnte? 


Peter (Kassel) (SPD): Ich stelle fest, daß in dem Vor- (C) 
schlag zu einer feierlichen Erklärung der Kommission 
die Frage, ob Art. 118 a mit die Rechtsgrundlage für 
einige Bereiche, die in einer Sozialcharta geklärt wer- 
den müssen, bieten könnte, die Kommission dazu ge- 
bracht hat, zu sagen, es sei noch nicht ausdiskutiert, 
ob es ein Einstimmigkeits- oder ein Mehrheitserfor- 
dernis gebe. Dann ist es um so weniger verständlich, 
wenn der Herr Bundesarbeitsminister diese Frage ex 
cathedra von sich aus entscheidet. Das ist der Grund 
für unser Mißtrauen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie wissen, es gibt da durchaus noch einen Diskus- 
sionsprozeß mit erheblichen Auswirkungen darüber, 
ob das Europäische Parlament im Kooperationsver- 
fahren mitentscheiden kann, was ja die Durchset- 
zungschancen erhöhen würde, oder nicht. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU]: Wir können 

Sie beruhigen: Ihr Mißtrauen ist nicht be- 
rechtigt!) 

— Ihrem Lächeln, Herr Staatsminister, entnehme ich, 
daß Sie es so sehen wie ich. 

Herr Bundesarbeitsminister, für mich ist sehr inter- 
essant: Wie wird denn auf dem Gipfel in Madrid die 
Mehrheit bei einer Charta sozialer Grundrechte sein? 

Wird das 11:1 sein? Wenn es 11 : 1 sein wird, sollte 
der Bundeskanzler tatsächlich mal seine Freundschaft 
zu Frau Thatcher überprüfen, ob er sie dann nicht zu 
der zwölften Stimme bringen könnte, um damit die 
Frage der Einstimmigkeit zu einem Scheinproblem zu 
machen. Es ist dem Herrn Bundeskanzler zu empfeh- 
len, einmal den Tiefgang seiner Freundschaft zu Frau 
Thatcher in diesem Zusammenhang zu überprüfen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, auf Frau Beck-Oberdorf 
gehe ich heute nicht ein, obwohl ich es in sozialpoliti- 
schen Fragestellungen gerne tue. Hier empfiehlt es 
sich tatsächlich, einmal parlamentarisch zu überprü- 
fen, ob wir Europaseminare machen sollten, damit 
endlich klar ist, in welchen Institutionen welche Pa- 
piere jeweils gerade erörtert werden. Sonst ist das 
keine Basis für eine sinnvolle Auseinandersetzung. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Sprechen Sie zu 
Ihrer Partei?) 

Zu den Inhalten einer Sozialcharta: Die Sozialde- 
mokraten haben in ihrem Antrag zum sozialen Europa 
dargelegt, welches die notwendigen Grundrechte für 
Arbeitnehmer sind; Kollege Dreßler hat das ausge- 
führt. Es ist hier nur wichtig, daran zu erinnern: Diese 
sozialen Grundrechte sind nach unserer Auffassung 
Mindestrechte, d. h. wenn Staaten weitergehende 
Rechte, einen höheren sozialen Stand erreicht haben, 
dann brauchen sie diesen Stand nicht aufzugeben, sie 
können ihn auch weiterentwickeln. 

Herr Bundesarbeitsminister, nur noch einmal die 
Erinnerung daran: Deutschland ist nicht überall 
Spitze. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Vor allem nicht bei 

den Ministern! — Dr.-Ing. Kansy [CDU/ 

CSU]: Die Opposition ist schlecht!) 
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Peter (Kassel) 

(A) Im Gegenteil, wir sind durch den Prozeß des nationa- 
len Sozialabbaus an der einen oder anderen Stelle 
hinter andere Länder zurückgefallen. Die deutschen 
Arbeitnehmer könnten auf die Arbeitnehmerrechte 
als gewerkschaftliche Rechte in Italien stolz sein. Die 
erwerbstätigen Frauen in der Bundesrepublik müßten 
auf den sozialen Standard, den erwerbstätige Frauen 
in Frankreich erreicht haben, neidisch werden, und 
das Problem der Pflegebedürftigkeit ist in den Nieder- 
landen besser geregelt als bei Ihrem kümmerlichen 
Versuch eines Gesundheits-Reformgesetzes. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Von daher ist das Bild von Jacques Delors von der 
Sozialcharta als dem sozialen Fahrstuhl im europäi- 
schen Haus, wo jede Nation in der Etage, in der sie 
sich befindet, in den nach oben fahrenden Fahrstuhl 
einsteigen kann, an sich ein gutes Bild, um den Bür- 
gern deutlich zu machen, um was es bei dem Aufbau 
eines sozialen Europas geht. Bauen wir dieses Haus 
allerdings gleichzeitig mit dem Fahrstuhl, und bauen 
wir den Fahrstuhl nicht hinterher ein; denn dann 
würde es nach allen Erfahrungen wesentlich teurer! 
Das sagt Ihnen jeder, der schon einmal ein Haus ge- 
baut hat. 

(Beifall bei der SPD) 


Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Dr. Hellwig. 


Frau Dr. Hellwig (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Deutschland steht 
im Zeichen des Gorbatschow-Besuchs. Was interes- 
siert Herrn Generalsekretär Gorbatschow besonders 
an uns? Ihn interessiert unser Wirtschaftssystem be- 
sonders. Ihn interessiert, von uns zu lernen. Er sollte in 
Köln ursprünglich vor deutschen Arbeitern sprechen; 
er hat es vorgezogen, mit der deutschen Industrie zu 
sprechen. 

(Zuruf von der SPD: Heute spricht er in Dort- 
mund vor Arbeitern! — Peter [Kassel] [SPD]: 

Das ist eine Steigerung, vom Bundeskanzler 
bis nach Dortmund!) 

Er tat es nicht, um etwa die deutschen Arbeitnehmer 
zu beleidigen, sondern er tat es, um das Bestmögliche 
für seine sowjetischen Arbeitnehmer zu tun; denn er 
weiß, er braucht genau solche Unternehmer, wie es 
unsere deutschen Unternehmer sind, um das Best- 
mögliche für seine sowjetischen Arbeitnehmer zu 
tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wenn jemand auf der Suche nach einem Modell ist, 
wie er ein marodes Wirtschaftssystem nach vorn brin- 
gen kann, wie er es marktwirtschaftlich stärker, sozial 
gerechter und besser machen kann, dann landet er 
— wie Gorbatschow — bei uns. Die Komphmente 
können Sie alle in der Zeitung nachlesen. Er sagte 
ganz zufrieden: „Jetzt brechen politische und wirt- 
schafthche Eisenvorhänge zusammen; wir sind auf 
dem Weg zu einer sozialistischen Marktwirtschaft." 
So Zitat Gorbatschow. 


Hoffentlich macht diese Erkenntnis allmählich auch (C) 
bei unseren Linken Platz. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Sie gehören 
doch zu den Linken der CDU, Frau Hell- 
wig!) 

Wie sagte Gorbatschow so schön: Alte Befehlsadmi- 
nistrationen liegen bei ihm im Kampf mit der Markt- 
wirtschaft. 

Meine Damen und Herren, diese Voraussetzung, 
daß der Markt das Herzstück auch jeder Sozialpolitik 
ist, diese Erkenntnis vertreten übrigens beide deut- 
schen Tarifpartner, also nicht nur die Arbeitgeber, 
sondern auch die Gewerkschaften. Es war für mich bei 
der Anhörung, die ich im Auftrag der CDU/CSU- 
Fraktion zum Thema EG-Sozialraum durchführte, 
sehr interessant, daß beide Tarifpartner gleichzeitig 
und gleichermaßen daran interessiert waren, das 
hohe deutsche soziale Niveau auch im EG-Binnen- 
markt im näheren Zusammenwachsen zu halten. Ge- 
radezu Stilblüten kann ich zitieren, wenn einerseits 
der Arbeitgebervertreter sagt, daß die hohen Löhne 
angesichts der hohen Produktivitätsrate durchaus ge- 
rechtfertigt sind, und wenn andererseits der Arbeit- 
nehmervertreter sagt, daß man nicht alle Arbeits- 
plätze in Deutschland halten muß, sondern daß man 
durchaus schlecht bezahlte Arbeitsplätze auch in an- 
dere Länder abwandern lassen sollte, weil dies das 
beste Mittel gegen Sozialdumping sei. — Meine Da- 
men und Herren, so ehrlich, so offen und so voller 
Komphmente wird von beiden Tarifpartnern über un- 
ser System gesprochen, wenn es darum geht, es inner- 
halb der EG mit anderen zu vergleichen. (D) 

Mein heber Norbert Blüm, Herr Minister, auch Ih- 
nen kann ich eine freudige Nachricht mitgeben. 

(Zurufe von der SPD: Die hat er immer nö- 
tig!) 

Bei dieser Anhörung wurde unser deutsches Kran- 
kenversicherungssystem von beiden Tarif partnem 
als vorbildlich gelobt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Man sagte, daß die öffenthchen Gesundheitssysteme 
wesenthch teurer und nicht so effizient sind. Man 
verghch es auch mit anderen Beitragssystemen und 
stellte z. B. fest, daß in der französischen Krankenver- 
sicherung der einzelne bis zu 30% der ambulanten 
Versorgung selbst tragen muß. Das sage ich all denje- 
nigen, die darüber jammern, daß unsere Selbstbeteüi- 
gung so hoch sei. 

Meine Damen und Herren, die Wünsche nach wei- 
terer Reform unseres Krankenversicherungssystems 
gingen in die folgende Richtung: 

Vizepräsident Cronenberg: Frau Dr. Hellwig, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage? 


Frau Dr. Hellwig (CDU/CSU): Nein, meine Zeit ist zu 
kurz. Es tut mir leid. 

Erstens. Der erste Wunsch beider Tarifpartner war 
eine weitere Kostendämpfung. Ich hätte mir ge- 
wünscht, Norbert Blüm, auch in Ihrem Interesse, daß 
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Frau Dr. Hellwig 

(A) dieses auch im Rahmen der Gesundheitsreform offe- 
ner gesagt worden wäre. 

Zweitens. Ein weiterer Wunsch war es, mehr zugun- 
sten der Versorgung Älterer zu tun — weniger Ärzte 
und mehr Pflegekräfte forderte der DGB. Genau das 
ist die Zielrichtung, in die die Reform auch geht. 

Kommen wir zu dem anderen Punkt, der in der 
öffentlichen nationalen Diskussion mit die größte 
Rolle im Bereich der Sozialpolitik spielt, zum Thema 
Arbeitslosigkeit. Dazu nur ein paar Verlaufs- und 
Vergleichszahlen: Europaweit lag die Arbeitslosen- 
quote 1984 bei 10,8%, und sie ist bis 1988 auf 10,3% 
abgesunken. Das ergab sich aus der Statistik in der 
Antwort auf die Große Anfrage der CDU/CSU. In 
Deutschland betrug die Arbeitslosenquote im Jahre 
1984 7,1% und 1988 6,4%. Jetzt kommt der zweite, 
angeblich so unsoziale Staat, Großbritannien. Hier 
betrug die Arbeitslosenquote 1984 11,4% und 1988 
8,7%. Im Vergleich dazu betrug die Arbeitslosen- 
quote in einem sozialistisch regierten Staat, nämlich in 
Frankreich, 1984 9,9% und 1988 10,4%. Also frage 
ich: Wer hat hier die besseren Rezepte zum Abbau der 
Arbeitslosigkeit? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD: Wenn das der Bundeskanzler hört!) 

Ich kann Ihnen auch noch Spanien nennen. Die Ar- 
beitslosenquote der Frauen stieg hier von 23,4% auf 
28,4 %. Was wahr ist, muß wahr bleiben. Es sind ganz 
einfache Statistiken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der FDP) 

^ ^ Bei aller Freundschaft kann man sich auch durchaus 
Wahrheiten ins Gesicht sagen, mein lieber Herr 
Brück, das wissen Sie. Das ist der Vorteil einer guten 
Freundschaft. 

Meine Damen und Herren, eigentlich besteht jetzt 
bei uns Deutschen die Gefahr, wenn wir ehrlich sind, 
daß unsere deutschen Bundesbürger sagen: Ja, es ist 
toll, Frau Hellwig. Was Sie hier sagen, stimmt alles. 
Wozu brauchen wir überhaupt noch den Binnen- 
markt? Am besten machen wir gar nichts weiter, denn 
im Grunde haben wir so große Vorteile, die nur blei- 
ben können. 

Meine Damen und Herren, für uns ist der Binnen- 
markt die entscheidende ehrliche Entwicklungshilfe 
gegenüber unseren Nachbarn. Das tun wir nicht aus 
Altruismus, sondern zu unserem eigenen Nutzen. 
Denn wirtschaftlich starke und soziale Nachbarn, de- 
nen es genauso gut geht wie uns, sind die besten 
Nachbarn. Dies ist die beste Friedens- und Sicher- 
heitspolitik für unser eigenes Volk. Der erste Teil der 
Europäischen Gemeinschaft, als Italien in den 60er 
Jahren aufgeholt hat, ist ein Beweis dafür, daß dann, 
wenn die Grenzen offen sind und die weniger Entwik- 
kelten die Chance einer hochbeschleunigten Ent- 
wicklung haben, es den Besseren in diesem Markt 
nicht etwa schlechter geht, sondern daß sie von dem 
Wachstum der anderen profitieren. Genau das wird 
auch in Zukunft der Fall sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das ist unsere Form der Fortentwicklung. Wir sind 
Spitze. Aber wir sind nicht eitel, sondern gleichzeitig 


selbstkritisch genug, diese Tatsache, daß wir Spitze (C) 
sind, dazu zu benutzen, uns weiter zu reformieren. 
Dazu gehört die Öffnung im Rahmen des Binnen- 
markts. 

Ein Wort noch an die GRÜNEN, Frau Beck-Ober- 
dorf. Die Zwergenrepublik der GRÜNEN, von denen 
immer so schön gesagt wird: „Wir brauchen keine 
Harmonisierung; denn alles soll von unten klein, klein 
kommen'', ist genau der Wildwuchs, in dem extreme 
soziale Unterschiede die Gefahr des sozialen Dum- 
pings in sich bergen, wenn der Unternehmer in einem 
weniger sozialen Land glaubt, sich durch weiteres 
Drücken von Schutzrechten Wettbewerbsvorteile ge- 
genüber solchen Staaten wie uns zu sichern. Deswe- 
gen kann ich der SPD nur zustimmen, wenn sie mit 
uns gemeinsam eine Sozialcharta und damit gemein- 
same Mindeststandards fordert. Das ist der Zentralis- 
mus, den wir im Interesse der größeren sozialen Ge- 
rechtigkeit in Europa brauchen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Reimann. 

Reimann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Mit der Schaffung des europäischen 
Binnenmarkts sind Probleme verbunden, die die Bür- 
ger und Bürgerinnen in unserem Land nachhaltig in 
ihren Lebens- und Arbeitsbedingungen betreffen 
werden. In meinen Ausführungen will ich auf das Pro- 
blem des Arbeitsschutzes eingehen, aber auch einige (D) 
Gedanken zur Sicherung des Verbraucherschutzes 
vortragen. 

In der Bewertung des Arbeitsschutzes in der EG 
gehen die Meinungen weit auseinander. Tatsache ist, 
daß mit dem Art. 118 a des EWG- Vertrags, wonach die 
Mitgliedstaaten die Verbesserung insbesondere der 
Arbeitsumwelt fördern wollen, um die Sicherheit und 
die Gesundheit der Arbeitnehmer zu schützen, gute 
Möglichkeiten zur Gestaltung des Arbeitsschutzes auf 
dem Wege von Mehrheitsentscheidungen gegeben 
sind, obwohl eine Vielzahl von Vorhaben am Einstim- 
migkeitsprinzip gescheitert sind. 

Der derzeit erörterte Entwurf der Sozialcharta wird 
ein Fortschritt zur Verbesserung des Arbeitsschutzes 
sein, wenn es zur Konkretisierung der Schutzbestim- 
mungen kommt. Wenn nicht, besteht die Gefahr, daß 
man sich entweder auf niedrige Standards einigt oder 
daß das Vorhaben dem Einstimmigkeitsprinzip gleich 
zum Opfer fällt, obwohl es dringend notwendig, ja 
unumgänglich ist, die Mindeststandards in den rück- 
ständigen Mitgliedsländern anzuheben. 

Der Bundeskanzler hat den Gewerkschaften zuge- 
sichert, daß mit der Schaffung des EG -Binnenmarkts 
kein Sozialdumping und kein Abbau von Arbeitneh- 
merrechten verbunden sind. Wie vertrauenswürdig ist 
eigentlich ein Bundeskanzler, der seit seinem Macht- 
antritt keine Gelegenheit ausgelassen hat. Arbeitneh- 
merrechte in der Bundesrepublik bis zur Unerträglich- 
keit abzubauen? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Wider- 
spruch bei CDU/CSU und der FDP) 
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Reimann 

(A) Der EG -Binnenmarkt muß auch unter dem Aspekt 
handfester Interessen der multinationalen Konzerne 
gesehen werden. Ihnen geht es um den Wegfall von 
Handelshemmnissen und den Aufbau neuer Märkte. 
Diesem Vorhaben der Bundesregierung jetzt noch ein 
sozialpolitisches Mäntelchen umzuhängen, darauf 
könnte an sich verzichtet werden. Es fragt sich 

— wenn ich heute morgen dem Herrn Arbeitsminister 
richtig zugehört habe — : War denn der von der Bun- 
desregierung betriebene Sozialabbau in den vergan- 
genen Jahren der Preis für den Einstieg nach Eu- 
ropa? 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Nein!) 

Wichtig ist die Erkenntnis für die Arbeitnehmer in 
Europa, daß sie sich nicht gegeneinander ausspielen 
lassen dürfen. Die Gefährdung der Menschen durch 
gesundheitsgefährdende Arbeitsstoffe ist die gleiche 

— es ist richtig, was der Minister darüber sagt — , ob 
sie den portugiesischen Arbeitnehmer oder den deut- 
schen trifft. Deshalb müssen die Standards im Arbeits- 
schutz in ganz Europa einheitlich nach oben gedrückt 
werden. So verstehen wir die soziale Dimension des 
Binnenmarkts. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Umwelt- und Gesundheitsausschuß des Euro- 
päischen Parlaments hat in diesen Tagen eine Viel- 
zahl von Anträgen zur Verbesserung des Arbeits- 
schutzes verabschiedet: Vom Initiativrecht der Arbeit- 
nehmer bei Fragen des Gesundheitsschutzes im Be- 
trieb bis zur Vermeidung eintöniger Arbeit. Voraus- 
setzung dafür, daß diese Anträge als Richtlinien in 

(B) Kraft treten, ist allerdings, daß die Beschlüsse des 
Europäischen Parlaments vom Ministerrat nicht ein- 
stimmig zurückgewiesen werden. Aus England hört 
man dazu keine guten Botschaften. 

Die Haltung der Bundesregierung läßt sich an ihrer 
Antwort auf unsere Große Anfrage zum Thema Euro- 
päischer Binnenmarkt und soziale Demokratie fest- 
machen. Sinngemäßes Zitat: Im engen Kontakt mit 
den Sozialpartnern will sich die Bundesregierung für 
eine Reihe konkreter, rechtlich verbindlicher und ein- 
klagbarer Mindestregelungen im arbeitsrechtlichen 
Bereich einsetzen. 

Zum einen begrüßt die Bundesregierung, wie ihre 
Antworten zeigen, das sogenannte Richtlinienpaket 
der EG zum Arbeitsschutz und verweist immer wieder 
auf ihre angebliche Initiativrolle bei der Einbringung 
neuer Vorschläge zum Arbeitsschutz, zum anderen 
lese ich aus ihren Antworten, daß sie offenbar der irri- 
gen Meinung anhängt, in der Bundesrepublik seien 
durch bestehende Arbeitsschutzregelungen paradie- 
sische Zustände erreicht. 

(Zuruf von der FDP: Noch nicht! — Kittel- 
mann [CDU/CSU]: Als Christen wissen wir, 
daß das Paradies woanders ist!) 

Wer weiß, wie viele Arbeitnehmer in der Bundesrepu- 
blik durch berufsbedingte Gesundheitsschäden zu 
Frührentnern werden oder in jahrelangen Prozessen 
um die Anerkennung ihrer Berufserkrankung kämp- 
fen müssen, wer nur ein bißchen Einblick in die Ar- 


beitswelt hat, der kann sich über eine solche Haltung (C) 
nur wundern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eine maßlose 
Übertreibung!) 

Gleichzeitig versäumt es die Bundesregierung 
nicht, darauf hinzuweisen 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Ach, immer dieses 
pessimistische Bild!) 

— Ach, hören Sie mal, mit Ihren Zwischenrufen bewe- 
gen Sie doch höchstens noch die Luft im Saal, mehr 
nicht; hören Sie doch mal auf damit! 

(Beifall bei der SPD) 

Gleichzeitig versäumt es die Bundesregierung 
nicht, darauf hinzuweisen, daß zur Erreichung eines 
einheitlichen Arbeitsschutzniveaus in der Europäi- 
schen Gemeinschaft die bundesdeutschen Arbeitneh- 
mer sich erst einmal ein paar Jahre gedulden sollten. 
Während die Arbeitnehmer wieder einmal zum Maß- 
halten angehalten werden, wird den Unternehmer 
durch den Vorrang des Wirtschaftsprinzips in der EG 
Tür und Tor geöffnet. 

Wir — das sagen wir überall recht deutÜch — wol- 
len kein Europa der Banken und Konzerne, der kalten 
Durchsetzung marktwirtschaftlicher Prinzipien; wir 
wollen das soziale Europa. 

(Beifall bei der SPD — Frau Würfel [FDP]; 

Wir auch!) 

Wir fordern den Erhalt und Ausbau hart erkämpfter 
Arbeitnehmerrechte, wir wollen nicht den Abbau zu- 
lassen. (D) 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Wer will denn 
etwas anderes?) 

Derzeit werden den 160 Millionen Arbeitnehmern 
in der EG mit Abstand nicht die Vorteile geboten, die 
den Unternehmern geboten werden. Hier steht die 
Bundesregierung in der Pflicht, die Nachteile der Ar- 
beitnehmer auszugleichen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sind doch un- 
sinnige Fronten!) 

und Arbeitsschutzregelungen bei uns und in der EG 
weiter zu verbessern. 

Die Wahrung der Verbraucherinteressen ist ein 

weiteres Problem des EG-Binnenmarktes. Die Bun- 
desregierung begreift Verbraucherschutz als Be- 
standteil der Wirtschaftspolitik. In vielen Bereichen 
des Verbraucherschutzes hinkt die Bundesrepublik 
total hinterher. Selbst geschaffenes Recht droht den 
Bach hinunter zu gehen. In der Bundesrepublik sind 
z. B. die Bestrahlung von Lebensmitteln und die Ein- 
fuhr bestrahlter Lebensmittel verboten. Wir fordern 
deshalb die Bundesregierung auf, sich für das Verbot 
der Lebensmittelbestrahlung in der EG einzusetzen. 

(Zuruf von der SPD: Umsonst!) 

Die Europäische Gemeinschaft umfaßt einen Markt 
von mehr als 320 Millionen Verbraucherinnen und 
Verbrauchern. Wir meinen, sie haben ein Recht auf 
Schutz vor gefährlichen Chemikalien in Lebensmit- 
teln, vor krebserzeugenden Stoffen und Schwermetal- 
len in der Umwelt, vor schädlichen Nebenwirkungen 
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Reimann 

(A) von Arzneimitteln, vor fehlerhaften Geräten im Haus- 
halt. Deshalb sagen wir Sozialdemokraten: Wir brau- 
chen nicht nur einen guten und ständig zu verbessern- 
den Arbeitsschutz, sondern wir brauchen auch einen 
guten und ständig zu verbessernden Verbraucher- 
schutz auf einem einheitlich hohen Niveau. 

(Beifall bei der SPD) 


Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Fuchtel. 


Fuchtel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Bei der Diskussion um 
die soziale Ausgestaltung Europas fällt auf, daß sich 
die Union etwas leichter tut als die SPD. 

(Lachen der Frau Wieczorek-Zeul [SPD]) 

Wir sagen: Die sozialen Errungenschaften in 
Deutschland waren noch nie so hoch wie heute. Im 
Interesse der Bürger und vor allem auch der Arbeit- 
nehmer soll sich daran nichts ändern, auch nicht im 
Rahmen des Europäischen Binnenmarktes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was Europa betrifft, so stimmen Sie uns ja, was den 
Erhalt hoher Standards angeht, noch zu; gleichzeitig 
aber beschwören Sie ständig den sozialen Nieder- 
gang und die soziale Trostlosigkeit in unserem Land. 
Und das, meine Damen und Herren, paßt eben nicht 
zusammen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

(ß) Deswegen, weil Sie das selber erkennen, flüchten sich 
auch manche von Ihnen in so pessimistische Aussagen 
und Stimmungsmachen, wie wir sie heute wieder vom 
Kollegen Dreßler vernommen haben. 

Der Kollege Peter hat hier vorhin erklärt, der Bun- 
desarbeitsminister würde sich nicht genügend einset- 
zen und würde nicht die deutschen Standpunkte ver- 
treten, Gerade die jüngste Diskussion um die Sozial- 
charta ist ein Beispiel dafür, daß er es tatsächlich tut. 
Er hat den englischen Forderungen widerstanden wie 
eine deutsche Eiche. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Lachen bei der SPD — Dr. Ehmke [Bonn] 
[SPD]: Ein Mann wie ein Baum — sie nann- 
ten ihn Bonsai!) 

Meine Damen und Herren, zu Pessimismus besteht 
überhaupt kein Anlaß, schon gar nicht für uns Deut- 
sche. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Unsere Erfolge im europäischen Export haben Millio- 
nen von Arbeitsplätzen gesichert. Europa als solches 
ist für uns bereits sozialer Fortschritt. Natürlich wird 
der Binnenmarkt — das sage ich ganz deutlich — zu 
noch mehr Wettbewerb herausfordern, aber unsere 
Stärke war doch bisher schon die hohe Produktivität, 
und nur so konnten wir uns überhaupt diese vielen 
sozialen Errungenschaften leisten, nur so konnten wir 
sie sichern. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Jetzt geht es um den Ausbau ähnlicher Entwicklun- 
gen in anderen Staaten Europas. Die Harmonisierung 


der Sozialstandards kann nur gelingen, wenn der un- (C) 
terschiedliche wirtschaftliche Entwicklungsstand der 
einzelnen Länder berücksichtigt wird; denn eine ra- 
sche Harmonisierung der Sozialstandards in Richtung 
auf das höchste Niveau würde zum Abbau bestehen- 
der Wettbewerbsvorteile der weniger entwickelten 
Regionen führen. Die Folge wären die Schwächung 
schwacher Regionen und eine stärkere Ausrichtung 
von Investitionen auf die ohnehin leistungsfähigeren 
Regionen. 

Aber hier kommt uns die Erfahrung aus der Sozialen 
Marktwirtschaft zugute. Die Soziale Marktwirtschaft 
hat uns gelehrt, daß mit Ausdehnung des wirtschaftli- 
chen Erfolgs sehr wohl soziale Grundnormen etabliert 
und entwickelt werden können. Unsere Vision heißt 
deswegen: Soziale Marktwirtschaft auch in Europa. 

Es ist ein Verdienst, ja, es ist geradezu das Verdienst 
der deutschen Bundesregierung, daß sie in den letzten 
beiden Jahren das Normengefüge geschaffen hat, das 
für eine solche Entwicklung notwendig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was jetzt geschehen muß, steht eigentlich in der 
Beschlußempfehlung zur heutigen Debatte, die im 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung gemein- 
schaftlich von Opposition und Regierungsfraktionen 
formuliert wurde und die ich zu unterstützen bitte, 
nämlich: 

Erstens. Wir brauchen als nächsten Schritt einen 
Kernbestand einheitlicher verbindlicher Grund- 
rechte, die in den Mitgliedstaaten unmittelbar gel- 
ten. 

(D) 

Zweitens. Wir unterstützen die Schaffung von so- 
zialen Mindeststandards auf breiter Ebene unter 
gleichzeitigem Erhalt unserer hohen nationalen Stan- 
dards. 

Drittens. Wir wollen im Bereich der sozialen Sicher- 
heit nicht auf die gewachsenen Strukturen verzich- 
ten. 

Viertens. Wir bestehen auf dem Erhalt der Mitbe- 
stimmung. 

Fünftens. Wir wollen vor allem durch ein Weißbuch 
die soziale Entwicklung an die wirtschaftliche Ent- 
wicklung koppeln. Darauf kommt es nach meiner 
Meinung an: daß es kein Abhängen der sozialen Ent- 
wicklung von der wirtschaftlichen Entwicklung gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die soziale Dimension des Binnenmarktes hat be- 
reits begonnen, Wirklichkeit zu werden. Wir sind 
nicht an der Stunde Null. Allein zum Arbeits- und 
Gesundheitsschutz sind zwischenzeitlich 62 Richtli- 
nien ergangen. Wir treten darüber hinaus dafür ein, 
den Rechtsrahmen des Art. 118 a des EWG-Vertrages 
zur Beschleunigung des regelbaren Spektrums zu 
nutzen. Denn der dort niedergeschriebene Begriff 
„Arbeitsumwelt" reduziert sich keineswegs auf Be- 
schaffenheitsanforderungen an Arbeitsstätten und 
technische Hilfsmittel oder den Schutz vor gefährli- 
chen Stoffen oder arbeitsbezogene Verhaltensvor- 
schriften, sondern umfaßt auch Elemente der Arbeits- 
organisation, der humanen Gestaltung des Arbeitsab- 
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(A) laufes oder der Mitwirkungs- und Informationsrechte 
der Arbeitnehmer. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Während es auf dem Gebiet des Art. 118 um zügige 
Weiterarbeit geht, müssen unsere sozialen Siche- 
rungssysteme und sozialen Transferleistungen im 
Blick auf den Modus EG-weiter Inanspruchnahme 
überprüft werden. Sicher ist, daß auf Grund der Viel- 
falt der über lange Zeit gewachsenen Regelungen 
Anpassungen auf diesem Gebiet generell nur sehr 
langsam vor sich gehen werden. Aber klar ist auf der 
anderen Seite auch, daß wir uns mit dem Modus als 
solchem auseinandersetzen müssen. Die Ausgestal- 
tung des Spielraums sollte stärker durch unsere Re- 
gierungen und durch unsere Parlamente vorgenom- 
men werden als durch den Europäischen Gerichtshof. 
Wer beispielsweise Arbeitslosengeld bezieht, muß für 
die sofortige Arbeitsaufnahme im Lande verfügbar 
sein. Daran darf sich nichts ändern. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Cronenberg; Das Wort hat der Abge- 
ordnete Urbaniak. 


Urbaniak (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Fuchtel, wenn Sie sagen, die 
Sozialdemokraten würden sich schwertun mit Europa, 
(B) dann sage ich Ihnen: Die SPD hat für ein einheitliches 
und soziales Europa schon gekämpft, als es noch 
keine CDU und CSU gab. Das will ich Ihnen einmal 
sagen. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Dabei sind Sie schwach und alt gewor- 
den!) 

Frau Kollegin Hellwig, wir lernen alle. Ob die Men- 
schen aus Ost, West oder Süd zu uns kommen oder wir 
dahin gehen: wir lernen alle. Wenn heute Herr Gor- 
batschow vor über 10 000 Stahlarbeitnehmern in 
Dortmund bei der Hoesch AG darüber spricht — die- 
sen Besuch haben die Betriebsräte erwirkt — eine 
großartige Leistung unserer Kolleginnen und Kolle- 
gen aus den Betrieben —, dann lernen wir alle, wie 
auch Sie aus dem Prozeß sozialdemokratischer Ost- 
politik gelernt haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist heute das Ergebnis, und wir freuen uns, daß 
Herr Gorbatschow die Gelegenheit wahrnimmt, heute 
vor über 10 000 Stahlarbeitern in Dortmund seine Ge- 
danken darzulegen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Das ist gut!) 

Das ist eine ganz wichtige Sache, auch für unser de- 
mokratisches Selbstverständnis in der Bundesrepu- 
bUk; Sie stimmen zu, Herr Dregger. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, es geht in Europa vor 
allen Dingen um die Frage der Mitbestimmung. Die 
Mitbestimmung, die wir seit fast 50 Jahren praktizie- 


ren — nach 1945 von den Gewerkschaften durchge- (C) 
setzt, damals mit den Alliierten 

(Dr. Dregger [CDU/CSU] : Konrad Adenauer 
war auch beteiligt!) 

hier in der Bundesrepublik Deutschland, in dem Rest- 
bestand Deutschlands — , hat dafür gesorgt, daß der 
Wiederaufbau der Montanindustrie die Vorausset- 
zung für das gedeihliche wirtschaftliche Geschehen in 
der Bundesrepublik Deutschland war. Dieses wird 
keiner verkennen. 

Nun aber haben wir es mit der sozialen Dimension 
Europas zu tun, und wir wissen nicht recht, wie die 
Entwicklung auf diesem Felde sein wird. Delors als 
Vorsitzender der Kommission hat dazu klare Überle- 
gungen angestellt. Wären sie von den Mitgliedstaaten 
akzeptiert worden, brauchten wir uns keine Sorgen zu 
machen. Aber wir kommen in dieser Frage leider nicht 
so voran, wie wir das wünschen. 

Darum ist es notwendig, daß wir immer wieder be- 
tonen, daß die Arbeitnehmerrechte die in unserer Be- 
triebsverfassung und in der Mitbestimmung gelten, 
durchaus ein Beispiel für Europa in dieser sozialen 
Dimension sein können und daß es immer gut ist, 
wenn man zu einem Konsens zwischen Unternehmern 
und Gewerkschaften, Betriebsräten und Arbeitneh- 
mern kommt. Denn wo dieser Konsens verlorengeht, 
ist keine gedeihliche Entwicklung in den Betrieben 
und in der Gesellschaft möghch. Darum muß ich die 
Bundesregierung auffordern, sich stärker als bisher 
ins Zeug zu legen. 

Es ist auch nicht klar, wie die Positionen des Mini- 
sters für Arbeit und Sozialordnung und des Wirt- 
Schaftsministers in dieser Frage sind. Denn der Kol- 
lege Blüm ist in seiner Darlegung dafür, die Mitbe- 
stimmung auszubauen. Herr Haussmann — das kön- 
nen wir in einer Dokumentation vom Dezember 1988 
nachlesen — ist zwar für den Erhalt, aber nicht für den 
Ausbau. Wer weiß, was in seinem Ministerium dazu 
vorbereitet wird! Er sollte dazu Stellung nehmen. 

(Zuruf von der SPD: Er traut sich nicht!) 

Uns Sozialdemokraten ist klar, daß, wenn sich der 
Binnenmarkt realisiert, wir mit einer großen Konzen- 
trationswelle rechnen müssen. Schon jetzt kaufen 
sich Unternehmungen in alle möglichen Bereiche ein. 

Die Amerikaner haben sich darauf eingestellt und 
wollen ihren Einfluß ebenfalls durch diese Maßnah- 
men geltend machen. Hier wird wirtschaftliche Macht 
in einem Ausmaß organisiert, wie wir das bisher nicht 
gekannt haben. Wir müssen, nach dem Beispiel Bun- 
desrepublik, wirtschaftliche Macht durch Mitbestim- 
mung teilen. Da, wo sie geteilt ist, sind wir mit den 
Problemen fertig geworden. 

Darum sage ich hier noch einmal eindeutig: Der 
Binnenmarkt kann doch nicht eine Konzentrations- 
welle zur Organisierung von wirtschaftlicher Macht 
sein. Es muß vielmehr die soziale Flankierung und die 
paritätische Mitbestimmung eingebaut werden, damit 
wir nicht unter die Räder kommen, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies ist für uns Sozialdemokraten eine ganz wich- 
tige Sache. Wenn wir sagen: soziale Dimension und 
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Urbaniak 

(A) europäische Demokratie, dann müßte es für europäi- 
sche Demokraten, egal in welchem Land sie leben, 
selbstverständlich sein, dieses Instrument, die deut- 
sche Mitbestimmung, überall offensiv zu vertreten, 
weil wir die besten Erfahrungen damit gemacht und 
die breiten Schichten der Bevölkerung davon schließ- 
lich profitiert haben. 

Also: Machtteilung ist nötig. Dies kann nur durch 
Beteiligung der Arbeitnehmer im Rahmen der Be- 
triebsverfassung oder des europäischen Betriebsrats 
geschehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es ist nötig, Betriebsräte auf dem Gebiet der europäi- 
schen Aktiengesellschaft zu installieren und die Mit- 
bestimmungsrechte auch mit den Gewerkschaften 
und den Arbeitnehmern zu organisieren. Nur so, 
glaube ich, werden wir mit der zu erwartenden Kon- 
zentrationswelle, die keiner abwehren kann, fertig, 
meine Damen und Herren. 

Darum heißt soziale Dimension für uns; konkrete 
Mitwirkungs-, Beteiligungs-, aber vor allen Dingen 
Mitbestimmungsrechte, um wirtschaftliche Macht zu 
teilen, den Mißbrauch zu verhindern, damit wir da- 
durch nicht in eine Schieflage kommen. Das verstehen 
wir unter der sozialen Dimension Europas. 

(Beifall bei der SPD) 


Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Würfel. 


(B) 


(Dr. Gautier [SPD]: Noch einmal? Hat sie 
zweimal etwas zu sagen?) 


Frau Würfel (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Um Ihre Frage zu beantworten: Ich hatte 
die Uhr falsch abgelesen. Auch das muß man lernen, 
wenn man hier Politik macht. Also darf ich den Mit- 
telteil meiner Rede noch bringen. 

Was die Sozialpolitik auf europäischer Ebene an- 
geht, so sind wir Liberalen der Auffassung, daß das 
Zusammenwachsen Europas auch in seiner sozialen 
Dimension nicht bedeuten kann, mit dem Rasenmä- 
her der Harmonisierung alles und möglichst alles auf 
einmal auf ein Niveau bringen zu wollen; denn umfas- 
sende zentralistische Einheitsregelungen werden den 
Realitäten von Palermo bis Dublin und von Kopenha- 
gen bis Athen nun wirklich nicht gerecht. Wir müssen 
wissen, daß die Vielfalt Europas mit seinen gewach- 
senen Strukturen nicht nur historisches Erbe, sondern 
zugleich auch seine Stärke ist, eine Stärke, die in Indi- 
vidualität, Flexibilität, Dynamik und gegenseitig be- 
fruchtender Kreativität liegt. Gerade deshalb kann 
man den Hinweis Hermann Rappes, daß die jeweils 
fortschrittlichsten Länder möglicherweise in dem ei- 
nen oder anderen Bereich gelegentlich einen Still- 
stand zu ertragen haben werden, damit andere Län- 
der auf das entsprechende Niveau nachziehen kön- 
nen, nur unterstreichen. 

Für uns Freie Demokraten kann es in einem so- 
zialen Europa keine Orientierung am niedrigsten so- 
zialen Niveau in der Gemeinschaft geben. Sozialpoli- 
tik bedeutet für uns: Bieten wir den schwächeren Mit- 
gliedstaaten die Chance, als erstes Ziel ihre wirt- 
schaftlichen Möglichkeiten zur Entfaltung zu bringen. 


damit sie auf diese Weise die Voraussetzungen für (C) 
mehr Wohlstand und Beschäftigung schaffen kön- 
nen! 

Es ist im übrigen nicht zutreffend, daß sich die Euro- 
päische Gemeinschaft in der Vergangenheit nicht um- 
fassend mit sozialpolitischen Vorstellungen befaßt 
hätte. Bereits auf der Pariser Gipfelkonferenz von 
1972 gab es ein Kommunique mit dem Inhalt, daß das 
wirtschaftliche Wachstum der Europäischen Gemein- 
schaft an sich kein Ziel darstelle, sondern daß es 
darum gehen müsse, eine verbesserte Lebensqualität 
und höhere Lebensstandards für alle zu erreichen. 

Das drei Jahre später, also 1975, verabschiedete 
Aktionsprogramm sah bereits konkrete Maßnahmen 
und ausreichende Mittel zur Sicherung der Vollbe- 
schäftigung ebenso vor wie verbesserte Arbeitsbedin- 
gungen, eine stärkere Beteiligung der Sozialpartner 
an den Entscheidungen der Gemeinschaft in Wirt- 
schafts- und Sozialfragen und die Beteiligung von Ar- 
beitnehmern in betrieblichen Gremien. 

Ein weiteres Programm aus dem Jahre 1984 forderte 
Maßnahmen im Bereich der Beschäftigung von 
Frauen und Jugendlichen, die Berücksichtigung so- 
zialer Aspekte bei der Einführung neuer Technolo- 
gien sowie bei der Umschulung, bei der Aus- und Wei- 
terbildung, bei der Familienpolitik und bei Fragen des 
Alters, also bei dem gesamten Themenkomplex, mit 
dem auch wir uns hier im Deutschen Bundestag aus- 
einanderzusetzen haben. 

Bereits damals fand eine besondere Berücksichti- 
gung des Gesamtkomplexes der Veränderungen, die 
sich aus der Einführung neuer Technologien in den 
Betrieben ergeben, nämlich die Neuordnung der Ar- (D) 
beit, die Anwendungsbereiche der neuen Technolo- 
gien, die Gesundheitsfragen, die Arbeitszeit, die 
Dauer der Arbeit und die verschiedenen Beschäfti- 
gungsverhältnisse. 

Auch der Ministerrat hat sich mehrfach mit der Ver- 
wirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 
von Frauen und Männern bei den gesetzlich geregel- 
ten betrieblichen Sicherungssystemen beschäftigt 
und Richtlinien erlassen. Diese Richtlinien müssen 
nun von den nationalen Parlamenten umgesetzt wer- 
den. Sie sind es noch keineswegs in jedem Falle. 

Dennoch bin ich der Meinung, daß Europa in dem 
Sinne zusammen wachsen wird, der für uns alle selbst- 
verständlich sein wird. Unsere hohen gesellschaftli- 
chen Standards auf allen Ebenen werden beibehalten, 
und die übrigen EG-Länder werden entsprechend ih- 
rer Leistungsfähigkeit nachziehen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 


Vizepräsident Cronenberg: Nach § 30 unserer Ge- 
schäftsordnung erteile ich der Abgeordneten Frau 
Beck-Oberdorf das Wort. 

Frau Beck-Oberdorf (GRÜNE): Ich habe keine Ver- 
anlassung, Ihnen zu mißtrauen. Da Sie sagen, daß die 
Regelung für Elternurlaub und Urlaub eben nicht in 
der Kommission, sondern im Rat steckengeblieben 
sind, möchte ich das hier korrigieren. Ich möchte Ih- 
nen keinen Vorwand geben, über unsere Hauptfrage 
hinwegzutäuschen, ob unter den demokratischen 
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(A) bzw. nichtdemokratischen Bedingungen und der 
Konzentration der Wirtschaft, die Sie ja selber be- 
schreiben, im Augenblick überhaupt eine Chance auf 
Erfolg für ein soziales Europa besteht. 


Vizepräsident Cronenberg: Nach dieser Klarstel- 
lung kommen wir zum Ende der Aussprache. Weitere 
Wortmeldungen hegen mir nicht vor. Der Ältestenrat 
schlägt vor, die Vorlage auf Drucksache 11/4340 an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. — Widerspruch dagegen erhebt sich 
nicht; so ist dies beschlossen. 

Zu den Tagesordnungspunkten 4b und 4c — das 
sind die Großen Anfragen — hegen keine Abstim- 
mungsbegehren vor. 

Wir stimmen nunmehr über die Beschlußempfeh- 
lung des Auswärtigen Ausschusses ab. Sie hegt Ihnen 
auf Drucksache 11/4750 vor. Wer dafür stimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage- 
gen? — Wer enthält sich? Die Beschlußempfehlung ist 
angenommen. 


Vizepräsident Cronenberg: Ich rufe Tagesord- 
nungspunkt 5 und die Zusatztagesordnungspunkte 3 
und 4 auf: 

5. a) Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwnrfs 
eines Gesetzes zur Durchführung der EG- 
Richthnie zur Koordinierung des Rechts der 
Handelsvertreter 

— Drucksache 11/3077 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 11/4559 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Hörster 
Dr. de With 

(Erste Beratung 103. Sitzung) 

b) Beratung der Unterrichtung durch das Eu- 
ropäische Parlament 

Entschließung zur Strategie des Euro- 
päischen Parlaments im Hinblick auf die 
Schaffung der Europäischen Union 

— Drucksache 11/4228 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts- 
ordnung 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 

c) Beratung der Unterrichtung durch das Eu- 
ropäische Parlament 

Entschließung zu den Beziehungen zwi- 
schen den nationalen Parlamenten und 
dem Europäischen Parlament 

— Drucksache 11/4229 — 


Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: (C) 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wahlprüfxmg, Immunität imd Geschäfts- 
ordnung 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit 

d) Beratung der Unterrichtung durch das Eu- 
ropäische Parlament 

Legislative Entschließung mit der Stellung- 
nahme des Europäischen Parlaments zu 
dem Vorschlag der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften an den Rat für 
eine Verordnung zur Änderung der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1107/70 des Rates über 
Beihilfen im Eisenbahn-, Straßen- und Bin- 
nenschiffsverkehr 

— Drucksache 11/3756 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestensrates: 

Ausschuß für Verkehr 

e) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates 
über den Abbau von Grenzkontrollen der 
Mitgliedstaaten im Straßen- und Binnen- 
schiffsverkehr 

- Drucksachen 11/4019 Nr. 2.37, 11/4535 ~ 

Berichterstatter: (D) 

Abgeordneter Haungs 

f) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 

Vorschlag für eine Richtiinie des Rates zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Gurtanlegepf licht 
in Kraftfahrzeugen mit einem Gewicht von 
weniger als 3,5 Tonnen 

— Drucksachen 11/3703 Nr. 2.28, 11/4449 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Kretkowski 

g) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 

Vorschlag für eine Richthnie des Rates über 

den zulässigen Blutalkoholgehalt von 
Kraftfahrern 

— Drucksachen 11/4161 Nr. 2.21, 11/4558 ~ 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Daubertshäuser 

h) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 
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(A) Vorschlag für eine Entscheidung des Rates 
über die Konsultierung und Koordinierung 
zwischen den Mitgliedstaaten auf dem Ge- 
biet der Flugverkehrsdienste und der Ver- 
kehrsflußregelung 

Vorschlag für eine Entscheidung des Ra- 
tes zur Ausdehnung der Entscheidung 
78/174/EWG auf die See- und Luftver- 
kehrsinfrastruktur 

Vorschlag für eine Empfehlung des Rates 
über eine flexible und rationelle Nutzung 
des Luftraums 

- Drucksachen 11/4161 Nr. 2.19, 11/4597 - 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Tillmann 

i) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr 
(14. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über 

Geschwindigkeitsbegrenzungen für be- 
stimmte Kraftfahrzeugklassen in der Ge- 
meinschaft 

— Drucksachen 11/4161 Nr. 2.23, 11/4557 — 

Berichterstatterin : 

Abgeordnete Frau Rock 

j) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für das Post- und 

(B) Fernmeldewesen (15. Ausschuß) zu der Un- 
terrichtung durch die Bundesregierung 

Vorschlag für eine Entschließung des Rates 
über die Stärkung der weiteren Koordinie- 
rung der Einführung des diensteintegrie- 
renden digitalen Fernmeldenetzes (ISDN) 
in der Gemeinschaft bis 1992 

- Drucksachen 11/4019 Nr. 2.39, 11/4479 - 
Berichterstatter: 

Abgeordnete Börnsen (Ritterhude) 

Bühler (Bruchsal) 

k) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für das Post- und 
Fernmeldewesen (15. Ausschuß) zu der Un- 
terrichtung durch die Bundesregierung 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates 
über hochauflösendes Fernsehen (HDTV) 

- Drucksachen 11/4019 Nr. 2.38, 11/4480 - 
Berichterstatter: 

Abgeordnete Börnsen (Ritterhude) 

Bühler (Bruchsal) 

l) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung 

Vorschlag für die Richtlinie des Rates zur 
Koordinierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften für die Anwendung der 
Gemeinschaftsregeln im Rahmen der Ver- 


fahren zur Vergabe öffentlicher Liefer- und (C) 
Bauaufträge 

— Drucksachen 11/818, 11/4544 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Schwörer 

n) Beratung des Antrags der Fraktion der 
SPD 

Stärkung der Rechte des Europäischen Par- 
laments 

— Drucksache 11/4650 — 

o) Beratung der Beschlußempfehlung des 
Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 
zum Entschließungsantrag der Abgeordne- 
ten Frau Beer, Dr. Mechtersheimer und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 

zur Erklärung der Bundesregierung über 

die Ergebnisse des Europäischen Rates und 
der Gespräche in Washington 

- Drucksachen 11/1875, 11/4450 - 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Lamers 
Voigt (Frankfurt) 

Dr. Lippelt (Hannover) 

p) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Forschung und 
Technologie (18. Ausschuß) zu der Unter- 
richtung durch die Bundesregierung 

Mitteilung der Kommission über ein Pro- 
gramm der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft über Forschung und technolo- (D) 
gische Entwicklung auf den Gebieten Roh- 
stoffe und Rückführung (1990 — 1992) 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates zur 

Annahme eines spezifischen Programms 
der europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
über Forschung und technologische Ent- 
wicklung auf den Gebieten Rohstoffe und 
Rückführung (1990-1992) 

— Drucksachen 11/4337 Nr. 25, 11/4669 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Lenzer 
Frau Bulmahn 

q) Beratung der Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für Forschung 
und Technologie (18. Ausschuß) zu der Un- 
terrichtung durch die Bundesregierung 
Vorschlag für eine Entscheidung des Rates 
zur Annahme von zwei spezifischen Pro- 
grammen für Forschung und technologi- 
sche Entwicklung auf dem Gebiet der Um- 
welt 

Step: Wissenschaft und Technologie für den 
Klimaschutz 

EPOCH: Europäisches Programm für Kli- 
matologie und natürliche Risiken 
— Drucksachen 11/3831 Nr. 28, 11/4670 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Lenzer 
Frau Ganseforth 
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(A) r) Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Bericht der Bundesregierung über die Inte- 
gration in den Europäischen Gemeinschaf- 
ten (Berichtszeitraum Oktober 1988 bis 
März 1989) 

— Drucksache 11/4569 — 
Überweisungsvorschlag des Ältestenrates; 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 

Auswärtiger Ausschuß 
Innenausschuß 
Sportausschuß 
Finanzausschuß 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Forschung und Technologie 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit 

Haushaltsausschuß 

ZP3 Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus- 
schuß) 

zu dem Entschließungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP 

Vollendung des europäischen Binnenmark- 
tes 

zu dem Antrag der Fraktion der SPD 

Europapolitik 

— Drucksachen 11/3865, 11/3851 (neu), 

11/4735 - 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Frau Dr. Hellwig 
Frau Wieczorek-Zeul 
Dr. Feldmann 
Dr. Lippelt (Hannover) 

ZP4 Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus- 
schuß) 

zu dem Entschließungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP 

zu der Unterrichtung durch das Europäische 
Parlament 

Entschließung zum Europa der Bürger 

- Drucksachen 11/3866, 11/3087, 11/4751 - 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Frau Dr, Hellwig 
Brück 

Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Lippelt (Hannover) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist eine 
gemeinsame Beratung dieser Tagesordnungspunkte 
von 2 V 2 Stunden vorgesehen. Erhebt sich dagegen 
Widerspruch? — Das ist nicht der Fall. Dann kann ich 
dies als beschlossen feststellen. 

Ich eröffne die Aussprache. Zunächst hat Herr Ab- 
geordneter Dregger das Wort. 


Dr. Dregger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Die heutige Europa-Debatte unmit- 
telbar nach den Besuchen der Präsidenten der Verei- 


nigten Staaten von Amerika und des noch andauem- (C) 
den Besuchs des sowjetischen Generalsekretärs gibt 
uns Anlaß, über die Lage unseres Landes, über seine 
Stellung in Europa und seine Beziehungen zu den 
Weltmächten nachzudenken. Politisch-militärisch ist 
die Bundesrepublik Deutschland eine Mittelmacht. 
Wirtschaftlich ist sie als dritte Industrie- und erste 
Exportnation mit einer D-Mark, die zu einer wichtigen 
Reservewährung geworden ist, eine Großmacht. 

Drei politische Grundentscheidungen haben die- 
sen ungewöhnlichen Aufstieg in vier Jahrzehnten 
möglich gemacht: die Entscheidung für die atlanti- 
sche Allianz, die Entscheidung für den europäischen 
Zusammenschluß und die Entscheidung für die So- 
ziale Marktwirtschaft. 

Die atlantische Allianz gab und gibt uns Sicherheit. 

Nur mit Hilfe der atlantischen Weltmacht Amerika ist 
es möglich, die geographische Nähe der Weltmacht 
Sowjetunion auszutarieren, hier an der Teilungs- 
grenze zwischen Ost und West. Abrüstung und ver- 
besserte Beziehungen zur Sowjetunion, die wir erhof- 
fen, die wir erstreben und die wir erwarten, ändern an 
der geopohtischen Situation nichts. Solange Europa 
geteilt ist, behält daher die militärische Präsenz der 
USA auf unserem Kontinent ihre Bedeutung. 

(Jäger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Deshalb begrüßen wir, daß durch das Ergebnis des 
Brüsseler NATO-Gipfels und durch den Besuch des 
amerikanischen Präsidenten Bush in Bonn die Allianz 
neue Kraft gewonnen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) pj 

Nicht weniger wichtig war und ist unsere Entschei- 
dung für den europäischen Zusammenschluß. Durch 
ihn wurden aus verfeindeten Nachbarn zunächst Ver- 
bündete und schheßhch Freunde. Der europäische 
Zusammenschluß trägt zudem der Tatsache Rech- 
nung, daß wir nicht mehr in einem europäischen, son- 
dern in einem Weltmächtesystem leben. Nur der Zu- 
sammenschluß verleiht den europäischen Nationen 
eine hörbare Stimme im Konzert der Weltmächte, 

Ohne den europäischen Zusammenschluß kann auch 
die Teilung Deutschlands und Europas nicht über- 
wunden werden. 

(Jäger [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Nur im europäischen Verbund können wir dieses Ziel 
mit einiger Aussicht auf Erfolg angehen. Ein deut- 
scher Alleingangr der bei unseren Verbündeten 
Zweifel an unserer Verläßhchkeit wecken würde, 
würde nicht nur das nationale Ziel verfehlen; er würde 
bewirken, daß wir uns bald zwischen den Stühlen 
wiederfänden — eine sehr unangenehme Position. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr richtig! — 

Brück [SPD]: Das müssen Sie Herrn Toden- 
höfer sagen!) 

Auch die dritte Grundentscheidung von 1949, die 
für die Soziale Marktwirtschaft, hat ihre Bedeutung 
behalten, ja, ihre Bedeutung nimmt zu, als Welt- 
modell. Soziale Marktwirtschaft ist etwas anderes als 
kapitalistische Marktwirtschaft. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Ist sie auch!) 
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(A) Das soziale Klima bei uns ist anders und besser als in 
manchen unserer westlichen Nachbarländer; meine 
Kollegen, u. a. Herr Fuchtel, haben begründet, woran 
das liegt. Bei der Debatte um den Sozialraum Europa 
lehnt die CDU/CSU, um es noch einmal zu sagen, eine 
Nivellierung der Sozialstandards ab. Wir bleiben bei 
unseren Sozialstandards. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 

Solange die Produktivität bei uns am höchsten ist, 
können auch die Sozialstandards die besten sein. Bei- 
des hängt zusammen; um beides müssen wir uns be- 
mühen. Es ist bemerkenswert, daß der Deutsche Ge- 
werkschaftsbund dazu auffordert, in Europa die deut- 
schen Standards zu halten. Der DGB weiß, daß wir in 
dieser Hinsicht seine besten Verbündeten sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, Soziale Marktwirtschaft 
ist auch etwas anderes als sozialistische Wirtschaft. 
Als politisches und wirtschaftliches System ist der So- 
zialismus von China bis Polen gescheitert. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Die Alternative in den sozialistischen Ländern lautet 
heute: Unterdrückung des Volkes mit mihtärischen 
Mitteln, Beispiel China, oder Reformen, Beispiel So- 
wjetunion, Ungarn, Polen. 

Es ist bemerkenswert, daß die Reformtheoretiker in 
den genannten Ländern vor allem Ludwig Erhard und 
unsere Soziale Marktwirtschaft als Beispiel hinstellen. 
Von Karl Marx ist nicht mehr die Rede. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

(B) 

72 Jahre nach der Oktoberrevolution erleben wir den 
weltweiten Sieg der Ideen von Ludwig Erhard über 
die Ideen von Karl Marx. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir Christlichen Demokraten und Christlich Sozialen 
sind stolz darauf, daß wir mit Ludwig Erhard und mit 
der FDP dieses Modell einer neuen Wirtschaftsord- 
nung, das heute zum WeltmodeU geworden ist, ent- 
wickelt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die ökonomische, die soziale und die politische 
SteUung unseres Landes hängt davon ab, meine Da- 
men und Herren, daß die drei genannten Grundent- 
scheidungen nicht in Frage gesteht werden. Sie muß- 
ten sämtiich gegen die SPD durchgesetzt werden. 
Spätere Annäherungen der SPD an diese Positionen 
sind innerparteihch immer umstritten geblieben. In 
dem von der SPD ganz offenbar angestrebten Regie- 
rungsbündnis mit den GRÜNEN würden diese Grund- 
entscheidungen — also für die atlantische Allianz, für 
den europäischen Zusammenschluß und für die So- 
ziale Marktwirtschaft — ihre tragende Rolle verlie- 
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dieser Grundwiderspruch zwischen Rot-Grün und der 
Politik von CDU/CSU und FDP bestimmt die politi- 
sche Auseinandersetzung, um die es in Deutschland 
und Europa geht. Das ist die eigentliche Frage. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 


Was wird aus Deutschland und Europa? Die Teilung (C) 
Berlins, Deutschlands und Europas, das Gegenüber 
hochgerüsteter Paktsysteme in Deutschland bestim- 
men die Gegenwart. Wir empfinden das nahezu 
50 Jahre nach dem Kriege als anormal und unbefrie- 
digend. Wenn wir diesen Zustand ändern wollen, 
müssen wir die Trümmer des Kalten Krieges wegräu- 
men und schrittweise ein neues Europa bauen. Eine 
stetig wachsende Menschheit kann sich die Reibungs- 
verluste politischer und militärischer Konfrontationen 
nicht mehr leisten. 

(BeifaU bei der CDU/CSU) 

Das Zusammenleben und die Zusammenarbeit aller 
mit allen wird zur Bedingung menschlicher Exi- 
stenz. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 

Dazu gehört, meine Damen und Herren, daß wir die 
berechtigten Sicherheitsbedürfnisse des jeweils an- 
deren beachten. Wir müssen erkennen, was er als 
miUtärische Bedrohung empfindet, und wir müssen 
das bei der eigenen Sicherheitsplanung berücksichti- 
gen. Es ist wichtig, daß wir die Angst voreinander ver- 
lieren. 

Wir müssen darüber hinaus Vertrauen schaffen, 
durch technische, ökonomische und ökologische Zu- 
sammenarbeit auch mit den Ländern der soziaUsti- 
schen Welt und durch einen lebhaften kulturellen 
Austausch, an dem möglichst viele Menschen, vor al- 
lem möglichst viele junge Menschen beteiligt sein 
soUten. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Nur so kann Wirklichkeit werden, was der sowjeti- 
sche Außenminister Schewardnadse am 19. Januar 
1989 auf der KSZE-Folgekonferenz in Wien, der Ent- 
wicklung etwas vorauseilend, wie folgt beschrieben 
hat. Es ist eine bemerkenswerte Aussage. Scheward- 
nadse hat gesagt: „Die Wiener Konferenz hat den 
Eisernen Vorhang ins Wanken gebracht, seine rosti- 
gen Pfeiler geschwächt, neue Breschen hineinge- 
schlagen und seinen Zerfall beschleunigt. " 

(Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Jetzt muß 
bloß noch die Mauer weg!) 

Das faßt alle unsere Hoffnungen und die Politik, die 
wir seit langem betreiben, zusammen. 

Meine Damen und Herren, unser nationales Schick- 
sal ist in das Schicksal Europas eingebettet. Die deut- 
sche Frage muß im gesamteuropäischen Zusammen- 
hang gesehen und gelöst werden. Die Gemeinsame 
Erklärung von Bundeskanzler Helmut Kohl und Ge- 
neralsekretär Michail Gorbatschow mit ihren bemer- 
kenswerten Bekenntnissen zur Würde des Menschen 
als dem obersten Wert der Politik, zum Selbstbestim- 
mungsrecht der Völker und zum Vorrang des Völ- 
kerrechts spricht auch von der Architektur einer ge- 
samteuropäischen Friedensordnung. Dafür Vor- 
schläge zu erarbeiten ist auch und vor allem unsere 
Aufgabe. Kein Volk kann an einer gesamteuropäi- 
schen Friedensordnung mehr interessiert sein als das 
unsere. 

Zur gesamteuropäischen Friedensordnung werden 
zwei große Staatenunionen gehören müssen: die USA 
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(A) im Westen und die Sowjetunion im Osten. Zwischen 
ihnen liegt das alte Europa von Polen bis Portugal, das 
geteilt ist. Dieses alte Europa von Polen bis Portugal 
könnte — das ist meine Vision — zur friedens erhal- 
tenden Mitte zwischen den Weltmächten werden. Es 
wäre nicht offensivfähig, weil es die Eigenständigkeit 
seiner Nationen nicht aufhöbe, sondern ihnen nur ein 
schützendes Dach böte, das ihre Vielfalt erhält. 

Wenn die Sowjetunion weiterhin auf Reformkurs, 
den Vorrang der inneren Entwicklung und die Zusam- 
menarbeit mit Europa und den USA setzt, wie das zur 
Zeit der Fall ist, wird der Zeitpunkt kommen, zu dem 
sie es auch für ihre eigenen Interessen als nützlicher 
empfinden wird, mit einem eigenständigen Europa 
zusammenzuarbeiten, statt auf einem System von 
Zwangsverbündeten zu bestehen, das Stahn nach 
dem Krieg gegen den Willen der Völker geschaffen 
hat. 

Noch ist diese gesamteuropäische Friedensordnung 
eine Vision. Aber ihre Verwirklichung würde den Be- 
dingungen und Notwendigkeiten an der Wende zum 
21. Jahrhundert gerecht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was würde sie bedeuten? Sie würde bedeuten, daß 
die militärische Konfrontation der Weltmächte auf eu- 
ropäischem Boden ein Ende fände. Sie würde es der 
Sowjetunion ermöglichen, ihre Ressourcen in die in- 
nere Entwicklung ihres großen Landes zu stecken 
statt in eine im Grunde unsinnige Überrüstung. Sie 

(B) würde die USA von Lasten befreien, die diese im Hin- 
blick auf ihre globale Verantwortung immer schwerer 
drücken. Die USA tragen diese Lasten ja auch im 
Interesse der Allianz. 

Die gesamteuropäische Friedensordnung mit die- 
sen drei Staatenunionen — USA, Europa zwischen 
Polen und Portugal, Sowjetunion — würde schließ- 
lich, da sie die Teilung überwinden würde, die ver- 
letzte Würde Europas und seiner Nationen wiederher- 
stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, der Zusammenschluß 
Europas von Polen bis Portugal kann sich nur schritt- 
weise vollziehen. Die Vereinigung Westeuropas, die 
ihm vorausgehen wird, muß immer die gesamteuro- 
päische Entwicklung im Auge behalten. Wir im We- 
sten dürfen uns nicht nach Osten hin abschotten. Wir 
müssen Optionen für eine Zusammenarbeit über die 
jetzigen Systemgrenzen hinweg offenhalten. 

Das wird auch bei den europäischen Gemeinschaf- 
ten möglich sein, deren Aufgabe nicht die Sicherheits- 
pohtik ist. Eine Arbeitsteilung zwischen WEU und EG 
bietet sich nach meiner persönlichen Auffassung oh- 
nehin an. 

(Jäger [CDU/CSU]: Richtig!) 

Die WEU könnte zum europäischen Pfeiler der atlan- 
tischen Allianz ausgebaut werden und dieser dadurch 


eine zweipolige, nämlich eine europäisch-amerikani- (C) 
sehe Struktur geben. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]; Auch damit ein- 
verstanden! — Voigt [Frankfurt] [SPD]: Voll 
unsere Linie!) 

— Vielen Dank. — Westeuropa erhielte auf diese 
Weise auch sicherheitspolitisch eine eigene Identität, 
die es ihm ermöghehte, an allen Verhandlungen der 
Weltmächte teilzunehmen, die seine Sicherheit be- 
treffen. In Reykjavik war das noch nicht möglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Wenn sich die EG auf die Erarbeitung einer Wirt- 
schafts- und Währungsunion konzentrierte, dann 
könnte sie sich öffnen: zunächst den demokratischen 
Staaten Mitteleuropas, die den Status der Neutralität 
gewählt haben, z. B. Österreich, das daran interessiert 
ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Finnland!) 

Die EG könnte sich auch gegenüber Ländern wie 
Ungarn und Polen öffnen, 

(Beifall des Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

wenn diese demokratische Strukturen und die Einhal- 
tung der Menschenrechte verwirklichen. Und diese 
Aussicht besteht ja, das ist ja durchaus denkbar. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Jugoslawien nicht 
vergessen!) 

— Wenn das so sein sollte, aber ich sehe es da noch 
nicht so. — Die angesehene trilaterale Kommission hat P) 
diese von mir gegebenen Anregungen aufgegriffen 
und besondere Assoziierungsabkommen zu diesem 
Zweck vorgeschlagen. 

Meine Damen und Herren, wie steht die Sowjet- 
union dazu? Die Sowjetunion hat in jüngster Zeit 
mehrfach, zuletzt in der Gemeinsamen Erklärung von 
Generalsekretär Gorbatschow und Bundeskanzler 
Helmut Kohl, ihre Bereitschaft bekundet, den Völkern 
Europas, auch den Völkern Ost- und Ostmitteleuro- 
pas, einen eigenständigen Weg zu ermöglichen. 

Ich hatte gestern ein interessantes Gespräch mit 
Vertretern der Volksfront aus dem Baltikum. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Ich mit Sagladin, 
ich sage es gleich!) 

Es war sehr interessant. Herr Jakowlew, der mein 
Gesprächspartner in Moskau und hier war, ist Vorsit- 
zender der Kommission des Obersten Sowjets, die ja 
den Auftrag hat, mit der baltischen Volksfront zu ver- 
handeln. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist ein Unter- 
schied!) 

Die Vertreter der Volksfront haben es begrüßt, daß 
Jakowlew diese Aufgabe erhalten hat. 

Meine Damen und Herren, das Zusammenwachsen 
Europas von Polen bis Portugal, also die gesamteuro- 
päische Friedensordnung, und das damit verbundene 
Zusammenwachsen Deutschlands werden nicht am 
Anfang der jetzt eingeleiteten Entwicklung stehen. 
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(A) Vorausgehen wird die Bildung der Politischen Union 
Westeuropas. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hoffentlich!) 

Nahziel ist der europäische Binnenmarkt, der 
größte Markt der Erde. Dieses für das Jahr 1992 anvi- 
sierte Ziel hat dem europäischen Einigungsprozeß 
neuen Schwung gegeben. Es ist in Europa unbestrit- 
ten, daß diese neue Aktivität in der europäischen Ent- 
wicklung vor allem zwei Männern zu verdanken ist: 
dem deutschen Bundeskanzler Helmut Kohl, vor al- 
lem in der Zeit seiner Ratspräsidentschaft, und Jac- 
ques Delors, dem Präsidenten der Kommission. 

(Beifall bei der CDU/CSU und des Abg. 

Paintner [FDP]) 

Dem sollten alle zustimmen, auch hier in diesem 
Hause, verehrter Herr Ehmke. Es ist nämlich wahr. 

(Zurufe von der SPD) 

Nächste Stufe nach dem europäischen Binnenmarkt 
wird eine Wirtschafts- und Währungsunion sein, die 
diesem Markt den politischen Rahmen gibt. Vorläufer 
der Währungsunion ist das Europäische Währungssy- 
stem, das noch nicht vollständig ist. Ein wichtiger 
Partner, Großbritannien, fehlt noch. 

(Zuruf von der SPD: Jetzt kommt Helmut 
Schmidt!) 

Aber dieses EWS hat bisher schon auch in den Län- 
dern zu einer Politik der Geldwertstabilität beigetra- 
gen, die dieses Ziel vorher nicht als vorrangig betrach- 
tet haben. Dieses EWS war erfolgreich. 

(Dr, Ehmke [Bonn] [SPD]: Ein Gruß nach 
Hamburg!) 

— Ja, einverstanden. Helmut Schmidt hat eine we- 
sentliche Rolle dabei gespielt. — 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD — Frau 

Vennegerts [GRÜNE]: Jetzt habt ihr es doch 

noch geschafft! — Kittelmann [CDU/CSU]: 

So objektiv sind wir!) 

Dieser Prozeß der Harmonisierung der Wirtschafts- 
und Währungspolitik in der EG muß einen bestimm- 
ten Reifegrad erreicht haben — und jetzt spreche ich 
eine umstrittene Frage an — , ehe durch starre Wech- 
selkurse auf das Instrument von Auf- und Abwertung 
verzichtet und ehe eine Gemeinschaf tswährung ge- 
schaffen werden kann, die dann für alle in gleicher 
Weise gilt. 

Das Europäische Parlament, das am kommenden 
Sonntag gewählt wird, wird größere Aufgaben haben 
als seine Vorgänger. Der Binnenmarkt und insbeson- 
dere die Wirtschafts- und Währungsunion bedürfen 
eines Verfassungsrahmens, Diese Verfassung sollte 
föderal sein. Sie sollte den Nationalstaaten, aber auch 
den Regionen und insbesondere den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden ein Höchstmaß an Eigenstän- 
digkeit und Selbstbestimmung garantieren. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der SPD) 


Es ist ein Grundsatz der christlichen Soziallehre; Al- (C) 
les, was die kleinere Gemeinschaft erfüllen kann, soll 
die größere nicht an sich reißen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sagen Sie das 
nicht der CSU!) 

Dafür einzutreten, meine Damen und Herren, ist un- 
sere deutsche Aufgabe, 

(Conradi [SPD]: Jetzt muß er selber la- 
chen!) 

weil diese Prinzipien in unserer Geschichte wie auch 
in unserer heutigen Staatspraxis eine größere Bedeu- 
tung haben als in allen anderen Ländern, die Födera- 
lismus noch etwas lernen müssen. 

Die Tatsache, daß wir das einzige Mitgliedsland der 
EG sind, das geteilt ist, gibt uns Veranlassung, auf 
einer Bestimmung in der künftigen europäischen 
Verfassung zu bestehen, die unser nationales Ziel be- 
rücksichtigt. Wir wollen das nicht negativ durch einen 
Austrittsvorbehalt, sondern positiv durch eine ent- 
sprechende Aufforderung an den europäischen Ver- 
fassungsgeber zum Ausdruck bringen. Diese Auffor- 
derung ist in dem Entschließungsantrag von CDU/ 

CSU und FDP wie folgt formuliert: 

Deshalb fordert der Deutsche Bundestag die Re- 
gierungen der Staaten der EG, die Institutionen 
der EG und das Europäische Parlament auf, bei 
der Ausarbeitung des Entwurfs für eine Europäi- 
sche Union als gemeinsames Ziel zu verankern, 
die Teilung Deutschlands und Europas zu über- 
winden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- (D) 
neten der FDP und der SPD — Dr. Ehmke 
[Bonn] [SPD]: Umgekehrt wäre besser!) 

Das ist konstruktive Politik. Ich würde mich sehr 
freuen, wenn auch die Sozialdemokraten diesem Vor- 
schlag zustimmen würden. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wir würden es um- 
stellen, dann ist es in Ordnung!) 

Meine Damen und Herren, Präsident Bush hat nach 
dem NATO-Gipfel in Brüssel, auf dem es galt, deut- 
sche Sicherheitsinteressen in die AUianz einzubrin- 
gen, was wir, wenn auch in einem Kompromiß, mit 
Erfolg getan haben, der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber von der Partnerschaft ln einer Führungs- 
rolle gesprochen. Er hat damit anerkannt, daß die 
Allianz ihren Weg in die Zukunft nur finden kann, 
wenn er von der Bundesrepublik Deutschland voll 
und führend mitgestaltet wird. Ich hoffe, daß es das 
neue Verhältnis zwischen den USA und der Bundes- 
republik Deutschland sein wird, daß alle wesentlichen 
Entscheidungen in engster Abstimmung getroffen 
werden, wie es einmal bei Bundeskanzler Adenauer 
und dem Außenminister Dulles der Fall gewesen ist. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Mit allen westeuro- 
päischen Staaten!) 

~ Ich bin ja nicht dagegen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]; Sonst kommen wir 
in ein falsches Licht!) 

— Ich bin aber nicht der Anwalt aller Staaten, sondern 
ich bin als gewählter Abgeordneter des deutschen 
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Dr. Dregger 

(A) Volkes der Anwalt der Bundesrepublik Deutsch- 
land. 

(Brück [SPD]: Es wäre aber ein gutes Prinzip 
des amerikanischen Präsidenten!) 

Ich gehe auf ein Wort des amerikanischen Präsidenten 
ein, das aber — dieser Meinung bin ich auch — nie- 
mand anderen ausschließen soll und darf. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Es ist wichtig für 
uns, das immer wieder festzustellen!) 

Meine Damen und Herren, Generalsekretär Gor- 
batschow unterschrieb mit dem Bundeskanzler die 
Feststellung, Bonn und Moskau hätten angesichts ih- 
res Gewichts in den jeweihgen Bündnissen eine zen- 
trale Bedeutung für die Lage in Europa und das Ver- 
hältnis zwischen Ost und West. Ich glaube, auch das 
ist zutreffend. Beide Aussagen, die des amerikani- 
schen Präsidenten und die des sowjetischen General- 
sekretärs, zeigen das Ausmaß der Verantwortung, 
aber auch des Vertrauens, das unserem Land und sei- 
ner Re^erung entgegengebracht wird. Es ist gewiß 
keine Überheblichkeit, wenn ich feststelle: Nicht nur 
unsere Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpohtik, son- 
dern auch die Außen-, Europa- und Sicherheitspolitik 
der von Helmut Kohl geführten Bundesregierung sind 
erfolgreich, ja, ich möchte sagen: sehr erfolgreich. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg; Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Wieczorek-Zeul. 

(B) 

Frau Wieczorek-Zeul (SPD): Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Das war eine Rede, die wir in ihrem außen- 
politischen Teil gerne gehört haben, weil viele unse- 
rer sozialdemokratischen Positionen darin wiederzu- 
finden waren. Ich denke, die historische Redlichkeit 
gebietet, auch zu sagen, daß die Entwicklung, was die 
europäische Perspektive anlangt, die hier als Mög- 
lichkeit aufgezeigt worden ist, ohne die sozialdemo- 
kratische Ost- und Entspannungspolitik Willy 
Brandts und ohne den KSZE-Prozeß so nicht hätte 
zustande kommen können. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Insofern wäre es vielleicht schön gewesen, Herr 
Dr. Dregger, wenn Sie auch ein Wort der Selbstkritik 
zum damaligen Verhalten in bezug auf die KSZE und 
Ihrem Abstimmungsverhalten dazu gesagt hätten. 

(Vorsitz: Vizepräsident Stücklen) 

Ein Zweites ~ das will ich auch kritisch anmer- 
ken — : Europäische Gesinnung zeigt sich nicht nur in 
den Visionen, die wir für die großen weltpotitischen 
Perspektiven entwickeln, sondern europäische Gesin- 
nung zeigt sich auch darin, wie wir auf unserem Bo- 
den mit unseren europäischen Mitbürgerinnen und 
Mitbürgern umgehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich hätte von Ihnen, Herr Dr. Dregger, gerne auch ein 
Wort der Selbstkritik oder der Zurücknahme von Äu- 
ßerungen gehört, daß Ausländer auf unserem Boden 
keine Mitbürger seien, sondern daß sie Gäste seien — 
so haben Sie es ausgedrückt. Wir sagen: Die Men- 


schen, die auf unserem Boden leben, die hier bei uns (C) 
sind, sind unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger. — 

Das ist für uns europäische Gesinnung und europäi- 
sche Grundhaltung. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Ich hätte gerne von Ihnen auch ein Wort dazu ge- 
hört, daß die CDU in Hessen mit der Übernahme 
rechtsextremer Agitation im hessischen Kommunal- 
wahlkampf — Stich Worte: Frankfurt und NPD — 
rechtsextreme Positionen großgeredet 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Ist doch un- 
wahr!) 

und salonfähig gemacht hat. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie reden das 
Thema hoch, von morgens bis abends! Das ist 
Ihre Verantwortung!) 

Ich erinnere daran, daß die NPD in Frankfurt gesagt 
hat, die CDU plagiiere ihre Forderungen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Was die sagt, ist für 
Sie maßgebend? Unerhört, zitiert hier die 
NPD ! Sie machen sie durch Dauerzitate hof- 
fähig! — Dr, Rüttgers [CDU/CSU]: Kümmern 
Sie sich mal um die Linksradikalen, und ko- 
operieren Sie nicht mit ihnen!) 

Ich sage das deshalb, weil wir in diesem Europawahl- 
kampf mit den Rechtsextremen massiv zu tun ha- 
ben. 

Wir stellen den subjektiv guten europapotitischen 
Willen mancher Regierungsmitglieder und auch man- 
che Erfolge im europapotitischen Bereich nicht in 
Frage. Wir müssen aber auch sagen — dafür hat es 
heute morgen wieder einmal ein unrühmliches Bei- 
spiel gegeben — : Daß es verbreitete Ängste in der 
Bevölkerung gegenüber dem EG -Binnenmarkt gibt, 
hängt nicht mit dem EG-Binnenmarkt zusammen, 
sondern hängt mit einer Reihe europapolitischer Fehl- 
leistungen der Bundesregierung zusammen 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Da kann man sich 
nur halb totlachen!) 

und u. a. mit der Tatsache, daß Mitglieder dieser Bun- 
desregierung allzuoft die Europäische Gemeinschaft 
als Ausrede für unsoziale Politik vorschieben. Herr 
Blüm hat heute morgen ein schreckliches Beispiel da- 
für geliefert. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Dreß- 
1er hat ein schreckliches Beispiel dafür gelie- 
fert! Blüm hat doch den Steinkühler zitiert!) 

Wer die Gesundheitspolitik dieser Bundesregierung 
als Notwendigkeit für den Einstieg in den EG-Binnen- 
markt darstellt, der demotiviert die Menschen in die- 
ser Bundesrepublik geradezu, 

(Beifall bei der SPD) 
zur Europawahl zu gehen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Der Blüm muß die 
Thatcher ärgern!) 

Im übrigen, wer die Europäische Gemeinschaft und 
die Notwendigkeit des Binnenmarkts so gering- 
schätzt, daß er ausgemusterte Minister dieser Regie- 
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Frau Wieczorek-Zeul 

(A) rung zur EG -Kommission schickt, der darf sich nicht 
wundern, wenn sich die Wertschätzung der Europäi- 
schen Gemeinschaft in der Bevölkerung noch in Gren- 
zen hält. 

(Mischnick [FDP]: Unter der Gürtellinie!) 

Wer sich nach außen den Anschein des europäischen 
Umweltmusterknaben gibt, sich dann aber dabei er- 
wischen lassen muß, etwa 18 Verfahren der Europäi- 
schen Kommission wegen Verletzung geltenden EG- 
Umweltrechts 


Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Irmer? 

Frau Wieczorek-Zeul (SPD): Nein, Ulrich Irmer, in 
der augenblicklichen Situation nicht. Ich muß auf die 
Zeit Rücksicht nehmen. 

Wer sich also mit etwa 18 Verfahren vor dem Euro- 
päischen Gerichtshof wegen Verletzung geltenden 
EG-Rechts durch die nationale Gesetzgebung kon- 
frontiert sieht, der muß sich den Vorwurf gefallen las- 
sen, sich selbst schön- und die Europäische Gemein- 
schaft schlechtgeredet zu haben. 

Nein, wenn die Europäische Gemeinschaft dieser 
Bundesregierung und den sie tragenden Parteien 
überlassen bliebe, gäbe es weniger Anlaß zur Ermuti- 
gung. Es ist gut, daß es das Europäische Parlament 
gibt, denn Anstand und Ehrlichkeit gebieten, daß die 
Bundesregierung auch heute hier sagt: Daß z. B. über- 
.g. haupt ein Beschluß des EG -Ministerrats zum umwelt- 
freundlichen Auto und zu besseren Abgaswerten zu- 
stande gekommen ist, ist nicht das Ergebnis der Tätig- 
keit dieser Bundesregierung, sondern es ist dem Euro- 
päischen Parlament zu danken, das die EG -Kommis- 
sion in diesen Fragen überzeugt hat und dann vom 
Ministerrat nur noch einstimmig hätte überstimmt 
werden können. Deshalb ist an dieser Stelle, auch 
wenn wir uns die Zeitfaktoren anders gewünscht hät- 
ten, ein großes Lob dem Europäischen Parlament, der 
Sozialistischen Fraktion 

(Beifall bei der SPD) 

und dem zuständigen Berichterstatter Kurt Vittinghoff 
auszusprechen, denn er hat geschafft, was mehrere 
Bundesregierungen nicht hingebracht haben. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Ein 
toller Mann!) 

— Daran können Sie sich ein Beispiel nehmen, Herr 
von Schorlemer. Das haben Sie noch nicht hinge- 
kriegt. 

Damit bin ich bei einer zentralen Forderung der 
SPD-Bundestagsfraktion — Herr Dr. Dregger, wir 
würden uns freuen, wenn Sie insoweit das in die Pra- 
xis umsetzen würden, was Sie zum Europäischen Par- 
lament gesagt haben — : Wir wollen, daß die Rechte, 
die Kompetenzen, die Zuständigkeiten des Europäi- 
schen Parlaments gestärkt werden. Deshalb haben 
wir heute zu dieser Debatte einen Antrag vorgelegt. 
Wir bitten, darüber heute abzustimmen. Wir sind der 
Meinung, daß das Europäische Parlament der wirkli- 
che Motor für ökologischen, für sozialen und demo- 
kratischen Fortschritt ist. Deshalb braucht es alle 


Rechte, die einem von der Bevölkerung gewählten (C) 
Parlament wirklich zustehen. 

Der Grundfehler ist nämlich, daß der Deutsche Bun- 
destag bei der Ratifizierung der Römischen Verträge 
1957 seine Zustimmung nicht von parlamentarischer 
Mitbestimmung und Kontrolle der Gemeinschafts- 
politik abhängig gemacht hat. Im Ministerrat, in der 
Vertretung der Regierungen, ist es deshalb zu einer 
Machtanhäufung gekommen, die allen demokrati- 
schen Grundsätzen Hohn spricht. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es ist schön, Perestroika und Glasnost da zu beju- 
beln, wo es uns nichts kostet. Machen wir doch beim 
Ministerrat Ernst mit Perestroika und Glasnost. Glas- 
nost: Der Ministerrat soll öffentlich tagen, damit euro- 
päische Bürger und Bürgerinnen sehen können, was 
dort entschieden wird. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Was brauchen wir 
russische Ausdrücke, um europäische Politik 
zu machen? Das ist ja der Höhepunkt der 
Verwirrung!) 

Perestroika: Das Europäische Parlament braucht Ge- 
setzgebungsbefugnisse, die gleichgewichtig neben 
dem Ministerrat sein müssen. Da geht es um wirkliche 
Veränderungen, die einfach notwendig sind, wenn 
dieses Parlament die europäischen Bürger und Bürge- 
rinnen in ihren Interessen angemessen vertreten 
soll. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Die Situation, vor der wir uns jetzt befinden, ist 
unerträglich: Zur Verwirklichung des EG-Binnen- (dj 
marktes gibt es 300 Gesetze, die unter Ausschluß 
realer parlamentarischer Entscheidungen sowohl bei 
uns im Bundestag als auch im Europäischen Parla- 
ment verabschiedet werden. Die Entscheidungen 
über die Fragen, wie viele Verbraucherrechte Men- 
schen in der Europäischen Gemeinschaft und bei uns 
z. B. bei der Liberalisierung des Kapital Verkehrs oder 
der Dienstleistungen erhalten, welche Steuersätze 
verwirklicht werden, können nicht einem öffentlich 
unkontrollierten Gremium wie dem Ministerrat über- 
lassen bleiben. Deshalb sagen wir: Schluß mit den 
wohlfeilen Erklärungen zu den Rechten des Europäi- 
schen Parlaments. Stimmen Sie unseren präzisen For- 
derungen zu, die wir heute vorgelegt haben. 

Wir sagen: Gleichgewichtige Gesetzgebungsbe- 
fugnis für das Europäische Parlament neben dem Mi- 
nisterrat. Das Parlament soll künftig den Präsidenten 
der EG-Kommission wählen können und ihm damit 
verpflichtet sein. Schluß damit, daß die Regierungen 
das unter sich ausmuscheln. 

Das Europäische Parlament soll alle Haushaltsbe- 
fugnisse erhalten, die sich auf alle Ausgaben bezie- 
hen, vor allem aber auch auf die Agrarausgaben. Da 
ist es nämlich besonders notwendig. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Dar- 
auf kommen wir noch!) 

Internationale Abkommen sollen der Zustimmung des 
Europäischen Parlaments bedürfen. 

Wir wollen, daß das Europäische Parlament späte- 
stens bis zur Halbzeit der neuen Legislaturperiode 
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Frau Wieczorek-Zeul 

(A) konkrete Vorschläge zur Reform der EG-Verträge 
entwickelt und daß diese die Grundlage für eine par- 
iament sfreundli che Reform der EG-Verträge werden. 
Das wollen wir bis Ende 1991 erreicht haben. Deshalb 
bitte ich Sie sehr: Stimmen Sie unserem Antrag zu. 
Das ist nämlich ein Test dafür, ob Sie es mit Ihren 
Forderungen ernst meinen oder ob sie nur drei Tage 
vor den Wahlen zum Europäischen Parlament im 
Deutschen Bundestag wolkig vertreten werden. 

Im letzten Jahrhundert gab es bei der Einigung der 
deutschen Kleinstaaten die Alternative: parlamenta- 
risch über die Paulskirche oder obrigkeitsstaatlich 
über Preußen. Die Geschichte hat zugunsten der ob- 
rigkeitsstaatlichen Einigung entschieden. In diesem 
Jahrhundert stehen wir vor der Frage: Parlamentari- 
sche Einigung über das Europäische Parlament oder 
obrigkeitsstaatlich über den Ministerrat unter Aus- 
schluß parlamentarischer Entscheidung? Wir fordern 
Sie auf: Tragen Sie dazu bei, daß in diesem Jahrhun- 
dert die demokratische, parlamentarische Einigung 
Europas obsiegt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

In den letzten Wochen und Monaten — jetzt 
schließe ich an das an, was mein Vorredner vorhin in 
der Diskussion angesprochen hat — leuchtet eine Vi- 
sion von Europa auf, die in unserer Zeit Wirklichkeit 
werden könnte: ein Europa, das die SPD meinte, als 
sie nach den Leiden des Ersten Weltkrieges 1925 die 
Vereinigten Staaten von Europa forderte und damit 
alle ost- und westeuropäischen Staaten meinte, ein 
Europa, für das Menschen in den Gefängnissen und 
Konzentrationslagern des Nationalsozialismus gelit- 
ten haben und gestorben sind, ein Europa, das heute 
in der Europäischen Gemeinschaft, im Europäischen 
Parlament, zeigt, daß Sicherheit nicht durch Waffen 
und Militär, sondern durch Zusammenarbeit entsteht, 
ein Europa, das seine Konflikte friedlich und zivilisiert 
austrägt, nicht durch militärische Schlachten, sondern 
notfalls durch Redeschlachten, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN sowie 
des Abg. Dr. Dregger [CDU/CSU]) 

Das ist unser Ansatz. So müssen europäische Einigung 
und Zusammenarbeit sein. 

Wir haben eine Europäische Gemeinschaft, die 
durch ihre Offenheit für die Kooperation mit den 
osteuropäischen Ländern bereits jetzt — dabei ist das 
Europäische Parlament vorangegangen — ein Ge- 
flecht der Zusammenarbeit über die Blockgrenzen 
hinweg entwickelt hat. Es gibt heute Kooperations- 
verträge zwischen der Europäischen Gemeinschaft 
und Ungarn, der CSSR und demnächst mit der Sowjet- 
union, 

Wir haben eine Vision von Europa, das seine Auf- 
spaltung überwindet und gesamteuropäische Institu- 
tionen schafft. So wie es heute undenkbar ist, daß zwi- 
schen Deutschland und Frankreich jemals wieder ein 
Krieg ausgetragen wird, um wirtschafthche oder an- 
dere Konflikte scheinbar zu lösen, so muß es undenk- 
bar sein, daß zwischen west- und osteuropäischen 
Ländern jemals wieder ein Krieg entsteht. Deshalb ist 
auch keine Grundlage für Aufrüstung und für all diese 


Dinge, die uns jahrzehntelang hohe Kosten gebracht (C) 
haben, vorhanden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie der 
Abg. Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]) 

Diese Verpflichtung, die Aufspaltung zu überwin- 
den, ist eine besondere Verpflichtung der Deutschen. 
Denn die Aufspaltung Europas in Militärblöcke ist das 
Ergebnis des Zweiten Weltkrieges, der vom Hitler- 
Faschismus entfesselt worden ist. Es ist unsere Pflicht 
als Deutsche, einen Akt der Wiedergutmachung an 
einem Kontinent zu leisten, der durch diese Schuld 
des Hitler-Faschismus aufgespalten worden ist. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, angesichts dieser 
Perspektiven wäre es eine schreckliche Vorstellung, 
wenn bei dieser Chance zu europäischer Versöhnung 
und Verständigung Rechtsextreme ins Europäische 
Parlament einzögen. Unser Appell geht deshalb an 
dieser Stelle an die Bürgerinnen und Bürger in der 
Bundesrepublik. Gehen Sie am 18. Juni zur Wahl, und 
tragen Sie mit hoher Wahlbeteiligung dazu bei, daß 
Rechtsextreme nicht im deutschen Namen im Euro- 
päischen Parlament sitzen! 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Je höher die Wahlbeteiligung ist, um so geringer sind 
die Chancen, daß diese Gruppierungen die 5-%- 
Hürde überspringen. Das Europa von morgen dürfen 
wir nicht den Ewiggestrigen überlassen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben erlebt, wie Haß gegen Minderheiten und 
gegen andere Nationen und Fremdenfeindlichkeit 
Europa ins Verderben gestürzt haben. Wir brauchen 
ein Europa der guten Nachbarschaft, der friedlichen 
Zusammenarbeit und der Völkerverständigung nach 
außen und — ich füge hinzu — auch nach innen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU) 


Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Mischnick. 


Mischnick (FDP): Herr Präsident! Meine verehrten 
Kolleginnen und Kollegen! Zunächst ein kurzer histo- 
rischer Rückblick. Vor über 45 Jahren tobten in Eu- 
ropa noch die Schlachten. Da machte sich in Frank- 
reich bereits ein Mann Gedanken über die Zukunft 
des alten Kontinents. Es war Jean Monnet. Mit einer 
ebenso einfachen wie kühnen Idee gab er den Anstoß 
zur europäischen Einigung, als er schrieb — ich zi- 
tiere — : 

Es wird in Europa keinen Frieden geben, wenn 
die Staaten auf der Grundlage der nationalen 
Souveränität wdedererrichtet werden. Die euro- 
päischen Länder sind zu klein, um ihren Völkern 
das unerläßhche Maß an Wohlstand und sozialer 
Entwicklung bieten zu können. Daher müssen die 
Staaten Europas sich zu einer Föderation oder 
einem europäischen Gebilde zusammenschhe- 
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Mischnick 

(A) ßen, das sie zu einer gemeinsamen wirtschaftli- 

chen Einheit zusammenwachsen läßt. 

Später hieß sein Vorschlag an den französischen 
Außenminister Robert Schuman: Kohle und Stahl, die 
alten Streitobjekte zwischen Frankreich und Deutsch- 
land, sollten gemeinsam verwaltet werden. 

Dieser Mann der ersten europäischen Stunde, der 
mit seinen Gedanken die Stunde Null zur Stunde Eins 
für Europa gemacht hat, verdient gerade in diesen 
Tagen unser Gedenken und unsere Anerkennung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Er war es, der den Weg geöffnet hat. Ich wüßte genau, 
daß ein Mann, wenn er noch hier säße, an ihn erin- 
nerte. Herbert Wehner hat uns nämlich immer daran 
erinnert, daß Jean Monnet diesen Weg geöffnet hat. 

Meine Damen und Herren, es scheint, seit es die 
Römischen Verträge gibt, ein Dauerzustand zu sein: 
Niemand ist mit Europa zufrieden. In dieser Unzufrie- 
denheit vergessen wir völhg, was schon geleistet 
wurde und tagtäglich in Europa geleistet wird. Gäbe 
es den Gemeinsamen Markt nicht, ginge es uns allen 
schlechter. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Die Gemeinschaft ist ein erstrangiger Faktor der 
Weltwirtschaft, geachtet, manchmal sogar gefürchtet. 
Man rechnet mit der Gemeinschaft in allen Teilen der 
Welt. Die Einheitliche Europäische Akte, die erfreuli- 
cherweise zustande gekommen ist, hat, so meine ich, 
für die Gemeinschaft eine entscheidende weitere 
Phase eingeleitet. Sie gibt uns auf, schrittweise nun- 
mehr die europäische Union zu verwirklichen. Es geht 
auch darum, Schritt für Schritt zu möglichst weitge- 
hender Übereinstimmung in der Außen- und Sicher- 
heitspolitik zu kommen. Die Zeit erlaubt es mir nicht, 
darauf näher einzugehen. 

Daneben stehen aber noch andere für die ganze 
Gemeinschaft wichtige Aufgabenbereiche der Politik 
auf der Tagesordnung: der Umweltschutz, die Kultur- 
pohtik, Abbau, ja Beseitigung der Grenzen und 
schließlich auch das Verhältnis der Gemeinschaft zu 
den Entwicklungsländern. Ich begrüße und befür- 
worte es sehr, daß man die Umweltpolitik in den Koor- 
dinierungskatalog der Gemeinschaft aufgenommen 
hat, ein wenig spät, aber gerade noch zur rechten Zeit, 
wenn man die vielen guten Worte in der Gemein- 
schaft jetzt endhch in energische Taten umwandelt. 
Allmählich begreifen immer mehr den Ernst der Lage: 
Umweltschutz ist kein Spleen der Deutschen, sondern 
eine gesamteuropäische Pflicht und Verantwortung. 

Als Hans-Dietrich Genscher als Innenminister 1970 
die erste Umweltministerkonferenz einberief, belä- 
chelte man ihn in den anderen Staaten. Heute hat man 
erkannt, daß wir rechtzeitig auf die Probleme hinge- 
wiesen haben. Die Einigung der EG-Umweltminister, 
die hier schon erwähnt worden ist, auf strenge Abgas- 
grenzwerte für Kleinwagen, die nur — das ist zutref- 
fend — durch massiven Druck des Europäischen Par- 
laments zustande kam, hat erneut bewiesen, daß Be- 
wegung in die Umweltpohtik gekommen ist. Nur ist es 
nicht so, daß, während das Parlament diesen Druck 
ausgeübt hat, die deutsche Bundesregierung etwa ge- 


bremst hat; sie hat in der ganzen Zeit versucht, die (C) 
Dinge voranzutreiben, und mit dem Parlament ist es 
dann gemeinsam gelungen, dies durchzusetzen. 

Nach unserer Meinung muß die EG eine wirkliche 
Umweltgemeinschaft werden. Wir fordern deshalb 
auch ein EG-Umweltamt nach dem Vorbild des be- 
währten deutschen Umweltbundesamts. Dieses EG- 
Umweltamt sollte sich auch für eine Zusammenarbeit 
mit den Nachbarn im Osten öffnen, damit ganz Eu- 
ropa im Umweltschutz Fortschritte erzielt. Wir können 
hier in Europa Modelle erstellen, die über Europa hin- 
aus in der ganzen Welt nützlich sein können. 

Lassen Sie mich aber auch einen anderen Bereich 
kurz ansprechen: In den Programmen der elektroni- 
schen Medien muß sich Europa stärker als bisher wi- 
derspiegeln. Es ist manche Debatte dieses Hauses 
übertragen worden, wo wir uns gefragt haben, warum 
das geschah. Daß die Europadebatte nicht übertragen 
wird, ist für mich unbegreiflich. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Die Medien sollten mehr dazu beitragen, europäi- 
sches Bewußtsein zu vermitteln, denn wir dürfen na- 
türlich im Zusammenhang mit der Verwirklichung 
des Binnenmarktes unseren Lebensinhalt nicht nur 
auf die materiellen Aspekte, auf das rein ökonomische 
verkürzen. Wir müssen das kulturelle Erbe der euro- 
päischen Nationen nun zu einer gemeinsamen euro- 
päischen Identität zusammenführen, denn gerade die 
kulturellen Gemeinsamkeiten bilden ein starkes 
Band, das Europa einigen und Zusammenhalten kann. 

Um dieses Band auch politisch weiter zu festigen, (D) 
müssen wir in der Gemeinschaft ein Europa der Bür- 
ger verwirklichen. Hierzu gehört vor allem ein Europa 
ohne Grenzen. Ohne die Beseitigung der Grenzkon- 
trollen wäre die Wirtschaftsdynamik wesentlich 
schwächer und die Schaffung einer politischen Ord- 
nung für Europa um so schwieriger. Der Gemeinschaft 
würden dadurch nicht nur die Kosteneinsparung von 
8 bis 9 Milliarden ECU, also rd. 20 Milliarden DM ent- 
gehen, sondern auch die Einbußen an politischer 
Glaubwürdigkeit, an Wirtschaftswachstum und Be- 
schäftigung wären weitaus schlimmer. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Verkehrspolitik ist 
der Bereich, in dem die Bürger das Zusammenwach- 
sen Europas zur Zeit mit am intensivsten spüren. Der 
Wegfall der Grenzkontrollen und bessere Verkehrs- 
verbindungen bedeuten schnellere Erreichbarkeit vor 
allem der Urlaubs- und Ausflugsorte. Aber auch für 
die Wirtschaft hat doch die europäische Verkehrspoli- 
tik eine Schlüsselrolle. Wir müssen unsere Verkehrs- 
infrastruktur so ausbauen, daß wir ein attraktiver 
Standort für die Wirtschaft bleiben. Ein wichtiges 
Ghed der europäischen Verkehrspolitik ist nach mei- 
ner Überzeugung das Schienenhochgeschwindig- 
keitsnetz. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und des 
Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Die Bahn ist das geeignete Transportmittel für die 
Strecken, die im Binnenmarkt zurückzulegen sind. 

Wir brauchen ein einheitliches europäisches Flugsi- 



11048 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 149. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 15. Juni 1989 


Mischnick 

(A) cherungssystem. Gott sei Dank haben sich die Ver- 
kehrsminister darauf verständigt. Ich hielte es für eine 
gute Idee, wenn die Flugsicherungszentrale ihren Sitz 
in Frankfurt am Main, dem Luftkreuz Europas, 
hätte. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und des 
Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Lassen Sie mich noch ein Kapitel ansprechen, das 
von vielen vielleicht als nebensächlich angesehen 
wird. Auch die Schiffahrt wird, ob im Binnenland oder 
auf hoher See, immer mehr von Europa geprägt. Ich 
begrüße es, daß das deutsche Zweitregister, für das 
die Freien Demokraten jahrelang gekämpft haben, 
jetzt Modell für ein europäisches Register ist. Es zeigt 
sich, daß wir nicht nur im deutschen, sondern auch im 
europäischen Interesse rechtzeitig richtig gehandelt 
haben. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, der Straßenverkehr in 
der EG bleibt natürlich unser Sorgenkind. Der Bin- 
nenmarkt bietet innovativen Unternehmen des Trans- 
portgewerbes gute Chancen, wenn endlich starre 
Marktordnungen abgebaut werden. Aber Liberalisie- 
rung und Harmonisierung gehören für uns zusam- 
men. Das sind die Voraussetzungen dafür, um erfolg- 
reich zu sein. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Kooperation zwischen den einzelnen Verkehrs- 
trägern, vor allem zwischen Schiene und Straße, ist 
das Gebot der Stunde. 

Meine Damen und Herren, die demokratische Ent- 
wicklung der EG -Institutionen hat mit der wachsen- 
den Bedeutung der Gemeinschaft nicht Schritt gehal- 
ten, Auf Initiative der Freien Demokraten wird der 
Deutsche Bundestag der Bundesregierung heute ei- 
nen klaren Arbeitsauftrag mit auf den Weg geben. 
Damit soll mit anderen Regierungen ein Entwurf zur 
Änderung des EWG-Vertrages erarbeitet werden, der 
unseren Forderungen nach der demokratischen Wei- 
terentwicklung der EG entspricht. Ich bin sicher, das 
neu gewählte Europäische Parlament wird das unter- 
stützen. Zentraler Bestandteil der Demokratie ist für 
uns das Parlament. Wir müssen also beim weiteren 
institutionellen Ausbau der EG aufpassen, daß wir in 
der Gemeinschaft nicht ganz andere Prinzipien demo- 
kratischer Gewaltenteilung schaffen, als wir sie in den 
Mitgliedstaaten befolgen. 

(Beifall bei der FDP und des Abg. Dr. Dreg- 
ger [CDU/CSU]) 

Wenn angesichts der Entwicklung in Osteuropa Par- 
lamente mehr Rechte bekommen sollen, dann muß 
das Europäische Parlament vorangehen und darf nicht 
hinter dem hinterherhinken, was dort zur Zeit pas- 
siert. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und des 
Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

Einen anderen, einen politisch-emotionalen Aspekt 
möchte ich kurz ansprechen. Mancher Bürger sorgt 
sich, die nationale Identität eines Volkes, einer Na- 
tion könnte von einer europäischen Superstruktur er- 
drückt werden. Diese Sorge ist unbegründet, denn 


Europa kann sich nur, ja es muß sich auf das Selbst- (C) 
bewußtsein der europäischen Völker gründen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Richtig!) 

Langsam reift auch das Bewußtsein, daß Verstand und 
Herz sich zur Gemeinschaft bekennen können, ohne 
dabei die nationale Identität preiszugeben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, bei aller notwendigen 
Konzentration auf die Vollendung des Binnenmarktes 
und die weitere Integration der EG dürfen wir niemals 
vergessen, daß Europa nicht an den Grenzen der Ge- 
meinschaft endet. Ich bin davon überzeugt, daß die 
handelspolitische Vernunft siegen wird. Es kann und 
wird keine Festung EG-Europa geben, die dann mit 
der Welt in dauerndem Streit liegen würde. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und des 
Abg. Voigt [Frankfurt] [SPD]) 

In einer veränderten, durch neues Denken gekenn- 
zeichneten Zeit erhält Europa die Chance, eine neue, 
beispielhafte Ordnung zu schaffen. Wir können die 
Welt, in der wir leben, so gestalten, daß das Gefühl der 
wechselseitigen Bedrohung vom gegenseitigen Ver- 
trauen abgelöst wird. Dazu eröffnet die Gemeinsame 
Erklärung von EG und RGW viele neue Möglichkei- 
ten der Zusammenarbeit. Es gilt, die geschichtlichen 
Chancen zu nutzen, die in der neuen, durch die Politik 
von Generalsekretär Gorbatschow endlich möglich 
gewordenen Entwicklung liegen. Es gilt, daß Bewußt- 
sein eines gemeinsamen europäischen Hauses zu nut- p. 
zen, um die europäische Friedensordnung zu schaf- 
fen, von der der Harmel-Bericht des westlichen Bünd- 
nisses schon 1967 sprach. 

Das verlangt; erstens die Verwirklichung der Men- 
schenrechte, zweitens durchlässige Grenzen, drittens 
Kommunikation und kulturellen Austausch, viertens 
Reiseverkehr und Ausreisemöglichkeiten, fünftens ei- 
nen umfassenden Sportverkehr, sechstens den Aus- 
tausch von Jugendlichen und Studenten, siebtens 
eine umfassende wirtschaftliche Zusammenarbeit. 

Hinter diesen Forderungen stehen wir, und wir wol- 
len sie verwirklichen. 

In der Vergangenheit wurde manchmal versucht, 
Europa mit Gewalt zu einen. Das führte immer ins 
Unglück. Einen wir Europa aus Einsicht und mit 
freiem Willen, Es ist die schönste, die lohnendste hi- 
storische Aufgabe, die uns auch im Interesse der deut- 
schen Frage in unserer Geschichte gestellt wurde. Sie 
fordert die besten Kräfte unseres Volkes heraus. 

Erkennen wir unseren Reichtum in der Vielfalt. Er- 
kennen wir unsere Stärke in der Einheit. 

Es geht jetzt darum, daß Europa seine Rolle für die 
Gestaltung der eigenen Zukunft und für die Gestal- 
tung der Zukunft der Menschheit findet. 

Europa umfaßt alle Europäer vom Atlantik bis zum 
Ural. Für Europa ist eine Ordnung gefordert, in der 
alle Europäer Frieden und die individuelle Freiheit 
finden. 
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(A) Dafür werden wir weiterhin unser ganzes Bemühen 
einsetzen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Vennegerts. 

Frau Vennegerts (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die GRÜNEN sind die einzige 
Partei, die eine umfassende Alternative zum EG-Eu- 
ropa, zum Binnenmarkt vorlegt. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das nennen Sie Al- 
ternative!) 

Wir übernehmen nicht wie die CDU/CSU und die FDP 
euphorisch die Konzeption eines Binnenmarkts '92. 

Leider scheint sich auch die SPD mit dem geplanten 
Wirtschaftsmoloch EG-Europa abzufinden. Mehr 
noch, sie stellt die durch den geplanten Binnenmarkt 
vermeinthch entstehenden wirtschaftlichen Vorteile 
für die Bundesrepublik in den Vordergrund ihrer Ar- 
gumentation nach dem Motto: Wir sind die Ge- 
winner. 

Wer wie die anderen Pateien den Binnenmarkt nach 
überholten Wirtschaftszielen, z. B. nach der Höhe der 
Exportsteigerung, beurteilt, betreibt eine kurzsich- 
tige, ökologisch und sozial unverantworthche Poli- 
tik. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es reicht eben nicht aus, glühende Bekenntnisse 
— wie auch hier wieder — für ein starkes Europa ab- 
zulegen, ohne zu prüfen, ob diese schönen Wünsche 
und Vorstellungen auch nur die geringste Reahsie- 
rungschance haben. 

Während die anderen Parteien ein liberales, ein so- 
ziales Europa fordern, geht bezeichnenderweise die 
EG-Kommission davon aus, daß 20 multinationale Un- 
ternehmen sich die Märkte der wichtigsten Branchen 
in der EG untereinander aufteilen werden. 

(FrauFhnner [GRÜNE]: Hört! Hört! — Kittel- 
mann [CDU/CSU]: Überzogene Verdre- 
hung!) 

Das ist der Unterschied zwischen Wunsch und Wirk- 
hchkeit. Das wissen auch Sie von der SPD. Das hat 
nichts mit der Verbreitung von Ängsten zu tun, denn 
die ersten Weichen zum Europa der Konzerne sind 
schon gestellt. Immer mehr Menschen erkennen die 
vom Binnenmarkt ausgehenden Gefahren. 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Frau Vennegerts (GRÜNE): Ja, wenn Sie es nicht 
auf meine Redezeit anrechnen, Herr Präsident. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Wird gekürzt!) 

Frau Wieczorek-Zeul (SPD): Frau Kollegin, würden 
Sie zustimmen, daß das, was Sie schildern, nicht das 
Ergebnis des EG-Binnenmarkts, sondern eines Pro- 
zesses der Internationalisierung von Kapital-, Finanz- 
und Wirtschaftsbeziehungen und -Verflechtungen ist 
und daß die Europäische Gemeinschaft und der EG- 
Binnenmarkt eine Chance sein könnten, sich in diesen 


internationalen Wirtschaftsbeziehungen und -ver- (C) 
flechtungen mit dem Ziel der Sicherung unserer so- 
zialen Demokratie zu behaupten? Könnten Sie das als 
Konzeption verstehen und unterstützen? 

Frau Vennegerts (GRÜNE): Ich habe Sie sehr wohl 
verstanden, Frau Kollegin. Aber ich kann Ihnen nicht 
zustimmen, weil ich nicht blauäugig bin. Ich weiß sehr 
wohl, daß es internationale Verflechtungen gibt. — 
Normalerweise ist es üblich, daß man die Antwort im 
Stehen abwartet, aber es ist wohl auch hier im Parla- 
ment kein Stil mehr vorhanden. 

Aus meiner Sicht ist es der EG-Binnenmarkt — ich 
denke, das wissen Sie; ich habe auch mit den Gewerk- 
schaften diskutiert, die uns in diesen Fragen auch 
recht geben — , durch den der Konzentrationsprozeß 
der Wirtschaft beschleunigt wird. Da, glaube ich, 
müssen Sie mir recht geben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich kann Ihnen jemanden zitieren, dem Sie wahr- 
scheinlich mehr glauben werden als uns GRÜNEN, 
wie das halt immer so ist. Es ist jemand, der das wohl 
am klarsten formuliert hat, den ich hiermit zitiere; es 
ist der Präsident des Bundeskartellamtes, Professor 
Kartte. Er ist auch dem Herrn Haussmann gut be- 
kannt. Er ist Mitghed der CDU und hat Formuherun- 
gen gefunden, die allen Europa-Euphorikern ins 
Stammbuch geschrieben gehören. In einem Beitrag 
im „Spiegel", warnt er vor der Machtübernahme 
durch Wirtschaftsbosse. Zitat, meine heben Kollegen 
und Kolleginnen: 

Wozu haben wir die Fürsten abgeschafft, wenn (L>) 
wir uns jetzt einer neuen Aristokratie von Unter- 
nehmensführern ausliefern sollen? Wir müssen 
aufpassen, daß wir Europa nicht zum riesigen 
Rollfeld für die multinationalen Konzerne eineb- 
nen. 

Das sagt ein CDU-Mitglied. Wer hat denn hier 
recht? 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Die CDU hat über 
eine Milhon Mitgheder!) 

Professor Kartte faßt diesen Gedanken in einem Satz 
zusammen: Oligarchie der Konzerne? — Nein danke! 

Das könnte von uns kommen, aber es war Herr Kartte, 
der dies sagte. Deshalb sind Ihre Einwendungen nicht 
richtig. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Hat er das als CDU- 
Mitglied oder als Präsident gesagt?) 

In einem Punkt, glaube ich, sind wir uns einig; 
Dreh- und Angelpunkt unserer Vorschläge für eine 
Alternative zum geplanten Binnenmarkt ist die Forde- 
rung nach einer Demokratisierung der EG und ihrer 
Institutionen. Die Rolle, die das EG-Parlament in sei- 
nerjetzigen Form spielt, ist eine Farce. Denn letztend- 
lich entscheidet der Ministerrat. Wir dagegen schla- 
gen unter anderem vor, ein föderales Element einzu- 
bauen, nämlich eine Kammer der Regionen. 

Für uns GRÜNE ist die Frage der Ökologie ein zen- 
traler Punkt unseres Gegenkonzeptes zum Binnen- 
markt. Die Luftverschmutzung kennt keine Grenzen. 

Die Nordsee stirbt, weil aUe Staaten Abwässer einlei- 
ten. Wesentliche Aufgabe der EG muß es daher sein. 
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(A) Umweltprobleme transnational, d. h. in enger Koope- 
ration mit anderen Ländern zusammen anzugehen. 

(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Genau!) 

Die GRÜNEN streben den europaweiten Ausstieg 
aus der Atomenergie an. Aufgabe auf EG -Ebene 
wäre es, Ausstiegsszenarien unter Berücksichtigung 
der besonderen Gegebenheiten der einzelnen Länder 
zu erstellen. Gerade im Umweltschutz ist es unseres 
Erachtens sinnvoll und erforderlich, daß das Europäi- 
sche Parlament die gesetzgebende Kompetenz mit der 
Möglichkeit weitergehender nationaler Maßnahmen 
bekommt. 


ln Fragen der Umweltpolitik verschanzt sich die 
Bundesregierung immer hinter der EG, die es angeb- 
lich nicht möglich mache, eine stringente und konse- 
quente Umweltpolitik zu betreiben. Dies ist eine be- 
wußte Irreführung der Öffentlichkeit. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie verwirren die 
Öffentlichkeit!) 


Nach Art. 100 a Abs. 4 und Art. 130 des EG-Vertrages 
sind weitergehende nationale Maßnahmen gerade im 
Umweltschutzbereich heute schon erlaubt, wenn sie 
eine Regierung im Interesse der Bürgerinnen und Bür- 
ger und der Umwelt für erforderlich hält. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Genauso ist es!) 


Das heißt, ein nationales Vorpreschen, z. B. ein natio- 
naler Alleingang in der Katalysatorfrage, ist möglich, 
meine Damen und Herren! So ist die Rechtslage. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es besteht die Gefahr, daß in der EG eine Umwelt- 
politik des kleinsten gemeinsamen Nenners betrieben 
wird. 


(Voigt [Frankfurt] [SPD]: Das ist richtig!) 

Wir GRÜNEN treten dagegen für die Festschreibung 
von ökologischen Mindeststandards unter konse- 
quenter Anwendung der genannten Artikel des EG- 
Vertrages ein; d. h. konkret, die relativ höheren Stan- 
dards würden dort, wo sie bereits gelten, beibehal- 
ten. 

Wie wenig die EG -Institutionen in der Lage und wil- 
lens sind, auf die ökologische Herausforderung zu 
reagieren, beweist ihre völlig verfehlte Verkehrspoli- 
tik. Es ist an der Zeit, zu begreifen, daß Verkehrspo- 
litik Gesellschaftspolitik ist und nicht ein zielloses 
Herumdoktern an einzelnen Symptomen. Die Bun- 
desregierung setzt nicht einmal die wenigen positiven 
Vorschläge der EG um, wo sie es könnte; siehe die 
Diskussion um das Tempolimit 130. Daran zeigt sich 
die Macht der deutschen Autolobby, was sonst. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Mit der Realisierung des Binnenmarktes wird laut offi- 
zieller Prognosen der Lkw- Verkehr innerhalb der Bin- 
nengrenzen der EG um 40 % , in stärker frequentierten 
Transitregionen wie Bayern und Baden-Württemberg 
um bis zu 70% zunehmen, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Hier sollte der 
Verkehrsminister einmal zuhören, er interes- 
siert sich gar nicht dafür!) 


und dies in einer Situation, wo bereits jetzt den Stra- (C) 
ßen der Verkehrsinfarkt droht. 

(Zuruf von den GRÜNEN; Das interessiert 
die nicht!) 

Das angekündigte Nachtfahrverbot für Lkw in Öster- 
reich begrüßen wir ausdrücklich. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Dort wird endlich ernst gemacht mit der Forderung, 
den Güterverkehr von der Straße auf die Schiene zu 
verlagern. 

Auch das Fehlen einer wirksamen Fusionskontrolle 
und Wettbewerbspolitik bzw. die taktische Verzöge- 
rung der entsprechenden Bemühungen auf europäi- 
scher Ebene muß hier angesprochen werden. 

(Zuruf von der FDP) 

— Da gucke ich den Herrn Haussmann an! — Vor 
wenigen Tagen war in der Presse wieder zu lesen, daß 
sich das Wirtschaftsministerium außerstande sieht, die 
EG -Richtlinien zur Einführung der Fusionskontrolle 
mitzutragen, weil damit angeblich industrie-politi- 
sche Verzerrungen zementiert würden. 

(Bundesminister Dr. Haussmann: Richtig!) 

— Sie bestätigen das; na wunderbar, kann ich da nur 
sagen. Und dann, Frau Kollegin Wieczorek-Zeul, wol- 
len Sie mir weismachen, daß Ihr EG -Binnenmarkt 
diese Gefahren nicht in sich birgt! Das kann ich nicht 
mehr verstehen. 

Wir GRÜNEN haben einen Entwurf für ein europäi- 
sches Wettbewerbsrecht vorgelegt und bringen ihn 
nächste Woche als Antrag ein. Grundlegende Aus- (D) 
gangsposition ist für uns, daß die Europäische Ge- 
meinschaft jedem Land, also auch den kleineren und 
wirtschaftlich schwächeren Ländern, die Vorausset- 
zungen für eine eigenständige ökonomische Entwick- 
lung gewähren muß. Der bereits heute sich anbah- 
nende Konzentrationsprozeß in der Wirtschaft wird 
dazu führen, daß wenige Großkonzerne die wirt- 
schaftliche und letztlich die politische Macht erhalten 
und daß eine regionale, dezentral organisierte Wirt- 
schaftspolitik verhindert wird. 

Der geplante Binnenmarkt beinhaltet Gefahren. 
Europaweiter Sozialabbau, die Absenkung ökologi- 
scher Standards, eine immense Zunahme des Lkw- 
Verkehrs, die weitere Zerstörung der regionalen Viel- 
falt, ungehemmtes Wirtschaftswachstum mit all den 
bekannten negativen Folgen, das sind unsere berech- 
tigten Befürchtungen. Wer wie die SPD und natürlich 
auch die CDU/CSU und die FDP ein allgemeines Be- 
kenntnis zu Europa ablegt, ohne die Entwicklung ei- 
ner Alternative vor anzutr eiben und die Vision eines 
anderen Europa aufzuzeigen, findet sich mit den fata- 
len Weichenstellungen des Binnenmarktes ab und re- 
signiert letztendlich vor den Bürokraten und den Wirt- 
schaftsbossen in der EG. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Widerspruch bei 
der CDU/CSU — Freiherr von Schorlemer 
[CDU/CSU]: Sie reden wie Herr Schönhu- 
ber!) 

Wenn der Binnenmarkt in seiner derzeitigen Kon- 
zeption Realität wird, wird die bereits existierende 
Spaltung Europas in Militärblöcke noch um einen 
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(A) Wirtschaftsblock ergänzt. Der westeuropäische Pfeiler 
der NATO wird zur eigenständigen Festung Westeu- 
ropa. Nach unserer Auffassung bietet dies keine Per- 
spektive, sondern zementiert den Block Westeuropa, 
was Sie ja angeblich auch nicht mehr wollen. Die 
GRÜNEN stehen für eine Politik der Blocküberwin- 
dung. Die Frage der Blockzugehörigkeit muß und 
wird in den Hintergrund treten, wenn die die gesamte 
Menschheit bedrohenden Folgen des Wettrüstens 
und der ökologischen Zerstörung vermieden werden 
sollen. 

Der Besuch von Generalsekretär Gorbatschow in 
der Bundesrepublik sollte auch dem letzten hier klar- 
gemacht haben, daß die Entwicklung in den osteuro- 
päischen Staaten in Richtung Frieden, Abrüstung, Ko- 
operation und damit letztlich Blocküberwindung geht 
Diese Entwicklung gilt es aufzunehmen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Dazu werden Sie 
tolle Beiträge leisten!) 

Ökonomische und politische Integration darf deshalb 
nicht auf die zwölf Staaten der EG beschränkt blei- 
ben. 

Herr Dregger, der Beschluß auf dem Brüsseler 
NATO-Gipfel, den Sie vorhin gewürdigt haben, ist, 
wie ich aus der Sowjetunion und auch aus dem Um- 
kreis von Gorbatschow höre, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Oho!) 

für die Entwicklung der UdSSR, die zur Zeit läuft, kon- 
traproduktiv. So sieht die Wahrheit aus! 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das werden Ihnen 

(B) die Millionen Sowjetbürger aber sehr dan- 

ken!) 

In der gemeinsamen Erklärung, die Herr Kohl und 
Herr Gorbatschow in dieser Woche unterschrieben 
haben, heißt es: 

Die Bundesrepublik Deutschland und die Sowjet- 
union betrachten es als vorrangige Aufgabe ihrer 
Politik, . . . zur Überwindung der Trennung Euro- 
pas beizutragen. 

Generalsekretär Gorbatschow sagte während seines 
Besuchs in Köln: 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ihnen?) 

Jetzt brechen politische und wirtschaftliche Ei- 
senvorhänge zusammen, aber der Bereich der 
wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Bezie- 
hungen ist auch ein Prüfstein für Aufrichtigkeit 
der Politik, Einklang zwischen Wort und Tat. 

Wir GRÜNEN erstreben eine Politik, die sich auch 
gegen eine neue Art von Blockbildung richtet, gegen 
den geplanten Wirtschaftsmoloch EG-Binnenmarkt. 
Wir treten ein für eine Alternative in Richtung eines 
Europa, das eine sozial und ökologisch ausgerichtete 
Politik betreibt, um ein gemeinsames europäisches 
Haus zu bauen, in dem alle Bewohner gleichberech- 
tigt sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Lesen Sie einmal die Reden der 
Republikaner, da werden Sie viel Ähnlich- 
keit finden! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU: Wie Schönhuber!) 


Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem (C) 
Herrn Bundesminister für Wirtschaft. 

Dr. Haussmann, Bundesminister für Wirtschaft: 

Herr Präsident! Verehrte, liebe Kolleginnen und Kol- 
legen! Vieles klingt sehr defensiv, vieles klingt aber 
auch erschreckend provinziell, wie es die letzte Rede 
gezeigt hat. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Trotz aller Unterschiede zwischen Sozialdemokra- 
ten, Christdemokraten und Liberalen haben die klas- 
sischen demokratischen Parteien hier im Deutschen 
Bundestag die Aufgabe, anderen europäischen Län- 
dern zu zeigen, daß wir in diesem Grundzielr Europa 
zu wollen, übereinstimmen und daß wir uns gegen 
linke und rechte Europa-Verweigerer zur Wehr set- 
zen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn mit Herrn Bush, wenn mit Herrn Gorba- 
tschow und wenn in Tokio Gespräche stattfinden, hat 
das historisch damit zu tun, daß das Militär an Bedeu- 
tung verliert und daß die Verfassung von Wirtschaft 
und Technologie weltweit an Wert gewinnt. 

Deshalb müssen deutsche Politiker ja sagen zu ei- 
nem größeren Europa; denn auch die Bundesrepublik 
wäre im internationalen Konzert zu klein. 

Deshalb ist es im Interesse von Arbeitnehmern, von 
Verbrauchern, auch von kleinen Selbständigen, daß 
wir hier nicht erneut provinzielle Argumente vorfüh- 
ren, sondern daß wir um den besten Weg zu Europa 
streiten, aber nicht um eine Verweigerung gegenüber 
dieser europäischen Idee. pj 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Auch wenn sich die klassischen Parteien im Prinzip 
einig sind, so gibt es nach wie vor — das soll auch 
heute nicht verschwiegen werden — beträchtliche 
Unterschiede in der Philosophie des europäischen 
Marktes. Ich sage es ganz deutlich: Wir Liberalen wol- 
len kein zentralistisches, kein bürokratisches Europa, 
kein gleichmacherisches Europa, kein Europa, das 
einen Ansatz zur totalen Harmonisierung zeigt. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Aber wir werden es auch nicht schaffen, dem Eu- 
ropa den deutschen Stempel allein aufzudrücken. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Auch wahr!) 

Wir werden im Umweltschutz noch andere europäi- 
sche Länder benötigen. Deshalb empfehle ich eine 
europäische Gesinnung und nicht eine provinzielle 
Gesinnung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir wollen ebenfalls nicht — wir können es uns vor 
allem aus Arbeitsmarktgründen auch nicht leisten — 
ein Europa, das sich abschließt, ein protektionistisches 
Europa. Wir wollen ein offenes, nach innen und außen 
offenes Europa, das mehr Marktwirtschaft, mehr Indi- 
vidualität zuläßt und das damit die Chancen der ein- 
zelnen, der kleinen Selbständigen, der Verbraucher, 
der Arbeitnehmer, sichert. 

Meine Damen und Herren, die Vorboten des Bin- 
nenmarktes zeigen sich längst in der deutschen Be- 
schäftigungs-. Sozial- und Wirtschaftspolitik. Es wäre 
mit nationalen Maßstäben nicht mehr erklärbar, daß 
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(A) wir das Beschäftigungswachstum vierteljährlich auf- 
stocken. Das sind nicht mehr nationale Wirtschafts- 
maßnahmen, das sind die Vorboten des Binnenmark- 
tes. 

Wenn wir in diesem Jahr erstmalig in der Nach- 
kriegsgeschichte — 40 Jahre Bundesrepublik — ei- 
nen absoluten Rekord an Beschäftigungsverhältnis- 
sen von über 27 Millionen erreichen, dann hat das 
etwas mit Binnenmarkt zu tun 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

und nicht mit der Verweigerung gegenüber einem 
größeren europäischen Markt. 

Abgesehen von Luxemburg haben wir in der Bun- 
desrepublik inzwischen die geringste Jugendarbeits- 
losigkeit, Auch dies ist nicht mehr nur mit nationalen 
Methoden erklärbar. Vielmehr hat es damit zu tun, 
daß sich unsere Wirtschaft auf den Binnenmarkt vor- 
bereiten muß und daß sich andere europäische Länder 
vor allem mit Hilfe deutscher Maschinen und Investi- 
tionsgüter auf den Binnenmarkt vorbereiten. Deshalb 
geht es uns in der Bundesrepublik gut, weil andere 
Länder bereit sind, in diesen Binnenmarkt einzutre- 
ten, und weil uns das nützt. 

Natürlich — das gebe ich zu — gibt es auch Pro- 
bleme. Es gibt Probleme der Konzentration; es gibt 
auch das Problem, daß viele andere EG-Länder un- 
sere Sozialstandards zumindest kurzfristig nicht über- 
nehmen können. Das sind aber eher Probleme der 
Sozialpolitik anderer europäischer Länder. 

Das böse Wort vom Sozialdumping ist nun wirklich 
ein schlimmes Schlagwort. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das ist eine be- 
wußte Lüge!) 

Das sollten wir Deutschen nicht einbringen. 

Die Probleme in den anderen europäischen Län- 
dern bestehen darin, daß sie im Sozialbereich nicht in 
kurzer Zeit den hohen deutschen Standard erreichen, 
aber nicht umgekehrt. Es gibt niemanden, auch nie- 
manden im Bundeswirtschaftsministerium, der von 
der deutschen Mitbestimmung, der von der vorbildli- 
chen deutschen Sozialgesetzgebung Abschied neh- 
men will. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

Was wir sagen, ist nur: Wenn wir im Umweltschutz 
Vorreiter bleiben wollen, wenn wir den höchsten so- 
zialen Standard halten wollen, dann müssen wir in 
vielen anderen Bereichen beweglicher, kreativer, of- 
fener und aktiver sein. Dann können wir dies halten, 
aber nicht umgekehrt. 

Meine Damen und Herren, bei allen europäischen 
Diskussionen mit Gewerkschaften, mit Arbeitgebern 
und mit Arbeitnehmern zeigen sich drei Dinge, die die 
Bundesrepublik einzubringen hat. 

Soziale Marktwirtschaft wird erwünscht. Auch von 
soziaüstischen Regierungen wird mehr soziale Markt- 
wirtschaft praktiziert, z. B. in Spanien. 

Mittelstand. Meine Damen und Herren, warum ist 
die Handelsbilanz so positiv? Sie ist so positiv, weil 


sich nicht nur die Großindustrie, sondern auch unsere (C) 
mittleren Betriebe europaweit engagieren. 

(Beifall des Abg. Kittelmann [CDU/CSU]) 

Meine Damen und Herren, was von uns im Finanz- 
und Währungsbereich erwartet wird, ist Stabihtät und 
Solidität, 

Ich glaube, wenn die Bundesrepublik und die 
Wähler dafür sorgen, daß diese drei Trumpfkarten der 
Bundesrepublik, mehr Marktwirtschaft in Europa, 
mehr Mittelstand in Europa und mehr finanz- und 
währungspolitische Stabilität, unser Beitrag für die- 
sen Binnenmarkt sind, dann sorgen wir nicht nur für 
eine ökonomische und soziale Aufwärtsentwicklung 
in unserem Land, sondern auch für die Arbeitnehmer 
in anderen Ländern. Der Binnenmarkt ist kein Null- 
summenspiel. Die Arbeitsplätze, die derzeit in Spa- 
nien entstehen, gehen nicht zu Lasten der Bundesre- 
publik, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

sondern zugunsten der Bundesrepublik. Das halte ich 
für positiv. Das sollte bei dieser Debatte auch unseren 
Wählern mitgeteilt werden. 

Ein Punkt, der mich besonders berührt, ist die 
Frage: Wie verändert sich der Mittelstand im Binnen- 
markt? Andere Länder wollen von unserer Mittel- 
standspolitik lernen. Andere Länder wissen, daß die 
Stärke des deutschen Mittelstands unsere Trumpf- 
karte ist. Die Bundesregierung wird deshalb den deut- 
schen Mittelstand auf seinem Wege in das gemein- 
same Europa nicht im Stich lassen. Wir sorgen dafür, 
daß ab September ein Mittelstandstelefon für jeden 
Mittelständler zum Ortstarif erreichbar ist, wo er opti- 
male Informationen bekommt. 

Ich setze mich bei allen Gesprächen in Brüssel dafür 
ein, daß Deutsch eine vollwertige dritte Arbeitsspra- 
che ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Kleine und mittlere Betriebe haben keine Überset- 
zungsbüros wie die Großkonzerne. Deshalb ist es von 
vitalem Interesse, daß auch komplizierte Verordnun- 
gen nicht mit sechwöchiger Verspätung in schlechtem 
Deutsch, sondern von Anfang an in einem verständü- 
chen Deutsch erscheinen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

— Ich bedanke mich für die Unterstützung. 

Meine Damen und Herren, mein Fazit ist: Wir, die 
Bundesrepublik gehen mit recht guten wirtschaftli- 
chen Voraussetzungen in diesen Binnenmarkt. Woran 
es in der deutschen Diskussion hapert, ist häufig die 
Einstellung. Der internationale Wettbewerb, nicht nur 
in Europa, sondern auch in den Vereinigten Staaten 
von Amerika und Japan, schenkt uns nichts, er be- 
lohnt aber Leistung, Kreativität und soziale Ausgegli- 
chenheit. Deshalb können wir uns in der Bundesrepu- 
blik auch nach 40 Jahren keine Midlife-crisis lei- 
sten. 

(Frau Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Das kennen 
wir gar nicht!) 
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(A) Das beste Mittel gegen die Anzeichen einer manch- 
mal durchscheinenden Midlife-crisis, Frau Kollegin, 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: Wie 
schreibt man das?) 

ist eine neue Herausforderung, wie sie uns der Bin- 
nenmarkt stellt. Deshalb glaube ich, wir sollten uns 
dieser europäischen Herausforderung stellen — ohne 
Selbstgefälligkeit, aber auch ohne falsche Beschei- 
denheit. Vielleicht sollte Europa auch in manchen Be- 
reichen, z. B. des Ladenschlusses, der Flexibilität, der 
Individualisierung der Arbeitszeiten, für neues Den- 
ken sorgen. Manchmal war heute morgen zu häufig 
von altem Denken die Rede. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 


Vizepräsident Stückten: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Brück. 


Brück (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich hatte eigentlich nicht die Absicht, mich 
hier mit der Europapolitik der GRÜNEN auseinander- 
zusetzen. Aber nach dem, was Sie, Frau Kollegin Ven- 
negerts, gesagt haben, muß ich das tun. 

Sie haben der Bundesregierung mangelnde Strin- 
genz in ihrer Europapolitik vorgeworfen. Dem stimme 
ich ausdrücklich zu. 

(Beifall bei der SPD) 

(B) Es wäre aber gut. Sie dächten einmal darüber nach, ob 
nicht auch in Ihrer Europapolitik Stringenz fehlt. 

Sie haben gesagt, daß Wind und Wasser in Europa 
keine Grenzen kennen. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Richtig!) 

Das ist natürlich richtig. Aber welche Schlußfolgerun- 
gen ziehen Sie denn daraus? Das heißt doch nur, daß 

wir die Umweltprobleme auf europäischer Ebene lö- 
sen müssen. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Das habe ich 
gesagt!) 

Als jemand, der an der Grenze wohnt und einen Wahl- 
kreis an der deutsch-französischen Grenze vertritt, 
weiß ich, wovon ich rede. Mit europäischer Kleinstaa- 
terei werden Sie unsere Umweltprobleme nicht lö- 
sen, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Frau Ven- 
negerts [GRÜNE]: Das habe ich gesagt!) 

— Jetzt rufen Sie dazwischen: „Das habe ich gesagt. '' 
Aber welche Konsequenzen ziehen Sie denn daraus? 
Sie müssen doch politische Einrichtungen schaffen, 
die diese Politik gestalten. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Ja, das wollen 
wir ja!) 

Also brauchen wir auf lange Sicht die Europäische 
Union. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es! — Frau 
Vennegerts [GRÜNE]: Nicht diese, sondern 
eine andere!) 


Wer wie Sie für eine multikulturelle Gesellschaft in (C) 
der Bundesrepublik eintritt, der muß doch auch für die 
Öffnung der Grenzen in Europa sein. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Das habe ich 
doch alles gesagt!) 

Wenn wir diese Grenzen öffnen wollen, dann müssen 
wir den Binnenmarkt schaffen. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Nicht diesen, ei- 
nen anderen! — Gegenruf der Abg. Frau 

Dr. Hellwig [CDU/CSU]: Diesen, es gibt kei- 
nen anderen!) 

Das heißt doch nicht, daß wir mit allen Entwicklun- 
gen in der Europäischen Gemeinschaft von vornher- 
ein einverstanden sind. Wir, die Politiker, sind doch 
aufgerufen, diese Europäische Gemeinschaft so zu 
gestalten, wie wir es für richtig halten. 

Deshalb ist es notwendig, daß die Bürgerinnen und 
Bürger am kommenden Sonntag die Mehrheiten in 
das Europäische Parlament schicken, die die richtige 
Politik machen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Also die CDU/ 

CSU!) 

Da halte ich es für falsch, schon vorhandene Ängste 
der Bürgerinnen und Bürger noch zu schüren, 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 

FDP — Frau Vennegerts [GRÜNE]: Man muß 
sie aber nennen!) 

Ich kann ja verstehen, daß aus Ihrer Sicht eine nied- 
rige Wahlbeteiligung ganz richtig sein könnte, weil 
Sie hoffen, daß Ihre Anhänger zur Wahl gehen. Ich (D) 
halte es aber für ganz gefährlich, Ängste zu schüren. 

Es gibt ja diese Ängste schon. 

Wir sollten uns als Politiker auch hüten, die Bürge- 
rinnen und Bürger zu beschimpfen; denn — das will 
ich ganz offen sagen — es gibt den Eindruck, daß es 
gar keinen Sinn ergibt, zur Wahl zu gehen, weil das 
Europäische Parlament nichts zu sagen hätte. Es hat 
ein bißchen mehr zu sagen, als viele glauben, aber 
natürlich noch nicht ausreichend. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Viel zu wenig! 

Das wissen Sie!) 

Ich kann die europäischen Regierungen nur auffor- 
dern, alles zu tun, damit das Europäische Parlament 
Rechte erhält. Ich will hier ganz offen gestehen, daß 
ich es beim besten Willen nicht verstehen kann, daß 
das Land, in dem die parlamentarische Demokratie 
entstanden ist, den meisten Widerstand leistet. Ich will 
hier auch offen sagen, daß mir kein Begriff einfällt, mit 
dem ich meine Verärgerung über die britische Pre- 
mierministerin ausdrücken könnte, den der Präsident 
nicht rügen würde. Vielleicht schließe ich mich einem 
ihrer konservativen Vorgänger, nämlich Edward 
Heath, an. Aber ich will das von ihm benutzte Wort 
nicht zitieren, damit ich mich bei den hier anwesen- 
den Frauen nicht unbeliebt mache. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt macht er uns 
neugierig!) 

Ich denke, daß wir Rechte für das Europäische Par- 
lament nicht nur brauchen, weil wir im Grundsatz für 
mehr Demokratie in Europa eintreten müssen, son- 
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(A) dem weil wir längst in eine Situation gekommen sind, 
in der einstimmige Beschlüsse des Ministerrates kaum 
noch machbar sind. Wir haben uns gestern im Unter- 
ausschuß für Fragen der Europäischen Gemeinschaft 
über die Probleme bei der Harmonisiemng der Steu- 
ern in der Gemeinschaft unterhalten. Diese Harmoni- 
siemng ist ja nur mit einstimmigen Beschlüssen mög- 
hch. Ich würde keine Wette mehr darauf eingehen, 
daß diese einstimmigen Beschlüsse noch rechtzeitig 
zustande kommen, damit wir am 1. Januar 1993 mit 
dem Binnenmarkt wirkhch beginnen können. 

Deshalb wäre es besser, wir würden schwierige Ent- 
scheidungen so fällen, wie sie in demokratischen Ge- 
meinschaften gefällt werden, nämhch in den Parla- 
menten mit Mehrheit. Auch deshalb braucht das Eu- 
ropäische Parlament mehr Rechte. 

Ich habe schon gesagt, daß es Ängste und Unbeha- 
gen bei den Menschen gibt. Mir ist das jetzt im Wahl- 
kampf in vielen Gesprächen mit Bürgerinnen und 
Bürgern, vor allem mit älteren Bürgern, deutlich ge- 
worden. 

(Häfner [GRÜNE]: Haben Sie uns nicht vor- 
geworfen, von Ängsten zu sprechen?) 

Wir müssen uns aber fragen, wer denn dafür verant- 
wortlich ist. Ich will dafür ein Beispiel nennen. 

Welcher Teufel hat eigentlich die Bundesregiemng 
geritten, als sie sich vor dem Europäischen Gerichts- 
hof wegen der „Reinheit“ der Wurst verklagen ließ. 
Sie hat sich verklagen lassen, weil sie zu feige war, 
den Interessenverbänden in der Bunde srepubhk 
Deutschland zu erklären, daß keinerlei Schaden ent- 
steht, wenn beispielsweise in der Wurst auch pflanz- 
te) hche Bestandteile sind. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Sie 
haben doch auch beim Bier mitgemacht!) 

— Ich nehme den Zwischenruf gerne auf. Wir hätten 
alle zusammen spätestens beim Reinheitsgebot für 
das deutsche Bier lernen sollen, daß es falsch ist, euro- 
päische Gerichte immer anzurufen oder sich verkla- 
gen zu lassen, damit man dann später sagen kann: Wir 
sind ja nicht schuld, das hat der Europäische Gerichts- 
hof getan, und damit alle Schuld auf Europa schieben 
kann — als ob wir uns vergiften würden. Ich kenne 
französische Lebensmittelvorschriften, und da könn- 
ten wir uns manchmal eine Scheibe abschneiden. 

Vizepräsident Stückien: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage des Herrn Abgeordneten Eigen? — Bitte 
schön. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Kollege, kann man denn 
jetzt veröffenthchen, daß Sie allein oder die SPD-Frak- 
tion dafür sind, daß der Verbraucher durch Mischpro- 
dukte mit pflanzhchem und tierischem Eiweiß mögli- 
cherweise getäuscht werden soll? Kann man das so 
veröffenthchen? 

Brück (SPD) : Ich würde Ihnen gern einmal vorlesen, 
was es in deutscher Wurst zur Zeit geben darf, und das 
ist nur ein Auszug: Nitrit, Zellulose, Aluminium, Am- 
moniumsulfat, Kaliumsorbat, Calcium, usw. usf. 

(BeifaU bei der SPD und den GRÜNEN) 


Ich will Ihnen ganz persönhch gestehen: Ich weiß gar (C) 
nicht, ob mir die Wurst mit pflanzhchen Bestandteüen 
so gut schmeckt, aber ich würde darum bitten, daß ich 
danach, ob sie mir schmeckt oder nicht, entscheiden 
darf, ob ich sie nun kaufe oder nicht kaufe. 

(Eigen [CDU/CSU]: Das war ein wirkhch pri- 
mitiver Vergleich! Ich habe noch eine Zu- 
satzfrage! — Freiherr von Schorlemer [CDU/ 

CSU]: Lesen Sie einmal, was in Selterswasser 
ist!) 

Vizepräsident Stückien: Gestatten Sie noch eine 
Zusatzfrage? — Bitte sehr. 

Eigen (CDU/CSU): Mit solchen diffamierenden Äu- 
ßerungen kann man natürhch alles beweisen. Es zeigt 
nur, daß Sie über die tatsächhchen Verhältnisse, mit 
welcher Würze und mit welchen Dingen man eine 
hervorragende deutsche Wurst aus tierischen Produk- 
ten herstellt, relativ wenig Kenntnisse haben. Lesen 
Sie einmal vor, was in einem Mineralwasser enthalten 
ist! 

Brück (SPD): Herr KoUege Eigen, ich nehme an, daß 
Sie auf diese Frage keine Antwort erwarten. Es war 
nur eine Meinungsäußerung von Ihnen. 

Vizepräsident Stückien: Sie gestatten eine weitere 
Zwischenfrage? — Bitte sehr, Herr Gautier. 

Dr. Gautier (SPD): Herr Brück, würden Sie meine 
Meinung teilen, daß der deutsche Verbraucher nicht 
ganz so dumm ist, wie ihn einige darstellen wollen, 
und der deutsche Verbraucher bei einer richtigen (D) 
Kennzeichnung schon selber entscheiden könnte, was 
für ihn schmackhaft und gut ist? 

Brück (SPD) : Natürlich. Ich habe ja gesagt: Auch ich 
möchte für meine Person danach entscheiden, ob mir 
die Wurst schmeckt oder nicht. Ich weiß, obwohl ich 
französische Pate kenne, in der pflanzhche Bestand- 
teile sind, gar nicht, ob sie mir immer schmecken wird. 
Aber der Verbraucher ist da erwachsen genug. 

Jetzt hoffe ich, Herr Präsident, daß mir all die Fra- 
gen nicht auf die Zeit angerechnet werden. 

Ich möchte zum Schluß noch auf eines eingehen. Es 
gibt auch noch die Angst, die die Rechtsradikalen den 
Mitbürgerinnen und Mitbürgern jetzt in diesem Wahl- 
kampf einjagen. Da habe ich kürzhch eine Anzeige 
der falschen Repubhkaner gelesen, in der es hieß: Wir 
wollen in Europa Deutsche bleiben. — Ja, als was 
denn sonst werden wir in diesem Europa leben? Na- 
türhch werden wir in Europa unsere deutsche Spra- 
che, unsere deutsche Kultur bewahren; die Franzosen 
werden Französisch sprechen und ihre französische 
Kultur bewahren, die Itahener Itahenisch sprechen. 

Ich füge hinzu: Ich hoffe, daß möghchst viele Europäer 
dann auch noch die Sprache ihrer Nachbarstaaten 
sprechen. Europa würde ärmer werden, wenn wir 
nicht diese Vielfalt unserer Kultur bewahrten. Es 
macht gerade die Stärke der europäischen Kultur aus, 
daß hier eine Vielfalt der Kulturen besteht. Hier wer- 
den von den sogenannten, den falschen Repubhka- 
nem doch nur vorhandene nationale Gefühle primitiv 
für nationahstische Zwecke mißbraucht. Wer sein 
Herz immer noch an europäische Kleinstaaterei 
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(A) hängt, dem empfehle ich, ab und zu einen Blick auf 
alte Karten aus der deutschen und europäischen Ge- 
schichte mit dem bunten Fleckerlteppich der deut- 
schen Kleinstaaten zu werfen. Kolleginnen und Kolle- 
gen können das im Flur des Alten Hochhauses tun; 
dort hängen diese Karten. Das ist immer sehr lehr- 
reich. Und wer als Ewiggestriger inbrünstig die erste 
Strophe des Deutschlandhedes, nämlich „Deutsch- 
land, Deutschland über alles“ , anstimmt, sollte beden- 
ken, daß Hoffmann von Fallersleben das Lied nicht 
deshalb geschrieben hat, weil er unser eigenes, das 
deutsche Volk über die anderen Völker dieser Welt 
erheben wollte, so wie der Text dann von den Nazis 
mißbraucht und auch diskreditiert wurde, sondern 
weil Hoffmann von Fallersleben Deutschland über die 
vielen kleinen deutschen Staaten erheben wollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich bin sicher: Lebte Hoffmann von Fallersleben 
heute, er würde eine Hymne auf Europa schreiben. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stückien: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Kittelmann. 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Der vor uns liegende Binnenmarkt 
hat für eine Aufbruchstimmung gesorgt. In immer 
stärkerem Maße erkennen die Menschen in den Mit- 
gliedsländern die große Chance, die sich ihnen bietet. 
Für die Bundesrepublik Deutschland heißt das — man 
kann es nicht oft genug wiederholen — , daß der deut- 
schen Wirtschaft, vor allen Dingen unserem Mittel- 
stand, in Zukunft ein Markt von 320 Milhonen Men- 
schen zur Verfügung steht. Es ist erfreulich, daß dieses 
Bild positiv aufgenommen wird, daß die Öffenthchkeit 
darauf anspringt. 

Daran wird sich auch nichts ändern, wenn sich 
Skeptiker und Pessimisten zu Wort melden. Liest man 
einige Stellungnahmen weniger Verbände, könnte 
man meinen, daß dieser gemeinsame Binnenmarkt 
über uns kommen wird wie einst die Plagen über 
Ägypten. 

Die Art und Weise, in der die GRÜNEN — das ha- 
ben sie heute wieder bewiesen — ein verfälschendes 
Bild von Europa zeichnen und in der sie demagogisch 
und unverantwortlich Fakten verdrehen, erinnert zum 
Teil an die Sprache der Republikaner. Das muß ich 
Ihnen hier sehr offen sagen. 

(Lachen bei den GRÜNEN — Häfner 
[GRÜNE]: Unglaublich!) 

Meine Damen und Herren, immer wieder wird be- 
hauptet, Deutschland sei der Zahlmeister Europas; 
der deutsche Steuerzahler müsse dies alles finanzie- 
ren. Um es eindeutig festzustellen: Das ist falsch. Wer 
dies behauptet, handelt wider besseres Wissen. 

Die deutsche Wirtschaft hat im letzten Jahr für 
308 Milliarden DM deutsche Produkte in die europäi- 
schen Partnerländer exportiert. Das war mehr als die 
Hälfte der Exporte der Bundesrepubhk. Um die Ent- 
wicklung darzustellen: Das ist fünfzehnmal so viel wie 


noch 1960. Allein diese Exporte garantieren 20% der (C) 
Arbeitsplätze in der Bundesrepublik Deutschland; das 
ist jeder fünfte Arbeitsplatz. Wir wissen: insgesamt ist 
jeder dritte Arbeitsplatz bei uns vom Export abhän- 
gig- 

Auch hier sollten wir nicht stehen bleiben. Die Wirt- 
schaft der Bundesrepublik wird der große Gewinner 
des gemeinsamen Marktes sein und damit alle Bürger 
in der Bundesrepublik Deutschland, seien es Arbeit- 
nehmer, Mittelständler oder auch Arbeitgeber. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Die Bauern nicht?) 

Dies ist übrigens auch die Voraussetzung für eine 
gerechte Sozialpolitik, über die wir heute schon aus- 
führlich gesprochen haben. 

Die deutsche Politik war hervorragend am Durch- 
bruch hin zur Erreichung des Binnenmarkts beteihgt. 

Ich darf es wiederholen: Mitentscheidend war die 
Ratspräsidentschaft von Helmut Kohl im Jahre 1988. 

Der Sozialist Jacques Delors hat dazu gesagt: In die- 
sen sechs Monaten der deutschen Präsidentschaft 
sind mehr Probleme gelöst worden als in den letzten 
zehn Jahren. — Wenn Europa so weit vorangekom- 
men ist, dann ist dies vor allen Dingen ein Verdienst 
der Bundesregierung unter der Führung von Helmut 
Kohl. 

(Beifall des Abg. Eigen [CDU/CSU]) 

Die Deutschen brauchen den Binnenmarkt nicht zu 
fürchten. Unsere Exportstruktur beweist: Unsere Be- 
triebe sind dem Wettbewerb in Europa und dem welt- 
weiten Wettbewerb gewachsen. Es gibt immer noch 
Leute, die uns weismachen wollen, nur die Großbe- p) 
triebe profitierten vom Binnenmarkt. Nein, vor allen 
Dingen der Mittelstand wird der große Gewinner des 
Binnenmarkts sein. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wo beginnt 
der?) 

In Vorschau auf den Binnenmarkt steigen die Investi- 
tionen an, und die Zahl der Arbeitsplätze — vor allen 
Dingen in mittelständischen Unternehmen — nimmt 
zu. 

Herr Haussmann, Sie haben unsere volle Unterstüt- 
zung, wenn Sie dem Mittelstand hier Hilfe bei der 
Überwindung bürokratischer Hemmnisse Zusagen. 

Wer heute mit skeptischer Miene durch die Repu- 
blik läuft, der muß wissen: Die Arbeitnehmer und 
Unternehmer in der Bundesrepublik Deutschland, die 
Akademiker und Arbeiter werden die Herausforde- 
rung Binnenmarkt konstruktiv annehmen. Sie werden 
die Bedürfnisse erkennen, die auf dem europäischen 
Markt bestehen. Die CDU/CSU hat zu einem frühen 
Zeitpunkt anläßlich einer Anhörung zum Thema 
„Verwirkhchung des Binnenmarktes“ ein Gespräch 
mit Verbänden und wissenschaftlichen Instituten ge- 
führt. Hierbei hat sich gezeigt, daß auch auf seiten der 
Gewerkschaften die Bereitschaft besteht, über alle 
Polemik und Schwarzseherei hinaus die Aufgabe der 
Verwirklichung des Binnenmarkts als gemeinsame 
Zukunftsaufgabe bis zum Jahre 2000 zu sehen. 

Meine Damen und Herren, es gibt Leute, die sagen: 

Der Binnenmarkt wird unsere Probleme der Arbeitslo- 
sigkeit nicht lösen. Das Gegenteil wird der Fall sein. 
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(A) Der Cecchini-Bericht erwartet von der Verwirkli- 
chung des Binnenmarktes zwischen 2 und 5 Millionen 
zusätzliche Arbeitsplätze. Das ist eine riesige Chance, 
die es zu nutzen gilt. 

Verantwortliche Umweltpolitik wird Schwerpunkt 
der gemeinsamen Politik aller EG-Länder sein. Aber 
auch hier wird die Bundesrepublik Vorreiter sein, wie 
wir in den letzten Wochen erfolgreich in der EG be- 
wiesen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Binnenmarkt bedeutet: Wir werden auch die 
nationalen Egoismen nach innen aufgeben müssen, 
Europa wird keine Grenzen mehr trennen. Dabei wa- 
ren in der Vergangenheit oft diejenigen Grenzen die 
schlimmsten, die man nicht sehen konnte: tarifäre 
Handelshemmnisse und vieles andere mehr. 

Protektionismus darf es in der EG nicht geben, we- 
der nach außen noch nach innen. 

Wenn wir sehen, was vor uns liegt, ob das die Fra- 
gen der Dritten Welt sind, ob das die Fragen des Han- 
dels mit den Ostblockländern sind, ob es die Fragen 
der Solidarität mit den Ländern im südhchen Bereich 
der EG sind, dann sehen wir auch, daß die Bundesre- 
publik Deutschland eine besondere Verantwortung 
hat. Dieser besonderen Verantwortung wird und muß 
sie sich stellen. Für die CDU/CSU ist der EG-Binnen- 
markt, ist die weitere Entwicklung der EG eine große 
Herausforderung. Ich freue mich, daß in der heutigen 
Diskussion bisher sehr viel Gemeinsames erkannt 
worden ist, bei allem Unterschied im Detail. 

Ich möchte Herrn Mischnick recht geben: Es wäre 
eine Chance für die Medien gewesen, diese Veran- 
staltung direkt zu übertragen, um die immer noch 
spürbare Unwissenheit der Bürger über Europa zu 
beseitigen und eine Chance zu eröffnen, zu erkennen, 
wer in Deutschland nach vorn schaut. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Frau Hinner [GRÜNE]: Seien Sie doch froh, 
daß sie das nicht gemacht haben! Es ist doch 
kaum jemand da! Das ist das Beispiel dafür, 
wie wenig Sie für Europa tun!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Häfner. 

Hafner (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kollegin- 
nen und Kollegen! Die Gefahr beginnt im Denken. 
Denken kann gefährlich sein. Zugleich ist es das ein- 
zig Rettende, der einzige Grund, von dem aus sich 
Bewußtsein und Veränderung entfalten kann. Be- 
wußtsein drückt sich vor allem in der Sprache aus. 
Deshalb muß man auf die Sprache sehr genau achten. 
Sie kann auch verräterisch sein. 

„Europa'' nennen wir den schrecklichen Torso, von 
dem hier die Rede ist. „Europadebatte", „Europa- 
wahl", „Europäisches Parlament" — wer oder was 
gibt uns das Recht dazu? Schon der Name ist eine 
arrogante und elitäre Anmaßung; das Gebilde noch 
viel mehr. Es ist eine schallende Ohrfeige für viele 
Menschen und viele Länder Europas, die hieran nicht 
beteiligt sind, denn Europa ist wahrhaft mehr und 


anderes als diese EG, schon geographisch, aber auch (C) 
geistig, kulturell, wirtschaftlich und politisch. 

Das sollten wir sehr deutlich sagen. 

(Lamers [CDU/CSU]: Sie setzen doch Ihre 
Hoffnung auf Europa!) 

Zu Europa gehört — ich glaube, das muß ich Ihnen, 

Herr Lamers, am allerwenigsten sagen — die DDR 
genauso wie die BRD, gehört Polen genauso wie Groß- 
britannien, gehört Ungarn genauso wie Frankreich. 

Das sollten wir uns hier ins Bewußtsein rufen. Zu Eu- 
ropa gehören auch Finnland, die Schweiz, die neutra- 
len Staaten, die aus durchsichtigen Gründen nicht nur 
nicht beteiligt, sondern auch gar nicht gewünscht sind 
in diesem neuen Gebilde. Man lese etwa nur den Auf- 
satz von Helmut Schmidt zum Beitrittswunsch von 
Teilen der österreichischen Regierung, in dem er sehr 
deutlich die militärpohtischen Absichten und Hinter- 
gründe anspricht, von denen aus ein Beitritt Öster- 
reichs nicht wünschenswert erscheint. 

Europa ist also mehr als diese vordemokratische 
Marketingorganisation west- und südeuropäischer In- 
dustriestaaten mit Namen EG. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Häfner (GRÜNE): Wenn es nicht auf die Redezeit 
angerechnet wird, immer gern. 

Lamers (CDU/CSU): Das ist so üblich, Herr Kol- 
lege. 

Würden Sie mir zugeben, Herr Kollege, daß die Tat- ^ 
Sache, daß zunehmend mehr Länder des Comecon, 
aus dem anderen Teil unseres Kontinents, ein immer 
engeres Verhältnis zur Europäischen Gemeinschaft 
gewinnen möchten, bis hin zum Beitrittswunsch, ein 
Indiz dafür ist, daß die Europäer im anderen Teil unse- 
res Kontinents nicht nur nichts gegen die Einigung im 
Westen unseres Kontinents haben, sondern darauf 
ihre Hoffnungen setzen? 

Häfner (GRÜNE): Selbstverständlich gestehe ich 
den Zusammenarbeitswunsch zu. Ich will aber deut- 
lich machen, daß europäische Integration weit mehr 
heißt, als ein west- und südeuropäisches Staatenge- 
bilde zu bauen und dann diesen Ländern zu sagen: 
seht zu, wo ihr bleibt. 

Ich meine zweitens, daß allein schon die Redlichkeit 
in der Sprache von uns verlangt, daß wir den Men- 
schen, den Bürgerinnen und Bürgern immer sagen, 
daß Europa mehr und anderes ist als die EG, und daß 
wir den hohen wie falschen Begriff Europa in diesem 
Zusammenhang vorsichtig verwenden bzw. ganz ver- 
meiden und uns dringend der Aufgabe einer gesamt- 
europäischen Einigung und Zusammenarbeit bewußt 
bleiben sollten. 

Ich war kürzlich mehrmals in Ungarn und habe mit 
den Menschen und Politikern dort gesprochen. Ich 
weiß, was ich hier sage. Ich weiß, wie stark der 
Wunsch in diesen Ländern ist, mit uns zusammenzu- 
arbeiten. Und ich weiß aber auch, wie groß die Angst 
ist, daß diese Länder von dem Gebilde der EG ausge- 
sperrt werden, daß sie bestenfalls noch als Rohstoff- 
und als Absatzmarkt ge- und mißbraucht werden, daß 
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(A) sie aber nicht gleichberechtigt beteiligt werden, in 
keiner Weise. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die noch viel größeren Aufgaben einer gesamteuro- 
päischen Friedenspohtik können ja von einer solchen 
einseitigen Entwicklung und Abschottung aus gar 
nicht angegangen werden. Die Bundesrepublik hat 
sich immer nur auf eine Seite gestellt, hat sich aktiv 
auf die Spaltung eingelassen. Die Wiedervereinigung 
war immer nur eine rhetorische Floskel, die das bloß 
verdecken sollte. Und ich fürchte, daß wir gerade 
jetzt, in einer Zeit, in der in diesen Ländern — da gebe 
ich Ihnen völlig recht — beide Hände ausgestreckt 
werden, diese schnöde zurückweisen 

(Lamers [CDU/CSU]: Das tun wir doch nicht! 

Das Gegenteil ist richtig!) 

und die Spaltung Europas erneuern und vertiefen. 
Das ist meine Einschätzung. 

(Dr. Wulff [CDU/CSU]: Kompletter Stuß!) 

Wir GRÜNEN wollen keine Wiedervereinigung, 
weü wir das Modell des Nationalstaates und des Ein- 
heitsstaates, und zwar gerade auch für Deutschland, 
für überholt halten. 

(Dr. Wulff [CDU/CSU]: Von Ihnen wird 
nichts anderes erwartet!) 

Vielleicht haben wir nicht nur die Tragik der Teilung, 
sondern auch die Chance der Teüung, nämhch zu 
erkennen, daß Identität in unserer Zeit für ein Land 
weit mehr und anderes sein kann, als Nationalstaate - 
rei, daß sie eigentlich überhaupt erst jenseits national- 
staatlicher und Großmachtssehnsüchte beginnen 
kann. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie leben ja auch 
im freien Teil Deutschlands! Fragen Sie ein- 
mal, was die Menschen drüben denken! 
Diese bornierte Arroganz!) 

Wir wollen aber auch — und da bitte ich Sie, jetzt 
einen Moment zuzuhören — keine Großmacht Europa 
oder Westeuropa. Wir woUen keinen europäischen 
Superstaat, der die übrige Welt und auch Osteuropa 
bestenfalls als Rohstofflager und Absatzmarkt miß- 
braucht, sondern wir wollen eine tatsächliche gesamt- 
europäische Zusammenarbeit, und zwar in all den uns 
angehenden Fragen, die hier zu Recht erwähnt wur- 
den, und das sind ja Fragen, die Ost und West glei- 
chermaßen betreffen. Nehmen Sie die grenzüber- 
schreitende Umweltverschmutzung, nehmen Sie die 
Fragen der Abrüstung und des Friedens, und nehmen 
Sie auch die Fragen des kulturellen Austausches und 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit. 

Aus diesen Gründen finde ich es nicht nur sachlich 
falsch und außerdem semantisch und inhaltlich blü- 
henden Unsinn, sondern ich finde es auch gefährlich, 
wenn die SPD — um mich noch zurückhaltender aus- 
zudrücken — überall im Bundesgebiet auf ihre Pla- 
kate schreibt: „Wir sind Europa. " Ich kann diesen Satz 
noch nicht einmal denken. 

Die Slogans der CDU-Plakate möchte ich hier lieber 
nicht zitieren. In ihnen lebt sozusagen der Kalte Krieg 
nach innen, geboren aus der schieren Angst um den 
Verlust der Macht. Ich denke, diese Plakate, diese 


Sprüche, die angeblich aus der Grundsatzabteilung (C) 
Ihrer Partei stammen, kommen nicht aus der „Abtei- 
lung Grundsatz", sondern aus der „Abteilung Boden- 
satz" Ihrer Union, 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

die offenbar größer ist, als ich bisher vermutet habe. 
Denn die Gleichsetzung von GRÜNEN und Republi- 
kanern, die hier von Herrn Kittelmann soeben vorge- 
nommen worden ist, ist eine Unverschämtheit. Ich 
glaube, das kann man so deutlich sagen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Ich glaube, es gibt kaum Parteien, die weiter ausein- 
anderliegen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Ich habe von der 
Sprache gesprochen!) 

Ich glaube übrigens, daß Sie den Republikanern sehr 
viel näherstehen als wir; aber das ist nicht mein 
Thema. 

(Beifall bei den GRÜNEN und des Abg. Roth 
[SPD]) 

Wir wollen nach vom, über den Nationalstaat hinaus, 
die Republikaner wollen zurück. Wir wollen nach 
vorn, hin zu mehr Demokratie, die Republikaner wol- 
len auch hier zurück. Und so ist es eigentlich auf allen 
Gebieten. 

Das bringt mich zu einem ganz zentralen Punkt. 
Denn wie sieht es mit der Demokratie in dieser EG 
aus? Die EG ist nicht nur undemokratisch, sondern sie (D) 
ist vordemokratisch. Gewaltenteilung als Wesens- 
merkmal der Demokratie — das haben wir doch alle 
noch in der Schule gelernt — gibt es dort gar nicht. 

Dort entscheiden nicht die Bürger, wie die Demokra- 
tie es verlangen würde, dort entscheiden auch nicht 
die Parlamente. Es gibt zwar ein Parlament, aber das 
hat so gut wie nichts zu sagen. In der EG entscheiden 
die Regierungen. Die Regierungen — und das muß 
man sich einmal bewußt machen — machen sich ihre 
Gesetze praktisch selbst. Und wir stehen dann als 
Deutscher Bundestag da — auch heute wieder mit den 
mehr als 30 Vorlagen allein in dieser Debatte, von 
denen hier interessanterweise fast niemand spricht — 
und wissen gar nicht, was wir damit tun sollen. Denn 
während wir so tun, als würden wir entscheiden, sind 
die eigentlichen Entscheidungen längst gefallen. 

(BeifaU bei den GRÜNEN) 

Deshalb ist eine solche EG nicht nur aus den ein- 
gangs genannten Gründen, sondern auch deshalb ab- 
zulehnen, weil hier in unvorstellbarem Ausmaß De- 
mokratie abgebaut wird und weil dieser Demokratie- 
abbau von den Regierungen ganz bewußt zu etwas 
benutzt wird, was ich gerne als eine „Thatcherisie- 
rung Europas" bezeichnen würde, d. h. zum Abbau 
von Standards im Umweltbereich, im sozialen Bereich 
und in vielen weiteren Bereichen, zum Abbau von 
Standards, die in einzelnen Ländern erreicht worden 
sind, und zwar in einer Weise, wie er in dem jeweili- 
gen Land selbst niemals durchsetzbar wäre. 

Nehmen wir einmal die Grenzwertdiskussion bei 
radioaktiven Nukliden in der Luft, im Wasser, in den 
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(A) Lebensmitteln. Das wäre hier niemals durchsetzbar 
und ist absolut lebensgefährlich, was in dem Zusam- 
menhang auf dem Weg über Brüssel diskutiert wird. 
Das darf und kann nicht hingenommen werden. 

Deshalb ist es wichtig — und ich möchte hier ja 
auch ganz konkrete Vorschläge machen — , daß wir 
sagen: Die europäische Einigung kann nur bedeuten, 
daß — und das ist nötig — wir die Freizügigkeit erhö- 
hen, daß wir z. B. Berufsabschlüsse anerkennen, Aus- 
bildungsabschlüsse anerkennen, daß wir die Zoll- 
schranken abbauen. All das ist sinnvoll und nötig. Es 
ist weiter nötig, daß wir im Umweltbereich, in sozialen 
Fragen und in vielen anderen Bereichen gemeinsame 
Standards aufstellen, aber Standards, die nicht unter- 
schritten, sehr wohl aber überschritten werden dür- 
fen. Wo kommen wir denn hin, wenn es den Ländern 
quasi verboten würde, im Sozialbereich, im Umwelt- 
bereich mehr zu machen, als die EG -Minister auskun- 
geln 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

bzw. als die Banken, die Bürokraten imd die Lobby- 
vertreter, die zu Tausenden in Brüssel um die Kom- 
mission und den Rat herumsitzen, zusammen mit den 
Regierungsvertretem dort ausbrüten, an der Bevölke- 
rung und an den Interessen der Bevölkerung vor- 
bei? 

Deshalb sagen wir nicht nein zu Europa. Das haben 
Sie falsch verstanden. Wir sagen ja zu Europa. Wir 
sagen nein zu diesem Gebilde einer EG imd haben 
eine Fülle anderer Vorstellungen, von denen ich nur 
kurz eilüge weitere nennen wiUj die Fordenmg nach 
Mindeststandards habe ich bereits skizziert. 

Eine Vorstellung ist, daß die Kompetenzen und Zu- 
ständigkeiten innerhalb der Organe nach dem basis- 
demokratischen Prinzip völlig neu verteilt werden 
müssen, daß die Kompetenzen von Kommission und 
Rat reduziert, die Kompetenzen des Parlaments er- 
höht werden müssen, daß Elemente direkter Demo- 
kratie, also Bürgerbeteiligung sowohl in Anhörungs- 
verfahren als auch in unmittelbaren Entscheidungs- 
rechten — Volksbegehren und Volksentscheid — ein- 
geführt werden müssen, daß darüber hinaus Instru- 
mente wie Verbandsklage, Akteneinsicht und ein 
striktes Öffentlichkeitsprinzip eingeführt werden 
müssen. 

Neben all diesen institutionellen Fragen — lassen 
Sie mich damit schheßen — ist Demokratie auch eine 
Frage der Größe. Wir sollten uns daran erinnern, dciß 
Europa seine historische, seine kulturelle und seine 
heutige Bedeutung auch durch die Vielgestaltigkeit 
von Lebensräumen, von Kulturen, von Lebensstüen 
entwickelt hat. 


Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ich 
habe Ihre Redezeit großzügig erweitert. 


Häfner (GRÜNE): Ich war nicht sicher, wie Sie mit 
der Redezeit verfahren, die Sie vorhin bei der Zwi- 
schenfrage trotz meiner Bitte die Uhr nicht angehalten 
haben. 


Vizepräsident Stücklen: Das habe ich Ihnen ange- 
rechnet. 


Häfner (GRÜNE) : Ich danke Ihnen und komme zum (C) 
Schluß. 

Diese Vielgestaltigkeit müssen wir erhalten. Des- 
halb ist es wichtig, Europa von unten aufzubauen und 
nicht, wie es gegenwärtig geschieht, von oben einen 
neuen Zentralismus oder Eurokratismus. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Rappe [Hildes- 
heim] (SPD): Das ist grüner Nationalismus!) 


Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Straßmeir. 


Straßmeir (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ein Aspekt der Euro- 
päischen Gemeinschaft ist die Vermehrung von sozia- 
ler Sicherheit durch wirtschaftliches Wachstum. E^e 
Grundvoraussetzung dafür ist, daß die Verkehrswirt- 
schaft in der Lage ist, die Wirtschaftsräume unterein- 
ander sinnvoll zu verbinden. Deswegen haben wir 
immer wieder an ims Pohtiker die Frage zu stellen, ob 
wir ordnxingspohtisch, strukturpolitisch oder auch 
konzeptionell unseren Ansprüchen imd Forderungen 
gewachsen sind. 

Lassen Sie mich das an einem ganz einfachen Bei- 
spiel erläutern. Die Mobilität wird wachsen. Der Aus- 
tausch von Gütern wird wachsen. Bis zum Jahre 2000 
wird im Güterverkehr ein Zuwachs von 40 % erwartet 
werden. Aber es gibt auch Dinge, die den Schatten 
vorauswerfen. Eine bescheidene Liberalisierung im 
Flugverkehr oder eine weltweite Entwicklung haben 
bereits dazu geführt, daß über dem engen geographi- 
schen Raum Westeuropas der Stau zum Regelfall ge- 
worden ist, auch in Deutschland selbst. Ich meine, das 
ist nicht nur eine nationale Aufgabe — hier bin ich 
dem Bundesverkehrsminister Dr. Zimmermann be- 
sonders dankbar, dciß er zunächst im eigenen Land 
ansetzen will, um mehr Flexibilität im personellen wie 
auch im technischen Bereich zu bewirken — , sondern 
es bedarf auch einer europäischen Lösung. 

Für die Sicherheit im Flugverkehr brauchen wir 
eine Luftverkehrskontrolle und eine Verkehrsfluß- 
steuerung. Ansätze zarter Art bei EUROCONTROL 
gibt es bereits. Aber erstaunlich ist schon, meine Da- 
men und Herren, wir haben für diesen Bereich in 
Europa 40 Dienststellen und 22 unterschiedliche Sy- 
steme, wobei die Anzahl der Dienststellen gar nicht 
das Entscheidende wäre. Aber die Systeme sind strek- 
kenweise nicht einmal untereinander kompatibel. Im 
ernstesten Fall muß manchmal sogar noch das Telefon 
herhalten. Das kann es wohl nicht sein. 


(D) 


Ein weiterer Punkt, wo noch ein gewisser Nachhol- 
bedarf europäischer Art besteht, ist ein wirklich 
durchgreifendes Eisenbahnkonzept. Ich glaube 
schon, daß es durch die größeren Räume, durch die 
höheren Geschwindigkeiten, die in der Bahn gefah- 
ren werden können, aber auch durch die Knappheit 
des Luftraumes und die begrenzte Aufnahmefähig- 
keit unserer Straßen durchaus sinnvoll erscheint, das 
umweltfreundliche, das sichere Verkehrsmittel Eisen- 
bahn zu stärken. 

Aber auch hier gibt es Fragen, die zu klären sind. 
Warum kann der TGV nicht in der Bundesrepublik 
Deutschland, der ICE nicht in Frankreich fahren? 
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Straflmeir 

(A) Warum müssen unterschiedliche Stromversorgungs- 
und Signaltechniken Europa scheitern lassen? Hier 
könnten die Regierungen tätig werden, insbesondere 
deshalb, weil es sich um Staatsunternehmungen han- 
delt. Das heißt, es könnte sogar im Wege der Anord- 
nung einiges geschehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

All diese Punkte brauchen nicht darüber hinwegzu- 
täuschen, daß natürlich auch der Straßenverkehr, daß 
das Europastraßennetz wie das Hochgeschwindig- 
keitsnetz der Eisenbahn weiter ausgebaut werden 
müssen. Ich glaube auch, daß in diesem Hause bei 
allen Auseinandersetzungen überhaupt kein Zweifel 
darüber besteht, daß der Straßengüterverkehr Zu- 
wachs haben wird und daß er nicht wegzudenken ist. 
Nur, es kann keine Alternative der Bahn sein, zu sa- 
gen: Die werden schneller spurten als wir, weil sie 
mittelständisch strukturiert sind. Und deswegen müs- 
sen wir mit Verlusten rechnen. — Nein, auf beiden 
Feldern muß aktive Pohtik betrieben werden. 

Wir haben auf dem Wege nach Europa versprochen, 
daß Liberahsierung mit Harmonisierung einhergehen 
solle. Die Bundesregierung hat auf diesem Feld Er- 
folge erstritten. Ich denke an Maße und Gewichte, an 
Sozialvorschriften. Der schwerste Brocken ist noch 
nicht ausgestanden. Das sind die Fiskalverzerrungen 
in den Belastungen. Hier haben wir mit der Straßen- 
benutzungsgebühr einen Weg beschritten, der we- 
nigstens ein Einstieg oder ein Anreiz sein soll, eine 
europäische Diskussion zu beschleunigen, um zu ei- 
nem einheithchen europäischen System zu kom- 
men. 

(B) (Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Also, Harmonisierungsbeschleuniger und nicht etwa 
ein falscher Weg nach Europa, der hier gegangen 
werden soll. 

Auch ich glaube, daß das Straßengüterverkehrsge- 
werbe mittelständisch orientiert den Weg gehen 
kann. Wir werden es dabei nach all unseren Kräften 
unterstützen. Eines sollen Sie als Gewißheit mitneh- 
men: Der Verkehrsmarkt ist eine Wachstumsbranche. 
Hier gilt es, daß wir uns den deutschen Anteil in einem 
europäischen System sichern. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Antretter. 


Antretter (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir stimmen darin überein, Herr Kollege 
Straßmeir, daß es zu Europa und zur EG keine Alter- 
native gibt. Dies hat auch der Verlauf der Debatte 
deuüich gemacht. Auch daß wir den europäischen 
Binnenmarkt brauchen, ist unbestritten. Auch dar- 
über, daß leistungsfähige Verkehrssysteme für ein ge- 
eintes Europa eine unverzichtbare Voraussetzung 
sind, gibt es Einvernehmen. Aber Sie ziehen aus die- 
sen Herausforderungen entweder die falschen oder 
gar keine Konsequenzen, z. B. im Blick auf die Inter- 
essen der deutschen Verkehrs Wirtschaft. 


Der europäische Straßengüterverkehr braucht faire (C) 
Wettbewerbsbedingungen. Ich stelle dem ausdrück- 
lich voran: Auch wer wie wir will, entschieden will, 
daß Güter über lange Strecken auf die Schiene kom- 
men, kann nicht akzeptieren, daß der verbleibende 
Straßengüterverkehr zu ungleichen Bedingungen 
und zu Lasten der deutschen Verkehrsunternehmen 
stattfindet. 

Mit einem Wort also: der europäische Straßengü- 
terverkehr braucht faire Wettbewerbschancen. Er 

wird derzeit geprägt durch massive Wettbewerbs Ver- 
zerrungen. Allein bei der Kraftfahrzeugsteuer und der 
Mineralölsteuer gibt es erhebhche Differenzen zu La- 
sten der deutschen Verkehrsuntemehmen. 

Die Liberalisierung des Verkehrsmarkts, wie Sie sie 
verstehen, wird zu einem ungeheuerhchen Verdrän- 
gungsprozeß zwischen den einzelnen Verkehrsunter- 
nehmen führen. Das Gegenteil davon zu erreichen, 
wäre das Gebot der Stunde. Der Druck auf die Perso- 
nalkosten, der schon jetzt sehr hoch ist, wird zuneh- 
men. Bei der Bundesbahn erleben wir dies jetzt schon 
tagtäglich. Fast grenzenlos wird Personal abgebaut, 
wird der Leistungsdruck erhöht. Ein nahezu gleiches 
Verkehrsaufkommen wie vor 30 Jahren bewältigen 
heute halb so viele Eisenbahner wie damals. 

Im Güterverkehrsgewerbe zwingt eine zuneh- 
mende Zahl von Großunternehmen die bisher bei ih- 
nen beschäftigten Arbeitnehmer in die sogenannte 
Selbständigkeit. Sie werden zu Subunternehmern der 
Großen gemacht. Durch diese Entlassung in die 
Selbstausbeutung verlieren die Betroffenen alle in 
langem gewerkschaftlichen Kampf erstrittenen 
Rechte wie Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, Jah- pj 
resurlaub, festen Lohn und geregelte Arbeitszeit. Ge- 
zwungenermaßen tauschen sie einen sicheren Ar- 
beitsplatz gegen ein Leben als abhängiger Subunter- 
nehmer, der stets vom Ruin bedroht ist. Und oftmals 
wird die ganze Familie eingespannt, nur um den fi- 
nanziellen Zusammenbruch zu vermeiden. 

Diese soziale Ausbeutung wird von einer Ausbeu- 
tung der Natur flankiert. Der Verkehr ist inzwischen 
zum größten Luftverschmutzer geworden. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Alle Fachleute sind besorgt über drohende Klimaver- 
änderungen, das Ozonloch über Nord- und Südpol 
und die Ozonbelastung in der Atemluft. Über 50 % des 
Waldes sind geschädigt. Hauptverursacher für diese 
Entwicklungen sind die Stickoxidemissionen, von de- 
nen 57 % aus dem Straßenverkehr stammen. Der Ver- 
kehr ist in vorderer Linie an der Verseuchung des 
Trinkwassers beteiligt. Und schließlich: Er verbraucht 
20 % unserer Energie Vorräte. 

Herr Verkehrsminister, so, als ob es all das nicht 
gäbe, lassen Sie zu, daß eine europäische Verkehrs- 
pohtik gerade die Verkehrsträger fördert, die beson- 
ders umweltschädlich sind. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Antretter (SPD): Natürlich. 
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(A) Häfner (GRÜNE): Herr Abgeordneter, nach den 
wohltuenden Worten möchte ich Sie als leidgeprüften 
Anwohner eines Alpengebietes fragen: Glauben Sie 
erstens, daß die Bundesregierung im Interesse der 
deutschen oder europäischen Bevölkerung handelt, 
wenn sie in der Weise, wie es gegenwärtig geschieht, 
auf die österreichische Regierung Druck ausübt, und 
glauben Sie zweitens, daß die österreichische Regie- 
rung die Möglichkeit zu Einschränkungen im Güter- 
verkehr über die Alpen überhaupt noch hätte, wenn 
Österreich — heute wird gemeldet, daß es Mitglied 
werden möchte — Mitglied der EG wäre? 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Deshalb muß es 
ja vorher passieren!) 

Antretter (SPD): Herr Kollege, Sie dürfen mich beim 
Wort nehmen, wenn ich nicht im weiteren Verlauf 
meiner Rede noch auf diese Frage eingehe. Ich 
möchte jetzt aus zeitökonomischen Gründen fortfah- 
ren. Ich nehme dazu ausführlich Stellung. — Ich be- 
danke mich für Ihr Verständnis. 

Wenn Sie nicht wollen, Herr Bundes verkehrsmini- 
ster, daß den Bürgerinnen und Bürgern unseres Lan- 
des die Europäische Gemeinschaft gestohlen bleiben 
kann, dann müssen Sie Schluß machen mit der Bevor- 
zugung von Nutzfahrzeugen aus anderen EG-Län- 
dern. 

Die Position der Sozialdemokraten hierzu ist seit je 
klar: Mehr Marktwirtschaft im Verkehrsbereich setzt 
voraus, daß die unterschiedlichen Wettbewerbsbedin- 
gungen gleichzeitig und gleichwertig harmonisiert 
werden. Aber Sie kämpfen in Brüssel nicht für eine 
verantwortliche europäische Verkehrspolitik. Sie tre- 
ten nicht für eine radikale Um Orientierung der Ver- 
kehrspolitik ein, die nötig wäre. 

Im Gegenteil: Sie üben — damit komme ich auch 
zur Antwort auf die Frage des Kollegen von den GRÜ- 
NEN — Druck auf die Alpenländer aus» Sie ignorie- 
ren, daß die Menschen immer weniger bereit sind, mit 
dem Lärm und den Abgasemissionen der deutschen 
Transportfahrzeuge zu leben. Das Nachtfahrverbot in 
Tirol ist die notwendige Folge einer europäischen 
Verkehrspolitik, die auf die elementaren Bedürfnisse 
der Menschen zuwenig Rücksicht nimmt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich sage Ihnen: Das wird kein Einzelfall bleiben. In 
anderen Ländern wird es ähnhche Entwicklungen ge- 
ben. 

Da ist es zu wenig, wenn Ihnen, Herr Minister Zim- 
mermann, etwa auf entsprechende Fragen des 
„heute "-Journals nichts anderes als die versteckte 
Drohung einfällt, Österreich den möglichen Eintritt in 
die Europäische Gemeinschaft zu verwehren, zumal 
Sie in derselben Sendung ja zugegeben haben, daß 
sich der Verkehr nicht von heute auf morgen entwik- 
kelt hat. 

In der Tat, es war seit Jahren vorauszusehen, was 
sich auf den Straßen der Alpenländer abspielen 
würde. Seit langem ist klar, daß die im Alpenraum 
besonders niedrigen Belastbarkeitsgrenzen der na- 
türlichen Lebensgrundlagen entlang der Transitkor- 
ridore längst überschritten sind, daß Gesundheit und 
Existenzgrundlagen der Bevölkerung längst gefähr- 


det sind, daß in Tirol und Vorarlberg kein Kandidat (C) 
mehr in ein Parlament gewählt wird, der sich gegen 
das Nachtfahrverbot ausspricht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Terror!) 

Obwohl der jetzt angekündigte Schritt Österreichs 
nur eine Frage der Zeit war, hat sich die Bundesregie- 
rung — ebenso wie übrigens auch die bayerische 
Staatsregierung; selbstverständlich kann die EG- 
Kommission von dieser Kritik nicht ausgenommen 
werden — selbstherrlich auf die Wirkung angekün- 
digter Vergeltungsmaßnahmen verlassen so etwa 
nach dem Motto: Die werden sich schon nicht 
trauen. 

(Roth [SPD]: Sicher!) 

Sie sollten an der Seite dieser Länder stehen, wenn 
Sie das Schlimmste auch für unsere Verkehrswirt- 
schaft in Auswirkung dieser Schritte verhindern wol- 
len. Sie sollten sie nicht darüber im unklaren lassen, 
daß auch die Bürgerinnen und Bürger in der Bundes- 
republik größtes Interesse daran haben, vor dem Brüs- 
seler Straßenverkehrsfanatismus geschützt zu wer- 
den. Sie sollten die EG-Kommission zu einer Kurskor- 
rektur auffordern und nicht Druck auf Österreich und 
die Schweiz ausüben. 

(Beifall der Abg. Frau Flinner [GRÜNE]) 

Sie sollten der Kommission sagen, wenn sie mit ihrer 
Verkehrspolitik so weiter macht wie bisher, wird sie 
den Ruf Europas in Umweltfragen ruinieren. Sie soll- 
ten in Brüssel deutlich machen, daß wir vor Eintritt in 
den EG-Binnenmarkt Pflöcke einschlagen werden, 
wenn keine verkehrspolitische Vernunft zu erwarten 
ist. P) 

Nicht nur der Alpenländer wegen sollten Sie dies 
tun; die Bundesrepublik Deutschland ist das größte 
Transitland in Europa. Allein deshalb hätten Sie schon 
längst durchsetzen müssen, daß insbesondere für den 
europäischen Transitverkehr ein Gesamtverkehrs- 
konzept erstellt wird, in dem der grenzüberschrei- 
tende kombinierte Verkehr wachsende Aufgaben 
übernehmen muß. Dazu gehört: Der alpenüberque- 
rende Verkehr muß bereits durch die Bundesrepublik 
Deutschland auf der Schiene transportiert werden. 

(Beifall der Abg. Frau Wieczorek-Zeul [SPD] 
und Frau Flinner [GRÜNE]) 

Nun komme ich zu einem traurigeren Kapitel christ- 
demokratischer, christlich sozialer und liberaler Kon- 
tinuität in der Verkehrspolitik. Ich meine das Tempo- 
limit. Wenn Sie, Herr Bundesverkehrsminister, auf die 
Frage eines Fernsehpublizisten, ob denn die Unfall- 
zahlen nicht doch ein Tempolimit erzwängen, mit der 
durch keine Erfahrungswerte mehr zu rechtfertigen- 
den Antwort kommen, ein generelles Tempolimit sei 
nicht nötig, weil es keine steigenden Unfallzahlen 
gebe, dann ist dies nicht nur falsch, was die Zahlen 
betrifft, sondern es ist unverantwortlich, was die 
Schwere der Unfälle angeht, und es ignoriert letztlich 
alle Erkenntnisse, die wir bei Modellversuchen be- 
kommen haben und die selbst Ihr eigenes Haus und 
ihm angeschlossene Behörden einräumen müssen. 

Wir wissen natürlich — wer wüßte es besser — : Die 
Ingenieure der deutschen Automobilindustrie und die 
Arbeiterinnen und Arbeiter von Ingolstadt über Mün- 
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Antretter 

(A) chen, Neckarsulm, Zupfenhausen, Untertürkheim, 
Rüsselsheim und Köln bis Wolfsburg machen die be- 
sten Autos der Welt. 

(Roth [SPD]: Bochum!) 

— Diejenigen von Bochum dazu. 

Aber, meine Damen und Herren, jenen Kreisen, die 
an vorderster Front stehen, wenn es gegen den sozia- 
len Fortschritt und das Mitbestimmungsrecht geht, 
war und ist auch kein Argument jemals zu fadenschei- 
nig gewesen, wenn es darum ging, von der Politik als 
richtig erkannte Maßnahmen für die Umwelt, und sei 
es nur ein paar Jahre, hinauszuschieben. 

Das war so, als die Verkehrsminister Gscheidle und 
Hauff erfolgreich den Bleigehalt im Benzin gesenkt 
haben. Da wurde das Totschlagsargument Arbeits- 
plätze in die Diskussion gebracht. Gott sei Dank: Die 
Luft wurde sauberer; aber es hat keinen Arbeitsplatz 
gekostet. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das war so, als Sie längst kein Auto ohne Katalysa- 
tor mehr in die Vereinigten Staaten exportieren durf- 
ten. Da haben Sie uns noch erzählt, das sei ohne be- 
triebliche Belastungen, die Arbeitsplätze kosten wür- 
den, nicht möglich. Ich bin sicher: Das Gegenteil wird 
sich als richtig herausstellen, wenn die jüngsten Be- 
schlüsse von Brüssel, die von Frau Wieczorek-Zeul 
heute bereits gewürdigt wurden, einigermaßen Wir- 
kung zeigen. 

Diesen Leuten ist auch kein Argument zu verant- 
wortungslos, wenn es darum geht, ein Tempolimit zu 
verhindern. Da können die Amerikaner noch solange 
Tempo 90 auf ihren 6- und ßspurigen Highways fah- 
ren; da können die Kanadier Tempo 100 fahren und 
die Italiener die besten Erfolge mit ihren Tempolimits 
in den Ferien erzielen. Sie werden uns weiterhin ein- 
reden, daß ein Tempolimit mehr Staus verursacht, ob- 
gleich das Gegenteil der Fall ist, daß ein Tempolimit 
mehr Umweltschäden verursacht, obgleich längst be- 
wiesen ist, daß dies nicht stimmt, daß ein Tempolimit 
mehr Gefahren verursacht, weil man angeblich ermü- 
det, obgleich alle Versuche das Gegenteil beweisen. 

Ich möchte Sie ermutigen, Herr Minister Zimmer- 
mann, am Beispiel des Tempolimits einmal zu zeigen, 
wer das Sagen in diesem Staat hat. Es geht um mehr 
Rechte — so haben wir heute festgestellt — für das 
Europäische Parlament. Aber es geht darüber hinaus 
für alle Parlamente darum, wer eigentlich die Macht 
ausübt. 

In Brüssel verhindert Peugeot strengere Abgas- 
werte gegen den Willen des Europäischen Parla- 
ments. Bei uns bestimmt Coca Cola über die Plastik- 
einwegflaschen über den Kopf des Bundestages hin- 
weg. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

In Kiel sprechen Kernkraftwerksbetreiber der Politik 
das Recht ab, aus der Kernenergie auszusteigen, ohne 
Rücksicht auf die neuen Mehrheitsverhältnisse im 
schleswig-holsteinischen Landtag. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 


Es wird höchste Zeit, daß Abgeordnete aller Paria- (C) 
mente dagegen aufstehen und sagen: Es darf nicht 
sein, daß Großunternehmen und Bürokratien immer 
mehr Macht bekommen und die vom Volk gewählten 
Abgeordneten immer weniger zu sagen haben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Auch wenn das Europäische Parlament noch immer 
zu wenig Kompetenzen hat, die Abgeordneten in 
Straßburg haben ihre Möglichkeiten ausgeschöpft. 
Mehr und mehr müssen Kommission und Rat den 
Überlegungen des Parlaments entsprechen. An kla- 
ren Voten der europäischen Volksvertretung kommen 
sie immer weniger vorbei. Wir haben deshalb Ver- 
trauen und setzen Hoffnungen in das Europäische 
Parlament. 

Bei unseren Erwartungen steht die europäische 
Verkehrsmarktordnung ganz oben. In vielen 
EG-Ländern wurde in den letzten Jahren durch den 
Neu- und Ausbau von Strecken sowie die Beschaffung 
von Hochgeschwindigkeitszügen eine Renaissance 
des Schienenverkehrs eingeleitet; nun kommt es dar- 
auf an, diese Möglichkeiten zu verknüpfen. 

Unsere Forderungen an die europäische Verkehrs- 
politik konzentrieren sich auf drei Punkte: die Gleich- 
stellung der Bahn mit ihren Konkurrenten, die Förde- 
rung des sozialen Fortschritts und den Erhalt unserer 
natürlichen Lebensgrundlagen. Ein Europa des sozia- 
len Fortschritts, das hilft, die Gräben zwischen Nord 
und Süd, zwischen Ost und West, zwischen arm und 
reich zuzuschütten, ein Europa, das sich aktiv für den 
Erhalt unserer Umwelt einsetzt, das sind die Bau- 
steine, mit denen wir Europa errichten müssen. Die 
Gewinner werden dann die Bürger und Bürgerinnen (D) 
dieses Kontinents sein, und alle demokratischen 
Kräfte, die hier in diesem unseren Parlament sind, 
werden mit dem verstärkten Vertrauen unserer 
Wähler ausgestattet werden, und jene, die mit den 
Schlagworten und den Rezepten des vorigen Jahr- 
hunderts der Zukunft in den Weg treten, werden vor 
den Türen des Hauses bleiben, in dem wir ein Europa 
der Freiheit, der Menschenrechte, des Friedens und 
der Solidarität bauen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile dem Herrn Bun- 
desminister für Verkehr das Wort. 

(Schreiner [SPD]: Lügen haben kurze 
Beine!) 

Dr. Zimmermann, Bundesminister für Verkehr: 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Präsi- 
dent! Die Rede des Kollegen Antretter war leider ein 
Musterbeispiel dafür, wie man mit Tempolimit und 
Tempo 130 umgeht; es war nämlich reine Ideologie, 
sonst nichts. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Frau Wieczo- 
rek-Zeul [SPD]: Sie haben doch von der EG 
überhaupt keine Ahnung! Das umwelt- 
freundliche Auto haben Sie nicht durchge- 
setzt! — Weitere Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 
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Bundesminister Dr. Zimmermann 

(A) Aber mit Ideologie kommt man gerade beim deut- 
schen und europäischen Verkehr nicht weiter, und 
das bestimmt selbstverständlich auch unser Verhält- 
nis zur Schweiz und zu Österreich. Der Verkehrsmi- 
nisterrat in Luxemburg hat einstimmig dem zuständi- 
gen EG-Kommissar aufgetragen, die Verhandlungen 
zu führen, weil der Brenner- Verkehr zu 31 % von der 
Bundesrepublik Deutschland, zu 85 % von allen EG- 
Ländern frequentiert wird. Deswegen ist das eine An- 
gelegenheit der Europäischen Gemeinschaft. 

Wir drohen überhaupt niemandem, wir wollen uns 
nur nicht gern vorstellen, wie das ist, wenn deutsche, 
italienische, holländische und alle anderen schweren 
Lastfahrzeuge um 22 Uhr in Österreich stehenbleiben 
oder nicht nach Österreich hineinfahren und um 5 Uhr 
gemeinsam wieder starten. Den Anblick dieser paar 
tausend Lastwagen möchte ich mir bitte ersparen. 
Wenn nichts geschieht, stellen wir uns bitte vor: Der 
österreichische Lkw fährt weiter durch Italien und 
durch die Bundesrepublik Deutschland und winkt sei- 
nen Kollegen, die draußen am Straßenrand die 
Zwangsrast von 7 Stunden veranstalten müssen, zu. 

(Stratmann [GRÜNE]: Dann können die end- 
lich mal ausschlaf en!) 

Das möchte ich mir auch einmal vorstellen. Das sind 
die Probleme, und die sind nicht mit Ideologie und 
solchen Appellen, wie Sie sie hier gerade vorgetragen 
haben, zu lösen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Brück? 

(B) 

Dr. Zimmermann, Bundesminister für Verkehr: 
Gerne. 

Brück (SPD): Herr Bundesminister, würden Sie sa- 
gen, es sei Ideologie, daß Sie sich dann, wenn jede 
Nacht Tausende von schweren Lkw an Ihrem Fenster 
vorbeifahren, dagegen beschweren würden? Ist das 
dann Ideologie? 

Dr. Zimmermann, Bundesminister für Verkehr: Na- 
türlich nicht. Nur ist diese Brennerautobahn nicht vom 
Himmel gefallen, sie wird auch nicht von der EG 
finanziert, sondern der Tiroler Landeshauptmann, 
mein alter Freund Eduard Wallnöfer, hat zweieinhalb 
Jahrzehnte seines Lebens damit verbracht, diese Au- 
tobahn endlich auf die Beine zu bringen, nämlich zur 
Entlastung der alten Brennerstraße. So ist das natür- 
lich. 

(Dr. Soell [SPD]: Aber doch nicht mit dem 

Verkehrsbesatzl Das ist das Fünf- bis Sechs- 
fache! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Selbstverständlich mit Einverständnis der Wiener 
Regierung. Das ist ganz klar, alle haben an einem 
Strick gezogen. 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Zimmermann, Bundesminister für Verkehr: Sie 
gestatten, daß ich meine lächerlichen fünf Minuten 
Redezeit jetzt auf andere Weise verbringe, als mit Ih- 
nen hier ein Rede- und Antwortspiel aufzuführen. 


Wir nehmen diesen europäischen Verkehrsmarkt (C) 
sehr ernst. Alle Verbände waren schon beim neuen 
Verkehrsminister. Nur, nach 50 Tagen Amtszeit, 
möchte ich bitte nicht für alles verantwortlich gemacht 
werden, was in den letzten 40 Jahren an Verkehrs- 
politik gewesen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

100 Tage müßten es schon sein. Das gilt auch beim 
neuen Verkehrsminister. 

(Zurufe von der SPD) 

Bei Herrn Dollinger und Herrn Warnke haben je- 
denfalls die Schiene und die Bundesbahn eine neue 
Zukunft erhalten. Diese Zukunft haben sie bei Ihnen 
nie gehabt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bei Ihnen, bei den Herren SPD-Verkehrsministem, 
war die Sache ganz traurig. Das wissen Sie ganz ge- 
nau. Jetzt, nachdem die Bundesbahn im letzten Jahr 
6 Milliarden DM investierte, in diesem Jahr 6 Milliar- 
den DM investiert und wo der Personalabbau, der not- 
wendig war, ohne soziale Härten verkraftet worden 
ist, hat die Bahn wieder Zukunft. Sie dürfen mir glau- 
ben, daß ich bei sämtlichen Gewerkschaften, die für 
die Bahn zuständig sind, war. Wir hatten durchaus 
den Eindruck, daß die Gewerkschaften der deutschen 
Verkehrspolitik und diesem Verkehrsminister Zu- 
trauen in bezug auf seine Durchsetzungsfähigkeit und 
in die Zukunftsvisionen entgegenbringen, die er für 
die Deutsche Bundesbahn hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen lassen wir uns auch vom europäischen 
Markt nicht schrecken. Wir brauchen selbstverständ- (D) 
lieh Harmonisierungen. Wenn wir Liberalisierung 
wollen, ist die Harmonisierung genauso wichtig. Jene 
Dinge, wo die Deutschen unterbewertet sind und wo 
sie zu große Lasten zu tragen haben, müssen weg. Es 
ist das Ziel unserer Verkehrspolitik, daß hier Gleich- 
heit und Harmonie bei aller Notwendigkeit der Libe- 
ralisiemng herrschen. 

(BeifaU bei der CDU/CSU) 

Wir haben überhaupt keine Beschwerden und Beden- 
ken, daß uns das nicht gelingt. Weil es die fiskalische 
Liberalisierung noch nicht gibt, machen wir die Stra- 
ßenbenutzungsgebühr. Bei allen Herausfordemngen, 
die auch in der europäischen Verkehrspolitik zu be- 
wältigen sind, gilt: Wir begreifen Europa als Chance, 
zu der es keine Alternative gibt. Wir nehmen die Zu- 
kunftsperspektiven auf. Wir werden sie gemeinsam 
mit unseren Partnern lösen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Freiherr von Schorlemer. 

Freiherr von Schorlemer (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
Europäische Gemeinschaft, deren große Vorteile für 
die deutsche Wirtschaft gerade auch als Exportwirt- 
schaft hier zu Recht herausgestellt worden ist, wäre 
nicht gegründet worden, wenn zu Beginn die Land- 
wirtschaft nicht als voll integrierter Politikbereich ein- 
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(A) bezogen worden wäre. Für mich hat deshalb auch die 
deutsche Landwirtschaft gleichsam die Eintrittskarte 
für den erfolgreichen Zug Europas bezahlt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Zunächst war dies einfach. Mengenprobleme drück- 
ten uns nicht. Aber schon bald stellte sich heraus, daß 
zwei wesenthche Punkte — und wahrscheinlich war 
dies auch gar nicht möglich — nicht geregelt worden 
waren. Dies war zum einen die Schaffung einer ge- 
meinsamen Währung — wobei ich überhaupt nicht 
verkenne, wie schwierig das ist — und zum anderen 
die Verhinderung von nationalen Wettbewerbsver- 
zerrungen. Dies sind — neben der Lösung des Men- 
genproblems — für mich die entscheidenden Punkte, 
warum z. B. im Vergleich der Einkommenssituation 
im Betriebsbereich von Vollerwerbsbetrieben in den 
Jahren 1983 und 1986 durchschnittlich nach den Nie- 
derlanden, Dänemark, Belgien/Luxemburg, Großbri- 
tannien und Frankreich mit 22 400 DM an sechster 
Stelle je Arbeitskraft die deutsche Landwirtschaft 
liegt, wobei der Spitzenreiter, die Niederlande, bei 
50 400 DM pro AK liegt. Trotzdem — und dies sage ich 
mit aller Ausdrücklichkeit — gibt es zu Europa — auch 
für die deutsche Landwirtschaft — keine Alterna- 
tive. 

Aber was folgere ich daraus? Wir unterstützen lei- 
denschaftlich den Bundeskanzler — und dies gerade 
aus agrarischer Sicht — , konsequent weiter für eine 
gemeinsame Währungspolitik und Währung zu 
kämpfen, wobei die Stabilitätspolitik der Bundesbank 
und der Bundesregierung nicht verhandelbar sind. Ich 
bin weiter davon überzeugt, daß nach 1993 mit begin- 
nendem Binnenmarkt diese Forderung sehr lautstark 
von vielen anderen Pohtik- und Wirtschaftsbereichen 
unterstützt wird. Daher muß der Grenzausgleich bis 
zu einer generellen Regelung weiter bestehen blei- 
ben, denn solange es keine einheitliche Währung in 
der EG gibt, müssen währungspolitische Unter- 
schiede ausgeglichen werden. Aber das Abbauen von 
Wettbewerbsverzerrungen muß dabei nicht aus dem 
Auge verloren werden. Ich nenne hier als Beispiel sie- 
ben Punkte. 

Erstens. Noch vorhandene Unterschiede bei der 
Mehrwertsteuer. 

Zweitens. Große Strukturunterschiede. 

Drittens. Unterschiedhche Anwendung von EG- 
Verordnungen, z. B. im Umweltschutz. 

Viertens. Unterschiedliche Belastungen im Bau- 
recht. 

Fünftens. Unterschiedliche Tierschutzbestimmun- 
gen. 

Sechstens. Unterschiedhche lebensmittelrechtüche 
Bestimmungen. — Verehrter Herr Kollege Brück, Sie 
haben vorhin zitiert, was alles in der Wurst drin ist. Ich 
habe hier z. B. Angaben über alles, was im Sprudel ist. 
Das versteht wahrscheinhch nur der Chemiker Fritz 
Gautier. Die anderen können das gar nicht anspre- 
chend aufnehmen. — Verehrte Kollegin, da ich sehr 
daran interessiert bin, daß sogleich auch noch der ver- 
ehrte Kollege Prof. Wulff zu Wort kommt, bitte ich um 
Verständnis dafür, daß ich hier auf Zwischenfragen 
nicht eingehen werde. 


Siebentens geht es um völlig unterschiedhche Ver- (C) 
marktungsstrukturen. Ich sage damit nicht, daß Be- 
stimmungen im Umweltschutz, im Tierschutz und bei 
lebensmittelrechtlichen Fragen unwichtig sind. Sie 
müssen europäisch einheitlich sein und dürfen sich 
nicht wettbewerbsverzerrend für die deutsche Land- 
wirtschaft auswirken. Das bedeutet kein Zurück, son- 
dern die Forderung schnellerer, genereller, einheith- 
cher und gemeinsamer Regelungen in der EG. 

In den vergangenen Jahren sind erhebliche finan- 
zielle Mittel zur Unterstützung der Landwirtschaft in 
diesen Bereich geflossen. Sie galten der Mengenrege- 
lung. Nur, zur Zeit erleben die Bauern der Bundesre- 
publik Deutschland ein unsoli darisches europäisches 
Verhalten. Die deutschen Landwirte greifen das An- 
gebot des erfolgreichen EG-Gipfels unter deutscher 
Präsidentschaft auf, nehmen zur Mengenbegrenzung 
Flächen aus der Produktion und legen sie still. Die 
meisten EG-Partner nehmen dieses Angebot sehr re- 
striktiv auf. 

Dadurch entsteht folgendes Ergebnis. Die Getreide- 
mengen überschreiten in der EG 160 Millionen t. Es 
greifen nunmehr Preisabschläge von jährlich 3 % und 
die Beibehaltung der Mitverantwortungsabgabe. Das 
ist natürlich für die Deutschen völhg unverständlich. 

Sie haben doch durch Flächenherausnahme schon ih- 
ren Mengenbegrenzungsanteil erbracht. Jetzt werden 
sie auch noch zum Preissenkungsanteil herangezo- 
gen. 

(Frau Wollny [GRÜNE]: So ist das! — Eigen 
[CDU/CSU]: Ganz unerhört!) 

Daher an den Herrn Bundeskanzler und die Bun- 
desregierung die herzliche Bitte auch von dieser (D) 
Stelle: Das muß auf dem nächsten europäischen Gip- 
fel zur Sprache kommen, damit die Verdrossenheit 
über unsere europäischen Partner innerhalb der 
Landwirtschaft nicht weiter steigt. 

Die Mengenbegrenzung ist auch deshalb für die 
Europäische Gemeinschaft notwendig, weil wir nur 
dadurch bei den GATT- Verhandlungen mit Nicht- 
EG-Ländern zu Ergebnissen kommen. 

Ich bin überzeugt, daß sich die Bundesregierung, 
vornehmlich unser Bundeskanzler, engagiert für die 
Interessen der deutschen Landwirte in Europa einset- 
zen. Einige Punkte, die geregelt werden müssen, habe 
ich hier angesprochen. Denn es ist so, wie es unser 
Bundespräsident Richard von Weizsäcker anläßhch 
der Grünen Woche 1989 in Berlin formulierte: 

Ich denke, keiner entzieht sich mehr der zwin- 
genden Erkenntnis, daß Europa um seiner selbst 
willen und wegen seiner globalen Verantwor- 
tung an seinen agrarpolitischen Problemen nicht 
wird scheitern dürfen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Gautier. 

Dr. Gautier (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Abgeordneter Schorlemer, ich 
werde mich wahrscheinlich zu Ihrer großen Enttäu- 
schung nicht mit all den Sachen auseinandersetzen, 
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(A) die im Sprudelwasser sind. Sie müssen mir sonst län- 
gere Redezeit geben, damit ich Ihnen das erklären 
könnte, falls ich es denn kann. 

Ich habe die Absicht, mich mit ein paar Argumenten 
auseinanderzusetzen, die heute morgen in der De- 
batte gebracht wurden. Zunächst gehe ich auf die von 
den GRÜNEN aufgestellte Behauptung ein, die Euro- 
päische Gemeinschaft sei ein großer Moloch, und es 
herrsche ein Zentralismus, wo Bürokraten in Brüssel 
zusammensitzen, die nichts anderes im Kopf haben, 
als die Bürger zu bescheißen und zum Manchester- 
Kapitalismus zurückzukommen. 

(Häfner [GRÜNE]: Stimmt das nicht? — Frau 
Flinner [GRÜNE]: Ist das dann anders?) 

Sie sagen: Diese EG wollen Sie nicht. Zugleich stellen 
Sie eine Palette von Forderungen auf, was dieses Eu- 
ropa alles machen soll. Man muß sich entscheiden, 

(Häfner [GRÜNE]: Aber wie?) 

was für ein Bild von Europa man haben will und was 
man dort institutionell verwirklichen will. Ich glaube, 
Ihr Bild ist etwas getrübt, denn die Wirklichkeit sieht 
etwas anders aus. Da Sie des Zeitungslesens sicher 
kundig sind, verweise ich beispielsweise auf etwas, 
was heute in der „Frankfurter Rundschau" steht, näm- 
lich daß Europa offensichtlich mehr als die Verwirkli- 
chung von Markt — oder wie auch immer — ist. Da 
steht: „EG klagt gegen Bonn wegen Verletzung der 
Vogelschutzrichtlinie bei der Eindeichung der Ley- 
bucht. " 

(Frau Wollny [GRÜNE]: Toll!) 

(B) Zum Beispiel ist Europa auch ein Ansatz für interna- 
tionale Umweltpolitik. Das wollen wir als Sozialde- 
mokraten, das wollen wir auch inhaltlich gestalten. 
Sie selber haben heute morgen in der Geschäftsord- 
nungsdebatte — da waren Sie noch nicht da; das war 
eine Kollegin von Ihnen — die Absetzung der Raum- 
ordnungs-Novelle beantragt, weil es eine ungenü- 
gende Umsetzung der Umweltverträglichkeitsprü- 
fung der Europäischen Gemeinschaft sei. 

Das heißt, es gibt eine Palette von Dingen, die wir 
eigentlich gemeinsam teilen, nämlich daß in der Euro- 
päischen Gemeinschaft Fortschritte in wesentlichen 
umweltpolitischen Fragen erbracht werden, und zwar 
auch für die Bundesrepublik Deutschland. Auf diesem 
Weg wollen wir weitergehen. Als wir gestern im Wirt- 
schaftsausschuß die Diskussion mit den Vertretern der 
EG -Kommission über entwicklungspolitische Fragen, 
nämlich die Fortsetzung und Neufassung des Lome- 
Abkommens hatten, haben ihre eigenen Vertreter ge- 
sagt, das die Europäische Gemeinschaft mit dem 
Lome-Abkommen eine relativ vorbildliche Entwick- 
lungspolitik betreibt, und zwar im Gegensatz zu vie- 
len anderen Institutionen. Sie müssen sich da schon 
einmal verständigen auf irgendein Bild von der Ge- 
meinschaft, das Sie dann haben und das Sie anschlie- 
ßend politisch gestalten wollen. 

Wenn wir Sozialdemokraten ja zum Binnenmarkt 
sagen, dann stehen wir auch dazu. Das ist aber auch 
mehr, denn auch die kulturelle Vielfalt ist ein Teil von 
Europa. Dazu zählen dann eben auch Austauschpro- 
gramme für Studenten und für Auszubildende. Dazu 
gehört aber auch, daß man solche Programme auch 


mal mitfinanzieren muß. Hier ein Wort an die Bundes- (C) 
regierung: Bei dem Programm Erasmus und anderen 
hat es genügend Schwierigkeiten gegeben, bis die 
Bundesregierung im Finanzausschuß zustimmte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist doch geregelt! 

— Staatsminister Frau Dr. Adam-Schwaet- 
zer: Wir finanzieren doch!) 

— Jetzt, nach langem Druck stimmten sie dem ja auch 
ZU; aber es bedurfte starken Drucks, um das zu errei- 
chen. 

Nun zur Frage Zentralismus und regionale Ent- 
scheidungen. Wahrscheinlich ist niemand hier im 
Raum — wir als Sozialdemokraten sind sicher nicht 
dafür — , der sagt, es solle alles in Brüssel entschieden 
werden. Das ist doch Unsinn. Was vor Ort in der Ge- 
meinde oder im Lande entschieden werden kann, soll 
auch dort entschieden werden. Es kann aber doch 
nicht Gegenstand unserer Politik sein, daß das Land 
Niedersachsen die Währungshoheit bekommt. Das ist 
doch wohl ein bißchen illusionär. 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD) 

Herr Stratmann, wir wollen die Währungsunion auf 
europäischer Ebene weiter vorantreiben, weil wir 
glauben, nur so einen Teil politischer Autonomie wie- 
dergewinnen zu können. Denn, je kleinstaaterischer 
wir darangehen, desto mehr wird die Währungspolitik 
ausschließlich von Washington entschieden. Wir wol- 
len aber dort wieder selber ein Wort mitreden können. 

Das ist der Sinn dessen, wenn wir sagen, wir wollen 
die Währungsunion in Europa verwirklichen. 

Ein zweiter Punkt betrifft Zentralismus und Büro- (D) 
kratie, was ja in vielen Reden vorkam. Natürlich muß 
man versuchen die Bürokratie, wo sie unsinnig ist, auf 
jeder Ebene zu bekämpfen und zu beseitigen, egal ob 
auf europäischer, auf nationaler oder auf Landes- 
ebene. Da können wir alle ein Lied von singen. Des- 
wegen haben wir z. B. auch einen Ansatz, den wir für 
zu zentralistisch hielten, heute auf der Tagesordnung. 

Es wurde schon gesagt, keiner redet über das, was wir 
auf der Tagesordnung haben. Lesen Sie doch einmal 
die Dokumente. Zum Beispiel steht heute auf der Ta- 
gesordnung die EG-Richtlinie zur Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften bei der Vergabe 
öffentlicher Liefer- und Bauaufträge. So heißt es kor- 
rekt. Wenn Sie da mal einen Blick hineinwerfen, dann 
werden Sie feststellen, daß wir mehrheitlich dem Bun- 
destag einen Beschluß dahingehend Vorschlägen, daß 
wir zentralistische Eingriffsmöglichkeiten seitens der 
EG-Kommission, die bis zur Aussetzung des Verfah- 
rens bei der Vergabe öffentlicher Bauaufträge bis vor 
Ort gehen sollen, nicht haben wollen, weil wir das für 
zu zentralistisch halten. Wir meinen hingegen, daß die 
Rechtsvorschriften durchweg von denjenigen, die die 
Verwaltung in den Gemeinden oder auf Landesebene 
machen, durchaus eingehalten werden können, ohne 
daß dies zentralistisch von Brüssel aus geschehen 
muß. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sehr richtig!) 

Es ist aber auch so, daß wir in vielen Bereichen eine 
erfreuliche Entwicklung innerhalb Europas haben. Es 
ist die Hoffnung vieler Menschen, daß die weitere 
europäische Einigung gerade zu einer größeren re- 
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(A) gionalen Autonomie führt, und zwar nicht nur bei 
uns, sondern auch in vielen anderen Ländern. Gucken 
Sie sich nur die Diskussionen in Italien, in Spanien 
und überall an, wo man sich mehr Möglichkeiten ver- 
spricht, all das regional zu entscheiden, was man so 
entscheiden will. 

Lassen Sie mich dazu ein Beispiel anführen. Wir dis- 
kutieren im Augenblick überall in den Regionen die 
Frage der Neufassung der EG-Regional- und Sozial- 
fondspolitik. Das erste Mal ist dort erfreulicherweise 
durchgesetzt worden, daß jetzt eine abgestimmte Re- 
gional- und Sozialfondspolitik, ausgehend von den 
Regionen, formuliert werden muß. Das heißt, Regio- 
nalvertreter setzen sich zusammen und sagen: Was 
müssen wir bei uns in der Region machen? Anfragen 
aus der Industrie, Erschließungsgebiete, Qualifikation 
von Arbeitnehmern, Infrastruktureinrichtungen und 
so weiter. Man erstellt einen Regionalplan, der dann 
global durch die Europäische Gemeinschaft bezu- 
schußt wird. Dies bedeutet, der Bund ist damit außen 
vor, die Bundesregierung nimmt dies nur noch zur 
Kenntnis, und die Länder besprechen diesen Plan di- 
rekt mit Brüssel, indem sie sagen: Wir wollen ein Fünf- 
Jahres-Programm machen, bitte schön, finanziert es 
uns mit 50, 60 oder 70 Millionen DM! 

Dies ist doch eine positive Entwicklung, die wir als 
Sozialdemokraten aus regional- und sozialpolitischer 
Sicht ausdrücklich begrüßen. 

Noch eine Anmerkung zu dem Hinweis, es gäbe in 
Brüssel so viel Bürokratie. Natürlich gibt es auch in 
Brüssel Bürokraten, wie auch hier in Bonn; davon 
haben wir hier genug. Wenn man aber dann zur glei- 

(B) Chen Zeit fordert, wie es heute morgen zum Beispiel 
Herr Haussmann zu Recht getan hat, daß zu einer ver- 
nünftigen Politik für kleine und mittlere Unternehmen 
auch gehört, daß diese Unternehmen Zugang zu den 
Informationen haben müssen, und zwar in deutscher 
Sprache, dann bedeutet dies eben, daß mehr Doku- 
mente ins Deutsche übersetzt werden müssen. Das ist 
doch ganz einfach. Dann werden die Dokumente 
nicht nur in Englisch und Französisch, sondern zu 
Recht auch in Deutsch vorliegen. Aber wir müssen 
dann eben auch Übersetzer anstellen. Wenn jemand 
dies dann Bürokratie nennt, dann verstehe ich die 
Welt nicht mehr. Man muß seine Forderungen da 
schon einigermaßen aufeinander abstimmen. 

(Zustimmung) 

In den zwei mir verbleibenden Minuten möchte ich 
noch ganz kurz auf zwei Punkte eingehen. Es fiel hier 
auch das Schlagwort: Wir wollen kein Europa nur der 
Banken und Konzerne, wir wollen ein anderes Europa 
gestalten. Besonders interessant finde ich das im Hin- 
blick auf die Äußerungen von Graf Lambsdorff und 
der FDP in den letzten zwei Wochen. Sie sagen z. B.: 
Wir wollen die Bankenmacht begrenzen, die in 
Deutschland und in Europa zu groß ist. Das klingt gut. 
Wir als Sozialdemokraten haben im Bundestag auch 
einen Antrag zur Begrenzung der Bankenmacht ein- 
gebracht. Ganz erstaunlich finde ich aber, wie Worte 
und Taten z. B. bei der FDP auseinanderfallen. Vor 
einem halben Jahr haben wir hier im Bundestag die 
EG-Richtlinie über das Bankenniederlassungsrecht 
behandelt. In dieser EG-Richtlinie war die Begren- 
zung der Beteiligung von Banken an Nichtbanken 


vorgesehen, und zwar mit einem bestimmten Prozent- (C) 
satz; auf Details will ich nicht eingehen. Sie von der 
FDP und der CDU haben exakt diese Vorschrift aus 
der Bankenrechtskoordinierungsrichtlinie herausge- 
strichen, weil Sie dies nicht wollten. Heute aber gehen 
Sie in die Öffentlichkeit und sagen: Das wollen wir 
jetzt aber wieder hereinhaben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Man muß sich schon einmal überlegen, ob das nicht 
einfach schlichter Opportunismus ist. Sie haben Angst 
davor, jetzt bei der Europawahl unter 5 % zu kommen, 
und machen hier ein bißchen Populismus, um sich 
dann, wenn es ernst wird, bei den Abstimmungen 
anders zu verhalten. 

Die letzte Anmerkung: Viele Ängste von Bürgern 
rühren ja daher, daß sie tatsächlich, daß sie real von 
Politiken der Gemeinschaft oder der Bundesregierung 
betroffen sind. Die Menschen haben Angst um ihre 
Zukunft. Herr Mischnick, Sie haben heute morgen in 
Ihrer Rede den Vertrag der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl angesprochen, den EGKS- 
Vertrag. Ich verstehe schon die Ängste vieler Bürge- 
rinnen und Bürger im Saarland oder in Nordrhein- 
Westfalen oder auch bei mir in der Region, wo wir 
auch noch Kohlebergbau haben, die Ängste der Bür- 
ger, die nicht wissen, was auf sie zukommt. Und 
warum wissen sie nicht, was auf sie zukommt? Weil 
die eigene Regierung selber offensichtlich nicht weiß, 
was sie energiepolitisch eigentlich will. Sie läßt sich 
die europäische Energiepolitik von einem Konzern- 
chef diktieren. Da heißt es dann innerhalb von zwei 
Wochen „kehrt, marsch marsch", weil die Energie- 
wirtschaft selber sagt, wie die Energiepolitik in Eu- (D) 
ropa aussehen soll. Dies kann nicht Gegenstand von 
vernünftigen demokratischen Verfahren sein. Wir im 
Bundestag und im Europäischen Parlament müssen 
energiepolitisch eine vernünftig aufeinander abge- 
stimmte Willensbildung in Gang bringen, um den 
Menschen auch wieder Zuversicht geben zu können. 

Das ist exakt das, wozu die Koalition offensichtlich 
nicht in der Lage ist. Aus diesem Grunde wäre es gut, 
wenn wir in Zukunft auf europäischer Ebene eine stär- 
kere Verantwortlichkeit der Sozialdemokraten ver- 
wirklichen könnten. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Wulff, 

Dr. Wulff (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine ver- 
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Mir scheint eines 
heute etwas zu kurz gekommen zu sein. Es ist die 
Frage der gemeinsamen europäischen Währungspoli- 
tik. Ich bin der Meinung, daß wir die Währungsunion 
Umsetzen sollen, daß wir alles tun wollen, damit es in 
Europa zu einer einheitlichen Geldpolitik und insbe- 
sondere eines Tages auch zu einer europäischen Zen- 
tralbank kommt, wie es im Delors-Bericht gesagt und 
gefordert wird. Das alles ist richtig, und das wollen wir 
auch. Nur neige ich gerade in Fragen der Währungs- 
politik zu großer Nüchternheit. Ich glaube, daß ein 
unrealistisches Marschtempo in die monetäre Einheit 
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(A) Europas nicht tunlich ist, und ich will Ihnen auch sa- 
gen, warum. 

Wir haben unter den Zwölf so unterschiedliche 
Wohlstandsentwicklungen, die uns daran hindern, 
eine Währungsunion vorschnell durchzusetzen. Wir 
müssen vielmehr versuchen, die verschiedenen Wohl- 
standsentwicklungen in Europa zunächst einander so 
anzugleichen, daß alle am Wohlstand teilnehmen 
können und daß eine Angleichung von Entwicklungs- 
geschwindigkeiten im Hinblick auf den Wohlstand 
erfolgt. 

Ich bedaure, daß man gerade auch heute durch 
„Theorien des großen Sprungs" in der Politik zuviel 
Ungeduld zeigt, insbesondere auf dem Gebiet der 

Währungspolitik. 

Meine Damen und Herren, stellen Sie sich einmal 
vor, bei der gegenwärtigen Situation in Europa wären 
Randzonen wie Griechenland oder Portugal nicht 
mehr in der Lage, unterschiedliche Entwicklungen 
durch Währungsschnitte auszugleichen, was bei einer 
festgeschriebenen Währungsunion nicht mehr mög- 
lich wäre. Dann würden wir, wie ich meine, Randzo- 
nen mit unterschiedlichen, schwierigen Entwicklun- 
gen festschreiben. Das kann und darf nicht Aufgabe 
einer europäischen Politik, schon gar nicht einer euro- 
päischen Währungspolitik sein. 

Ich meine, wir werden mit dem Sprung in die Wäh- 
rungsunion nicht eine Angleichung von Lebensstan- 
dards erzwingen können. Wichtig ist, daß wir mit 
einer Währungspolitik wie folgt verfahren sollten: ein 
Einspielen nationaler Wirtschafts-, Finanz- und So- 
zialpolitik auf eine international oder europäisch ab- 
(ß) gestimmte Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik. 
Das ist, wie ich glaube, zunächst das Gebot der 
Stunde. 

Wenn diese Angleichung erfolgt, können meines 
Erachtens eines Tages die sogenannte Krönungstheo- 
rie und ein europäisches Währungssystem Erfolg ha- 
ben. 

Ich möchte noch einmal betonen: Wir müssen ge- 
rade in dieser Frage der Versuchung widerstehen, 
zuviel Ungeduld zu haben. 

Aber in einer Frage —lassen Sie mich das abschlie- 
ßend sagen — sollten wir fest bleiben: Ein europäi- 
sches Währungssystem kann ohne eine unabhängige 
Notenbank nicht funktionieren, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Eine Notenbank in Europa, die vom Spiel einer be- 
stimmten Politik abhängig ist, kann nicht eine Noten- 
bank sein, wie wir sie wünschen. Das hat auch etwas 
mit der Standortfrage zu tun. 

Ich bin der Meinung, daß wir Deutsche ein berech- 
tigtes Interesse haben sollten, eine Währungspolitik in 
Europa von vornherein auf gesunde Füße zu stellen, 
und nicht irgendwelchen romantischen Vorstellungen 
anhängen sollten. 

Schönen Dank für Ihre Geduld. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort der 
Frau Staatsminister Adam-Schwaetzer. 


Frau Dr. Adam-Schwaetzer, Staatsministerin beim (C) 
Bundesminister des Auswärtigen: Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese vier- 
stündige Debatte heute morgen über die Europäische 
Gemeinschaft, aber auch über Gesamteuropa hat ge- 
zeigt, wie vielfältig, wie facettenreich dieses Thema 
ist. Es hat sich darin auch gezeigt, wie vielfältig die 
Europäische Gemeinschaft ist. 

Ich möchte für die Bundesregierung unterstreichen: 

Von dieser Vielfalt lebt die Europäische Gemein- 
schaft, und wir wollen, daß sie sich in dieser Vielfalt 
weiterentwickelt. Wir erteilen allen zentralistischen 
Tendenzen eine klare Absage. Wir werden mit unse- 
ren eigenen Vorschlägen, mit unserer Kraft dazu bei- 
tragen, daß sie aus dieser Vielfalt auch in der Zukunft 
die Kraft ihrer Entwicklung ziehen kann. 

Die Bundesregierung hat die Integration der west- 
lichen Demokratien in Europa mit großem Engage- 
ment vorangetrieben. Der Besuch von Generalsekre- 
tär Gorbatschow hier in der Bundesrepublik Deutsch- 
land hat doch gerade in den letzten Tagen wieder 
klargemacht — auch in der formulierten Gemeinsa- 
men Erklärung — , welche Ausstrahlungskraft diese 
Friedensgemeinschaft Europäische Gemeinschaft 
auch auf andere Staaten in Europa hat. 

Zum erstenmal wird in den letzten Monaten deut- 
lich, daß es eine Friedensordnung für ganz Europa 
geben könnte, eine Friedensordnung, die wir schon 
seit vielen Jahren anstreben, eine Friedensordnung, 
in der die derzeit noch bestehenden Grenzen ihre 
Bedeutung verlieren, eine Friedensordnung, in der 
dann auch die Lösung der deutschen Frage möglich 
wäre. (^^) 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es wird ganz klar, daß für die weitere friedliche Ent- 
wicklung innerhalb ganz Europas, Herr Häfner, nicht 
nur innerhalb der Europäischen Gemeinschaft, diese 
Gemeinschaft, wie sie jetzt besteht, den Anker für die 
weitere zukünftige Entwicklung darstellt. 

Wir müssen die Integrationsbemühungen weiter 
vorantreiben, aber wir müssen dabei ganz klarma- 
chen, daß diese Integration niemanden ausschließt, 
daß wir keinen Ausschließlichkeitsanspruch haben, 
sondern daß wir von der Verfassung unserer Europäi- 
schen Gemeinschaft her verpflichtet sind, diese Ge- 
meinschaft offenzuhalten. Nur dann werden wir auch 
unserer Verantwortung gegenüber den Menschen in 
den anderen Staaten Europas, im Westen und im 
Osten gerecht. 

Die Europäische Union, so, wie sie in den Verträgen 
festgeschrieben ist, ist mehr als eine Wirtschaftsge- 
meinschaft. Wir sind nicht nur eine Gemeinschaft zur 
gegenseitigen Absicherung und Vermehrung unseres 
Wohlstandes, wir haben vielmehr den Auftrag, eine 
Technologiegemeinschaft zu werden, weil wir die 
Probleme der Zukunft nur dadurch lösen können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!) 

Wir haben den Auftrag, eine Umweltgemeinschaft zu 
werden, aber wir haben auch den Auftrag, nicht nur 
ein starker Handelspartner zu sein, sondern das poli- 
tische Gleichgewicht in einer gemeinsamen Außen- 
politik zu schaffen. 
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Frau Dr. Adam-Schwaetzer 

(A) Alles das zusammengenommen, meine Damen und 
Herren, ist die Grundvoraussetzung dafür, daß sich 
die Europäer und die Europäische Gemeinschaft in 
einer sich schnell wandelnden Welt selbst behaupten. 
Das ist die Politik, die die Grundlage alles dessen ist, 
was wir auch heute morgen im Detail diskutiert ha- 
ben. 

Es gibt natürlich viel Skepsis gegenüber dem Bin- 
nenmarkt, und es gibt noch viele Probleme, die gelöst 
werden müssen. Aber entgegen dem Eindruck, der 
hier von manchem Redner suggeriert werden sollte, 
ist es ja nicht so, als würden wir vor den Problemen die 
Hände in den Schoß legen. Damit würden wir unserer 
Verantwortung nicht gerecht. Im Gegenteil, wir las- 
sen nicht alles mit uns machen, wir gestalten vielmehr 
diese europäische Ordnung mit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der Binnenmarkt bringt Wettbewerb. Aber es ist 
eben kein Steinzeitwettbewerb. Die Verträge über die 
Europäische Gemeinschaft und der Europäische Ge- 
richtshof haben die Schranken dieses Wettbewerbs 
ganz deutlich gemacht. Die Schranken hegen dort, wo 
der unverzichtbare Schutz der Verbraucher und der 
unverzichtbare Schutz der natürlichen Lebensgrund- 
lagen betroffen sind. 

Wir haben durchgesetzt, daß diese Schranken auch 
konkretisiert werden. Der Umweltminister hat erst in 
dieser Woche durchgesetzt, daß es möglich sein wird, 
in der Zukunft auch national Steuervorteile für die 
frühzeitige Einführung von Katalysatoren in Kleinwa- 
gen zu gewähren. Wir werden als Bundesregierung 

diese Möghchkeit nutzen. 

(B) ^ 

Wir haben durchgesetzt — und der Europäische 
Gerichtshof hat uns recht gegeben — , daß man auch 
dann, wenn andere Staaten nicht mitmachen, im In- 
teresse eines durchgreifenden Umweltschutzes ein 
Raschenpfand auf Plastikflaschen erheben kann, um 
dafür zu sorgen, daß die Müllberge in der Europäi- 
schen Gemeinschaft nicht unzumutbar weiter an- 
wachsen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - 
Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Das waren aber 
die Dänen und nicht die Deutschen!) 

Diese Beispiele, meine Damen und Herren, machen 
klar: Wer die Europäische Gemeinschaft ablehnt, so 
wie es heute morgen von den GRÜNEN vorgetragen 
worden ist, schafft eben nicht die Voraussetzung für 
mehr Umweltschutz, vielmehr wird er letztlich weni- 
ger Umweltschutz bekommen. Das kann nicht der 
richtige Weg sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Frau WoUny [GRÜNE]: Ich glaube, wir müs- 
sen es Ihnen schriftlich geben, damit Sie es 
kapieren!) 

Ein sehr wichtiger Aspekt des europäischen Eini- 
gungsprozesses ist die währungspolitische Integra- 
tion. Wir brauchen die Wirtschafts- und Währungs- 
union, um die Vorzüge des Binnenmarktes voll aus- 
schöpfen zu können. 

(Zuruf von der FDP: Sehr gut!) 

Es gibt aber noch Zauderer in anderen Ländern der 
Europäischen Gemeinschaft, vielleicht auch bei uns. 


Wir wissen ja, daß wir nicht bei Null anfangen. Es gibt (C) 
ein europäisches Währungssystem, und dies ist ein 
großer Erfolg. Die Europäische Gemeinschaft hat sich 
zu einer Zone währungspolitischer Stabilität entwik- 
kelt. Das hat mit zu der positiven Wirtschaftsentwick- 
lung beigetragen, die in den vergangenen Jahren 
auch mehr Arbeitsplätze geschaffen hat. Die Funk- 
tionsweise dieses Währungssystems hat sich ständig 
verbessert. Jetzt geht es darum, Einigkeit über die 
ordnungspolitischen Grundlagen zu schaffen. 

Wir als Bundesregierung unterstützen die Forde- 
rungen des Delors-Berichtes, daß eine Europäische 
Währungsunion und ein europäisches Zentralbanksy- 
stem dem Ziel der Preisstabihtät verpflichtet sein müs- 
sen, von Weisungen unabhängig sein müssen und fö- 
deral strukturiert sein sollten. 

Herr Wulff, kein Mensch will ein unrealistisches 
Marschtempo — die Bedingungen sind uns wohlbe- 
kannt — , aber der Europäische Rat in Madrid soll den 
Zug in Bewegung setzen, der zu diesem wichtigen 
Stück Integration führt. 

Meine Damen und Herren, selbst wenn jetzt noch 
nicht alle Partner bereit sind, mitzumachen, so wie es 
Frau Thatcher bereits angekündigt hat: Wir werden 
die Türen des Zuges, der in Madrid in Bewegung 
gesetzt werden soll, offenhalten, solange es irgend 
geht. 

(Frau Wollny [GRÜNE]: Hoffentlich fällt kei- 
ner heraus!) 

Die Europäische Gemeinschaft ist für viele andere (D) 
Regionen und Länder dieser Welt nicht nur ein verläß- 
licher, sondern auch ein gewünschter Partner, Die 
Gemeinsame Erklärung zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und dem Rat für gegenseitige Wirt- 
schaftshilfe ist ein wichtiger Schritt zur Überwindung 
der Spaltung in Europa. Wir haben damit Möglichkei- 
ten für Verbesserungen des Handels geschaffen. Wir 
haben festgeschrieben, daß wir auf den Gebieten der 
Technologie, der Bildung und des Umweltschutzes 
Zusammenarbeiten wollen. Wir können uns das in der 
Konkretisierung vorstellen, z. B. in einem gemeinsa- 
men Netz für Telekommunikation in Gesamteuropa, 
in besseren gemeinsamen Verkehrsverbindungen, in 
einem Schnellbahnsystem, das nicht in Berhn endet, 
in einem gesamteuropäischen Umweltfonds, der dazu 
beiträgt, die Schäden, die eingetreten sind, schnell 
auszugleichen. Das, meine Damen und Herren, ist 
praktische Politik, so wie wir sie brauchen, um uns 
nach axißen offenzuhalten. 

Die Außenpolitik der Gemeinschaft hat zunehmend 
an Profil gewonnen. Wir sind ein Handelspartner, und 
wir müssen unsere politische Verantwortung, die dar- 
aus erwächst, wahrnehmen. Wir tun das im Nahost- 
Konflikt. Wir fördern den zentralamerikanischen Frie- 
densprozeß, und jetzt ist die Zeit gekommen, eine 
gemeinsame Ostpolitik zu formulieren, zu der die 
Bundesregierung bereits wichtige Teilstücke geliefert 
hat. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir haben bei der Wiener Folgekonferenz des Pro- 
zesses zur Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
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Frau Dr. Adam-Schwaetzer 

(A) als Europäische Gemeinschaft ein wichtiges Stück 
dazu beigetragen, die Lebensbedingungen für ein ge- 
meinsames europäisches Haus zu definieren. Das, 
meine Damen und Herren, ist Friedenspolitik, wie sie 
die Europäische Gemeinschaft für Gesamteuropa be- 
treibt. 

Ein letztes Wort zum Europäischen Parlament und 
zum Ministerrat, der hier angesprochen worden ist. 
Ich selber gehe ja für die Bundesrepublik nach Brüssel 
zu Verhandlungen; ich bin dort im Ministerrat. Ich 
habe ein verdammt ungutes Gefühl, wenn mein Ja- 
Wort direkt wirkende Gesetze für 320 Millionen EG- 
Bürger schafft, ohne daß ein gewähltes Parlament in 
seiner Gesamtheit daran noch etwas ändern könnte. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU, der SPD 
und des Abg. Häfner [GRÜNE]) 

Ich möchte aber doch sagen, daß auch wir Regie- 
rungsmitglieder unseren nationalen Parlamenten zu- 
mindest verpflichtet sind — das beruhigt mich nicht; 
ich sage das gleich dazu — , aber ich fühle mich ei- 
gentlich nicht als ein solches Schreckgespenst, wie es 
einige der Redner heute morgen hier hingestellt ha- 
ben. 


(Häfner [GRÜNE]: Das hat mit Ihnen persön- 
lich nichts zu tun, Frau Adam-Schwaetzer!) 

Jetzt geht es darum, meine Damen und Herren, daß 
das Europäische Parlament volle demokratische 
Rechte bekommt. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Dann stimmen 
Sie heute unserem Antrag zu!) 

^ ^ Ich hoffe, daß alle Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland, die mit uns wünschen, daß dieses Euro- 
päische Parlament ein demokratisches — nicht nur ein 
demokratisch gewähltes, sondern auch demokratisch- 
handelndes — Parlament mit vollen Rechten und 
vollen Pflichten wird, der europäischen Wahl am 
Sonntag nicht fernbleiben, sondern ihre Stimme den- 
jenigen Parteien geben, die dieses Parlament aus- 
bauen wollen; denn das ist eine demokratische Legi- 
timation. Das ist die Legitimation, die wir brauchen, 
damit es in der Europäischen Gemeinschaft im Inter- 
esse des Friedensauftrages dieser Gemeinschaft wei- 
tergeht. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 


Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
zur Geschäftslage. Wir haben jetzt 32 Abstimmungen 
einschließlich des Vortrags des Textes für die einzel- 
nen Abstimmungen durchzuführen und zudem noch 
zwei Wortmeldungen zu persönlichen Erklärungen 
nach § 31 unserer Geschäftsordnung vorliegen. Das 
würde den Zeitrahmen, den der Ältestenrat vorgese- 
hen hat, weit sprengen. Ich habe nun mühsam die 
Übereinstimmung erzielt, daß die Abstimmungen im 
Anschluß an die Fragestunde durchgeführt werden. 
So können wir jetzt, um 16 Minuten verspätet, in die 
Mittagspause ein treten. Wir fahren um 14 Uhr mit der 
Fragestunde fort. 


Die Sitzung ist unterbrochen. (C) 

(Unterbrechung von 13.16 Uhr bis 
14. 00 Uhr) 


Vizepräsident Westphal: Die unterbrochene Sit- 
zung ist wieder eröffnet. 


Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 
Fragestunde 
Drucksache 11/4724 


Die Fragen 1 und 2 des Abgeordneten Lüder zum 
Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bun- 
deskanzleramtes sollen auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer- 
den als Anlagen abgedruckt. 

Die Fragen 3 und 4 des Abgeordneten Müller (Wes- 
seling) zum Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Auswärtigen sollen auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer- 
den als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters für Arbeit und Sozialordnung. Herr Parlamen- 
tarischer Staatssekretär Vogt steht zur Beantwortung 
der Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 11 des Abgeordneten Kirschner 
auf. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Frage 11 
und die ebenfalls von dem Abgeordneten Kirschner 
eingebrach te Frage 12 werden entsprechend der Ge- 
schäftsordnung behandelt. 

Ich rufe Frage 13 des Abgeordneten Haack (Exter- 
tal) auf. — Er ist nicht anwesend. Es tut mir leid. Auch 
Frage 13 wird entsprechend der Geschäftsordnung 
behandelt. 


(D) 


Ich rufe die Frage 14 der Abgeordneten Frau Würfel 
auf: 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der „Arbeitsmedizi- 
nischen Berufskunde" B 2—04/84 der Bundesanstalt für Arbeit 
über die Anforderungen an Uhrenmacher/Uhrenmacherinnen 
zu lesen ist, daß die „Neigung zu Monotonie und halb- bis voll- 
mechanischer Fertigung dem Naturell des Mannes weniger lie- 
gen" und „der geforderte Stückakkord leichter von Frauen ge- 
leistet wird", und wenn ja, frage ich die Bundesregierung, ob sie 
diese Bewertung teüt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 


Vogt, Pari. Staatssekreiär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung: Frau Kollegin, ich möchte 
Ihre Fragen 14 und 15 gern gemeinsam beantwor- 
ten. 

(Frau Würfel [FDP]: Ich bin damit einverstan- 
den!) 

Vizepräsident Westphal: Dann rufe ich auch die 
Frage 15 der Abgeordneten Frau Würfel auf: 

Falls nein, in welcher Form denkt die Bundesregierung daran, 
Abhilfe zu schaffen? 


Vogt, Pari. Staatssekretär: Der Bundesregierung ist 
der von Ihnen dargestellte Tatbestand aus einer Zu- 
schrift von Anfang Mai dieses Jahres bekannt. Sie hat 
der Bundesanstalt für Arbeit unverzüglich Ihre Be- 
denken gegen diese diskriminierenden Formulie- 
rungen mitgeteilt. Am 6. Juni 1989 hat der Präsident 
der Bundesanstalt die Arbeitsämter angewiesen, aus 
der Informationsmappe Uhrenmacher/Uhrenmache- 
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Pari. Staatssekretär Vogt 

(A) rinnen unverzüglich die von Ihnen bezeichneten Aus- 
züge aus der „Arbeitsmedizinischen Berufskunde'' zu 
entfernen. Auch der entsprechende Auszug über die 
Anforderungen für den Beruf des Orthopädieschuh- 
machers bzw. der Orthopädieschuhmacherin wird 
entfernt werden. 

Ferner wurde veranlaßt, daß umgehend alle ande- 
ren Auszüge aus der „Arbeitsmedizinischen Berufs- 
kunde", die in Informationsmappen aufgenommen 
worden sind, auf diskriminierende Aussagen gegen- 
über Frauen und Ausländern hin überprüft werden. 

Ich möchte noch hinzufügen, daß die „Arbeitsmedi- 
zinische Berufskunde", aus der die zu Recht bean- 
standeten Formulierungen stammen, keine Veröffent- 
lichung der Bundesanstalt für Arbeit ist. Es handelt 
sich vielmehr um ein Nachschlagewerk von Scholz 
und Wittgens, das in seiner letzten Auflage 1981 im 
Ge ntner- Verlag, Stuttgart, erschienen ist. Aber das 
ändert natürlich nichts daran, daß es nicht gut war, 
sondern unmöglich war, würde ich sagen, daß diese 
Veröffenthchung von der Bundesanstalt für Arbeit be- 
nutzt worden ist. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Frau Würfel, 
bitte schön. 

Frau Würfel (FDP): Herr Staatssekretär, wenn ich 
Sie richtig verstanden habe, dann hat die Bundesre- 
gierung erkannt, daß es einem Skandal gleichkommt, 
wenn in einem Arbeitsblatt einer Bundesbehörde, das 
an die Jugend verteilt wird, steht, daß Frauen mehr 
zur Monotonie neigen als Männer, und daß das wirk- 
lich eine Unverschämtheit ohnegleichen ist. Kann ich 
davon ausgehen, daß in Zukunft dafür Sorge getragen 
wird, daß das, was unserer Jugend über Berufsbilder 
mitgeteilt wird, in dieser Form von der Bundesanstalt 
für Arbeit nicht mehr verbreitet wird? 

Vogt, Pari. Staatssekretär: Ich teile Ihre Auffassung, 
und ich teile auch Ihren Ärger. Ich gehe davon aus, 
daß die Bundesanstalt für Arbeit bei zukünftigen Ver- 
öffentlichungen besonders auf den Aspekt, den Sie 
genannt haben, achten wird. 

(Frau Würfel [FDP]: Ich danke Ihnen!) 

Vizepräsident Westphal; Keine weiteren Zusatzfra- 
gen? 

(Frau Würfel [FDP]: Nein!) 

— Danke schön, Frau Würfel. 

Ich rufe dann die Frage 16 der Abgeordneten Frau 
Blunck auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Bewohner der Insel 
Helgoland für die Inanspruchnahme eines Facharztes auf das 
Festland reisen und für Überfahrt und unvermeidliche Über- 
nachtung pro Person mindestens 150 DM auf wenden müssen 
und daß nach Inkrafttreten der sogenannten Gesundheitsreform 
diese Fahrtkosten nicht mehr erstattet werden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Vogt, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, mit Ihrem 
Einverständnis würde ich die Fragen 16 und 17 gern 
gemeinsam beantworten. 


Vizepräsident Westphal: Die Fragestellerin ist ein- (C) 
verstanden. Ich rufe dann auch die Frage 17 der Ab- 
geordneten Frau Blunck auf: 

Hält die Bundesregierung diese erheblichen Mehrbelastun- 
gen der Bewohner der Insel Helgoland und möglicherweise 
auch anderer, ähnlich abgeschnittener Gebiete für vertretbar, 
wenn nein, welche Maßnahmen wird sie ergreifen, um die Be- 
sonderheiten der Insel Helgoland und ihrer Bewohner, die durch 
die hohen Lebenshaltungskosten auf der Insel ohnehin schon 
benachteüigt sind, und eventueller ähnlich benachteiligter Ge- 
biete so zu berücksichtigen, daß diese sozialen Ungerechtigkei- 
ten zukünftig beseitigt werden? 

Vogt, Pari. Staatssekretär: Der Bundesregierung ist 
bekannt, daß die Bewohner der Insel Helgoland auf 
das Festland fahren müssen, um in bestimmten Fällen 
dort Fachärzte aufzusuchen, und daß ihnen dadurch 
Mehraufwendungen entstehen. 

Die Vorschriften der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung müssen für alle Versicherten gleichermaßen gel- 
ten. Auch das Recht, das bis zum 31. Dezember 1988 
galt, sah nicht vor, daß Mehrbelastungen, die sich aus 
der Wohnlage des Versicherten ergeben, auf die Ver- 
sichertengemeinschaft übertragen werden können. 
Auch das Gesundheits-Reformgesetz konnte entspre- 
chende Ausnahmeregelungen nicht auf nehmen; 
denn es ist nicht Aufgabe der gesetzlichen Kranken- 
versicherung, für Bewohner bestimmter Regionen die 
durch ihre besondere Verkehrslage bedingten Mehr- 
aufwendungen zu tragen. 

Wie für alle anderen Versicherten gelten auch für 
die auf der Insel Helgoland lebenden Versicherten die 
Vorschriften über die Befreiung von Zuzahlungen bei 
unzumutbarer finanzieller Belastung. Dadurch wird 
auch für die Bewohner Helgolands eine unzumutbare pj 
Belastung durch Kosten für die Fahrt zur medizini- 
schen Behandlung vermieden. 

Vizepräsident Westphal: Frau Blunck, Zusatzfrage, 
bitte schön. 

Frau Blunck (SPD): Herr Staatssekretär, man merkt. 

Sie sind nicht Mitglied der Allgemeinen Ortskranken- 
kasse. Daher ist Ihnen offensichtlich nicht bekannt, 
daß Fahrtkosten vor dem 31. Dezember 1988 selbst- 
verständlich übernommen wurden. Ich kann Ihnen 
das als Mitglied einer Allgemeinen Ortskrankenkasse 
sagen. 

Vizepräsident Westphal: Es muß auch ein Fragezei- 
chen kommen, Frau Kollegin Blunck. 

Frau Blunck (SPD): In diesem Zusammenhang 
möchte ich fragen, ob Sie mir zustimmen, Herr Staats- 
sekretär, daß die kranken Helgoländer Bürger für die 
Krankenversicherung einen um 2 bis 4 % höheren Bei- 
trag zahlen als alle anderen Bürger, wenn sie ein Ein- 
kommen bis zu 50 000 DM haben. 

Vogt, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, es ist un- 
bestritten, daß sich für die Versicherten, die auf der 
Insel Helgoland leben, besondere Mehrbelastungen 
ergeben. Aber ich habe gesagt: Die Krankenversiche- 
rung kann nicht wegen Mehrbelastungen der Versi- 
cherten auf Grund der Wohnlage differenzieren. Die 
Belastungen können möglicherweise auf einem ande- 
ren Weg ausgeglichen werden, aber nicht auf dem 
Weg der gesetzlichen Krankenversicherung. 
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(A) Frau Blunck (SPD): Glauben Sie, Herr Staatssekre- 
tär, daß die Bundesregierung mit dieser für die Bevöl- 
kerung der Insel Helgoland besonders nachteiligen 
Regelung des Gesundheits-Reformgesetzes ihrer 
grundsätzhchen Verpflichtung nachkommt, im ge- 
samten Bundesgebiet gleiche Lebensbedingungen zu 
schaffen und zu erhalten? Hat sie hier nicht genau das 
Gegenteil gemacht? 

Vogt, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, aus dem 
entsprechenden Artikel des Grundgesetzes können 
Sie nicht herleiten, daß innerhalb der gesetzlichen 
Krankenversicherung Mehrbelastungen, die wegen 
der Wohnlage entstehen, ausgeghchen werden müs- 
sen. Diese Mehrbelastungen können und sollten 
eventuell auf einem anderen Weg ausgeglichen wer- 
den, aber nicht auf dem Weg der gesetzhchen Kran- 
kenversicherung; denn das Recht der gesetzlichen 
Krankenversicherung muß für alle Versicherten in 
gleicher Weise gelten. 

Vizepräsident Westphal: Dritte Frage, Frau 
Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Halten Sie es für einen Aus- 
druck sozialer Ausgewogenheit, Herr Staatssekretär, 
wenn die Helgoländer Bevölkerung auf Grund der 
besonderen Inselverhältnisse durch Fahrtkosten bei 
Inanspruchnahme eines Facharztes, der nicht auf der 
Insel ansässig ist — wie Kinderarzt, wie Gynäko- 
loge — , überproportional belastet wird, selbst wenn 
ich die Härtefallregelung und die Überforderungs- 
klausel mit in meine Überlegungen einbeziehe? 

(B) 

Vogt, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, die von 
Ihnen genannten Sozialklauseln verhindern, daß es 
für die Versicherten auf der Insel Helgoland zu unzu- 
mutbaren Belastungen kommt. Im übrigen könnte 
und müßte ich natürhch auch die Situation von Versi- 
cherten vergleichen, die etwa in einer ländhchen Re- 
gion wohnen und ebenfalls weitere Wege zu einem 
Facharzt haben. 

Ich kann aber — ich sage das noch einmal — diese 
Ungleichheiten, die entstehen, nicht auf dem Weg der 
gesetzlichen Krankenversicherung ausgleichen. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine wei- 
tere Zusatzfrage, Frau Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Herr Staatssekretär, ist die Bun- 
desregierung eventuell bereit, die für die Bevölke- 
rung der Insel Helgoland - ich schließe andere ge- 
nauso extrem gelegene Gebiete durchaus mit ein — 
so nachteiligen Regelungen des sogenannten Ge- 
sundheits-Reformgesetzes so abzuändern, daß die 
Helgoländer und Helgoländerinnen und andere aus 
anderen benachteiligten Gegenden bei Inanspruch- 
nahme eines Facharztes auf dem Festland keine grö- 
ßeren finanziellen Lasten zu tragen haben als die Be- 
völkerung im übrigen Bundesgebiet? 

Vogt, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich kann 
mich nicht erinnern, daß der Deutsche Bundestag ein 
sogenanntes Gesundheits-Reformgesetz verabschie- 
det hat. Er hat ein Gesundheits-Reformgesetz verab- 
schiedet. Die Regelungen dieses Gesetzes gelten für 


alle Versicherten in der Bundesrepubhk Deutschland (C) 
gleich. 

Vizepräsident Westphal: Frau Wollny, Sie wollten 
eine weitere Zusatzfrage stellen. Bitte schön. 

Frau Wollny (GRÜNE): Herr Staatssekretär, Sie be- 
rufen sich darauf, daß alle Versicherten gleichbehan- 
delt werden müssen. Nennen Sie es denn Gleichbe- 
handlung, wenn der eine, der das Glück hat, in seiner 
Nähe Fachärzte zur Verfügung zu haben, besserge- 
stellt ist als derjenige, der lange Wege zurücklegen 
muß? 

Vogt, Pari. Staatssekretär: Also, Frau Kollegin, ich 
habe gesagt, daß sich aus der unterschiedlichen 
Wohnlage unterschiedliche Belastungen ergeben 
können. Aber das gilt doch nicht nur für den Bereich 
der gesetzlichen Krankenversicherung, Sie haben 
doch auch unterschiedliche Belastungen zu tragen, je 
nachdem, wie weit Ihr Arbeitsplatz von Ihrem Wohn- 
ort entfernt ist. Diese unterschiedlichen Belastungen 
muß man sehen, denen muß man dort Rechnung tra- 
gen, wo sie anfallen. Aber im Recht der gesetzlichen 
Krankenversicherung ist eine Differenzierung hier 
nicht möglich, Frau Kollegin. 

(Frau Wollny [GRÜNE]: Das ist ein schlechter 
Vergleich! Dafür gibt es Wegegeld! — Frau 
Blunck [SPD]: Keine Ahnung!) 

Vizepräsident Westphal: Also, wenn Sie noch eine 
Zusatzfrage stellen wollen, würde ich Ihnen das Wort 
geben. Aber Sie haben die Antwort in Form eines 
Zurufs kommentiert, den ich auch nicht verbieten (D) 
kann. 

Die beiden weiteren Fragen in Ihrem Geschäftsbe- 
reich, Herr Staatssekretär, die Fragen 18 und 19, sol- 
len auf Wunsch der Fragestellerin, der Abgeordneten 
Frau Walz, schriftlich beantwortet werden. Die Ant- 
worten werden als Anlagen ab gedruckt. 

Inzwischen ist Herr Kollege Kirschner eingetroffen. 

Er hat mir seine Gründe gesagt, warum er zwei Minu- 
ten später in den Saal kam, als seine Frage aufgerufen 
wurde. Sie sind noch bereit, sie zu beantworten. Ich 
bin bereit, sie zuzulassen. 

Also, die Frage 1 1 des Abgeordneten Kirschner: 

Hält die Bundesregierung die Auffassung maßgeblicher Ver- 
treter der Zahnärzteschaft für mit den §§29 und 30 SGB V ver- 
einbar, wonach die Versicherten bei Zahnersatz zur vollen Vor- 
kasse verpflichtet sind und ihnen auch die Aufnahme eines Kre- 
dits zuzumuten ist (Rede des Präsidenten der Bundeszahnärzte- 
kammer, Dr. Erwin Piliwein, auf dem 23. Deutschen Zahnärzte- 
tag 1989)? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Vogt, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, nach dem 
Willen des Gesetzgebers, wie er sich aus der Begrün- 
dung des Regierungsentwurfs eines Gesundheits-Re- 
formgesetzes und dem Bericht des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung ergibt, darf der Versicherte 
bei der Festlegung der Zahlungsmodalitäten bei 
Zahnprothetik und Kieferorthopädie finanziell nicht 
überfordert werden. 

Damit ist es nicht vereinbar, während der Behand- 
lung vom Versicherten Vorauszahlungen oder Ab- 
schlagszahlungen zu verlangen. Wird der Versicherte 
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Pari. Staatssekretär Vogt 

(A) über den gesamten Rechnungsbetrag vom Zahnarzt 
in Anspruch genommen, hat er die Rechnung erst 
nach Erhalt des Kassenanteils zu begleichen. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
hat mit Schreiben vom 18. April 1989 die vom Präsi- 
denten der Bundeszahnärztekammer, Dr. Erwin Pill- 
wein, vertretene Auffassung, die Versicherten seien 
zur Vorkasse verpflichtet, zurückgewiesen und die 
Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung, die ge- 
meinsam mit den Spitzenverbänden der gesetzlichen 
Krankenversicherung für die Umsetzung der Kosten- 
erstattung im Vertragswege verantwortlich ist, auf die 
dargestellte Rechtslage hingewiesen. 

Ich möchte noch hinzufügen, Herr Kollege, daß die 
Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen am 
10. April 1989 eine Empfehlung ausgesprochen hat, 
der die Spitzenverbände der Krankenkassen und die 
Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung zugestimmt 
haben, wonach eine unzumutbare Belastung der Ver- 
sicherten bei der Umsetzung der Kostenerstattung für 
Zahnersatz und Kieferorthopädie vermieden werden 
sollte. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Kirsch- 
ner. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, wenn ich Sie 
richtig verstanden habe, ist es so, daß die Forderung 
des Präsidenten der Bundeszahnärztekammer, Herrn 
Dr. Piliweins, der dies auf dem 23. Zahnärzte tag am 
13. April dieses Jahres in Stuttgart erklärt hat, nicht im 
Einklang mit der Rechtslage ist. Er hat dort u. a., auf 
den Patienten bezogen, gesagt: Jeder Patient ist auch 
Bürger. Wenn er sich als Bürger ein Auto kauft, be- 
zahlt er es bar oder nimmt einen Kredit auf. — Weiter 
sagte er, daß der Bürger eine Urlaubsreise sogar im 
voraus bezahlt. Weiter meint er, daraus schließend, 
dies müsse auch für den Zahnersatz gelten. 

Darf ich da noch einmal nachfragen: Steht dies nicht 
im klaren Widerspruch zur gesetzlichen Regelung 
und zur Entstehungsgeschichte der Vorschriften, die 
wir im GRG haben, und ist die Auffassung des Zahn- 
ärztepräsidenten nicht eine einseitige Betonung des 
Kostenerstattungsprinzips, das so im Gesetz nicht 
drinsteht? 

Vogt, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich beant- 
worte Ihre Frage eindeutig mit Ja. Ich will nur darauf 
hinweisen, daß ich bisher nur Ihre Frage 1 1 beantwor- 
tet habe. Ich komme auf Ihre Frage 12 noch zurück, 
wo der Aspekt, den Sie jetzt in Ihrer Frage angespro- 
chen haben, noch deutlicher zum Ausdruck kommen 
wird. Ich habe in der Antwort auf die Frage 11 nur 
gesagt, daß es gemeinsame Auffassung ist, daß es bei 
der Umsetzung der Kostenerstattung nicht zu unzu- 
mutbaren Belastungen der Versicherten kommen 
darf. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 12 des 
Abgeordneten Kirschner auf: 

Trifft es zu, daß die §§29 und 30 SGB V deutlich machen, daß 
Zahnersatz und kieferorthopädische Behandlung sich „im Rah- 
men der kassenzahnärztlichen Versorgung“ zu vollziehen ha- 
ben? 


Vogt, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, auf Ihre (C) 
Frage kann ich eindeutig mit Ja antworten. Die §§29 
und 30 des Sozialgesetzbuches V legen fest, die Ko- 
stenerstattung im Rahmen der kassenärztlichen Ver- 
sorgung abzuwickeln. Deshalb unterliegen auch die 
Zahlungsmodalitäten — Fälligkeit der Rechnung, Ein- 
räumung von Ratenzahlungen — der Kompetenz der 
Vertragspartner. Ebenso haben die Kassenzahn- 
ärztlichen Vereinigungen unabhängig von der Frage 
des gewählten Zahlungsweges die Abrechnung des 
Zahnarztes auf rechnerische und gebührenmäßige 
Richtigkeit zu überprüfen und statistisch aufzuarbei- 
ten. Die Leistungen bei Zahnprothetik und Kieferor- 
thopädie unterliegen außerdem den Wirtschaftlich- 
keitsprüfungen nach § 106 des Sozialgesetzbu- 
ches V. 

Trotz der Kostenerstattung — ich möchte das unter- 
streichen — bleiben die Leistungen der Kassen Teil 
der kassenärztlichen Versorgung und gehören des- 
halb zum öffentlichen Recht und nicht zum Privat- 
recht, wie manche Zahnärzte meinen. Auf dieser 
Grundlage gibt es keinerlei Berechtigung für Voraus- 
kasse oder die Einschaltung von Inkassobüros oder 
die Einschaltung von Kreditinstituten. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich aus 
Ihrer Antwort schließen, daß eine privatrechtliche Ab- 
wicklung beim Zahnersatz wie beispielsweise beim 
Autokauf oder bei der Buchung einer Urlaubsreise 
durch das GRG ausgeschlossen ist und die KZVs nach 
wie vor die Aufgabe haben, die Abrechnungen auch (D) 
zu überprüfen? 

Vogt, Pari. Staatssekretär; Richtig. Sie haben die 
Abrechnungen auf ihre Richtigkeit zu überprüfen. Sie 
haben sie auch statistisch aufzubereiten. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine weitere Zu- 
satzfrage, Herr Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, welche 
Schritte unternimmt die Bundesregierung oder wird 
sie gegebenenfalls unternehmen, falls die Zahnärzte 
weiterhin versuchen, die Tendenz, die sie haben an- 
klingen lassen, die aus der Rede des Präsidenten der 
Bundeszahnärztekammer am 13. April deutlich ge- 
worden ist, in den Praxen umzusetzen? 

Vogt, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, die Auf- 
sicht über die Kassenzahnärztlichen Vereinigungen 
haben die Länder. Der Bund hat die Aufsicht über die 
Kassenärztliche Bundesvereinigung. Wir haben die 
entsprechenden Institutionen auf unsere Rechtsauf- 
fassung hingewiesen. Diese Rechtsauffassung ist von 
den Teilnehmern der Konzertierten Aktion im Ge- 
sundheitswesen ja auch bestätigt worden. Sobald uns 
ein Fall bekannt wird, daß gegen das geltende Recht 
nach unserer Rechtsauffassung verstoßen wird, wer- 
den wir die aufsichtsrechtlichen Schritte unterneh- 
men. Nur haben wir bisher noch keinen Fall vorliegen, 
daß tatsächlich gegen das Recht verstoßen wird. Zu 
den Verlautbarungen auf den entsprechenden Ta- 
gungen habe ich Stellung genommen. 
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(A) Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Abgeord- 
neten Frau Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß es viele Eltern gibt, die durchaus einen 
Kredit aufnehmen müssen, um die zahnärztliche Ver- 
sorgung ihrer Kinder bezahlen zu können, und ist 
Ihnen bekannt, daß genau die Härtefallregelung diese 
Leute zwingt, Vorleistungen zu erbringen und in die- 
sem Fall Zinsen für Kredite zu zahlen? 

Vogt, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich wäre 
Ihnen sehr, sehr dankbar, wenn Sie mir die „vielen“ 
Fälle, von denen Sie sprechen, ganz konkret nennen 
könnten, damit wir dagegen Vorgehen können. Es 
nutzt uns gar nichts, wenn so allgemein von „vielen 
Fällen“ gesprochen wird. Ich habe die Rechtslage dar- 
gestellt. Nach dieser Rechtslage sollten die Fälle nicht 
Vorkommen, von denen Sie sprechen. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Um so schlim- 
mer für die Wirklichkeit!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
wir sind damit am Ende dieses Geschäftsbereichs. Ich 
danke dem Staatssekretär für die Beantwortung der 
Fragen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters der Verteidigung. Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Wimmer steht uns zur Beantwortung 
der Fragen zur Verfügung. 

Die Fragen 20 und 21 des Abgeordneten Dr. 
Klejdzinski, 22 und 23 des Abgeordneten Heister- 
mann und 24 und 25 des Abgeordneten Steiner sollen 
^ schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer- 
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 26 des Abgeordneten Dr. von Bü- 
low auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Stabschefs der 
Zweiten Alliierten Taktischen Luftflotte, die Bundesrepublik 
Deutschland besitze über ihrem eigenen Territorium keine Luft- 
hoheit, und ist damit die Auffassung des bisherigen Bundesmi- 
nisters der Verteidigung und Verfassungsrechtlers Prof. Scholz 
überholt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Wimmer, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Verteidigung; Herr Kollege Dr. von Bülow, der 
Stabschef der Zweiten Alliierten Taktischen Luft- 
flotte hat die ihm zugeschriebene Auffassung nicht 
geäußert. In einem Gespräch mit Vertretern der Me- 
dien hat er vielmehr verdeutlicht, daß, basierend auf 
dem Deutschland-Vertrag, die Signatarmächte in 
Friedenszeiten die erforderlichen Maßnahmen zur 
Wahrung der Unversehrtheit unseres Luftraumes 
wahrnehmen und damit Vorsorge getroffen sei, daß es 
bei Grenzverletzungen durch Flugzeuge des War- 
schauer Pakts nicht zu einer direkten Konfrontation 
unseres Landes mit der vierten Siegermacht des Zwei- 
ten Weltkrieges komme. Dies entspricht der Auffas- 
sung der Bundesregierung. 

Mit dem Ende des Besatzungsrechts hat die Bun- 
desrepublik Deutschland die volle Macht eines souve- 
ränen Staates über ihre inneren und äußeren Ange- 
legenheiten zurückerhalten. Sie umfaßt auch ihre 
Lufthoheit. Die geltenden NATO-Regelungen zur in- 
tegrierten Luftverteidigung legen im Einvernehmen 


mit der Bundesrepubhk Deutschland die Verantwort- (C) 
hchkeit der Drei Mächte für die Luftverteidigung im 
Frieden und im Falle eines bewaffneten Konfliktes 
fest. Sie schränken die Lufthoheit der Bundesrepubhk 
Deutschland nicht ein. Es ist gerade Ausdruck der 
Souveränität eines Staates, völkerrechthche Regelun- 
gen zur Wahrnehmung auch seiner Lufthoheit zu tref- 
fen, wie Sie auch aus Ihrer Zeit als einer meiner Vor- 
gänger in besonderer Weise wissen. 

Vizepräsident Westphal: Herr von Bülow, bitte 
schön, Zusatzfrage. 

Dr. von Bülow (SPD): Herr Kollege, kann es sein, 
daß mehrere Journahsten die Äußerung des Stabs- 
chefs derartig mißverstanden haben, daß entspre- 
chende Zeitungsmeldungen in der Bundesrepubhk 
ziemhch weit verbreitet werden konnten? 

Wimmer, Pari. Staatssekretär: Herr Kohege von Bü- 
low, Sie wissen, daß es sehr schwer ist, als Nichtbetei- 
ligter an einem derartigen Gespräch Interpretationen 
vorzunehmen. Ich kann Ihnen nur sagen, daß derje- 
nige, der hier in dieser Weise zitiert worden ist, aus- 
drücklich Wert darauf legt, daß er diese Äußerungen, 
die ihm zugeschrieben worden sind, nicht gemacht 
hat. 

Ich will zur Verdeuthchung auf folgendes aufmerk- 
sam machen: Es handelte sich um ein Gespräch, bei 
dem die NATO-Übung „Central Enterprise“ den Hin- 
tergrund der ganzen Darstellung abgegeben hat. In 
diesem Zusammenhang haben die Herren miteinan- 
der geredet. 

(Frau WoUny [GRÜNE] : Was hat das damit zu (D) 

tun?) 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe jetzt die Frage 27 
des Abgeordneten Dr. von Bülow auf: 

Kennzeichnet die Äußerung des Stabschefs der Zweiten 
Alliierten Taktischen Luftflotte, die Belastung müitärischer Tief- 
flugübungen könne nicht mehr oder nur in „Feinheiten" verrin- 
gert werden, bereits das Ende der Bemühimgen des Bundesmi- 
nisters der Verteidigung, Dr. Stoltenberg, in dieser Angelegen- 
heit? 

Wimmer, Pari. Staatssekretär: Zu Frage 27 muß ich 
Herrn Kollegen Dr. von Bülow auf folgendes aufmerk- 
sam machen. Sollte eine derartige Aussage gemacht 
worden sein, würde sie lediglich eine persönliche 
Auffassung wiedergeben. Sie stellt nicht die Auffas- 
sung des Bundesministers der Verteidigung dar, der 
sich gegenwärtig in Gesprächen mit seinen Kollegen 
der beteihgten Länder um eine spürbare Entlastung 
für die Bevölkerung in Verbindung mit den notwendi- 
gen Tiefflugübungen bemüht. 

Hier ist in der Tat ein Gespräch gelaufen. Ich sage 
nur der guten Ordnung halber: Sollte jemand eine sol- 
che Äußerung so gemacht haben, wäre es in der Tat 
nur eine persönhche Auffassung. 

Vizepräsident Westphal: Herr von Bülow, bitte 
schön. 

Dr. von Bülow (SPD): Halten Sie es nicht für wahr- 
scheinlich, daß der Stabschef wohl in diesen beiden 
Fragen die wirkliche Lage besser gekennzeichnet hat, 
als Sie es jetzt im Augenblick interpretieren? 
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(A) Wimmer, Pari. Staatssekretär: Ich kann aus dem 
ganzen Gesprächsablauf für mich keine Schlüsse dar- 
auf ziehen, daß der Stabschef diese Äußerungen über- 
haupt gemacht haben könnte. Aber ich will natürlich 
auch nichts ausschließen, weil Gesprächsabläufe 
— das wissen wir beide — bei dem einen vielleicht 
diesen, bei dem anderen jenen Eindruck hinterlas- 
sen. 

Ich kann dazu nur sagen: Wenn jemand aus dem 
Verantwortungsbereich des Bundesministers der Ver- 
teidigung in seiner Stellung eine solche Auffassung 
äußerte, dann wäre es eine sehr private Äußerung. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Zu- 
satzfrage. 

Dr. von Bülow (SPD): Würden Sie mir zustimmen, 
wenn ich sage, daß hierauf die schwäbische Redensart 
anzuwenden ist, daß man „geischtweis" miteinander 
schwätzt? 

Wimmer, Pari. Staatssekretär; Sie werden mir nach- 
sehen, Herr Kollege Dr. von Bülow, daß ich als Rhein- 
länder diese Sprache kaum verstehen kann, 

Vizepräsident Westphal: Mir ging es ähnlich. 

(Dr. von Bülow [SPD]: Das ist tief bedauer- 
hch!) 

Aber was gemeint war, konnten wir erkennen. 

Ich rufe die Frage 28 der Frau Abgeordneten 
Wieczorek-Zeul auf: 

Was gedenkt die Bundesregierung im Hinblick auf die Be- 
richte des höchsten Technischen Direktors des US-Pentagon (In- 
Spector General, Department of Defense) vom 1. Juni 1988 „Re- 
view of the Army UH-60 Electromagnetic Environment Issues " 
und vom 30. Juni 1988 „Report on the Evaluation of the Army's 
Performance in Resolving Apache (AH-64) Technical Issues and 
Continuous Evaluation of Fielded Systems" wegen der bereits in 
der Bundesrepublik Deutschland stationierten Kampfhub- 
schrauber dieser Typen zu unternehmen, und wann ist die Bun- 
desregierung über diese Sicherheitsmängel informiert wor- 
den? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Wimmer, Pari. Staatssekretär: Verehrte Frau Kolle- 
gin, die amerikanischen Streitkräfte führen ebenso 
wie die Bundeswehr kein Fluggerät ein, dessen Flug- 
sicherheit nicht gewährleistet ist. Dies verbietet sich 
einmal aus Rücksicht auf eine möghche Gefährdung 
der Zivilbevölkerung, zum anderen aber auch im In- 
teresse der Sicherheit der Piloten, deren Leben bei 
jedem Flugunfall, auch über unbewohntem Gebiet, in 
Gefahr wäre. 

Pressemeldungen, nach denen die Flugsicherheit 
der Black Hawk und der Apache durch Anfälhgkeit 
gegen elektromagnetische Interferenzen beeinträch- 
tigt sei, entbehren jeder Grundlage. Die amerikani- 
schen Streitkräfte haben mit der Black Hawk bereits 
mehr als 650 000 Stunden geflogen, ohne daß sich ein 
Unfall auf Grund elektromagnetischer Störungen er- 
eignet hätte. Auch bei der Apache gab es in den über 
3 300 Flugstunden ihres Einsatzes in der Bundesrepu- 
bhk Deutschland keinen Unfall aus dem erwähnten 
Grund. 

Die von Ihnen angesprochenen, dem Bundesmini- 
sterium der Verteidigung seit Mitte April dieses Jah- 
res zugehenden bzw. zugegangenen Berichte des In- 


spector General des Pentagon haben technische Ver- (C) 
besserungen, darunter auch die Erhöhung des Schut- 
zes gegen elektromagnetische Störungen der Black 
Hawk und der Apache vor allem im Hinbhck auf ihren 
Einsatz im Verteidigungsfall, zum Ziel. 

Die in Versuchen festgestellte hohe Strahlungsein- 
wirkung tritt nur in unmittelbarer Nähe von Antennen 
mit starker Strahlungsintensität auf, d. h. in Berei- 
chen, die gemäß den geltenden Flugsicherheitsbe- 
stimmungen nicht beflogen werden dürfen. Selbst in 
diesem Fall würden jedoch die möglicherweise zu 
beobachtenden Anormalitäten im Flugbetrieb die 
Flugsicherheit der Hubschrauber nicht beeinträchti- 
gen. Auch in den Berichten des Inspector General sind 
die elektromagnetischen Interferenzen nicht als eine 
Absturzursache der Kampfhubschrauber bezeichnet 
worden. 

Vizepräsident Westphal: Frau Wieczorek-Zeul, 
bitte schön, eine Zusatzfrage. 

Frau Wieczorek-Zeul (SPD): Die Bundesregierung 
hat mir unter dem 17. April 1989 mitgeteilt, sie könne 
zu meinen Fragen noch nicht Stellung nehmen, weil 
es noch Rückfragen bei den Herstellern bedürfe. Seit 
wann sind der Bundesregierung diese Berichte des 
Inspector General bekannt, und woher nehmen Sie 
die Gewißheit — wie Sie zu Beginn gesagt haben — , 
daß nur ungefährliches Gerät in die Bundesrepublik 
eingeführt werde? 

Wimmer, Pari. Staatssekretär: Aus den vorgenann- 
ten Gründen kann ich den zweiten Schluß, den Sie 
gezogen haben, für mich natürlich auch ziehen: daß (D) 
auf unserem Territorium nichts eingesetzt wird, was 
einen Gefährlichkeitscharakter hätte. 

Diese Berichte laufen uns seit dem April zu. In Er- 
gänzung Ihrer Anfragen aus dem April habe ich vor 
wenigen Stunden im übrigen einen weiteren Brief an 
Sie unterschrieben, in dem weitere Präzisierungen 
vorgenommen worden sind. 

Sie wissen, daß wir diese Erkenntnisse nicht nur auf 
Grund eigenen Wissens haben, sondern daß wir dar- 
auf angewiesen sind, daß die Fragen, die wir den 
Bündnispartnern stellen, auch beantwortet werden. 

Das ist ein Prozeß, der normal ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 

Frau Wieczorek-Zeul. 

Frau Wieczorek-Zeul (SPD): Ich möchte gern wis- 
sen, ob die Umrüstungen der Apache und der Black 
Hawk stattgefunden haben, ob sie erfolgt sind, bevor 
die Apaches in die Bundesrepublik eingeflogen wor- 
den sind, oder ob das nachher der Fall war und wie der 
Sachstand bei den Hubschraubern aussieht, die be- 
reits auf dem Flugplatz Erbenheim bzw. in Erlensee 
sind? Haben diese Umrüstungen stattgefunden, ja 
oder nein, und ist Ihnen davon etwas bekannt? 

Wimmer, Pari. Staatssekretär: Aus den Dingen, die 
Gegenstand der Antwort sind, muß ich eigenthch 
schließen, daß diese Umrüstungen im Verlaufe des 
Programms durchgeführt werden. Eine spezielle Ant- 
wort im Zusammenhang mit Erbenheim ergibt sich 
aus meinem Kenntnisstand nicht. Das ist ein fortlau- 
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(A) fender Prozeß. Das würde ich unterstellen. Aber damit 
ich Ihnen nichts Falsches sage, werd ich Ihre Frage 
gerne zum Anlaß nehmen, diesen Dingen unter Bezug 
auf Erbenheim noch einmal nachzugehen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Gansei, eine Zusatz- 
frage, bitte schön. 

Gansei (SPD): Herr Staatssekretär, gilt Ihre Aus- 
sage, daß diese militärischen Instrumente ungefähr- 
lich sind, nur für den Verteidiger oder auch in bezug 
auf einen möglichen Angreifer? 

Wimmer, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Gansei, 
da Sie diese Frage so nett gestellt haben, können Sie 
sich vorstellen, wie meine Antwort aussieht. Sie sind 
natürlich geeignet, die Sicherheit unseres Landes auf- 
rechtzuerhalten. Das richtet sich gegen niemanden, es 
sei denn, jemand führt uns gegenüber böse Absichten 
im Schild. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 29 der 
Abgeordneten Frau Wieczorek-Zeul auf: 

Hat die Bundesregierung Kenntnisse über den Stand der Um- 
rüstung der Apache und Black Hawk, die in der Bundesrepublik 
Deutschland stationiert sind, und welche Schritte gedenkt die 
Bundesregierung zu unternehmen — insbesondere nach dem 
jetzt bekanntgewordenen Unfall eines AH-64 in Bernkastel am 
19. Mai 1989 — , um ein totales Flugverbot dieser Hubschrauber 
zu erreichen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Wimmer, Pari. Staatssekretär: Die in der Bundesre- 
publik stationierten Hubschrauber des Typs Black 
Hawk sind bis auf zwölf Maschinen bereits umgerü- 
stet worden, um einen erhöhten Schutz gegen elektro- 
magnetische Interferenzen zu erreichen. 

Über den Stand der Umrüstung der in der Bundes- 
republik Deutschland stationierten Hubschrauber des 
Typs Apache liegen die von den amerikanischen 
Streitkräften erbetenen Angaben noch nicht vor. Das 
deckt sich mit dem, was ich eben gesagt habe. Ich 
gehe der Frage im Zusammenhang mit Erbenheim 
sehr gerne nach. 

Vizepräsident Westphal: Frau Wieczorek-Zeul, 
bitte. 

Frau Wieczorek-Zeul (SPD): Herr Staatssekretär, 
Sie werden Verständnis dafür haben, daß diejenigen, 
die in der Region Wiesbaden leben, ein hohes Inter- 
esse daran haben, wie das nun mit den Sicherheits- 
standards ist. In Anbetracht der Tatsache, daß die bei- 
den Berichte aus dem Pentagon davon sprechen, daß 
Absturzgefahren durch elektromagnetische Interfe- 
renzen bestehen — u. a. durch Sender, die im Rhein- 
Main-Gebiet in Massen vorhanden sind — , frage ich 
Sie: Wie können Sie akzeptieren, daß solche Hub- 
schrauber in dieser Region sind und dort auch einge- 
setzt werden? Denn das heißt ja, Sie nehmen hin, daß 
sie im Zweifelsfall dort abstürzen. 

Wimmer, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, aus 
Vorfällen im Bereich der eigenen Streitkräfte wissen 
wir sehr genau, daß für alle Sender, die es auf dem 
Territorium der Bundesrepublik Deutschland und 
NATO-weit gibt, in den entsprechenden Flughandbü- 
chern die zu beachtenden Abstände eingetragen sind. 


Das heißt, die Maschinen, die über unserem Territo- (C) 
rium fliegen, dürfen diesen Sendeeinrichtungen nicht 
so nahekommen, daß sie die Abstände unterlaufen. 

Das sind Vorfälle, die wir aus einem tragisch verlau- 
fenen Tornadounglück in Holzkirchen, im süddeut- 
schen Bereich, selber kennen. Ich kann einen gene- 
rellen Schluß, daß Fluggerät, das in die Nähe von Sen- 
deanlagen kommt, absturzgefährdet ist, allein des- 
halb nicht zulassen, weil wir Vorkehrungen in flug- 
technischer Hinsicht getroffen haben, daß unter den 
zu beachtenden Eintragungen in den Flughandbü- 
chern derartige Dinge nicht angeflogen werden dür- 
fen. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatz- 
frage. 

Frau Wieczorek-Zeul (SPD): Herr Staatssekretär, in- 
terpretiere ich Sie dann richtig, daß bei Einhaltung der 
bei den Amerikanern notwendigen Sicherheitsab- 
stände der Flugeinsatz von Apache und Black Hawk 
im Rhein-Main-Gebiet wegen der Abstände nicht 
stattfinden dürfte? 

Darf ich zweitend rückfragen: Es gibt ja mittlerweile 
einen Unfall, der am 19. Mai stattgefunden und dazu 
geführt hat, daß einer der Hubschrauber im Moseltal 
neben einem Campingplatz niedergegangen ist. Ich 
möchte wissen; Was waren die Ursachen dafür? Ist die 
Bundesregierung dem nachgegangen? Welche 
Schlußfolgerungen ziehen Sie daraus? 

Wimmer, Pari. Staatssekretär: In bezug auf diesen 
Unfall, auf die Notlandung eines Apache-Hubschrau- pj 
bers in der Nähe von Bernkastel, kann ich darauf auf- 
merksam machen, daß die entsprechenden Untersu- 
chungen noch nicht abgeschlossen sind. Aber bisher 
liegen uns keine Erkenntnisse über eine technische 
Störung vor. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Aber er ist doch 
abgestürzt!) 

— Es kann ja auch menschliche Gründe geben. 

Vizepräsident Westphal: Jetzt bekommt Herr Gan- 
sei zu einer Zusatzfrage das Wort. 

Gansei (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie gesagt 
haben, es könnten auch menschliche Gründe sein, 
und nicht ausschließen, daß es sich um technische 
Gründe handelt, frage ich Sie: Sind Sie bereit, dann 
jedenfalls für ein vorübergehendes Flugverbot dieser 
Fluginstrumente zu sorgen? 

Wimmer, Pari. Staatssekretär: Sie wissen, Herr Kol- 
lege Gansei, genauso gut wie ich, daß wir im Bereich 
der Bundesregierung jede geeignete Maßnahme er- 
greifen, um sicherzustellen, daß im Zusammenhang 
nicht nur mit militärischem Gerät alle Sicherheitsvor- 
kehrungen eingehalten werden und daß das Erforder- 
liche getan wird. Das hat die Bundesregierung immer, 
auch zu Ihrer Regierungszeit, unter Beweis gestellt. 

Ich kann allerdings vor dem Hintergrund dieser 
Notlandung in Bernkastel keinen Hinweis darauf er- 
kennen, daß an der Auffassung der Bundesregierung 
etwas auszusetzen ist, daß es derzeit keinen Grund für 
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(A) ein Flugverbot für die Black Hawk oder den Apache 
gibt. 

Vizepräsident Westphal: Herr de With, Sie haben 
ebenfalls eine Zusatzfrage? — Bitte schön. 

Dr. de With (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie 
nach allem, was wir bisher erlebt haben, sicher, daß 
die in den Flughandbüchern angegebenen Sicher- 
heitsentfernungen tatsächlich auch eingehalten wer- 
den, so daß Sie ausschließen können, daß es dadurch 
zu Unfällen kommt? 

Wimmer, Pari. Staatssekretär: Solange Menschen 
mit irgendwelchen Dingen beschäftigt sind, kann ich 
genauso wenig wie Sie etwas ausschließen. Ich kann 
Ihnen nur sagen, daß wir im Bereich der NATO — und 
bei uns in der Bundeswehr sowieso — dienstlich alle 
Vorkehrungen getroffen haben, daß sich derartige 
Vorfälle nicht ereignen können. Wir haben die ent- 
sprechenden Präzisierungen in den Karten angege- 
ben. Diese werden strikt eingehalten und überprüft. 
Ich glaube, daß gerade Vorfälle im Bereich der Bun- 
desluftwaffe dazu beigetragen haben, mit allem 
Nachdruck jedem deutlich zu machen, wie präzise 
diese Dinge einzuhalten sind. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe dann die Frage 30 
des Abgeordneten Gansei auf: 

In welcher Weise werden zur Kieler Woche Einladungen und 
Besuche ausländischer Marineeinheiten mit der Stadt Kiel und 
mit dem Land Schleswig-Holstein abgestimmt, und wie ist die 
Abstimmung in diesem Jahr in bezug auf den Besuch des US- 
Schlachtschiffes Iowa geschehen? 

(B) Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Wimmer, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Gansei, 
Veranstalter der Kieler Woche ist die Stadt Kiel. Sie ist 
der Gastgeber und lädt ausländische Marineeinhei- 
ten zur Teilnahme an der Kieler Woche ein. Über ihre 
Absichten informiert sie in allgemeiner Weise das 
Auswärtige Amt. Die Bundesmarine unterstützt den 
Gastgeber, die Stadt Kiel, bei der Betreuung dieser 
ausländischen Gäste. Inwieweit die Stadt Kiel die 
Landesregierung Schleswig-Holstein beteiligt, ist uns 
nicht bekannt. 

Die Vereinigten Staaten zählen zu dem Kreis jener 
Nationen, die eine Einladung für jeweils drei Jahre 
erhalten. Mit der Entsendung der „Iowa" folgt die 
Marine der Vereinigten Staaten der Einladung der 
Stadt Kiel vom 18. Dezember 1987, in der zur Teil- 
nahme an den Kieler Wochen 1989 bis 1991 eingela- 
den wurde. Die Bundesregierung begrüßt die Anwe- 
senheit amerikanischer Marineeinheiten bei der Kie- 
ler Woche, die Ausdruck der Freundschaft und Sicher- 
heitspartnerschaft zwischen den Vereinigten Staaten 
und der Bundesrepublik Deutschland ist. 

(Zustimmung des Abg. Eigen [CDU/CSU]) 

Vizepräsident Westphal: Herr Gansei, eine Zusatz- 
frage bitte. 

Gansei (SPD): Herr Staatssekretär, erfolgen die Ein- 
ladungen der Stadt Kiel direkt an die ausländischen 
Marinen, oder ist es nicht vielmehr so, daß dieses 
unter Beteiligung und Federführung des Auswärtigen 
Amts und des Bundesverteidigungsministeriums ge- 


schieht, und sind diese Einladungen, die von der Stadt (C) 
Kiel ausgehen, allgemeiner Art, oder beziehen sie sich 
auf konkrete Schiffe? 

Wimmer, Pari. Staatssekretär: Soweit das Bundes- 
ministerium der Verteidigung betroffen ist, haben wir 
nur eine Funktion in der Betreuung der jeweiligen 
ankommenden Marineeinheiten. Soweit ich das hier 
sehen kann, gibt es von uns keine Einflußnahme auf 
die Art und Weise, auch keine Hilfestellung, wie Ein- 
ladungen den Adressaten erreichen. 

Nach dem, was ich hier sagen kann, wird nur das 
Auswärtige Amt, aber werden nicht wir über die Ab- 
sichten der Stadt Kiel unterrichtet. Das ist also aus- 
drücklich nicht Gegenstand der Antwort, soweit ich 
sie Ihnen hier vortragen kann. Deswegen kann ich aus 
dieser Fragestellung und dem, was ich weiß, nur 
schließen, daß das Bundesministerium der Verteidi- 
gung bei der Einladung keine besondere Funktion 
übernimmt. 

Gansei (SPD): Wann hat das Bundesverteidigungs- 
ministerium erfahren, daß die „Iowa" nach Kiel und in 
die Ostsee kommen wird, und hat das bei Ihnen zu 
irgendwelchen Tätigkeiten geführt? 

Wimmer, Pari. Staatssekretär: Ich kann Ihnen jetzt 
so nicht beantworten, wann wir zum erstenmal davon 
erfahren haben — ich beantworte die Frage gern 
schriftlich — , aber ich kann aus meiner Sicht der 
Dinge nur sagen, daß wir uns über den Besuch der 
„Iowa" freuen. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 31 des 
Abgeordneten Gansei auf: 

Hält die Bundesregierung die demonstrative Präsenz ameri- 
kanischer nuklear-bestückter Überwasserseestreitkräfte in der 
Ostsee als Gegengewicht zu den sowjetischen nuklear-bewaff- 
neten Seestreitkräften in der Ostsee für zwingend erforderlich, 
und hält sie es für sinnvoll, diese Demonstration mit der Kieler 
Woche zu verbinden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Wimmer, Pari. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
begrüßt es, daß Nicht-Ostsee-Anrainerstaaten mit ih- 
ren Seestreitkräften auch in Verbindung mit dem Be- 
such der Kieler Woche die Ostsee befahren. Sie ver- 
deutlichen damit den Status der Hohen See der Ost- 
see. Dies wird von der Bundesregierung aus sicher- 
heitspolitischen und völkerrechtlichen Gründen aus- 
drücklich begrüßt. Die Frage ihrer Bewaffnung ist in 
diesem Zusammenhang für uns ohne Belang. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Gansei. 

Gansei (SPD): Darf ich noch einmal die Frage wie- 
derholen, die ich Ihnen schriftlich gestellt habe und 
die heute beantwortet werden sollte, nämlich ob „die 
Bundesregierung die demonstrative Präsenz ameri- 
kanischer nuklear-bestückter Überwasserseestreit- 
kräfte in der Ostsee als Gegengewicht zu den sowje- 
tischen nuklear-bewaffneten Seestreitkräften in der 
Ostsee für zwingend erforderlich" hält, und ob sie es 
für sinnvoll hält, „diese Demonstration mit der Kieler 
Woche zu verbinden"? 
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(A) Wimmer, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Gansei, 
ich darf nochmal auf meine Antwort in diesem Zusam- 
menhang verweisen: Für uns ist die Ostsee ein Gebiet, 
das sich durch den Charakter der Hohen See aus- 
zeichnet. Auf der Hohen See kann jeder das machen, 
was er für richtig hält und wie das mit seinen Sicher- 
heitsbelangen in Übereinstimmung steht. 

Wir befinden uns im Zusammenhang mit den Ver- 
einigten Staaten und anderen Partnern in der westli- 
chen Alhanz in einer außergewöhnlich guten Koope- 
rationssituation. Wenn nun die Ostsee in unserem 
Verständnis Hohe See ist und wir uns auf der anderen 
Seite in der westhchen Allianz in einem hervorragen- 
den Bündnis befinden, dann begrüßen wir jedes Er- 
scheinen auch eines amerikanischen Flugzeugträgers 
z. B. in der Ostsee. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben noch eine Zu- 
satzfrage, Herr Gansei. 

Gansei (SPD): Ist in der geographischen Einschät- 
zung des Bundesverteidigungsministeriums die Kie- 
ler Förde Hohe See, und muß ich Ihre Antwort so ver- 
stehen, daß es in der Bundesregierung niemand zur 
Kenntnis nimmt und es jedem egal ist, ob ein auslän- 
disches Kriegsschiff in deutschen Hoheitsgewässern 
vor Anker geht, das mit so vielen Atomwaffen be- 
stückt ist, daß es damit halb Europa in Schutt und 
Asche legen könnte? 

Wimmer, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Gansei, 
ich glaube kaum, daß wir Veranlassung haben, im 
Zusammenhang mit Schiffsbesuchen oder anderen 

(B) Aktivitäten der verbündeten Streitkräfte auf deut- 
schem Territorium eine solche Fragestellung zu dis- 
kutieren. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Abgeord- 
neten Frau Schulte. 

Frau Schulte (Hameln) (SPD): Herr Kollege Wim- 
mer, halten Sie persönlich es für sinnvoll, daß zu die- 
sem Zeitpunkt ein solches Schiff sich in einem deut- 
schen Hafen und in der Ostsee befindet? 

Wimmer, Pari. Staatssekretär: Ich kann das mit un- 
eingeschränktem Ja beantworten. 

Vizepräsident Westphal: Wir sind damit am Ende 
dieses Geschäftsbereichs. Ich danke dem Staatssekre- 
tär für die Beantwortung der Fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit auf. 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Grüner ist zur 
Beantwortung der Fragen gekommen. 

Ich rufe die Frage 37 des Abgeordneten Hiller (Lü- 
beck) auf. 

Welche Vereinbarungen und Maßnahmen sind seit Inkrafttre- 
ten des deutsch-deutschen Umweitabkommens im Rahmen die- 
ses Abkommens getroffen worden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Ich 
wäre dankbar, wenn ich die beiden Fragen im Zusam- 
menhang beantworten könnte. 


Vizepräsident Westphal: Der Abgeordnete Hiller ist (C) 
damit einverstanden. Dann rufe ich noch die Frage 38 
des Abgeordneten Hiller (Lübeck) auf. 

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, in welchen 
Wirtschaftsbereichen sich von der Bundesrepubhk Deutschland 
unterstützte Umweltprojekte auch für die DDR- Wirtschaft nicht 
nur ökologisch lohnen, sondern auch ökonomisch rechnen? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Die deutsch-deutsche 
Umweltvereinbarung ist mit Unterzeichnung am 
8. September 1987 in Kraft getreten. Seither haben 
26 Treffen zwischen Experten aus dem Bundesum- 
weltministerium und dem Bundeslandwirtschaftsmi- 
nisterium unter Einbeziehung von Fachleuten aus den 
Bundesländern und aus dem Umweltbundesamt mit 
Fachleuten aus der DDR stattgefunden. Dabei wurde 
ein intensiver Meinungs- und Erfahrungsaustausch 
über Luft- und Gewässerverschmutzung, Waldschä- 
den, Abfallwirtschaft und Naturschutz geführt. 

Schwerpunkte des Erfahrungsaustauschs im Be- 
reich der Luftreinhaltung waren und sind die beider- 
seitigen Maßnahmen und Pläne zur Verringerung der 
Luftbelastung. Dabei hat die DDR wiederholt zum 
Ausdruck gebracht, daß sie an dem Vorhaben einer 
Verringerung der Schwefeldioxidemissionen um 30 % 
bis 1993 entsprechend dem sogenannten Helsinki- 
Protokoll festhält. Dieses Ziel wird die DDR allerdings 
nur bei Einsatz moderner schadstoffarmer Verbren- 
nungstechniken und unter Anwendung der Anlagen 
von Rauchgasreinigungstechniken erreichen können. 
Erfahrungen mit entsprechenden Techniken in der 
Bundesrepublik Deutschland sind demgemäß we- 
sentlicher Gegenstand der von den Experten geführ- 
ten Gespräche. 

Ein gravierendes Umweltproblem — nicht nur für 
uns, sondern auch für die DDR selbst — stellt die hohe 
Belastung der Elbe mit Schadstoffen, aber auch mit 
Nährstoffen dar. Auch hierüber ist im Rahmen der 
Arbeitsgruppen intensiv gesprochen worden. Seit 
März dieses Jahres stehen wir in konkreten Verhand- 
lungen mit der DDR mit dem Ziel, diese Belastungen 
zu verringern. 

ln der bisherigen Zusammenarbeit ist deutlich ge- 
worden, daß bestimmte Maßnahmen, die im Bundes- 
interesse liegen, in der DDR nur unter finanzieller För- 
derung durch den Bund ermöglicht werden können. 

Im Bundeshaushalt 1989 wurde deshalb die Möglich- 
keit geschaffen, aus dem Investitionstitel des Bundes- 
ministeriums für Umwelt auch Demonstrationsvorha- 
ben in der DDR zu fördern. Derzeit führt die Bundes- 
regierung mit der DDR Gespräche über mögliche zu 
fördernde Projekte. Diese Gespräche stehen kurz vor 
dem Abschluß. Bei diesen Vorhaben geht es im we- 
sentlichen um Verbrennungstechniken und um Pro- 
duktionsverfahren, die neben dem Schutz der Umwelt 
auch eine Rohstoff- und Energieeinsparung bewirken 
sollen. Einzelheiten können erst mitgeteilt werden, 
wenn die technischen Beschreibungen von seiten der 
DDR im Blick auf die durchzuführenden Projekte vor- 
liegen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Hiller, eine Zusatz- 
frage. 

Hiller (Lübeck) (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich 
Ihren Ausführungen entnehmen, daß zwar konkrete 
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(A) Gespräche geführt worden sind, wie Sie es gesagt 
haben, daß aber leider bisher seit zwei Jahren keine 
konkreten Ergebnisse in Form von Vereinbarungen 
erzielt werden konnten? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Ich verweise auf die 
unmittelbar bevorstehende Festlegung von Projekten, 
zu denen die DDR Unterlagen vorlegen muß, die wir 
selbstverständlich im Haushaltsausschuß des Deut- 
schen Bundestages diskutieren. Wir sind zuversicht- 
lich, daß in Kürze über solche Projekte eine Vereinba- 
rung geschlossen werden kann. Das gilt natürlich im- 
mer unter dem Vorbehalt der Zustimmung des Haus- 
haltsausschusses. 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Hiller. 

Hiller (Lübeck) (SPD): Herr Staatssekretär, befindet 
sich unter diesen Projekten auch ein Projekt zur Ver- 
besserung der Wasserqualität in der Elbe, und wird 
die Bundesregierung bereit sein, in ähnlichem Ko- 
stenumfang zu helfen, wie dies die norddeutschen 
Länder angekündigt haben? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
möchte nicht zu einzelnen Projekten Stellung neh- 
men, denn Voraussetzung für Vereinbarungen ist eine 
klare Haltung der DDR auch in der Frage, welche Pro- 
jekte von dort aus mit Priorität versehen werden. Ich 
bitte um Verständnis, daß ich nicht zu Einzelheiten 
Stellung nehmen kann, solange keine Absprache vor- 
liegt. 

Vizepräsident Westphai: Herr Hiller, Sie haben 
noch zwei weitere Fragen. 

Bitte schön, Herr Hiller. 

Hiller (Lübeck) (SPD); Ich stelle Ergänzungsfragen 
zur zweiten Frage. Mir reicht Ihre Antwort auf meine 
Frage nicht aus, inwieweit der Bundesregierung Er- 
kenntnisse über den Stand einer deutsch-deutschen 
Umweltkooperation vorliegen, die bereits von der 
bundesdeutschen Wirtschaft betrieben wird. 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Es ist selbstverständ- 
lich, daß viele Investitionen und Abmachungen mit 
der deutschen Wirtschaft und mit Firmen der DDR 
neben ihrem Charakter der Modernisierung von An- 
lagen in der DDR auch positive Umweltschutzauswir- 
kungen haben. Hier geht es allerdings um Projekte, 
die etwa mit staatlicher Hilfe von seiten der Bundes- 
regierung gefördert werden sollen. Darüber ist, wie 
gesagt, eine Vereinbarung noch nicht getroffen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Hiller, Ihre vierte Zu- 
satzfrage. 

Hiller (Lübeck) (SPD): Ist die Bundesregierung be- 
reit, spezielle Untersuchungen ökonomischer Renta- 
bilität in den konkreten Bereichen Elbe- und Werra- 
Sanierung sowie Braunkohle-Ersatz erstellen zu las- 
sen und darüber zu berichten? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, es ist 
selbstverständlich, daß bei der konkreten Erörterung 
von Projekten auch im Interesse der DDR insbeson- 


dere die Möglichkeit, Umweltschutz mit Produktiv!- (C) 
tätssteigerung zu verbinden, ein wesentliches Ge- 
sprächsziel und auch ein Gesprächsgegenstand ist. Es 
ist auch selbstverständlich, daß wir gern darüber be- 
richten werden, soweit das möglich ist. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 39 des 
Abgeordneten Grünbeck auf: 

In welcher Weise will die Bundesregierung bei einer Wieder- 
aufarbeitung atomarer Brennelemente im Ausland sicherstellen, 
daß die dortigen Sicherheitsbestimmungen dem deutschen Ni- 
veau entsprechen und nicht etwa zugunsten der Wirtschaftlich- 
keit die Sicherheit leidet? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, in der 
von den Ministern Töpfer und Faroux Unterzeichneten 
und veröffentlichten gemeinsamen deutsch-französi- 
schen Erklärung vom 6. Juni 1989 wird zu dem von 
Ihnen als Frage behandelten Sachverhalt folgendes 
ausgeführt: 

Beide Länder verfügen auf diesem Gebiet über eine 
besonders große Erfahrung. Sie stellen die gleichen 
hohen Forderungen im Bereich der Sicherheit und des 
Umweltschutzes. Sie sehen es für die Gewährleistung 
dieses sehr hohen Sicherheitsstandards als erforder- 
lich an, die aus dem Rückfluß der Betriebserfahrungen 
und aus der Sicherheitsforschung gewonnenen Er- 
kenntnisse einzubeziehen. Beide Regierungen be- 
schließen, eine deutsch-französische Expertengruppe 
einzusetzen, die den Auftrag hat, gemeinsame Über- 
legungen zur Sicherheit der Entsorgungsanlagen an- 
zustellen und ihre Schlußfolgerungen hierzu vorzule- 
gen. Die kerntechnischen Anlagen eines jeden Lan- 
des bleiben den jeweiUgen nationalen Bestimmungen 
im Bereich der Sicherheit unterworfen. Darüber hin- 
aus erwartet die Bundesregierung nach den Gesprä- 
chen mit der deutschen Elektrizitätsversorgungswirt- 
schaft gemäß dem Kabinettsbeschluß vom 6. Juni 
1989 unter anderem, daß — und jetzt zitiere ich wört- 
lich — „der Aspekt der Weiterentwicklung von Si- 
cherheitsstandards von den Unternehmen der Elektri- 
zitätsversorgungswirtschaft auch in den Verhandlun- 
gen mit ausländischen Wiederaufarbeitungsunter- 
nehmen aktiv verfolgt wird und in den entsprechen- 
den Verträgen seinen Niederschlag findet". 

Vizepräsident Westphal: Herr Grünbeck, Zusatz- 
frage. Bitte schön. 

Grünbeck (FDP); Herr Staatssekretär, waren nicht 
vorwiegend finanzielle bzw. wirtschaftliche Gründe 
öffentlich diskutiert worden, warum man Wackersdorf 
aufgibt und La Hague nimmt: weil es dort wesentlich 
weniger Investitionen und auch wesentlich weniger 
Betriebskosten zu verbuchen gibt? Und ist es dann 
nicht eigentlich falsch, daß man Wackersdorf durch 
ständig neue Sicherheitsauflagen so teuer gemacht 
hat und jetzt schließlich dem öffentlichen Druck nach- 
gibt 

(Frau Wollny [GRÜNE]: Aha! Dem öffentli- 
chen Druck!) 

und nach Frankreich ausweicht, wo eine Umrüstung 
auf neue Sicherheitsstandards nach deutschen Vor- 
stellungen nach Angaben der Franzosen in den Anla- 
gen I und II in La Hague gar nicht mehr möglich ist 
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Grünbeck 

(A) und in der Anlage III, die in La Hague gebaut wird, 
wohl zu teuer wird? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich be- 
tone noch einmal, daß für uns ausschlaggebend ist, im 
Zusammenhang mit dieser vereinbarten Zusammen- 
arbeit sicherzustellen, daß alle Möglichkeiten, die si- 
cherheitstechnisch vorhanden sind, auch für die Anla- 
gen in Frankreich diskutiert werden. Wenn eine Auf- 
gabe von Wackersdorf damit begründet worden ist, 
daß Kapazitätsüberschüsse und -Überhänge im Be- 
reich der Wiederaufarbeitung eine veränderte Beur- 
teilung erlauben und daß es insbesondere das Ange- 
bot Frankreichs gibt, eine solche Wiederaufarbeitung 
auf Dauer und völkerrechtlich ab gesichert für deut- 
sche Kernbrennstäbe zuzulassen, so sind das die bei- 
den entscheidenden Gesichtspunkte, die neu waren 
und diese Entwicklung eingeleitet haben. Es bleibt 
dabei das Ziel der Verhandlungen, wie ich es darge- 
stellt habe, daß die Sicherheitsstandards, die auf unse- 
ren Erfahrungen beruhen, allerdings auch auf Erfah- 
rungen, die — das sollte man sehr deutlich hinzufü- 
gen — noch nicht in die Realität umgesetzt worden 
sind, in diese Verhandlungen eingehen. Ich verweise 
noch einmal darauf, daß die Elektrizitätswirtschaft 
uns die Zusage gegeben hat, auch ihren wirtschaftli- 
chen Einfluß geltend zu machen, um möglichen Si- 
cherheitsstandards zum Durchbruch zu verhelfen, die 
sich als technisch verwirklichbar darstellen. Ein ver- 
läßliches Urteil darüber wird man wahrscheinlich erst 
dann wirklich gewinnen können, wenn das Ergebnis 
dieser Expertengespräche vorliegt. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter Grün- 
beck zu einer Zusatzfrage. 

Grünbeck (FDP); Herr Staatssekretär, war der zeit- 
üche Ablauf dieser Verhandlungen nicht so, daß Herr 
von Bennigsen-Foerder mit den Franzosen hinter 
dem Rücken der Bundesregierung verhandelt und in 
dem damaligen „Spiegel" -Interview eigentlich nur 
wirtschaftliche Gründe angegeben hat, die ihn dazu 
bewogen haben, einen Vorvertrag mit den Franzosen 
abzuschließen, um die Bundesregierung anschhe- 
ßend — ich will es einmal vorsichtig ausdrücken — 
erpreßbar zu machen, damit sie diesen Verhandlun- 
gen zustimmen? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Ich kann das so nicht 
sehen, Herr Kollege Grünbeck, denn beide Verhand- 
lungspartner, sowohl die COGEMA wie auch die 
Veba haben ihr Memorandum of Understanding aus- 
drückhch unter den Vorbehalt der Zustimmung der 
beiden Regierungen gestellt. Es war ja eine entschei- 
dende Voraussetzung für unsere Zustimmung, übri- 
gens auch für die Zustimmung der französischen Re- 
gierung, daß der gesamte Brennstoffkreislauf — aus- 
drücklich unter Einbeziehung der Wiederaufbearbei- 
tung, die ja nicht unbedingt im wirtschaftlichen Inter- 
esse der Elektrizitätsversorgungsunternehmen liegt, 
wenn Sie rein den wirtschafthchen Aspekt betrach- 
ten — in der bisherigen Form gesichert ist. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Frau 
Wollny, bitte schön. 


Frau Wollny (GRÜNE): Herr Staatssekretär, halten (C) 
Sie es für möglich, daß Frankreich die nationalen Si- 
cherheitsbestimmungen, die nachweislich ja eine we- 
sentlich niedrigere Schwelle haben als die unseren, 
zugunsten dieses Vertrages verändern wird? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Ich bin davon über- 
zeugt, daß die Franzosen ein vitales Interesse daran 
haben, höchste Sicherheitsstandards zu verwirkli- 
chen. Wir haben allen Grund, die hohe Leistungsfä- 
higkeit der französischen Technik, die gerade in die- 
sem Bereich vorhanden ist — das zeigen zwei fertig- 
gestellte Wiederaufarbeitungsanlagen und eine wei- 
terentwickelte dritte — , die weit über das hinausgeht, 
was bei uns verwirklicht worden ist, wenn man einmal 
von der Pilotanlage in Karlsruhe absieht, anzuerken- 
nen. Wir haben, auch auf Grund der Verhandlungen, 
die geführt worden sind, alle Zuversicht, daß der 
Wunsch nach höchstmöglicher technischer Sicherheit 
erfüllt wird, natürlich unter den dort gegebenen 
Standortbedingungen und unter Aufrechterhaltung 
der nationalen französischen Souveränität hinsicht- 
lich der Anforderungen an die Sicherheit, die endgül- 
tig gestellt werden, und daß jede technische Möglich- 
keit zur Steigerung der Sicherheit dort auch genutzt 
werden wird. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 40 des 
Abgeordneten Grünbeck auf: 

(Frau Abg. Wollny [GRÜNE] meldet sich zu 
einer weiteren Zusatzfrage) 

— Nein, das geht nicht. 

Ergeben sich aus den deutsch-französischen Arbeitsgesprä- 
chen zu einem Wiederaufarbeitungsvertrag mit La Hague An- (D) 
Zeichen, daß langfristig Gerieben auch als Endlagerstandort für 
hochradioaktive Abfälle aus französischen Atomanlagen ins 
Auge gefaßt wird? 

Bitte, schön. 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich be- 
antworte Ihre Frage mit nein. In der bereits erwähnten 
deutsch-französischen Erklärung vom 6. Juni 1989 
erinnern beide Regierungen unmißverständhch dar- 
an, daß eine Grundlage ihrer Politik darin besteht, die 
bei der Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen aus 
kerntechnischen Anlagen beider Länder anfallenden 
radioaktiven Abfälle unter der Verantwortung desje- 
nigen Landes endzulagern, in dem die Kernbrenn- 
stoffe eingesetzt wurden. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Grün- 
beck, zu einer Zusatzfrage. 

Grünbeck (FDP) : Herr Staatssekretär, darf ich mich 
noch einmal auf das Interview von Herrn Bennigsen- 
Foerder im „Spiegel" berufen, wo er ausdrücklich 
betont, daß über die Endlagerung hochradioaktiver 
Abfälle mit den Franzosen in Gorleben verhandelt 
wurde und daß dies eine Chance wäre, ein integrier- 
tes europäisches Entsorgungskonzept statt eines na- 
tionalen Entsorgungskonzeptes aufzustellen? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich zi- 
tiere, was die Politik der beiden Regierungen ist und 
was in einer völkerrechtlichen Vereinbarung in die- 
sem Zusammenhang zwischen den beiden Regierun- 
gen vorgelegt werden wird und vorgelegt und ver- 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 149. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 15. Juni 1989 


11079 


Pari. Staatssekretär Grüner 

(A) handelt worden ist. Dabei ist nicht maßgebend, wel- 
che wirtschaftliche Auffassung ein noch so gewichti- 
ger Konzern vertritt und welche Möglichkeiten rein 
wirtschaftlicher Art etwa hier für die Zukunft gesehen 
werden können. Wir sind der Meinung, daß diese mit 
den Franzosen vereinbarte Festlegung bindend ist 
und bindend bleiben sollte. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Herr 
Grünbeck. 

Grünbeck (FDP): Herr Staatssekretär, könnten Sie 
der Öffentlichkeit Zusagen und unsere gemeinsame, 
immer wieder in die Energiepolitik eingebrachte For- 
derung bestätigen, daß durch diesen deutsch-franzö- 
sischen Vertrag das Konzept, daß Sicherheit vor Wirt- 
schaftlichkeit geht, nicht geändert wird? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Das ist ein ganz ent- 
schiedener Wille der Bundesregierung. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Ein ganz ent- 
schiedener Widerspruch!) 

Das ist auch — um das sehr deutlich zu machen — der 
Wille der Elektrizitätsversorgungswirtschaft. Die Ge- 
spräche mit der französischen Regierung, übrigens 
auch die mit der englischen Regierung in dieser 
Frage, haben bestätigt, daß die hohe Bedeutung der 
Sicherheit für diese Technik in allen drei Ländern 
gleichermaßen gesehen wird und daß natürlich auch 
das Bewußtsein für die Notwendigkeit, Sicherheit vor 
Wirtschaftlichkeit zu stellen, sehr stark gewachsen 
ist. Hier hat sich sicher auch ein Prozeß des Nachden- 
kens durchgesetzt, den man vor 15 Jahren nicht im 
gleichen Umfang feststellen konnte; das will ich frei- 
mütig zugestehen. 

Vizepräsident Westphal: Frau Wollny will noch eine 
Zusatzfrage stellen. Bitte. 

Frau Wollny (GRÜNE): Herr Staatssekretär, in der 
gemeinsamen Erklärung gibt es durchaus Äußerun- 
gen, die dem, was Sie gesagt haben, zumindest für die 
Zukunft widersprechen. Hat die Bundesregierung die 
Absicht, und auf welche Art und Weise gedenkt sie, 
durch einen völkerrechtlichen Vertrag für die Zukunft 
tatsächlich auszuschließen, daß ausländische hochra- 
dioaktive oder andere radioaktive Abfälle in bundes- 
deutschen Endlagern gelagert werden? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Durch eine entspre- 
chende staatliche Vereinbarung, die gleichzeitig eine 
strenge Nachweisverpflichtung für die beteiligten 
Wirtschaftsunternehmen enthält, wollen wir eine sol- 
che Garantie sicherstellen. 

Vizepräsident Westphal: Entschuldigung, ich habe 
das eben nicht verstanden. Ist schon eine Antwort 
gegeben worden? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Ja. 

(Frau Wollny [GRÜNE]: Das sollte eine 
sein!) 

Vizepräsident Westphal: Dann komme ich zu 
Frage 41 des Abgeordneten Dr. Knabe: 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung im Rahmen des (C) 
Aktionsprogramms „Rettet den Wald" nach dem Kabinetts- 
beschluß vom 24. Juli 1985 getroffen, und wie weit ist die beab- 
sichtigte Fortschreibung gediehen? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Knabe, die Bundesregierung hat seit 1985 wie schon 
in den Jahren vorher umfangreiche nationale und in- 
ternationale Maßnahmen zur Rettung des Waldes er- 
griffen. Hiervon sind alle drei im Aktionsprogramm 
behandelten Schwerpunktbereiche betroffen, näm- 
lich Maßnahmen zur Luftreinhaltung — die Ihnen ja 
bekannt sind — , forstliche Maßnahmen und Förder- 
maßnahmen zur Erforschung der Ursachen und Wir- 
kungszusammenhänge . 

Der bereits innerhalb der Bundesressorts abge- 
stimmte Entwurf einer dritten Fortschreibung dieses 
Aktionsprogramms wird unter Einbeziehung der 
jüngsten Beschlüsse über die Kraftfahrzeuge in der 
Europäischen Gemeinschaft vom 8./9. Juni umge- 
hend dem Kabinett zugeleitet und anschließend ver- 
öffentlicht werden. 

Das Aktionsprogramm und das, was demnächst 
vorgelegt werden wird, umfassen die umfangreichen 
nationalen und internationalen Maßnahmen des Bun- 
des, die der Rettung des Waldes dienen. Es ist also 
eine umfassende Darstellung und Zusammenschau 
der Politik der Bundesregierung zur Bekämpfung der 
Waldschäden. 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Knabe, bitte 
schön. 

Dr. Knabe (GRÜNE): Herr Staatssekretär, welche 
Probleme gab es bei der Abstimmung zwischen den 
Ministerien, die dazu geführt haben, daß bis heute die 
Fortschreibung noch nicht vorliegt? Denn die Erklä- 
rung von 1985 liegt ja schon einige Jahre zurück. 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Entscheidend ist, daß 
die Bundesregierung den Wunsch hatte, möglichst 
alle Maßnahmen, die ergriffen worden sind und über 
die ja auch noch sehr intensive Verhandlungen auf 
der europäischen Ebene notwendig waren, mit in die- 
sen Waldschadensbericht aufzunehmen. Wir meinen, 
daß gerade nach den jüngsten Durchbrüchen in Brüs- 
sel zugunsten des verbesserten Abgasverhaltens der 
Personenkraftwagen durch entsprechende Förder- 
maßnahmen und vor allem durch die Festlegung des 
höchstmöglichen Standes der Technik für die Zukunft 
die Einbeziehung dieser Maßnahmen in den Wald- 
schadensbericht von großer Wichtigkeit ist. 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Knabe, Sie haben 
eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Knabe (GRÜNE): Meine zweite Zusatzfrage be- 
zieht sich auf die Verwendung der Geldmittel. Welche 
Geldmittel stehen zur Verfügung, und wie teilen sie 
sich auf die Bereiche „Zuschüsse zu technischen An- 
lagen"', „Aufwendungen für Forschung" und „Auf- 
wendungen für internationale Verhandlungen und 
Kontakte" auf? 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich kann 
diese Frage hier aus dem Stegreif, wie Sie verstehen 
werden, nicht beantworten. Aber ich werde Ihnen 
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Pari. Staatssekretär Grüner 

(A) dazu gerne eine ergänzende Mitteilung zukommen 
lassen, es sei denn, Sie wären bereit, das Aktionspro- 
gramm, das ich angekündigt habe, abzuwarten. 

Dr. Knabe (GRÜNE): Ich wäre für eine Vorabinfor- 
mation dankbar. 

Grüner, Pari. Staatssekretär: Gerne, das werde ich 
machen. 

Vizepräsident Westphal; Wir sind am Ende der Fra- 
gestunde. Die nicht beantworteten Fragen werden 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als An- 
lagen abgedruckt * )• 

Ich habe nun eine ganze Menge von Abstimmungs- 
vorlagen vor mir und brauche Ihre Mitarbeit. Ich hoffe, 
die Kolleginnen und Kollegen Geschäftsführer sind 
entsprechend präpariert. 

Die Abstimmungen über die Vorlagen zur Europa- 
politik sowie über die Vorlagen, zu denen eine Aus- 
sprache nicht vorgesehen ist, konnten vor der Mit- 
tagspause nicht mehr durchgeführt werden. Wir kom- 
men daher jetzt zu diesen Abstimmungen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 a zur Abstimmung 
auf: Einzelberatung und Abstimmung über den Ge- 
setzentwurf der Bundesregierung zur Durchführung 
der EG -Richtlinie zur Koordinierung des Rechts 
der Handelsvertreter, Drucksachen 11/3077 und 
11/4559. 

Ich rufe die Art. 1 bis 4 sowie Einleitung und Über- 
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufgeru- 

(B) fenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Dann sind diese Vorschriften bei 
Enthaltung der Fraktionen der SPD und der GRÜNEN 
angenommen worden. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Enthal- 
tungen? — Ich stelle fest, der Gesetzentwurf ist mit 
den Stimmen der Koahtionsfraktionen bei Stimment- 
haltung der beiden anderen Fraktionen angenommen 
worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Tagesord- 
nungspunkte 5 b bis 5d und 5r. Der Ältestenrat 
schlägt vor, die Vorlagen auf den Drucksachen 
11/4228, 11/4229, 11/3756 und 11/4569 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu überwei- 
sen. Sind Sie damit einverstanden? — Ich sehe keinen 
Widerspruch. Die Überweisungen sind dann so be- 
schlossen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über eine Reihe 
von Beschlußempfehlungen zu Vorlagen der Europäi- 
schen Gemeinschaft. Es geht um Vorschläge zur Ver- 
kehrspolitik, zum digitalen Fernmeldenetz, zum hoch- 
auflösenden Fernsehen sowie zur Vergabe öffentli- 
cher Lief er- und Bauaufträge in der Europäischen Ge- 
meinschaft. 


*) Die Antworten werden als Anlagen im Plenarprotokoll 11/ 
150 ab gedruckt. 


Kann ich davon ausgehen, daß wir über die Be- (C) 
Schlußempfehlungen gemeinsam abstimmen kön- 
nen? 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Was heißt „ge- 
meinsam"? Getrennt!) 

— Nun denn. 

Wir kommen zuerst zur Abstimmung über die Be- 
schlußempfehlung auf Drucksache 11/4535. Wer 
stimmt dafür? Ich bitte um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei Enthaltung 
der Fraktion DIE GRÜNEN ist die Beschlußempfeh- 
lung angenommen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß- 
empfehlung auf Drucksache 11/4449. Wer stimmt da- 
für? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei 
Stimmenthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN ist diese 
Beschluß empfehlung angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß- 
empfehlung auf Drucksache 11/4558. Wer stimmt da- 
für? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei 
Enthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN und der Frak- 
tion der SPD ist diese Beschlußempfehlung angenom- 
men worden. 

Wir kommen zur Beschluß empfehlung auf Drucksa- 
che 11/4597. Wer stimmt dafür? Ich bitte um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun- 
gen? — Bei Enthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN ist 
diese Beschlußempfehlung angenommen worden. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Be- 
schlußempfehlung auf Drucksache 11/4557. Wer 
stimmt dafür? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun- (D) 
gen? — Diese Beschlußempfehlung ist einstimmig an- 
genommen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlxiß- 
empfehlung auf Drucksache 11/4479. Wer dafür ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Diese Beschlußemp- 
fehlung ist mit den Stimmen der Koahtion und der 
SPD gegen die Stimmen der GRÜNEN angenommen 
worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß- 
empfehlung auf Drucksache 11/4480. Wer stimmt da- 
für? Ich bitte um das Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Das ist mit der gleichen 
Mehrheit gegen die Stimmen der GRÜNEN angenom- 
men worden. 

Es folgt nun die Abstimmung über die Beschluß- 
empfehlung auf Drucksache 11/4544. Wer stimmt da- 
für? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Diese Beschlußempfehlung ist einstimmig angenom- 
men worden. 

Der Tagesordnungspunkt 5 m ist abgesetzt wor- 
den. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Tages- 
ordnungspunkt 5 n. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Können Sie 
bitte noch einmal den Titel sagen?) 

~ Ich will der Kollegin helfen und sagen; Es geht um 
die Drucksache 11/4650, einen Antrag der Fraktion 
der SPD betreffend Stärkung der Rechte des Europäi- 
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Vizepräsident Westphal 

(A) sehen Parlaments. Jetzt haben wir genügend hervor- 
gehoben, wie wichtig dieser Antrag ist. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Ich wollte nur, 
daß Sie das auch hören! — Irmer [FDP]: Ich 
wollte eine Erklärung nach § 31 abgeben! 

Ich habe das vorher angemeldet!) 

— Das ist mir gemeldet worden; es steht hier in der 
Notiz. Bitte schön, Herr Irmer, nach § 31 der Ge- 
schäftsordnung erteile ich Ihnen dazu vor der Abstim- 
mung das Wort. 

Irmer (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Frau Kollegin Wieczorek-Zeul hat heute früh 
gesagt, daß sie Wert darauf legt, daß wir über diesen 
Antrag heute schon abstimmen. 

Ich muß Ihnen sagen, Frau Kollegin: Es tut mir au- 
ßerordentlich leid, wir müßten uns, wenn Sie auf der 
Abstimmung bestehen, gegen diesen Antrag ausspre- 
chen. 

Es ist erklärungsbedürftig, wenn die FDP-Fraktion 
sagt, daß sie einem Antrag nicht zustimmen kann, der 
mit „Stärkung der Rechte des Europäischen Parla- 
ments" betitelt ist. Wir haben hier aber ein Problem. 
Sie hatten ursprüngheh einen Antrag eingebracht, der 
sich ähnheh wie unser Antrag darauf beschränkte zu 
sagen, daß sich der Deutsche Bundestag einmütig für 
eine Stärkung des Europäischen Parlaments aus- 
spricht. Wir haben darüber hinaus eine Frist gesetzt. 
Wir haben gesagt, bis zum 31. Dezember 1992, dem 
magischen Datum für die Verwirklichung des euro- 
päischen Binnenmarktes, muß auch deutlich werden, 
daß die EG nicht nur eine wirtschaftliche Dimension, 

(B) sondern darüber hinaus eine politische Dimension 
hat. Sie haben dankenswerterweise in Ihrem Antrag 
unter Ziffer 7 genau diesen Gedanken auf gegriffen, 
und zwar zum wiederholten Male. Wir freuen uns 
darüber. Sie haben lediglich nicht das Datum 31. De- 
zember 1992 erwähnt, sondern haben gesagt: zu Be- 
ginn der Wahlperiode des jetzt am Sonntag zu wähl- 
enden Parlaments. Sie haben auch keine Frist ge- 
setzt. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Doch! Bis Ende 
1991! Das ergibt sich ganz klar!) 

— Ja, es ergibt sich daraus. 

Uns gefällt der 31. Dezember 1992 besser, weil das 
auch das Datum der Vollendung des Binnenmarkts ist. 
Darüber hinaus haben wir der Bundesregierung eine 
Berichtspflicht auferlegt — wir werden das nachher 
beschheßen — , wonach die Bundesregierung jedes 
Jahr über die Fortschritte zu berichten hat. 

Jetzt kommt aber der viel gravierendere Punkt. 
Liebe Frau Kollegin Wieczorek-Zeul, liebe Heidi, 
Sie oder du — der Form halber: Sie; nicht aus Bos- 
heit — 

Vizepräsident Westphal: Bitte keine Debatte! Sie 
müssen bei der Erklärung nach § 3 1 der Geschäftsord- 
nung bleiben. 

Irmer (FDP): Ich halte mich an die Zeit. 

Sie verlangen hier, daß wir im Hauruck- Verfahren 
Einzelheiten eines europäischen Verfassungsentwur- 
fes beschließen. Schauen Sie sich doch einmal Ihre 
Ziffern 1 bis 6 an. Das können wir doch nicht machen. 


wenn die Drucksache erst seit zwei Wochen auf dem (C) 
Tisch liegt und wenn hier heute früh nur fünf Minuten 
dazu gesprochen wurde. Das ist unmögheh. Dazu ju- 
beln Sie uns im Schlußsatz noch die Einführung eines 
Europaausschusses im Bundestag unter. 

Meine Damen und Herren, dies muß in den Aus- 
schuß, oder wir müssen es ablehnen. Ich kann doch 
jetzt nicht beschließen, daß das Europäische Parla- 
ment zwar den Präsidenten der Kommission, aber 
nicht die einzelnen Mitglieder wählt. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege, dies ist De- 
batte, dies hätte heute vormittag geschehen müssen. 

Es tut mir furchtbar leid. 

Irmer (FDP): Ich erkläre, warum meine Fraktion, 
falls Sie auf Abstimmung an Ort und Stelle bestehen, 
dazu gezwungen ist, diesen Antrag abzulehnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Auf der gleichen Basis hat 
sich die Kollegin Frau Wieczorek-Zeul gemeldet. Bitte 
schön. 

Frau Wieczorek-Zeul (SPD): Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Es steht natürlich jeder Fraktion frei, bei 
Abstimmung über diesen Antrag getrennte Abstim- 
mung zu den einzelnen Punkten zu beantragen. Die 
Frage des gleichgewichtigen Gesetzgebungsrechtes 
des Europäischen Parlamentes gegenüber dem Mini- 
sterrat ist eine Forderung 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Deswegen sind Sie 
aus dem Europäischen Parlament freiwillig 
ausgeschieden!) 

— da Sie der Debatte heute morgen nicht zugehört 
haben, wären Sie jetzt besser still; das würde ich Ih- 
nen sehr empfehlen — , die alle Parteien in diesem 
Hause in ihren Programmen haben. 

Im übrigen haben wir als SPD-Fraktion hier einen 
Antrag eingebracht, der in diesen konkreten Fragen 
Aufforderungen an das Europäische Parlament und 
an die Bundesregierung richtet und sagt: Auf der Ba- 
sis dieser Vorschläge soll es eine parlamentsfreundli- 
che Reform der EG-Verträge geben. Diesem Auftrag, 
lieber Uli Irmer — jetzt sage ich auch „Sie" — , könn- 
ten auch Sie zustimmen. 

Ich halte es für ganz wichtig, daß wir in dieser De- 
batte heute nicht nur allgemeine hehre Erklärungen 
abgeben, sondern einen konkreten Auftrag geben; 
denn, Uli Irmer, du weißt genausogut wie ich: Jede 
Bundesregierung hat aus dem Kompetenzverlust des 
nationalen Parlamentes Machtgewinn gezogen, und 
sie wird diesen Machtgewinn ohne den Auftrag unse- 
res Parlamentes und ohne parlamentarischen Druck 
nicht ab geben. Es geht darum, daß wir als Deutscher 
Bundestag heute ein klares Votum abgeben und das 
Europäische Parlament in dieser Frage unterstützen. 

Ich danke Ihnen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Eine reine Show- 
Sache, die Sie hier machen!) 
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(A) Vizepräsident Westphal; Meine Damen und Herren, 
für den Präsidenten hier oben ist es immer schwierig, 
zu wissen, ob es sich tatsächlich um eine Erklärung 
nach § 31 der Geschäftsordnung handelt. Wir können 
immer nur im nachhinein feststellen, ob sich eine Er- 
klärung in dem erlaubten Rahmen gehalten hat. Ich 
muß zu den beiden eben abgegebenen Erklärungen 
feststellen, daß sie sich nicht ganz im Rahmen des § 31 
unserer Geschäftsordnung gehalten haben. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Ich bitte um 
Nachsicht!) 

Wir kommen zur Abstimmung über den Tagesord- 
nungspunkt 5 n. Zur Abstimmung steht der Antrag 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 11/4615, betref- 
fend Stärkung der Rechte des Europäischen Parla- 
ments. Wer für diesen Antrag stimmt, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal- 
tungen? — Dieser Antrag ist mit der Mehrheit der 
Koahtionsfraktionen bei Stimmenthaltung der Frak- 
tion DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Tagesord- 
nungspunkt 5 o: Beschlußempfehlung des Auswärti- 
gen Ausschusses auf Drucksache 11/4450. Der Aus- 
schuß empfiehlt, den EntschÜeßungsantrag der Frak- 
tion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/1875, betref- 
fend die Erklärung der Bundesregierung über die Er- 
gebnisse des Europäischen Rates und der Gespräche 
in Washington abzulehnen. Wer für die Beschlußemp- 
fehlung des Auswärtigen Ausschusses stimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage- 
„ gen? — Enthaltungen? — Ich stelle fest, daß diese 
Beschlußempfehlung mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen und der SPD gegen die Stimmen der Frak- 
tion DIE GRÜNEN angenommen worden ist. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Tagesord- 
nungspunkt 5p. Wir stimmen über die Beschlußemp- 
fehlung des Ausschusses für Forschung und Techno- 
logie auf Drucksache 11/4669, betreffend Forschung 
und technologische Entwicklung auf den Gebieten 
Rohstoffe und Rückführung ab. Wer für diese Be- 
schlußempfehlung stimmt, den bitte ich um das Hand- 
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Die Beschlußempfehlung des Ausschusses ist bei 
Stimmenthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN ange- 
nommen worden. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Tagesord- 
nungspunkt 5 q. Wir stimmen über die Beschlußemp- 
fehlung des Ausschusses für Forschung und Techno- 
logie auf Drucksache 11/4670 ab. Es handelt sich um 
einen Vorschlag des Rates zur Umweltforschung. Wer 
für die Beschlußempfehlung stimmt, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal- 
tungen? — Bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE 
GRÜNEN wurde diese Beschlußempfehlung ange- 
nommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über Zusatztages- 
ordnungspunkt 3. Dies betrifft die Beschlußempfeh- 
lung des Auswärtigen Ausschusses auf Drucksache 
11/4735. Es geht um einen Entschließungsantrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und der FDP betreffend 
Vollendung des europäischen Binnenmarktes sowie 


um einen Antrag der Fraktion der SPD betreffend (C) 
Europapolitik. 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Getrennte Ab- 
stimmung!) 

— Getrennte Abstimmung. — Der Ausschuß empfiehlt 
auf Drucksache 11/4735 unter Ziffer 1, den Entschlie- 
ßungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP auf der Drucksache 11/3865 anzunehmen. Wer 
stimmt für die Beschlußempfehlung? — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Diese Beschlußemp- 
fehlung ist mit der Mehrheit der Koahtionsfraktionen 
gegen die Stimmen der anderen Fraktionen ange- 
nommen worden. 

Jetzt kommen wir zu der Empfehlung des Aus- 
schusses auf Drucksache 11/4735 unter Ziffer 2. Der 
Antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 11/3851 
(neu) soll abgelehnt werden. Wer für die Beschluß- 
empfehlung stimmt, den bitte ich um ein Handzei- 
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Dann ist die Beschlußempfehlung mit der Mehrheit 
der Fraktionen der Koalition gegen die Stimmen der 
SPD -Fraktion und bei Enthaltung der Fraktion DIE 
GRÜNEN angenommen worden. 

Wir kommen zu Zusatztagesordnungspunkt 4: Wir 
stimmen über die Beschlußempfehlung des Auswärti- 
gen Ausschusses auf Drucksache 11/4751 ab. Es geht 
um einen Entschließungsantrag zu der Unterrichtung 
durch das Europäische Parlament „Entschließung 
zum Europa der Bürger". Der Abgeordnete Todenhö- 
fer hat die Absicht, eine Erklärung nach § 31 der Ge- 
schäftsordnung abzugeben. Ich gebe ihm dazu das 


Dr. Todenhöfer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Vor einigen Mona- 
ten hatten eine Reihe von Kollegen und ich versucht, 
im Zusammenhang mit dem Entwurf des Europäi- 
schen Parlaments zur Gründung der sogenannten Eu- 
ropäischen Union einen ergänzenden Entschlie- 
ßungsantrag zu erreichen, der das Recht der Deut- 
schen auf Wiedervereinigung in völkerrechtlich ver- 
bindlicher Form voll und uneingeschränkt berück- 
sichtigt und absichert und damit die Europapolitik 
mit der Wiedervereinigungspolitik in Einklang hält. 

Ich sehe es als einen Erfolg unserer damahgen Be- 
mühungen an, daß es durch die CDU/CSU-Fraktion 
im Januar 1989 mit Zustimmung der FDP zu einem 
ergänzenden Entschließungsantrag gekommen ist, 
der versucht, das Ziel der Wiedervereinigung zu ei- 
nem ausdrücklichen Ziel der westeuropäischen Ge- 
meinschaft zu machen, und der die westeuropäische 
Integration in eine gesamteuropäische Zielsetzung 
stellt. Dies ist ein äußerst bedeutsamer Schritt in die 
richtige Richtung. 

Ichbedaure übrigens sehr, daß sich die SPD diesem 
Antrag nicht angeschlossen hat. Das spricht aus mei- 
ner Sicht für ein gestörtes Verhältnis zum Thema Wie- 
dervereinigung. 

(Wiefelspütz [SPD]: Unverschämtheit! — 
Weiterer Zuruf von der SPD: Dummes 
Zeug!) 
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Dr. Todenhöfer 

(A) Obwohl ich seinerzeit in der CDU/CSU-Fraktion 
einen weitergehenden Antrag eingebracht hatte, 

(Wiefelspütz [SPD]: Sie Ewiggestriger!) 
werde ich dem Entschließungsantrag der Fraktionen 
von CDU/ CSU und FDP bei der Abstimmung im Deut- 
schen Bundestag zustimmen. Ich habe meinen eige- 
nen Antrag vorläufig — ich unterstreiche: vorläufig — 
zurückgestellt, weil die jetzt dem Deutschen Bundes- 
tag vorliegende Entschließung der Realisierung mei- 
nes Anliegens nicht widerspricht. Die CDU/CSU- 
Fraktion hat sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt, da es 
noch nicht um einen ratifikationsfähigen Vertragsent- 
wurf geht, noch nicht mit den rechtlichen Einzelheiten 
der Frage befaßt, wie die völlige Handlungsfreiheit 
der Bundesrepublik Deutschland in der Frage der 
Wiedervereinigung Deutschlands auch beim Beitritt 
zu einer Europäischen Union völkerrechtlich abgesi- 
chert werden kann. 

Die vorläufige Zurückstellung meines Antrags er- 
folgte allerdings nur unter der Bedingung, daß die 
Ratifikation der endgültigen Fassung des Gründungs- 
vertrages zur Europäischen Union davon abhängig 
gemacht wird, daß der Vertrag die Verwirklichung 
des Ziels der Wiedervereinigung Deutschlands in kei- 
ner Weise behindert. Dies setzt konkret voraus, daß 
durch einen eindeutigen und unmißverständlichen 
Wiedervereinigungsvorbehalt oder durch die Formu- 
lierung des Vertragstextes selbst völkerrechtlich ver- 
bindhch sichergestellt wird, daß die Bundesrepublik 
Deutschland befugt bleibt, ohne die Zustimmung an- 
derer EG-Staaten auf das Ziel der Wiedervereinigung 
hinzuwirken und diese zu verwirklichen. Es muß si- 
chergestellt sein, daß die deutsche Wiedervereini- 
gung auch nach einem Beitritt der Bundesrepublik 
Deutschland zur Europäischen Union nicht am Veto 
eines oder mehrerer EG-Staaten scheitern kann. 

Das gleiche gilt selbstverständlich auch für die 
Gründung eines westeuropäischen Bundesstaates 
oder eines westeuropäischen Staatenbundes. Das 
Selbstbestimmungsrecht der Deutschen kann nicht 
weniger umfassend sein als das Selbstbestimmungs- 
recht anderer Nationen dieser Welt. Die Wiederverei- 
nigung auf der Basis des Selbstbestimmungsrechts ist 
die Staatsräson der Bundesrepublik Deutschland. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen jetzt zur Ab- 
stimmung über den Entschließungsantrag der Frak- 
tionen der CDU/CSU und FDP auf Drucksache 
11/3866. Der Ausschuß empfiehlt, ihn anzunehmen. 
Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des Aus- 
schusses? — Wer stimmt dagegen? — Wer enthält 
sich? — Dann ist die Beschlußempfehlung mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen 
der GRÜNEN bei Enthaltung der Fraktion der SPD 
angenommen worden. 

Wir kommen jetzt zu einer ganzen Reihe anderer 
Tagesordnungspunkte, über die wir ohne Aussprache 
zu befinden haben. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 


Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes (C) 
über die Lohnstatistik 

— Drucksache 11/4118 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

— Drucksache 11/4766 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Hoss 

(Erste Beratung 134. Sitzung) 

Ich rufe die Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift 
mit den vom Ausschuß empfohlenen Änderungen auf. 

Wer Art. 1 bis 3, Einleitung und Überschrift mit den 
vom Ausschuß empfohlenen Änderungen anzuneh- 
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 

Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann sind 
die auf gerufenen Vorschriften bei Stimmenthaltung 
der Fraktion DIE GRÜNEN angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Wer ent- 
hält sich der Stimme? — Der Gesetzentwurf ist mit der 
gleichen Mehrheit und bei Enthaltung der Fraktion 
DIE GRÜNEN angenommen worden. 

Punkt 7 der Tagesordnung ist abgesetzt worden. 

(D) 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Errichtung neuer Freihäfen und 
zur Änderung des Zollgesetzes 

— Drucksache 11/4033 — 

a) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

— Drucksache 11/4738 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Poß 
Dr, Vondran 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8, Aus- 
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 11/4739 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Roth (Gießen) 

Dr. Weng (Gerlingen) 

Dr. Struck 
Frau Vennegerts 

(Erste Beratung 143. Sitzung) 

Ich rufe die §§ 1 bis 4, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei Enthaltung 
der Fraktion DIE GRÜNEN sind die aufgerufenen 
Vorschriften angenommen worden. 
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Vizepräsident Westphal 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Wer ent- 
hält sich der Stimme? — Bei Stimmenthaltung der 
Fraktion DIE GRÜNEN und bei einer Stimmenthal- 
tung aus der Fraktion der CDU/CSU ist der Gesetz- 
entwurf angenommen. 


Ich rufe Zusatzpunkt 5 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des vom Bundesrat 

eingebrachten Entwurfs eines . . . Gesetzes zur 

Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 

— Drucksache 11/2218 — 

a) Beschlußempfehlung und Bericht des In- 
nenausschusses (4. Ausschuß) 

— Drucksache 11/4643 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Lutz 

Regenspurger 

Richter 

Such 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 11/4647 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Deres 
Kühbacher 
Frau Seiler- Albring 
Kleinert (Marburg) 

(Erste Beratung 103. Sitzung) 

Ich rufe die Art. 1 bis 9, Einleitung und Überschrift 
in der Ausschußfassung auf. Wer den auf gerufenen 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal- 
tungen? — Bei Enthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN 
sind die Vorschriften angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dage- 
gen? — Enthaltungen? — Bei Enthaltung der Fraktion 
DIE GRÜNEN ist der Gesetzentwurf angenommen 
worden. 

Punkt 10 der Tagesordnung wird morgen auf geru- 
fen. 


Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Haus- 
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu dem Antrag 
des Bundesministers der Finanzen 

Einwilligung in die Veräußerung eines bun- 
deseigenen Grundstücks in München-Bogen- 


hausen, Möhlstraße 3, gemäß § 64 Abs. 2 (C) 

BHO 

— Drucksachen 11/4067 (neu), 11/4446 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Dr. Struck 
Roth (Gießen) 

Zywietz 

Frau Vennegerts 

Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des Haus- 
haltsausschusses auf Drucksache 11/4446? — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Diese Beschluß- 
empfehlung ist gegen die Stimmen der Fraktion DIE 
GRÜNEN angenommen worden. 

Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti- 
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 116 zu Petitionen 

— Drucksache 11/4656 — 

Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des Peti- 
tionsausschusses auf Drucksache 11/4656? — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei Enthaltung 
der Fraktion DIE GRÜNEN ist diese Beschlußempfeh- 
lung angenommen worden. 

Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Ausschusses für Wirtschaft (9. Aus- 
schuß) zu der Verordnung der Bundesregie- 
rung 

Aufhebbare Zweite Verordnung zur Änderung P) 
der Außenwirtschaftsverordnung 

— Drucksachen 11/4189, 11/4430 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Gautier 

Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des Aus- 
schusses für Wirtschaft auf Drucksache 11/4430? — 

Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Diese Be- 
schlußempfehlung ist bei Stimmenthaltung der Frak- 
tion DIE GRÜNEN angenommen. 

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Verkehr (14. Ausschuß) zu der Un- 
terrichtung durch die Bundesregierung 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Ra- 
tes über einen Verhaltenskodex im Zusam- 
menhang mit computergesteuerten Buchungs- 
systemen 

- Drucksachen 11/3703 Nr. 2.26, 11/4616 - 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Kohn 

Wer stimmt der Beschlußempfehlung des Ausschus- 
ses für Verkehr auf Drucksache 11/4616 zu? — Ge- 
genprobe! — Enthaltungen? — Diese Beschlußemp- 
fehlung ist einstimmig angenommen worden. 

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Ausschusses für Umwelt, Natur- 
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Vizepräsident Westphal 

(A) schütz und Reaktorsicherheit (2 1 . Ausschuß) zu 

der Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Än- 
derung und Ergänzung von Anhang II der 
Richtlinie 86/280/EWG betreffend Grenzwerte 
und Qualitätsziele für die Ableitung bestimm- 
ter gefährlicher Stoffe im Sinne der Liste I des 
Anhangs zur Richtlinie 76/464/EWG 

- Drucksachen 11/3832 Nr. 29, 11/4655 - 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Stahl (Kempen) 

Frau Garbe 

Wer stimmt für die Beschlußempfehlung des Aus- 
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit auf Drucksache 1 1/4655? — Wer stimmt dagegen? 
— Enthaltungen? — Diese Beschlußempfehlung ist 
einstimmig angenommen worden. 

Ich rufe Punkt 16 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Ausschusses für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit (13. Ausschuß) zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates über 
die Festsetzung von Höchstgehalten an Rück- 
ständen von Schädlingsbekämpfungsmitteln 
auf und in bestimmten Erzeugnissen pflanzli- 
chen Ursprungs, einschließlich Obst und Ge- 
müse, sowie zur Änderung der Verfahrensvor- 
schriften der Richtlinie 76/895/EWG über die 
Festsetzung von Höchstgehalten an Rückstän- 
den von Schädlingsbekämpfungsmitteln auf 
und in Obst und Gemüse 

- Drucksachen 11/4019 Nr. 2.36, 11/4671 - 

Berichterstatterin: 

Abgeordnete Frau Adler 

Wer stimmt für die Be Schluß empfehlung? — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei Enthaltung 
der Fraktion DIE GRÜNEN ist die Beschlußempfeh- 
lung angenommen worden. 

Ich rufe Zusatzpunkt 6 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD, FDP und der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN 

Beendigung des Bürgerkrieges in der Repu- 
blik SUDAN 

— Drucksache 11/4747 — 

Wer stimmt für den interfraktionellen Antrag auf 
Drucksache 11/4747? — Wer stimmt dagegen? — Die- 
ser Antrag ist einstimmig angenommen worden. 

Interfraktionell ist vereinbart worden, daß bei die- 
sem Tagesordnungspunkt auch die Unterrichtung 
durch das Europäische Parlament über die Entschlie- 
ßung zur dramatischen Lage im Sudan und zur Ge- 
fährdung der Friedensinitiative auf Drucksache 
1 1/4226 behandelt wird. Es wird vorgeschlagen, diese 
Vorlage zur federführenden Beratung an den Auswär- 
tigen Ausschuß und zur Mitberatung an den Ausschuß 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit zu überweisen. 


Sind Sie damit einverstanden? — Das kann ich fest- (C) 
stellen. Die Überweisung ist beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 17 und den Zu- 
satzpunkt 7 auf: 

17. Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Apel, Poß, Brück, Börnsen (Ritterhude), 

Dr. Hauchler, Huonker, Kastning, Matthäus- 
Maier, Dr. Mertens (Bottrop), Oesinghaus, 
Reschke, Westphal, Dr. Wieczorek, Bahr, Simo- 
nis, Ewen, Tietjen, Oostergetelo, Buschfort, 
Esters, Stahl (Kempen), Vosen, Großmann, 

Dr. Nöbel, Diller, Schreiner, Fischer (Hom- 
burg), Conrad, Dr. Götte, Müller (Pleisweiler), 
Hämmerle, Schäfer (Offenburg), Erler, Kirsch- 
ner, Bindig, Dr. Skarpelis-Sperk, Vahlberg, 
Bamberg, Wimmer (Neuötting), Leidinger, Kiß- 
linger, Weyel, Büchner (Speyer), Dr. Vogel und 
der Fraktion der SPD 

Steuerliche Behandlung der Grenzgänger 

— Drucksache 11/2328 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Finanzausschuß (federführend) 

Auswärtiger Ausschuß 
Haushaltsausschuß 

ZP7 Erste Beratung des vom Bundesrat eingebrach- 
ten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Bundessozialhilfegesetzes 
— Drucksache 11/391 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
(federführend) 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (^) 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß gern, § 96 GO 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen 
auf den Drucksachen 1 1/2328 und 1 1/391 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu überwei- 
sen. Kann ich Einverständnis feststellen? — Das ist der 
Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 18 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung des Antrags der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN 

Äußerungen von Regierungssprecher Bundes- 
minister Klein zur Waffen-SS 

— Drucksache 11/4585 — 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Äußerung des Regierungssprechers Bundes- 
minister Klein zur Waffen-SS 

— Drucksache 11/4696 (neu) — 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Beratung dieses Tagesordnungspunkts 45 Minu- 
ten vorgesehen. — Ich sehe dazu keinen Wider- 
spruch. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Oesterle-Schwerin. 

Frau Oesterle-Schwerin (GRÜNE); Herr Präsident! 
Kolleginnen und Kollegen! Es wäre sicher ein politi- 
scher Fehler, in dieser Debatte in einen ernsthaften 
wissenschaftlichen Streit mit Herrn Klein über die 
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Frau Oesterle-Schwerin 

(A) Rolle der Waffen-SS einzutreten. Die Geschichtsfäl- 
schung, die vom Regierungssprecher betrieben wird, 
ist so offensichtlich und ihr politischer Zweck so 
durchsichtig, daß kaum anzunehmen ist, daß Herr 
Klein und seine Sympathisanten in diesem Hause 
durch die Benennung der historischen Wahrheit zur 
Einsicht gebracht werden könnten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nur damit es protokollarisch festgehalten wird und 
weil wir es den Opfern schuldig sind, hier folgende 
Richtigstellung: Die Waffen-SS war eine faschistische 
Organisation, die fast ausschließlich aus Freiwilligen 
bestand; zwangsrekrutiert wurde erst in den allerletz- 
ten Kriegstagen, Ihre Aufgaben waren Mord und Ter- 
ror. Zu diesem Zweck wurde sie gegründet, ausgerü- 
stet und ausgebildet. 

Die Waffen-SS stellte die Kommandanturen in den 
Konzentrationslagern. Ihre Verbände sind verant- 
wortlich für die Vernichtung des Warschauer Ghettos. 
Sie sind verantwortlich für die Massaker von Lidice 
und Lezaky in der CSSR, Putten in Holland, Oradour 
und Tülle in Frankreich, Stavelot in Belgien, Marza- 
botto, Boves und Fosse Ardeatine in Italien, Pancevo 
in Jugoslawien und Babij Jar in der Sowjetunion. Dies 
ist alles erwiesen und dokumentiert. 

Wenn jemand heute versucht, die Waffen-SS zu re- 
habilitieren, dann kann das nur den Zweck haben, 
„die Lufthoheit über den deutschen Stammtischen'' 
zurückzuerobern, wie es einige Unionsstrategen vor 
kurzem gefordert haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Amen!) 

Die Wahlerfolge von Republikanern, DVU und NPD 
haben in der Union eine bemerkenswerte Reaktion 
ausgelöst. Nicht das Erstarken des Rechtsextremis- 
mus finden Sie gefährlich, sondern den Umstand, daß 
er sich in Stimmverlusten für die CDU/CSU nieder- 
schlägt. Diese Stimmen sollen zurückerobert werden, 
indem potentiellen Schönhuber-Wählern die Bot- 
schaft übermittelt wird, daß eine gesunde rechtsradi- 
kale Gesinnung immer noch am besten in der Union 
aufgehoben ist. 

(Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Das ist un- 
glaublich, was Sie hier erzählen! — Dr. Stark 
[Nürtingen] [CDU/CSU]: Sie sind eine Het- 
zerin! — Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 

Pfui Teufel!) 

Schlimm ist allerdings nicht nur, daß Hans Klein 
versucht, die Waffen-SS zu rehabilitieren, schlimm ist 
auch, wie er das tut. Mit dem zynischen Hinweis, es 
habe sich um eine „kämpfende Truppe" gehandelt, 
singt er das Hohe Lied vom pflichtbewußten, guten 
deutschen Soldaten, der heldenhaft für sein Vaterland 
gekämpft hat. Dieses Lied singen wir nicht mit! Nicht 
nur nicht, wenn es um die Waffen-SS geht, auch dann 
nicht, wenn von der deutschen Wehrmacht die Rede 
ist. 

Auch den Soldaten der Wehrmacht gebührt weder 
Ruhm noch Ehre. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kittelmann 
[CDU/CSU]; Um Gottes willen! — Weiterer 
Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ja unglaub- 
lich!) 


Was war denn vorbildlich an ihnen? Ihr Gehorsam, der (C) 
sie zu den Waffen laufen ließ, als Hitler den Angriffs- 
krieg befahl? Ihr Pflichtbewußtsein, das sie auf den 
Widerstand gegen die mörderischen Pläne der Nazis 
verzichten ließ? Ihre Tapferkeit, die es Hitler ermög- 
lichte, Europa sechs Jahre lang mit einer Blutspur 
ohnegleichen zu überziehen? Oder ihr Heldenmut, 
der 20 Millionen Sowjetbürgerinnen und -bürgern 
das Leben kostete? Oder ihr Patriotismus, der sie be- 
reitwillig ihr Leben für ihr „Vaterland" opfern ließ? 

Das Gemetzel, das der deutsche Landser in Über- 
einstimmung mit der Haager Landkriegsordnung ver- 
anstaltet hat, erfüllt uns mit der gleichen Abscheu wie 
die Massaker der Waffen-SS. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Jetzt reicht es aber 
langsam! — Weiterer Zuruf von der CDU/ 

CSU: Schämen Sie sich!) 

Wir lehnen deswegen auch eine Sprachregelung ab, 
die von Kriegsverbrechen redet und verschweigt, daß 
der ganze Krieg ein Verbrechen ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Für die Opfer macht es keinen Unterschied, ob sie von 
vorn oder von hinten erschossen werden. 

Achtung und Respekt verdienen nicht die Soldaten, 
sondern ganz andere Menschen: diejenigen, die im 
Widerstand waren, sowieso, aber auch die Deser- 
teure, gerade weil sie durch ihre Fahnenflucht die 
Kampfeskraft der Truppe geschwächt haben. Deswe- 
gen verdienen sie Achtung und Respekt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Stadt Bonn hat vor wenigen Tagen den Antrag 
abgelehnt, ein Denkmal des unbekannten Deserteurs (D) 
aufzustellen. Der Bonner Oberbürgermeister und Ab- 
geordnete Daniels begründete diese Ablehnung unter 
anderem damit, das Denkmal sei eine „Diskriminie- 
rung all jener, die als Soldaten in der Bundesrepublik 
Deutschland Frieden und Freiheit schützen". 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Da hat er recht!) 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete 

Frau Oesterle-Schwerin (GRÜNE): Die Sprache ist 
verräterisch. 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete 

Frau Oesterle-Schwerin (GRÜNE): Ich komme zum 
Schluß. — Die Sprache ist verräterisch. Jemand, der 
die Ehrung von Menschen, die sich dem faschisti- 
schen Angriffskrieg durch Fahnenflucht entzogen ha- 
ben, für eine Diskriminierung der Bundeswehr hält, 
kann keine friedlichen Absichten haben. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das ist ja uner- 
hört!) 

Kolleginnen und Kollegen, Sie sehen, es gibt nicht 
nur den Fall Klein. 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete 

Frau Oesterle-Schwerin (GRÜNE): Die CDU/CSU 
ist voll mit solchen Fällen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aufhören!) 



Deutscher Bundestag — 1 1 . Wahlperiode — 149. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 15. Juni 1989 


11087 


(A) Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete, ich 
habe darum gebeten, daß Sie die Redezeit beach- 
ten, 

Frau Oesterle-Schwerin (GRÜNE): Ich komme zum 
Schluß. 

Vizepräsident Westphal: Nein, das haben Sie schon 
einmal gesagt, Frau Kollegin. Ich wäre dankbar, wenn 
Sie die 

Frau Oesterle-Schwerin (GRÜNE): Ich komme zum 
Schluß. Einen Schlußsatz. — Nicht Herr Klein muß 
weg. Die Geisteshaltung, die solchen Aussagen zu- 
grunde liegt, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Ich denke gar nicht 
daran, daß ich mir das anhöre!) 
die gleiche Geisteshaltung übrigens, die es ermög- 
licht, daß die SS-Nachfolgeorganisation HIAG als ge- 
meinnützig anerkannt wird, . . . 

Vizepräsident Westphal: Frau Kollegin 

Frau Oesterle-Schwerin (GRÜNE): . . . diese Gei- 
steshaltung muß bekämpft werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
wir wissen, daß wir ein schwieriges Thema vor uns 
haben und daß dabei die Emotionen sehr unterschied- 
lich sein können. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU] : Ich war auch Soldat! 

Damit das klar ist!) 

Trotzdem haben wir uns alle daran zu halten. 

Ich möchte auch den Kollegen Dr. Stark darauf hin- 
weisen, daß sein Zwischenruf „Hetzerin'' so nicht ste- 
henbleiben darf. Ich rufe ihn deswegen zur Ord- 
nung. 

Das Wort hat der Abgeordnete Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren! In der Tat ist Anlaß für die 
heutige Debatte die Äußerung von Herrn Bundesmi- 
nister Klein in seinem Interview mit der „Quick" vom 
2. Mai 1989, bestätigt vor der Bundespressekonferenz 
am 5. Mai 1989, wonach die Waffen-SS eine kämp- 
fende Truppe, keine Verbrecher gewesen sei, die 
„glaubte, ihr Vaterland verteidigen zu müssen". 

Wir Sozialdemokraten und auch ich persönlich be- 
absichtigen nicht, hier eine parteipolitisch motivierte 
Debatte zu führen, und wir wollen nicht, daß über 
Vorwürfe und Aufrechnungen hinüber und herüber 
Etiketten vergeben werden, die nicht zur geschichtli- 
chen Wahrheit und nicht zur demokratischen Tugend 
von Wahrhaftigkeit und Toleranz beitragen. Wir be- 
antragen auch nicht den Rücktritt eines Mitglieds der 
Bundesregierung, sondern wir haben den Wunsch, 
daß sich Herr Klein revidiert und daß sich die Bundes- 
regierung von seiner Äußerung, wenn er es nicht sel- 
ber tut, distanziert. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Tip- 
pelt [Hannover] [GRÜNE]) 


Es wäre, meine Damen und Herren, ja keine Schwä- (C) 
che, wenn sich der Informationsminister berichtigt. Es 
wäre eher ein Zeichen von politischer Souveränität. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN und der FDP) 

Wenn diese Regierung schon meint, einen Regie- 
rungssprecher im Ministerrang haben zu müssen, so 
muß um so sensibler bei öffentlichen Äußerungen, die 
gleichzeitig als offizielle Regierungsmeinung gelten 
könnten und im Ausland auch als solche verstanden 
werden, ihr Inhalt abgewogen werden, wenn es um 
die geschichtlich belegte Wahrheit geht. 

Die Waffen-SS, die vom Nürnberger Gerichtshof als 
verbrecherisch eingestuft wurde, kann nicht als 
„kämpfende Truppe" und „Vaterlandsverteidiger" 
rehabilitiert werden. SS und auch die Waffen-SS wa- 
ren politische Kampforganisationen des NS-Unrechts- 
staates. 

(Sehr wahr! bei der FDP) 

Ursprünglich gab es die sogenannte allgemeine SS, 
freiwillig organisierte „politische Soldaten der 
NSDAP". Aus ihren Reihen rekrutierten sich auch die 
Verantwortlichen des SD. Zwei weitere Verbände ka- 
men hinzu, die SS-Verfügungstruppe und die Toten- 
kopf-Verbände, die mit der Bewachung von Konzen- 
trationslagern beauftragt wurden und die im Jahre 
1934 der allgemeinen SS unterstellt wurden. 

Eine dritte Gliederung war die Waffen-SS. Sie 
wurde zu einem untrennbaren Teil der gesamten SS 
und nicht etwa ein vierter Teil der Wehrmacht. Himm- 
ler selbst hat im April 1943 in einer Anweisung alle 
SS-Organisationen genannt, die künftig als Teile der 
Waffen-SS gelten sollten. Sämtliche damals vorhan- 
denen Konzentrationslager standen auf dieser Liste. 

Die Wachmannschaften trugen Uniformen der Waf- 
fen-SS und besaßen Soldbücher der Waffen-SS. Wäh- 
rend des Krieges fand laufend ein Personalwechsel 
zwischen den Feldeinheiten der Waffen-SS und den 
Kommandos der Konzentrationslager statt. 

Truppen der Waffen-SS und Einheiten des Ersatz- 
bataillons 14 unter dem Kommando des Hauptsturm- 
bannführers der Waffen-SS Wiesmann haben das 
tschechische Dorf Lidice überfallen und zerstört, 

192 Männer und 8 Frauen an Ort und Stelle erschos- 
sen, weiter 196 Frauen in das KZ Ravensburg ge- 
bracht und 105 Kinder verschleppt. 

Die Waffen-SS-Division „Das Reich" hat unter Mit- 
beteiligung des SS-Panzergrenadier-Regiments 4 
„Der Führer" vor 45 Jahren und 5 Tagen das franzö- 
sische Dorf Oradours sur Glane in Trümmer gelegt 
und alle Einwohner, 244 Frauen, 190 Männer, der äl- 
teste 91 Jahre alt, das jüngste Kind 12 Tage alt, ermor- 
det. 

Waffen-SS-Einheiten haben allein in Marzabotto 
bei Bologna 1836 Menschen ermordet. 

Abteilungen der Waffen-SS-Division „Leibstan- 
darte Adolf Hitler", Angehörige der Waffen-SS-Divi- 
sion „Totenkopf" und Angehörige der Waffen-SS-Di- 
vision „Das Reich" waren verantwortlich für die Tö- 
tung von 20 000 sowjetischen Bürgern und die Er- 
schießung und Verbrennung bei lebendigem Leibe 
von sowjetischen Kriegsgefangenen in Charkow. 
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Waltemathe 

(A) Die Trauer und Scham, meine Damen und Herren, 
über diese und ähnliche Verbrechen, die mit „norma- 
lem Kriegsgeschehen"' und mit „Verteidigung des Va- 
terlandes als kämpfende Truppe“ überhaupt nichts zu 
tun haben, sondern mit der „Verwirklichung der na- 
tionalsozialistischen Idee“, wie das Organisations- 
handbuch der NSDAP von 1943 die besonderen Auf- 
gaben beschrieb, verbieten es, heute ein Achtbar- 
keitszeugnis über die Waffen-SS regierungsamtlich 
auszusprechen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der FDP) 

Meine Damen und Herren, es bleibt dabei: Die SS 
und auch die Waffen-SS war eine terroristische Orga- 
nisation des Nazi-Staates. Sie war verbrecherisch. 

Auch dabei bleibt es: Es gab Menschen, damals 
jung, die in ihren Idealen mißbraucht wurden und die 
das ehrhch und tief bereut haben und sich noch heute 
schmerzlich bewußt sind, daß sie eben nicht einer 
„normalen kämpfenden Truppe“ angehört haben. 
Auch als Angehörige der Opfer des NS-Terrors kön- 
nen wir heute Respekt haben vor denjenigen, die sich 
gerade aus ihrer Gewissensnot und Scham heraus 
dazu verschrieben haben, an unserem demokrati- 
schen Staatswesen und dem Schutz der individuellen 
Menschenrechte vor staatlichen Übergriffen aktiv 
mitzuarbeiten. Schuld ist nie kollektiv, und es geht 
nicht darum, allen freiwilligen und unfreiwilligen An- 
gehörigen der damaligen Waffen-SS das Kainsmal 
des Verbrechers aufzudrücken. Es geht darum klarzu- 
machen, daß die Organisation Waffen-SS ein Instru- 
ment des Terrors der NS-Unrechtsideologie war und 

(B) sie zu eben diesem Zwecke gegründet und aufgebaut 
wurde und eben nicht als vierter Wehrmachtsteil. 

(Dr. Penner [SPD]: So ist es!) 

Meine Damen und Herren, wenn wir die Gefühle 
der damals Verführten und heute Geläuterten heute 
respektieren wollen und auch anerkennen wollen, 
daß sie ihre spezifischen Traumata haben, so können 
wir an den Gefühlen der überlebenden Opfer und der 
Hinterbliebenen von Opfern nicht Vorbeigehen. Für 
sie, für diese Opfer und ihre Hinterbliebenen, ist „SS“ 
das Symbol für die physische Durchführung von Aus- 
rottungs- und Endlösungspolitik, von Massakern an 
Zivilbevölkerung, von Zwangsarbeit und Konzentra- 
tions- und Vernichtungslagern. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Genau so ist 
es!) 

Jeder Versuch, jetzt die Organisation Waffen-SS als 
nicht verbrecherisch reinzuwaschen, widerspricht der 
geschichtlichen Wahrheit. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der FDP) 

Unsere heutige Schlußfolgerung in allen demokra- 
tischen Parteien muß lauten: Nie wieder dürfen junge 
Menschen dazu verführt werden, nie wieder darf jun- 
gen Menschen eingeredet werden, es gäbe politische 
Zwecke, die das Mittel staatlichen Terrors und staat- 
lich organisierten Massenmordes rechtfertigen könn- 
ten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der GRÜNEN, der CDU/CSU und der FDP) 


Vor der Vergangenheit kann niemand fliehen. Aber (C) 
die Zukunft können wir selber gestalten. Dazu gehört, 
daß ein Informationsminister, Herr Klein, nicht Des- 
information betreibt. 

Unser Antrag dient dazu, in differenzierter Form 
eine Klarstellung durch den Bundestag herbeizufüh- 
ren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes- 
minister für besondere Aufgaben, Herr Klein. 

(Duve [SPD]: Für besonnene Aufgaben!) 

Klein, Bundesminister für besondere Aufgaben, 

Chef des Presse- und Informationsamtes der Bundes- 
regierung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Herr Kollege Waltemathe, ich kann das meiste von 
dem, was Sie gesagt haben, akzeptieren. Ich bedanke 
mich für die Form, in der Sie es gesagt haben. Das 
stand in einem angenehmen Gegensatz zu Sprache 
und Form Ihrer Vorrednerin. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der FDP) 

Vor ziemlich genau vier Jahren habe ich in diesem 
Hohen Hause folgende Sätze zitiert: 

Niemand kann in Abrede stellen, daß unter natio- 
nalsoziahstischer Führung von Deutschen unfaß- 
liche, die menschliche Vorstellungskraft über- 
schreitende Verbrechen begangen worden sind. (B>) 
Sie können nicht geleugnet, nicht bagatellisiert 
und nicht entschuldigt werden. 

Diese Sätze stammen von dem ehemaligen General- 
oberst der Waffen-SS Paul Hausser. 

Kein demokratischer Politiker in diesem Staat und 
kein Mensch mit Gewissen nimmt gegenüber den 
Verbrechen, die im deutschen Namen und von Deut- 
schen begangen worden sind, eine andere Haltung 
ein. 

Ich habe mich zu keinem Zeitpunkt an der Beschö- 
nigung von Verbrechen oder an Sympathiebekun- 
dungen für Verbrecher — frühere oder heutige — 
beteiligt. Meine Haltung in Fragen des Rechts und 
der Gewalt der Demokratie und der Menschen- 
rechte ist, öffentlich belegt durch 40jährige Arbeit als 
Journalist, als Diplomat, als Politiker, immer eindeutig 
gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der FDP) 

Es gibt keinen unter meinen Freunden und Bekann- 
ten in Deutschland oder in Israel, in Polen oder in 
Frankreich, in der Sowjetunion, in Amerika oder 
sonstwo auf der Welt, der das nicht zu bezeugen ver- 
möchte. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Warum sa- 
gen Sie dann so etwas?) 

Nur der Mißbilligungsantrag der GRÜNEN und der 
Distanzierungsantrag der SPD einschließlich der be- 
gleitenden Publizität unterstellen mir eine andere — 
der der SPD nicht — , moralisch und politisch nicht zu 
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Bundesminister Klein 

(A) rechtfertigende Haltung. Und warum? Weil ich An- 
fang Mai in einem „Quick "-Interview u. a. erklärt 
habe: 

Die Waffen-SS war doch eine kämpfende Truppe, 
keine Verbrecher. Die glaubten, ihr Vaterland 
verteidigen zu müssen. 

Obwohl ich mich wenige Tage nach Erscheinen des 
Inteviews in der Bundespressekonferenz ausdrücklich 
auf eine entsprechende Äußerung von Kurt Schuma- 
cher bezogen habe, wurden diese Anträge einge- 
bracht. 

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Das 
macht es doch nicht besser!) 

Kurt Schumacher, erster Nachkriegsvorsitzender 
der SPD, schrieb am 30. Oktober 1951 aus der Erfah- 
rung seiner eigenen Leiden im Konzentrationslager 
und in Kenntnis der Pauschalurteile des Internationa- 
len Militärgerichts in Nürnberg wörtlich an Professor 
Hersch in Genf: 

Aus dem Zweiten Weltkrieg sind mehr als 
900 000 Angehörige der früheren Waffen-SS zu- 
rückgekehrt. Diese Waffen-SS ist weder mit der 
allgemeinen SS noch mit den speziellen Organi- 
sationen der Menschenvernichtung und -Verfol- 
gung gleichzusetzen, sondern hat sich selbst als 
eine Art vierter Wehrmachtsteil gefühlt und ist 
damals auch so gewertet worden. Die Waffen-SS 
als Massenformation ist kriegsbedingt gewesen 
und für Kriegszwecke geschaffen worden. 

Ende des Zitats aus einem sehr differenzierten und 
umfangreichen Brief. 

Konrad Adenauer, der erste deutsche Bundeskanz- 
ler, erklärte in einer öffentlichen Rede in Hannover am 
30. August 1953, die von der SS begangenen Greuel 
seien ein Schandfleck für das deutsche Volk gewesen. 
Wörtlich sagte er: 

Aber was die Waffen-SS angeht, so liegt der Fall 
völlig anders. Ich weiß das aus eigener Erfahrung, 
weil ein Sohn von mir nur durch Zufall dem 
Schicksal entgangen ist, zur Waffen-SS eingezo- 
gen zu werden. 

Ende des Adenauer-Zitats. 

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]; Wohin- 
ter versuchen Sie sich jetzt eigentlich zu ver- 
stecken? Sie betreiben hier Geschichtsverfäl- 
schung schlimmster Art! Es wird dadurch 
nicht besser, daß es von Adenauer 
stammt!) 

Die Soldaten der Waffen-SS bezeichnete er als „Sol- 
daten wie andere Soldaten auch". 

Führende Politiker aller demokratischen Parteien 
haben in jenen Jahren ähnliche Erklärungen abgege- 
ben, um, wie Kurt Schumacher es nannte, „einer gro- 
ßen Menge von Menschen den Fluch der Kollektivdif- 
famierung abzunehmen". 

Meine Damen und Herren, soll dieser Fluch jetzt, 
viereinhalb Jahrzehnte nach Ende des Zweiten Welt- 
kriegs, erneut ausgestoßen werden? 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist nicht die 
Frage! — Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: 


Inzwischen gibt es eine historische For- (C) 

schung, die Sie zur Kenntnis nehmen müs- 
sen!) 

Hat sich dieser Staat nicht bemüht, individuelle 
Schuld, wo immer sie aufzuspüren und nachzuweisen 
war, zu ahnden? 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Er ist unfähig, 
etwas zurückzunehmen! — Dr. Lippelt [Han- 
nover] [GRÜNE]: Adenauer hat über Ora- 
dour nicht geforscht!) 

Darf ich als freier Bürger eines freien Landes — ich 
akzeptiere weder als Abgeordneter noch als Minister 
eine Einschränkung dieser Freiheit — nicht sagen, 
was die politischen Gründerväter dieses Staates zu 
Recht gesagt haben? 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Weil sie 
es nicht besser wußten! Inzwischen gibt es 
Forschungen!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Pen- 
ner? 

Klein, Bundesminister für besondere Aufgaben, 

Chef des Presse- und Informationsamtes der Bundes- 
regierung; Bitte nein. 

Pauschalurteile sind immer falsch, negative wie 
positive. Wenn ein deutscher Jude oder ein anderer, 
der von den Männern mit dem Runenzeichen im Kon- 
zentrationslager mißhandelt wurde, meine Äußerung 
über die Waffen-SS als Pauschalurteil empfindet, hat 
er ein Recht auf Differenzierung, die für mich immer 
eine Selbstverständlichkeit war. Die Unterscheidung (D) 
zwischen jenen Verbänden, die an KZ-Greueln und 
an Vernichtungsaktionen beteiligt waren, und den 
kämpfenden Truppen, liegt ebenso im Interesse der 
Hunderttausende von ehemahgen Angehörigen der 
Waffen-SS, die nicht in Verbrechen verstrickt wa- 
ren. 

Es gehört zum politischen Ethos der Bundesrepu- 
blik Deutschland, daß sich Staat, gesellschaftliche 
Einrichtungen und Bürger des dunkelsten Kapitels 
deutscher Geschichte bewußt bleiben. Doch im Inter- 
esse der jungen Menschen in unserem Lande und um 
der geschichtlichen Wahrheit und der Würde unseres 
Volkes willen darf die Generation der Väter und Groß- 
väter, der Mütter und Großmütter nicht pauschal zu 
einer Generation von Versagern und Verbrechern ge- 
stempelt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bekennen wir uns gemeinsam zu der friedenstiften- 
den Politik, mit der wir seit 40 Jahren zur Schaffung 
einer gerechten, die Menschenwürde achtenden Welt 
beizutragen versuchen, auch im Innern! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord- 
nete Frau Dr. Sonntag-Wolgast. 

Frau Dr. Sonntag-Wolgast (SPD): Herr Präsident! 
Meine Herren und Damen! Es gibt Äußerungen, die 
man nicht mit Vergessen und Schweigen übergehen 
kann. Die Sätze, die Sie, Herr Bundesminister, vor 
nunmehr sechs Wochen ausgesprochen haben, gehö- 
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Frau Dr. Sonntag-Wolgast 

(A) ren weiterhin dazu, auch nach dem, was wir vorhin 
gehört haben. 

Viele Menschen haben inzwischen mit Briefen und 
Stellungnahmen reagiert. Sie waren betreten, empört, 
ja fassungslos. Protest kam von ehemaligen KZ-Häft- 
lingen und Widerstandskämpfern. Heinz Galinski 
etwa erinnerte an eines der schrecklichsten Kriegs- 
verbrechen, nämlich die Auslöschung des französi- 
schen Ortes Oradour 1944. 

In all diesen Wochen der Auseinandersetzung wäre 
ein klärendes Wort von Ihnen, Herr Minister, dankbar 
aufgenommen worden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN und der FDP) 

Noch in diesen Tagen, wo anläßlich des Besuches der 
Moskauer Delegation Brücken nicht nur zwischen Ost 
und West, sondern auch zwischen Vergangenheit und 
Gegenwart geschlagen werden, hätte sich ein Signal 
dieser Art angeboten. Heute fragen wir Sie, Herr Bun- 
desminister, warum Sie dazu keine Anstalten ge- 
macht haben. Das Parlament jedenfalls durfte nicht 
mit Schweigen reagieren, und Sie haben eben auch 
nicht genug Einsicht gezeigt und überdies vierzig 
Jahre Erforschung der NS-Zeit negiert. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wir müssen es deswegen bekräftigen: Es kann 
keine pauschale Verurteilung geben — die ist auch 
gar nicht gemeint — , es darf aber auch kein pauscha- 
les Achtbarkeitszeugnis für die Waffen-SS geben, 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

und dagegen verwahren wir uns. Denn diese Aussage 
hält vor der historischen Wirklichkeit nicht stand, und 
sie erfüllt auch nicht den Anspruch der Öffentlichkeit 
im In- und Ausland auf einen sorgsamen und sensi- 
blen Umgang mit der jüngsten deutschen Vergan- 
genheit* 

(Sehr wahr! bei der FDP) 

Gerade ein Regierungssprecher muß in seinen Aussa- 
gen peinlich genau sein, er muß differenzieren, wo 
Differenzierung unumgänglich ist. 

Deshalb sagen wir: Es geht nicht an — mein Kollege 
Waltemathe hat es auch betont — , alle Angehörigen 
der Waffen-SS als Mörder oder Verbrecher einzustu- 
fen. Es geht aber ebensowenig an, diese Organisation 
samt und sonders von jeglichem Vorwurf der Schuld 
und Verstrickung reinzuwaschen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der GRÜNEN und der FDP) 

Wir wissen sehr genau, daß damals gerade junge 
Menschen auch gegen oder ohne ihren Willen zum 
Dienst in der Waffen-SS herangezogen wurden, und 
wir wissen auch, daß manche, die einstmals der Orga- 
nisation angehörten, heute nur noch mit Entsetzen, 
mit Scham und Trauer an die Verbrechen der NS- 
Gewaltherrschaft denken. 

Aber es ist völlig unakzeptabel für uns, die gesamte 
Waffen-SS als „kämpfende Truppe" und als „Vater- 
landsverteidiger" zu rehabilitieren. Einheiten der 


Waffen-SS waren an der Errichtung und Unterhaltung (C) 
von Konzentrationslagern, an Folter und Mord betei- 
ligt, und wer das leugnet, trägt nicht zur Versöhnung 
der Opfer bei, sondern zur Verhöhnung der Opfer und 
ihrer Nachfahren. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Es hat im Laufe der Nachkriegsgeschichte viele 
Menschen — auch innerhalb der SPD — schmerz- 
hafte Lernprozesse gekostet, bis sie sich bewußt wur- 
den, wie dauerhaft eine schonungslose Aufarbeitung 
von Geschehnissen und Folgen der NS-Diktatur sein 
muß und wie anhaltend Trauer und Reue. Auch Kurt 
Schumacher, den Sie eben auch wieder als Kronzeu- 
gen gegen den Grundton unseres Antrages heranzie- 
hen wollten, hat sich mit der Frage gequält. Von ihm 
stammt auch ein Satz, der in dem erwähnten Brief vom 
30. Oktober 1951 nach der Unterredung mit zwei frü- 
heren Angehörigen der Waffen-SS geschrieben 
wurde. Er schreibt dort: „Es besteht . . . gerade von 
dieser Seite gar nicht der Wunsch, an die Stelle der 
Kollektivschuld eine ebenso unmögliche Kollektivun- 
schuld zu setzen. " So weit das Zitat. 

Wir verlangen vom Regierungssprecher die Fähig- 
keit, einzuordnen und zu unterscheiden. Was um alles 
in der Welt, fragen wir, treibt den Regierungssprecher 
dazu, sich in der Frühphase seiner Amtszeit ausge- 
rechnet auf dem Gebiet der Beschönigung und der 
Beschwichtigung zu profilieren? 

Ich komme zum Schluß; noch zwei Sätze. Vielleicht 
war es eine wohlgeplante Verbeugung vor den Unbe- 
lehrbaren, denen vom Schlage „Schwamm drüber", 
aber allen anderen haben Sie, Herr Bundesminister, (D) 
einen schlechten Dienst erwiesen: denen, die bis 
heute noch mit der Erinnerung daran hadern müssen, 
daß sie und ihresgleichen zu der Generation der Ver- 
führten und Mißbrauchten gehört haben, aber vor al- 
lem auch denen, die zu den Opfern und den Verfolg- 
ten gehören. 

Wir warten auf ein eindeutiges Wort der Bundesre- 
gierung. Wir warten darauf, daß sie sich eindeutig 
distanziert. 

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Da kön- 
nen Sie lange warten!) 

Sie selbst, Herr Minister, haben diese Chance heute 
vertan. 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und bei 
Abgeordneten der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Gerster (Mainz). 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Renger) 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der jüdische 
Theologieprofessor Pinchas Lapide, der durch die 
Verbrechen der Nationalsozialisten sieben Familien- 
angehörige in Auschwitz verloren hat, sagte am 
6. Mai 1985 im Zweiten Deutschen Fernsehen, er be- 
werte es positiv — ich zitiere wörtlich — , „daß im 
Eichmann-Prozeß in Jerusalem eindeutig festgestellt 
wurde, daß die Waffen-SS . . . eindeutig eine Kampf- 
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Gerster (Mainz) 

(A) truppe innerhalb der Wehrmacht war"' — er fügt 
hinzu, was ich nicht teile — „und nichts mit KZ's zu 
tun hatte/' 

Zur damahgen emotionalen Diskussion über die 
Greueltaten von Nationalsozialisten fügte er an — ich 
zitiere — : 

Ich glaube, ein Auf reißen alter Wunden, die auch 
in meinem Herzen da sind, kann niemandem hel- 
fen: weder der historischen Wahrheit, noch dem 
Frieden, aber keineswegs der Versöhnlichkeit 
nach 40 Jahren, und 40 Jahre ist in der Bibel eine 
Periode, die abgeschlossen ist und nach Neuan- 
fang schreit. Der Versöhnlichkeit kann solches 
Aufreißen alter Wunden keineswegs dienen. Eine 
Blickwende nach vorne hingegen, in der wir Gott 
danken für den Neuanfang, der uns gewährt 
wurde, nach jener Gottesfinsternis: In der Tat 
Ja! 

Wir sollten diese Debatte in diesem Geist der Ver- 
söhnlichkeit führen, einer VersÖhnhchkeit, die nichts 
ungeschehen machen will oder gar rechtfertigt, was 
das NS-Unrechtsregime und seine Hilfstruppen an 
Verbrechen und Greueltaten unsäglich vielen Men- 
schen, anderen Völkern wie Verfolgten und vor allem 
Juden im eigenen Land angetan hat. 

Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion gilt die Fest- 
stellung, die Helmut Kohl am 21. April 1985 in Ber- 
gen-Belsen traf: 

Versöhnung mit den Hinterbliebenen und den 
Nachkommen der Opfer ist nur möglich, wenn 

(B) wir unsere Geschichte annehmen, so wie sie 
wirkhch war, wenn wir uns als Deutsche beken- 
nen: zu unserer Scham, zu unserer Verantwor- 
tung vor der Geschichte. 

Helmut Kohl fuhr fort: 

Für die Untaten der NS-Gewaltherrschaft trägt 
Deutschland die Verantwortung vor der Ge- 
schichte. Diese Verantwortung äußert sich auch 
in nie verjährender Scham. 

Diese Feststellungen gelten ohne jede Einschränkung 
auch für das Mitglied meiner Fraktion, Herrn Bundes- 
minister Klein. Gerade in dem kritisierten Interview 
hat er ausdrücklich betont, daß wir zu unserer Ver- 
gangenheit stehen. Zu dieser Vergangenheit stehen, 
heißt, daß wir historische Wahrheiten so zur Kenntnis 
nehmen, wie sie sind. Kein einziges Verbrechen darf 
geleugnet, beschönigt oder entschuldigt werden. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Genau 
das hat er doch getan!) 

Aber historische Wahrheiten dürfen auch nicht nach- 
träglich umschrieben werden. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Richtig, 
das sagen Sie denen einmal!) 

Tatsache ist, daß Kurt Schumacher schon 1951 davor 
warnte, die Waffen-SS mit der allgemeinen SS, noch 
mit den speziellen Organisationen der Menschenver- 
nichtung und -Verfolgung gleichzusetzen. Schuma- 
cher ging damals sogar noch einen Schritt weiter 
wenn er formuherte: 


Sie (C) 

— gemeint waren die Mitglieder der Waffen-SS — 

sind kollektiv haftbar für die Verbrechen des SD 
und der Menschenvernichtungsaktion gemacht 
worden, trotzdem sie als Waffen-SS kaum nähere 
Berührung damit hatten als andere Wehrmachts- 
teile. 

Vizepräsidentin Renger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Westphal? 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herrn Vizepräsiden- 
ten Westphal gestatte ich das immer sehr gerne, aber 
bitte nicht in diesem Zusammenhang. Herr Westphal, 
ich bitte um Nachsicht, aber ich möchte gerne im 
Zusammenhang vortragen. 

Helmut Schmidt schrieb am 12. November 1965 in 
der „Zeit": Man muß wissen — ich zitiere jetzt — , 

daß spätestens zur Zeit der Schlacht von Stahn- 
grad die Einheiten der Waffen-SS, die keines- 
wegs mit der Parteiorganisation der „allgemei- 
nen SS" identisch gewesen sind, keine Verbände 
von ausschließlich Freiwilhgen mehr waren. 
Viele wurden gepreßt, viele wurden gutgläubig 
verführt. Man darf nicht in den Fehler verfallen, 
alle 900 000 Soldaten der Waffen-SS mit einer 
besonderen Kollektivschuld zu beladen und sie 
mit den SS-KZ-Bewachungsmannschaften in ei- 
nen Topf zu werfen. 

Diese Äußerungen führender Sozialdemokraten, 
aber auch die von Pinchas Lapide, gehen sehr weit. 
Denn wir wissen, daß auch von Teilen der Waffen-SS 
Verbrechen und Greueltaten begangen wurden. 
Gleichwohl muß das Wort unseres Bundespräsidenten 
Richard von Weizsäcker auch für Mitglieder der Waf- 
fen-SS gelten: 

Schuld ist, wie Unschuld, nicht kollektiv, sondern 
persönlich. 

Wer dies sagt, wäscht nicht Unreines rein und entläßt 
niemanden aus seiner Verantwortung und Verant- 
wortlichkeit, sondern stellt lediglich klar, daß auch 
Mitglieder der Waffen-SS nicht kollektiv als Verbre- 
cher schuldig gesprochen werden dürfen. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Es geht 
um die Organisation! Sie treiben hier Verfäl- 
schung!) 

Ich meine, so und nicht anders, kann und muß man die 
Äußerung des Kollegen Klein verstehen. Wenn er 

— und das war die konkrete Situation in diesem Inter- 
view — unter Bezug auf die Gräber von in jungen 
Jahren gefallenen Mitghedern der Waffen-SS deren 
Rolle als kämpfende Truppe beschrieb und sich dage- 
gen wandte, diese kollektiv als Verbrecher zu kenn- 
zeichnen, meinte er eben nicht den verbrecherischen 
Teil der SS, sondern diejenigen, die Helmut Schmidt 
als „gepreßt und gutgläubig verführt" kennzeich- 
nete. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Das hat er 
aber nicht gesagt!) 

Ich selbst weiß aus Gesprächen, aus einer Reihe von 
Gesprächen, gerade in den letzten Tagen, mit Bun- 



11092 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 149. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 15. Juni 1989 


G erster (Mainz) 

(A) desminister Klein, daß er seine Äußerung auch so und 
nicht anders verstanden wissen wollte. 

(Dr. Penner [SPD]: Warum kann er sich denn 

nicht einmal entschuldigen und klarstellen? 

Ist das denn so schwer?) 

Dabei verkenne ich nicht, daß das Klein-Zitat aus 
dem Zusammenhang gerissen und einseitig interpre- 
tiert wurde, daß dadurch Mißverständnisse produziert 
wurden, Mißverständnisse, die ich bedauere. 

Ich erkenne nicht, daß Bundesminister Klein, wie 
die SPD behauptet, die Waffen-SS rehabilitieren oder 
von jeglicher Schuld und Verstrickung freisprechen 
wollte. Diese gewollte Fehlinterpretation bedauere 
ich ebenfalls. 

Die Feststellungen im SPD-Antrag, die sich auf die 
Beschreibung historischer Vorgänge und deren Wer- 
tung beziehen, könnte ich grundsätzlich unterschrei- 
ben, obwohl auch diese Beschreibungen allzu pau- 
schal erscheinen und wiederum Mißdeutungen Tür 
und Tor öffnen könnten. Daß aber Bundesminister 
Klein eine differenziert zu wertende Äußerung, eine 
Äußerung, die er auch selbst differenziert meint und 
so mir gegenüber bestätigt hat, daß er eine derartige 
Äußerung, die sich in der Kontinuität von Wertungen 
bedeutender Sozialdemokraten bewegt, zurückneh- 
men soll, ist nicht begründbar. Was kein Mensch von 
Kurt Schumacher und Helmut Schmidt damals ver- 
langte, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Die haben das so 
nicht gesagt!) 

wird nun im Jahr 1989 von Bundesminister Klein ein- 
gefordert. Man spürt die Absicht und ist verstimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD: O Gott!) 

Die CDU/CSU-Fraktion wird daher den SPD-An- 
trag und den Antrag der GRÜNEN ablehnen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD] : Das ist nicht zu fas- 
sen!) 

Wir sollten, wie uns Pinchas Lapide rät, die Blick- 
wende nach vorn richten und aus der Erinnerung an 
die dunkle Vergangenheit auch folgende Warnung 
mitnehmen: Gerechtigkeit gegenüber jedem walten 
zu lassen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit, 
(Beifall bei der CDU/CSU) 


Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Mischnick. 


Mischnick (FDP); Frau Präsidentin! Meine sehr ver- 
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Die Erklärung von 
Bundesminister Klein war notwendig. 

Ich hätte es begrüßt, wenn kurz nach dem Aufkom- 
men der damit verbundenen Wertungen das an Klar- 
stellung erfolgt wäre, was hier geschehen ist. 

(Dr. Penner [SPD]; Er hat doch gar nichts 
klargestellt!) 


Ich hätte es darüber hinaus begrüßt, wenn ein Wort (C) 
des Bedauerns darüber, daß daraus Mißverständnisse 
entstanden sind, gesagt worden wäre. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Herr Bundesminister, Sie haben mit Recht Redefrei- 
heit, Meinungsfreiheit für sich selbst genauso einge- 
fordert, wie es für uns alle gilt. Dieses Recht haben 
Sie. 

Aber es ist unbestreitbar, daß natürlich, wenn man 
an verantwortlicher Position steht, die Worte noch 
stärker gewogen werden, als es in anderen Fällen 
geschieht. Deshalb bitte ich, dies für die Zukunft zu 
bedenken. 

Wenn man sich bemüht, ein vielschichtiges Problem 
wie diese Frage griffig und kurz darzustellen, besteht 
die Gefahr, daß man dann wider eigenen Willen falsch 
verstanden wird, sei es bewußt, sei es unbewußt. Dies 
hat sich an diesem Beispiel gezeigt. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Er hat 

mich nicht überzeugt, daß es wider eigenen 
Willen war!) 

— Lieber Herr Kollege, wenn ich bei jedem, der in 
diesem Haus eine Äußerung getan hat und dann ver- 
sucht, sie zu differenzieren, unterstellen würde, daß es 
nicht seine Meinung ist, dann wäre ich ständig damit 
beschäftigt, in Zweifel zu ziehen, was hier gesagt 
wird. Dazu bin ich nicht bereit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - Dr. 

Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Er hat fünf Mi- 
nuten Zeit gehabt! Wir haben ganz genau 

zugehört!) ^ 

Es ist das Wort „Versöhnung" sowohl in dem Inter- 
view wie in dem Antrag der Sozialdemokraten gefal- 
len. 

(Zuruf der Abg. Frau Oe sterle- Schwerin 
[GRÜNE]) 

— Entschuldigen Sie mal! Sind Sie nicht fähig, einen 
anderen ausreden zu lassen? Ich habe bei Ihnen auch 
nicht dazwischengerufen. 

Bereitschaft zur Versöhnung in dem, was mit den 
schrecklichen Ereignissen dieser zwölf Jahre zusam- 
menhing, kann für mich persönlich nur vom Opfer 
selbst oder von Angehörigen der Opfer kommen. Sie 
kann weder durch Beschluß, positiv noch negativ, 
festgelegt werden. Das ist eine individuelle Angele- 
genheit, nach meiner Überzeugung keine kollektive 
Beschlußangelegenheit. 

(Dr. Penner [SPD]: Herr Mischnick, Sie ha- 
ben aber nur das Zitat übernommen!) 

— Ich habe es nach beiden Seiten gesagt, Herr Kol- 
lege Penner, wenn Sie das richtig verstanden haben: 
Versöhnung kann nur vom Opfer oder den Angehöri- 
gen der Opfer kommen, nicht von anderen. Ich kann 
aber auch dem Opfer nicht verwehren, daß es versöh- 
nen will, und dies ist auch ein Akt der Menschlichkeit, 
zur Versöhnung bereit zu sein. Deshalb will es nicht 
durch Beschluß auf oktroyieren, so oder so. 

(Waltemathe [SPD]: Richtig! — Beifall bei der 
FDP und der CDU/CSU) 
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Mischnick 

(A) Meine Damen und Herren, wir haben hier schon 
manche Debatten über diese Themen geführt, es ist 
noch gar nicht lange her. Wir sind uns immer bewußt 
gewesen, daß das, was Demokraten in diesem Staat 
aufgebaut haben, was durch Zuschütten von Gräben 
gelungen ist, nicht leichtfertig wieder aufgerissen 
werden soll. Auch in einer solchen Situation sollten 
wir uns dessen bewußt sein; denn das unnötige Auf- 
reißen von Gräben hat einmal dazu geführt, daß am 
Ende Radikale auf beiden Seiten das herbeiführten, 
was wir heute beklagen. 

Deshalb haben wir die Pflicht zur Aufklärung dar- 
über, was war, und zwar zur schonungslosen Aufklä- 
rung und zur Auseinandersetzung mit den damit zu- 
sammenhängenden Fragen. Es ist klar, daß Unter- 
scheidungen, wie sie Herr Schumacher zu Recht ge- 
troffen hat, im Ausland nicht in der gleichen Weise 
getroffen werden. 

(Dr. Penner [SPD]: Das ist auch nicht mehr 
erreichbar!) 

Deshalb muß man nicht sagen, man kann nicht diffe- 
renzieren, sondern man muß immer wieder deutlich 
machen, wo die Unterschiede liegen. 

Ich bin sehr froh darüber, daß im Antrag der SPD 
eben auch zum Ausdruck gebracht wird, daß eben 
nicht jeder Angehörige der Waffen-SS ein Verbrecher 
war, wie man umgekehrt nicht alle pauschal freispre- 
chen kann. 

Wenn wir aber vor den jungen Menschen bestehen 
wollen, dann ist es notwendig, weder so noch so zu 
pauschalisieren, sondern zu differenzieren 

(Waltemathe [SPD]: Richtig!) 

und auch den Mut zu haben, bei der Differenzierung 
Schuldeingeständnisse nicht nur verbal vorzuneh- 
men, sondern durch praktisches Handeln sichtbar 
werden zu lassen. Das ist bei vielen geschehen. Ich bin 
aber enttäuscht, wenn man nachträghch versucht, ih- 
nen noch ein entsprechendes Kainsmal zu geben. 

Meine Damen und Herren, wir vergessen nicht. Wir 
werden auch dafür sorgen, soweit es in unseren 
Kräften steht, daß nicht vergessen wird, was an Wahn- 
sinn, an Rassenwahn durch Völkerverhetzung und 
durch Krieg entstanden ist. Wir kennen die Folgen. 
Aber ich möchte auch hier noch einmal zitieren, was 
ich bei ähnlicher Gelegenheit auch an dieser Stelle 
gesagt habe. Es ist unanständig, sich selbst zu zitieren. 
Deshalb zitierte ich Theodor Heuss, aber das kann 
man auch nach vier Jahren noch einmal tun. Er hat bei 
der Einweihung des Denkmals Bergen- Belsen ge- 
sagt: 

Mir scheint, der Tugendtarif, mit dem die Völker 
sich selber ausstaffieren, ist eine verderbliche 
und banale Angelegenheit, Er gefährdet das 
klare, anständige Vaterlandsgefühl, das jeden, 
der bewußt in seiner Geschichte steht, tragen 
wird, das dem, der die großen Dinge sieht, Stolz 
und Sicherheit geben mag, ihn darum aber nicht 
in die Dumpfheit einer pharisäerhaften Selbstge- 
wißheit verführen darf. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Ich habe das 
nicht, dieses klare und einfache Vaterlands- 
gefühll) 


Gewalttätigkeit und Unrecht sind keine Dinge, (C) 
die man für eine wechselseitige Kompensation 
gebrauchen soll und darf; denn sie tragen die 
böse Gefahr in sich, im seelischen Bewußtsein 
sich zu kumulieren. Ihr Gewicht wird zur 
schlimmsten Last im Einzelschicksal, ärger noch 
im Volks- und Völkerschicksal. Alle Völker ha- 
ben ihre Rachebarden, oder, wenn diese ermüdet 
sind, ihre Zweckpublizisten in Reserve. 

Meine Damen und Herren, sorgen wir dafür, daß 
wir nicht in den Fehler verfallen, vor dem uns Theodor 
Heuss gewarnt hat; sehen wir zu, daß wir nicht in ihn 
verfallen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Das Wort zu einer Erklärung zur Abstimmung nach 
§ 31 der Geschäftsordnung hat der Herr Abgeordnete 
Lüder. 

Lüder (FDP) : Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die Kollegen Hildegard Hamm- 
Brücher, Gerhart Baum und Burkhard Hirsch haben 
mich gebeten, auch in ihrem Namen folgendes zu 
erklären: 

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE]: Das sind 
aber wenige!) 

Wir können die Äußerung von Herrn Klein nicht bil- 
ligen. Aber nach der Rede, die Sie, Frau Oesterle- P) 
Schwerin, heute, so weit deplaziert von dem Thema, 
gehalten haben, würde uns eine Zustimmung zu dem 
Antrag Ihrer Fraktion in ein völlig falsches Boot brin- 
gen. Deswegen lehnen wir den Antrag der GRÜNEN 
ab. 

Wir beantragen zum Antrag der SPD getrennte Ab- 
stimmung über die einzelnen Ziffern. Ich kann der 
Aufforderung unter Punkt 1, die praktisch, Herr Wal- 
temathe, doch daraus hinausläuft, daß die Regierung 
den Sprecher entlassen muß, nicht zustimmen. 

(Dr. Penner [SPD]: Das ist Punkt 4! — 

Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Er hat den alten 
Antrag!) 

— Ich habe den schreibmaschinengedruckten An- 
trag. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Es gibt einen 
neuen!) 

— Die SPD hat eine Neufassung gebracht, und darin 
enthält Punkt 1 die Distanzierung. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Ist in Ordnung! — 

Dr. Penner [SPD]: Ja, in Ordnung!) 

Dies würde dazu führen, daß praktisch der Kanzler 
den Sprecher entlassen müßte. 

(Waltemathe [SPD]; Das ist nicht unser Ver- 
langen!) 

Dies kann unsere Zustimmung nicht finden. 

Zweitens. Der Punkt 2 enthält, wie Kollege Gerster 
gesagt hat, eine Umschreibung und Beschreibung 
dessen, was die Waffen-SS war, in voller Differenzie- 
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Lüder 

(A) rung. Ich finde, dem müßten wir alle zustimmen kön- 
nen. Herr Bundesminister, ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie als Abgeordneter hier mit Ja stimmen wür- 
den. Sie würden damit ein Zeichen setzen, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
daß das, was hier differenziert gesagt ist, auch diffe- 
renziert erklärt werden kann. 

In bezug auf den Punkt 3 kann es, wie Wolfgang 
Mischnick eben ausgeführt hat, subjektiv sehr unter- 
schiedlich aufgefaßt werden, ob man Versöhnung zu 
einem Beschlußgegenstand macht oder nicht. Deswe- 
gen sollte hierüber die Abstimmung getrennt möglich 
sein, ebenso über Punkt 4. 

Vizepräsidentin Renger: Danke schön. 

Herr Gerster, Sie haben das Wort zu einer persönli- 
chen Erklärung nach § 30 der Geschäftsordnung. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe in 
meinem Redebeitrag erklärt, daß ich den sachlichen 
historischen Darstellungen und Wertungen in dem 
Antrag der SPD zu weiten Teilen zustimmen kann. Ich 
muß allerdings darauf hinweisen, daß in den Ziffern 1 
bis 3 neben diesen sachlichen Wertungen und Dar- 
stellungen auch die Behauptung enthalten ist, die 
Bundesregierung könnte sich einen derartigen Pres- 
sesprecher nicht leisten, 

(Dr. Penner [SPD]: In Ziffer 2 nicht!) 

— Es gibt noch weitere Behauptungen dieser Art in 
den Ziffern 1 bis 3. Deswegen sehe auch ich keine 
Möglichkeit, diesen Ziffern zuzustimmen. Ich erkläre 
aber ausdrücklich, daß das, was in meiner Rede ge- 
sagt ist, dennoch stimmt. 

Schönen Dank. 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
wir kommen jetzt zur Abstimmung, zuerst über den 
Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
11/4585. Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Dieser Antrag ist mit den Stimmen 
der Koalitionsparteien bei Enthaltung der SPD abge- 
lehnt. 

Wir kommen jetzt zu dem Antrag der SPD auf 
Drucksache 11/4696 (neu). Es ist Abstimmung über 
die einzelnen Abschnitte beantragt worden. 

Ich rufe Abschnitt 1 auf. Wer diesem Abschnitt zu- 
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei- 
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 4 Ent- 
haltungen aus der FDP und 1 Enthaltung bei der SPD 
ist dieser Abschnitt mit den Stimmen der CDU/CSU 
und der übrigen Mitglieder der FDP-Fraktion abge- 
lehnt worden. 

Ich lasse jetzt über den Abschnitt 2 ab stimmen. Wer 
diesem Abschnitt zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun- 
gen? — Mit der Mehrheit der Stimmen von CDU/CSU 
und FDP bei einigen Zustimmungen bei der FDP, bei 
Zustimmung der SPD und der GRÜNEN sowie bei 
einigen Enthaltungen ist dieser Teil des Antrags ab- 
gelehnt. 


Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ab- (C) 
Satz 3: Wer diesem Absatz 3 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Dieser Antrag ist — ich habe es 
nicht im einzelnen gezählt — mit der gleichen Mehr- 
heit — bei Enthaltungen bei der FDP — ebenfalls ab- 
gelehnt worden. 

Ich rufe jetzt den Punkt 4 auf: Wer diesem Absatz 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei- 
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei einigen 
Enthaltungen bei der FDP und einer Enthaltung der 
SPD ist dieser Teil mit Mehrheit gegen die Stimmen 
von SPD und GRÜNEN abgelehnt worden. 

Damit ist dieser Antrag abgelehnt. 

(Zuruf von der SPD: Gesamtabstimmung!) 

— Das ist eigentlich nicht üblich, aber wenn Sie es 
wünschen, kann ich auch dieses noch machen. 

(Zurufe von der SPD: Nein!) 

— Der Antrag ist damit insgesamt ab gelehnt. 

Meine Damen und Herren, ich rufe den Zusatzta- 
gesordnungspunkt 8 auf: 

Aussprache zu den Ereignissen in der Volksre- 
publik China 

Hierzu liegt ein interfraktioneller Entschließungs- 
antrag auf Drucksache 11/4790 vor. Nach einer inter- 
fraktionellen Vereinbarung ist für die Beratung eine 
Stunde vorgesehen. — Kein Widerspruch. Es ist so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau Ab- 
geordnete Geiger. (D) 

Frau Geiger (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! In der Nacht vom 
4. zum 5. Juni 1989, als die friedliche Demonstration 
der Studenten auf dem Platz des Himmlischen Frie- 
dens in Peking von Maschinengewehren und Panzern 
niedergewalzt wurde, ist ein großer Traum jäh zu 
Ende gegangen — der Traum von mehr Demokratie 
und Freiheit in einem großen Land. 

Auch wir haben uns offenbar getäuscht und waren 
auf die gewaltsamen Veränderungen in keiner Weise 
vorbereitet. Wir haben die wirtschaftlichen Fort- 
schritte Chinas gesehen und geglaubt, daß sich auch 
die Ideologie wandeln würde. Unsere Annahme war 
offenbar falsch. Sie hat sich als Illusion erwiesen. 

Der Befehl, auf friedlich demonstrierende Men- 
schen zu schießen, war Auslöser für eine Tragödie, die 
die ganze Welt erschüttert hat, und zu der auch wir, 
der Deutsche Bundestag, nicht schweigen dürfen. 

(Beifall des Abg. Schily [GRÜNE]) 

Nach diesem grausamen Massaker am eigenen Volk, 
nach den Massenverhaftungen und dem unverhohle- 
nen Aufruf zur Denunziation darf es nicht bei rein for- 
malen Protesten bleiben. Business as usual muß aus- 
geschlossen bleiben, so lange die grausamen alten 
Männer, die für das brutale Vorgehen der chinesi- 
schen Soldaten verantwortlich sind, an der Macht 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und den 
GRÜNEN) 
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Frau Geiger 

(A) Das bedrückende Klima, das zu den Zeiten der Kul- 
turrevolution herrschte, ist schneller zurückgekehrt, 
als irgendjemand glauben mochte. Eines allerdings 
hat sich geändert: Die gesamte Weltöffentlichkeit war 
diesmal Zeuge der Ausschreitungen. Via Bildschirm 
und Satellitenkameras wurden die furchtbaren Bilder 
in alle Wohnstuben transportiert. Sie haben die Welt- 
öffentlichkeit aufgerüttelt und zu einem Proteststurm 
ohnegleichen geführt. 

In China selbst allerdings dienten die gleichen 
grausamen Bilder zur Einschüchterung der Bevölke- 
rung. Die Bilder der brutal getöteten Soldaten und 
gedemütigter Gefangener brechen die Widerstands- 
kraft vieler Studenten und Bürger. Diesem Zweck die- 
nen wohl auch die plumpen Versuche, die Wahrheit 
zu verdrehen, von konterrevolutionärem Aufstand zu 
sprechen und die wahre Zahl der Opfer zu verschlei- 
ern. 

Aber diese Rechtfertigungsversuche richten sich 
selbst. Sie überzeugen weder uns noch die eigenen 
Bürger. Auf dem Platz des himmlischen Friedens wa- 
ren keine Konterrevolutionäre am Werk, sondern Tau- 
sende von freiheitsliebenden Bürgern und Studen- 
ten. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Das waren keine radikalen Systemveränderer, son- 
dern friedliche Demonstranten gegen Korruption und 
Wohnungsnot und für mehr Freiheit und Demokra- 
tie. 

(Beifall des Abg. Kittelmann [CDU/CSU]) 

Die Kritik aus dem Ausland weisen die chinesi- 
sehen Machthaber als unerwünschte Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten Chinas zurück. Die chi- 
nesische Regierung, die sich ja auch zu den Zielen der 
Charta der Vereinten Nationen bekennt und ständi- 
ges Mitglied im Sicherheitsrat ist, muß aber wissen, 
daß die Achtung der Menschenrechte ein Grundpfei- 
ler der internationalen Rechtsordnung ist. Chinas Ver- 
halten muß baldmöglichst vor die Generalversamm- 
lung und vor die Menschenrechtskommission der 
Vereinten Nationen gebracht und beurteilt werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD sowie der GRÜNEN) 

Wir trauern heute mit den Angehörigen der Opfer 
des Militäreinsatzes und sprechen den Verletzten und 
Gefangenen unser Mitgefühl aus. In China hat sich 
ein tiefer Graben des Mißtrauens zwischen der Bevöl- 
kerung einerseits und der Parteiführung und den 
Streitkräften andererseits aufgetan. Wer immer diese 
furchtbaren Taten befohlen hat, der hat seine politi- 
sche Glaubwürdigkeit endgültig untergraben. Die 
chinesischen Machthaber stehen heute vor dem 
Scherbenhaufen ihrer Politik. Eine Staatsführung, die 
derart unberechenbar und grausam gegen die eige- 
nen Staatsbürger einschreitet, verspielt jeden Kre- 
dit. 

Es ist eine Illusion, wenn die chinesische Führung 
erklärt, sie wolle die gleiche Politik der Öffnung wei- 
terführen. Die Erfahrung lehrt: Die Entfaltung schöp- 
ferischer Kräfte, auch auf wirtschaftlichem Gebiet, 
setzt ein Mindestmaß geistiger Freiheit voraus und ist 
ohne Achtung der Menschenrechte nicht möglich. Wo 


Unterdrückung und Willkür herrschen, verkümmern (C) 
Wohlstand und Wachstum. 

Wenn China nicht schnell zu einer Politik des Dia- 
logs, der Rechtsstaatlichkeit und der Achtung der 
Menschenrechte zurückkehrt, wird es technologisch, 
wirtschaftlich und kulturell einen schweren Rück- 
schlag erleiden und eine lange Periode des Nieder- 
gangs erleben. Deshalb fordere ich die chinesische 
Regierung mit allem Nachdruck auf, wenigstens jetzt 
die Verhaftungswelle gegen Studenten, Arbeiter und 
Professoren sofort zu stoppen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Für die deutsch-chinesische Zusammenarbeit wird 
es gravierende Auswirkungen geben. Welche Firma 
könnte sich in Zukunft entschließen, ihre Mitarbeiter 
dorthin zu entsenden? Welcher Professor würde dort 
hingehen, um ein Projekt durchzuführen? Selbst 
wenn sich die Lage wieder beruhigen sollte, bliebe 
doch die traumatische Erfahrung der hemmungslosen 
Gewaltanwendung und der politischen Unberechen- 
barkeit. Mit großem Bedauern sage ich daher: Für die 
deutsch-chinesische Zusammenarbeit ist derzeit die 
Geschäftsgrundlage entfallen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Welche Konsequenzen ergeben sich aus der ge- 
waltsamen Niederschlagung der friedlichen Bürger- 
proteste für unsere Chinapolitik? Wir sind bereit, hu- 
manitäre Hilfe zu leisten, wo immer es möglich ist. Wir 
appellieren an die chinesischen Machthaber, diese 
humanitäre Hilfe auch zu aktzeptieren. Alle chinesi- 
schen Bürgerinnen und Bürger, die sich derzeit in der 
Bundesrepublik aufhalten, die hier studieren und ar- (D) 
beiten, können auf unsere Verbundenheit und unsere 
Solidarität zählen. Sie sollen wissen, daß niemand ge- 
zwungen wird, derzeit nach China zurückzukehren. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich begrüße, daß alle Besuche auf hoher Ebene von 
und nach China abgesagt wurden. Daß der Auswär- 
tige Ausschuß seine Reise abgesagt hat, ist nur folge- 
richtig. 

(Frau Saibold [GRÜNE]: Und der Wirt- 
schaftsausschuß! - Dr. Göhner [CDU/CSU] : 

Und der Umweltausschuß!) 

In unserem gemeinsamen Antrag haben wir eine 
Reihe von Maßnahmen gefordert, die sicherlich noch 
erläutert werden. Vielen wird dies als zu wenig er- 
scheinen. Aber wie in vielen anderen Fällen müssen 
wir uns überlegen: Wen würden die Sanktionen tref- 
fen? Zu allererst diejenigen, die nichts für die politi- 
schen Zustände in ihrem Land können. Pauschale 
Boykottmaßnahmen oder Drohungen würden die chi- 
nesische Bevölkerung nur zusätzlich bestrafen. Wir 
werden jedoch jedes einzelne Projekt überprüfen und 
nur diejenigen fortführen, die der Bevölkerung unmit- 
telbar zugute kommen und nicht dem Regime. Neue 
Maßnahmen der Entwicklungszusammenarbeit kann 
es unter den jetzigen Voraussetzungen nicht geben. 

Wichtig ist, daß unsere Maßnahmen auch von der 
EG und allen demokratischen Staaten mitgetragen 
werden. Problematisch ist in diesem Zusammenhang 
die Rolle Japans. Wir sollten die japanische Regierung 
auffordern, die Entscheidungen des Westens zu re- 
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Frau Geiger 

(A) spektieren und aktiv mitzutragen und nicht zu unter- 
laufen. 

Eine Wiederaufnahme unserer Zusammenarbeit 
mit China setzt voraus, daß die elementaren Men- 
schenrechte für alle Bürger in der Volksrepubhk 
China gelten, für das chinesische Volk ebenso wie für 
die unter seinem staatlichen Dach lebenden Minder- 
heiten, allen voran die Tibeter. 

Ich bin entsetzt und empört, daß die DDR-Führung 
die Gewaltpraktiken der chinesischen Machthaber als 
Niederschlagung sogenannter konterrevolutionärer 
Umtriebe gutheißt. Schlimm und ein eklatanter Ver- 
stoß gegen die KSZE-Beschlüsse ist auch die Verhän- 
gung empfindlicher Geldstrafen gegen DDR-Bürger, 
die der chinesischen Botschaft eine Protestnote über- 
geben wollten. 

(Kittelmann [CDU/CSU]; Ein unerhörter 
Vorgang!) 

Ist das das Pfeifen im Walde einer um ihren Bestand 
fürchtenden reformunfähigen Funktionärsclique? Es 
ist eine Schande, daß es in der DDR so wenig neues 
Denken gibt. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wir wissen heute nicht, welchen Ausgang die Re- 
formprozesse in der Sowjetunion, in Ungarn und in 
Polen haben, so sehr wir ihnen Erfolg wünschen. Zu 
diesem Erfolg können wir nur einen kleinen Teil bei- 
tragen. Was an uns liegt, die Chancen der Reformpo- 
htik zu erhöhen, das werden wir beitragen. Das hat 
der jüngste Besuch des sowjetischen Parteichefs, Gor- 
batschow, in Bonn erneut sichtbar gemacht. 

(B) Ich hoffe immer noch für China; denn auf die Dauer 
— das hat die Geschichte vielfach gezeigt — läßt sich 
der Ruf nach mehr Freiheit und Demokratie nicht er- 
sticken. Die Zukunft gehört nicht den alten, skrupel- 
losen Männern in Peking, die nur noch mit Hilfe von 
Panzern und Maschinengewehren regieren können. 
Die Zukunft Chinas gehört vielmehr den jungen, in- 
telligenten weltoffenen Menschen. Diese Generation 
kann eine Zeit lang unterdrückt werden, aber ihre 
Ideale werden weiterleben, und sie werden Gestalt 
annehmen. Das wird hoffentlich schneller geschehen, 
als die starrsinnigen alten Männer in Peking glauben 
mögen. Auf diesen Tag sollten wir heute schon hinar- 
beiten. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Dr. Ehmke. 

Dr, Ehmke (Bonn) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Bilder und Meldungen von un- 
glaublicher Brutalität haben uns in den letzten beiden 
Wochen aus China erreicht. Im Moment findet eine 
sogenannte Säuberung mit Aufforderung zur Denun- 
ziation, Verhaftungen und Verfolgungsmaßnahmen 
statt, eine regelrechte Menschenjagd. Wir sind ange- 
widert von diesen Vorgängen. 

Wir verurteilen das Blutbad, das Militäreinheiten in 
Peking unter Studenten und unbewaffneten Bürgern 
angerichtet haben. Eine noch unbekannte Zahl von 


Menschen hat bei diesem Waffeneinsatz ihr Leben (C) 
verloren. Wir trauern um die Opfer dieses brutalen 
Militäreinsatzes. 

Die schweren Verletzungen der Menschenrechte, 

die in China stattgefunden haben, haben Bestürzung 
in der ganzen Welt hervorgerufen. Auch der Deutsche 
Bundestag bringt dies heute in einer interfraktionel- 
len Entschließung zum Ausdruck. 

Was in China vor sich geht — Frau Geiger hat schon 
darauf hingewiesen — berührt auch Deutschland. Zu 
dem, was die DDR-Führung gesagt hat, daß es sich um 
eine „Niederschlagung von konterrevolutionären Un- 
ruhen'' handele, kann ich nur sagen: Das ist kein Bei- 
trag zu der viel beschworenen Verantwortungsge- 
meinschaft der beiden deutschen Staaten für Frieden 
und Humanität als Auftrag aus der jüngeren deut- 
schen Geschichte. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Das ist vielmehr ein Versuch, der auf die Einschüch- 
terung der eigenen Bevölkerung zielt. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Der Einsatz der Volksbefreiungsarmee gegen das 
eigene Volk ist durch nichts zu rechtfertigen. Dies gilt 
um so mehr, als die chinesische Volksbefreiungsar- 
mee in der Tradition des Langen Marsches mit dem 
heiligen Versprechen angetreten war, sich niemals für 
Unterdrückungsmaßnahmen gegen das eigene Volk 
mißbrauchen zu lassen. Was jetzt von der chinesi- 
schen Führung als Pflichterfüllung gelobt und gefeiert 
wird, ist in Wahrheit eine Tragödie der chinesischen 
Armee. pj 

Wir fordern die Aufhebung des Kriegsrechts und 
des Schießbefehls gegen Demonstranten. Wir fordern, 
die Verfolgungsmaßnahmen, Verhaftungen und Auf- 
forderungen zur Denunziation einzustellen. Wir ver- 
urteilen das Verhalten der chinesischen Führung in 
der Mordnacht vom 3. auf den 4. Juni uneinge- 
schränkt. 

Empörung alleine, so berechtigt sie ist, ist allerdings 
noch keine Grundlage für eine neue Festlegung unse- 
rer Chinapolitik. Wir müssen nüchtern analysieren, 
wie es zu dieser Entwicklung gekommen ist und was 
das für die Zukunft bedeuten kann. Dabei muß vor 
Simplifizierungen gewarnt werden. Diejenigen ma- 
chen es sich zu leicht, die Deng Xiaoping erst als den 
großen Wirtschaftsliberalen und Reformpolitiker ge- 
feiert haben und nun schon immer gewußt haben wol- 
len, daß er im Grunde seines Herzens ein „Sino- 
Faschist" sei, ohnehin ein sehr fragwürdiges Wort. 

Der von Deng eingeleitete Reformprozeß hat für 
China einen weitreichenden wirtschaftlichen Auf- 
schwung gebracht. Dieser Prozeß war aber von vorn- 
herein gefährdet, weil die wirtschaftlichen nicht mit 
politischen Reformen verbunden waren. 

(Duve [SPD]: Sehr wahr!) 

Die positiven Auswirkungen der Wirtschaftsreform 
wurden von der Weltöffentlichkeit gebührend gewür- 
digt. Die Schaffung eines demokratischen Rechts- 
staats war jedoch nicht Dengs Ziel. Wer eine stärkere 
Beachtung der Menschenrechte erwartet hatte, wurde 
enttäuscht. Die Zentralregierung setzte ihre Vorstei- 
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(A) lungen von Recht und Ordnung unnachsichtig durch. 
Es sei nur an die Verhängung des Kriegsrechts in 
Tibet und das militärische Einschreiten gegen prote- 
stierende Tibetaner erinnert. 

Gleichzeitig ließ die ungleichmäßige wirtschaftli- 
che Entwicklung in China eine neue soziale Kluft ent- 
stehen. Auf der einen Seite standen Bauern, Händler, 
Unternehmer als Nutznießer der Wirtschaftsreform, 
auf der anderen Seite die wirtschaftlich Benachteilig- 
ten: Arbeiter, Studenten und Akademiker. Die un- 
glaublich hohen Preissteigerungen der letzten Mo- 
nate wurden von den einen weggesteckt, auf die an- 
deren schlugen sie voll durch. Schheßlich suchten 
diese wachsenden sozialen Spannungen im Appell an 
die Öffentlichkeit ein Ventil. 

Regierung und Partei, die den Schritt zur wirtschaft- 
lichen Liberahsierung gewagt hatten, konnten sich 
aber nicht dazu entschließen, auch Meinungsfreiheit 
und Pressefreiheit zu gewähren, wie die Studenten es 
forderten. Deng sah in der Öffnung des Systems wirt- 
schaftliche Chancen, aber auch potentielle Gefähr- 
dungen des politischen Status quo. Einer seiner Lieb- 
hngssprüche lautet bekanntlich: „Wenn man das Fen- 
ster öffnet, kommen auch die Fliegen herein. " 

In einer Situation dramatischer Zuspitzung setzten 
sich nicht die Kräfte in Partei und Regierung durch, 
die auf die protestierenden Studenten zugingen und 
das Gespräch mit ihnen suchten — diese Kräfte gab es 
ja auch und gibt es noch. Es triumphierten vielmehr 
diejenigen, die die Sicherung ihres autoritären Sy- 
stems über alles stellten. Vielleicht benutzten sie da- 
bei sogar radikale Kräfte gegen die Reformer. 

(B) 

Wie die wochenlangen Debatten in der Führung 
verlaufen sind, wissen wir nicht. Wir wissen auch 
nicht, ob dabei die Befürchtung, das Reich könne zer- 
fallen, eine Rolle gespielt hat. Wir können nur mutma- 
ßen, daß die Notwendigkeit, Gorbatschow gewisser- 
maßen durch die Hintertür zu empfangen, als Ge- 
sichtsverlust und Beginn eines Machtverfalls empfun- 
den wurde. Das ändert jedoch nichts daran, daß es 
keine Entschuldigung für die Grausamkeit des Vorge- 
hens gegen die Studenten geben kann. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Genauso ist es!) 

China erlebte von einem Tag auf den anderen einen 
Rückfall ins Mittelalter. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Gleichwohl dürfen wir die Chinesen nun aber nicht 
als angebhch unergründbar sich selbst überlassen. 
Das wäre genauso falsch, wie es einst das Bestreben 
konservativer Kreise war, die sogenannte „chinesi- 
sche Karte" zu spielen, um dem russischen Bären eins 
auszuwischen. Unser richtig verstandenes Interesse 
an der Entwicklung in China beruht auf der ge- 
schichtlichen und weltpolitischen Bedeutung dieses 
Landes mit seiner Milliardenbevölkerung. Es beruht 
ferner darauf, daß die Entwicklung in China Auswir- 
kungen auf den Reformprozeß in anderen kommuni- 
stischen Staaten haben kann. 

Wir Sozialdemokraten stellen mit Genugtuung fest, 
daß sich das Hohe Haus in der Beurteilung der Vor- 
gänge in China wie hinsichtlich der zu ergreifenden 
Maßnahmen weitgehend einig ist. Wir Sozialdemo- 


kraten wünschen zusätzhch, daß der Bundestag die (C) 
Bundesregierung beauftragt, folgende weitere Maß- 
nahmen zu prüfen und dem Auswärtigen Ausschuß 
über das Ergebnis dieser Prüfung zu berichten: den 
deutschen Botschafter bis auf weiteres zur Bericht- 
erstattung nach Bonn zurückzuberufen; keine neuen 
Ausfuhrbürgschaften, Hermes-Kredite zu bewilligen; 
die technologische Zusammenarbeit einzustellen; 
eine Debatte über die Vorgänge in China innerhalb 
der UNO auch im Sicherheitsrat der Vereinten Natio- 
nen zu beantragen. 

Ich darf ferner sagen, daß amnesty international 
mich soeben gebeten hat, an die Mitglieder des Ho- 
hen Hauses die Bitte weiterzuleiten, die Eilaktionen, 
die amnesty international für Verhaftete in China ein- 
geleitet hat, von allen Seiten des Hauses nach Kräften 
zu unterstützen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Unsere Kritik richtet sich nicht gegen das chinesi- 
sche Volk, dem vielmehr unsere Sympathie gilt. Sie 
richtet sich gegen die Führung, die sich gegen das 
eigene Volk gestellt hat. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wir werden mit Anteilnahme die weiteren Geschicke 
dieses großen Landes verfolgen. Wir geben der Hoff- 
nung Ausdruck, daß sich auch in China die Politik des 
Dialogs und der Öffnung am Ende durchsetzen 
wird. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Feldmann. P) 


Dr. Feldmann (FDP): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Unsere heutige China-Debatte ist 
keine Einmischung in innere Angelegenheiten Chi- 
nas. Menschenrechte gelten überall. Wo immer sie 
verletzt werden, müssen sie verteidigt werden, und 
zwar von allen, die sich auf sie berufen. Auch China 
hat keinen Freibrief für Menschenrechtsverletzun- 
gen. 

Wir dürfen und werden nicht schweigen zu dem 
mörderischen Militäreinsatz in der Nacht zum 4. Juni 
am Platz des Himmlischen Friedens. Eine Regierung, 
die die eigene Bevölkerung morden läßt, ist politisch 
und moralisch am Ende. Eine Armee, die sich zu ei- 
nem solchen Mordauftrag mißbrauchen läßt, hat den 
anspruchsvollen Namen „Volksbefreiungsarmee" 
verwirkt. Sie ist ein Instrument der Unterdrückung 
geworden. 

Wir werden auch nicht zulassen, daß jetzt die Wahr- 
heit verfälscht wird, Lügen verbreitet werden und die 
Geschichte umgeschrieben wird. Die Gewalt ist nicht 
von unbewaffneten Studenten und Arbeitern ausge- 
gangen, sondern von der politischen Führung. 

(Beifall des Abg. Gallus [FDP]) 

Das Kriegsrecht wurde ausgerufen, obwohl der 
Hungerstreik bereits abgebrochen war, um die Lage 
zu entspannen. Die Eskalation der Gewalt und ihre 
Opfer haben Chinas Machthaber allein zu verantwor- 
ten. Wahrscheinlich haben sie es so gewollt, um das 
Volk einzuschüchtern. 
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(A) Diese Regierung hat vor aller Welt ihr Gesicht ver- 
loren. Mit diesem Rückfall in Barbarei, militärische 
Repression, Aufhetzung und Verfolgung hat sich die- 
ses Regime entlarvt. Zu diesem China kann es keine 
normalen Beziehungen geben. 

Wir lassen uns auch nicht davon abhalten, gegen 
Gewalt, Unterdrückung und Lüge und für das reform- 
willige China Partei zu ergreifen. Dies ist und war 
keine Konterrevolution. Die demonstrierenden Stu- 
denten, Arbeiter und Intellektuellen wollten keinen 
Umsturz, sondern friedliche Reformen. 

Ich habe in der Zeit der friedlichen Demonstratio- 
nen zur Zeit des Gorbatschow-Besuchs niemanden 
gesprochen, weder in Peking noch in anderen chine- 
sischen Städten, der die Notwendigkeit von Reformen 
in Politik und Wirtschaft bezweifelt hätte. Nicht ein- 
mal die Militärs haben den studentischen Protest ver- 
urteilt. China, das lange vor der Sowjetunion wirt- 
schaftliche Reformen eingeleitet hatte, droht nun weit 
hinter seine Möglichkeiten zurückzufallen. Die Wirt- 
schaftsreformen werden nur halbherzig betrieben und 
sind steckengeblieben. Ohne politische Öffnung aber, 
ohne Liberalisierung kann es keine erfolgreiche Wirt- 
schaftsreform geben. 

Es ist sicher kein Zufall, daß in funktionierenden 
Demokratien auch die Wirtschaft funktioniert. Kein 
Land kann es sich leisten, seine Intelligenz auf Dauer 
von der politischen Mitbestimmung auszuschließen. 
Da hat es Gorbatschow in der Sowjetunion besser 
gemacht. Seine Reformen sind mutiger und radikaler 
und umfassen auch den politischen Bereich. Der So- 
wjetunion drohen andere Gefahren. 

(B) 

Aber zurück zu China. Wer Gewehre und Kanonen 
hat, hat die Macht, kann Todesurteile fällen und be- 
stimmt die Politik — zumindest vorübergehend. Es 
wird der Führung aber nicht gelingen, den politischen 
Reformwillen des chinesischen Volkes auf Dauer zu 
brechen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Kriegsrecht, Panzer und Exekutionen sind kein Er- 
satz für Politik. Am Ende steht immer der runde Tisch 
oder neue Unzufriedenheit und damit neue Gewalt. 
China hätte die Chance, aus den Erfahrungen anderer 
kommunistischer Staaten zu lernen. Die politische Re- 
formbewegung, die sich jetzt in fast allen sozialisti- 
schen Staaten mit großer Dynamik entfaltet hat, wird 
auch vor China nicht haltmachen, übrigens auch nicht 
vor der DDR. 

Welche Möglichkeiten aber haben wir, hat die Bun- 
desrepublik, hat Europa, um Chinas Absturz in die 
Barbarei zu stoppen, um den Menschen zu helfen? Mit 
moralischer Entrüstung und guten Worten ist es sicher 
nicht getan. Das reformwillige China braucht unsere 
tatkräftige Hilfe. Wir können die Massaker am Platz 
des Himmlischen Friedens 

(Duve [SPD]: Des höllischen Terrors!) 

nicht ungeschehen machen. Diese fürchterlichen Er- 
eignisse wird China eines Tages selbst auf arbeiten 
müssen. Aber wir dürfen nichts unversucht lassen, der 
derzeitigen Führung Chinas zu verdeutlichen, daß sie 
mit der Fortsetzung von Repression, Verfolgung, poli- 
tischen Prozessen, mit Willkürurteilen nicht nur die 


ganze Welt gegen sich aufbringt, sondern China auch (C) 
langfristig ins Verderben führt. 

Internationale Solidarität ist daher gefordert, um 
das Regime zur Einstellung seiner Hetz- und Verfol- 
gungskampagne und zur Wiederaufnahme des Dia- 
logs mit der eigenen Bevölkerung zu veranlassen. Wir 
müssen klarmachen: Zwischen der weiteren Entwick- 
lung in China und unserer Kooperationsbereitschaft 
besteht ein unmittelbarer Zusammenhang. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Aber wer Einfluß nehmen will, braucht Gesprächs- 
partner. Ein Abbruch jeglicher diplomatischer Bezie- 
hungen mit der Volksrepublik China kann daher jetzt 
nicht in Frage kommen. Wir wollen uns auch nicht 
selbst der Möglichkeiten berauben, die weitere Ent- 
wicklung vor Ort zu beobachten und Einfluß zu neh- 
men. Auch der Gefahr der Selbstisolation Chinas wol- 
len wir nicht Vorschub leisten. Aber die chinesische 
Führung darf sich nicht täuschen: die heute gemein- 
sam beschlossene Forderung ist unsere erste Reak- 
tion. Wenn die Hetzjagt weitergeht und Menschen- 
rechte weiter mit Füßen getreten werden und die ge- 
rade bekanntgewordenen Todesurteile vollstreckt 
werden, werden weitere Maßnahmen folgen müs- 
sen. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Dr. Vollmer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Neben den blutigen Bil- 
dern von den grausamen Massakern in Peking, neben 
den unerträglichen Bildern von im Öffentlichen Fern- 
sehen vorgeführten gefolterten, mißhandelten und 
gequälten Menschen, die die Welt mit fassungslosem 
Entsetzen und Trauer zur Kenntnis nehmen muß, 
steht ein anderes Bild, das mir auch nicht mehr aus 
dem Kopf geht: Als der Generalsekretär der KP Chi- 
nas Zhao Zhiyang zu den Studenten auf dem Tienan- 
men-Platz ging, standen ihm Tränen in den Augen. 
Warum hat er eigentlich geweint? Ich glaube nämlich 
nicht mehr daran, daß der Anblick hungernder, fried- 
licher Studenten solche in der Wolle gefärbten alten 
Männer der Macht zu Tränen rühren kann. 

Ich glaube, er wußte schon damals mehr. Er kam 
direkt aus dem Zentrum des Machtkampfes in der KP 
Chinas. Er wußte offensichtlich, daß die Regierung 
bereit war, eine zweite Generation von Intellektuellen 
zu opfern und hinzuschlachten, nachdem eine erste 
bereits in der Kulturrevolution vergeudet und ge- 
opfert worden war. Er konnte sich keine Illusionen 
über die Ziele eines Deng Xiaoping machen, jenes 
skrupellosen Bürokraten, dem es gelungen war, der 
Welt eine Öffnung vorzuspielen, die es in den zentra- 
len Fragen des gesellschaftlichen Lebens, der Demo- 
kratie nie gegeben hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Ich halte diese Szene für eine Schlüsselszene der 
dann kommenden Ereignisse. Sie signalisierte, daß 
die KP Chinas für die kleine protokollarische Demüti- 
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(A) gung, Herrn Gorbatschow durch den Hintereingang 
empfangen zu müssen, bereit war, grausame Rache zu 
üben, wie sie es schon vorher gegenüber den Tibetern 
getan hatte. 

Und die demokratische Opposition? War sie auf die 
Übernahme der Macht in einem Milliardenvolk vor- 
bereitet? Sie hat sieben Wochen gewaltfreie Demon- 
strationen mit Hunderttausenden organisiert. Das hat 
es in der Geschichte Chinas nie vorher gegeben und 
ließ die Welt begeistert und atemlos aufhorchen. Aber 
sie konnte sich ihrer Stützpunkte weder im Zentralko- 
mitee noch im Militär sicher sein, noch war sie auf der 
Ebene verankert, die sie uneinnehmbar gemacht 
hätte, wie die eigene Geschichte lehrt: in den ländli- 
chen Regionen und im ehrlichen Bündnis mit den na- 
tionalen Minderheiten in Tibet und anderswo. 

Es gehörte zur Tragik dieses gewaltfreien Aufstan- 
des, daß sich die Studenten kein chinesisches Symbol 
der Freiheit und der Demokratie auf dem Platz des 
Himmlischen Friedens vorstellen konnten, daß sie 
ihre Freiheitsideen nicht mit den Traditionen ihres 
eigenen Volkes und der von der chinesischen Zentral- 
macht unterdrückten Völker verbinden konnten. In 
China, glaube ich, ist aber die Demokratisierung nur 
auf einem originär chinesischen Weg chancenreich. 
Es kann dort eine Demokratie nicht nach westlichen 
Patenten geben, ebensowenig wie dies für die Sowjet- 
union und die osteuropäischen Länder geht. 

Wie wird die Entwicklung weitergehen? Wie wird 
sich ein System verhalten, das vor der Weltöffentlich- 
keit längst sein Gesicht verloren und allein auf die 

(B) Politik des Niedermachens der Opposition gesetzt 
hat? Es steht zu befürchten, daß diesem nichts mehr in 
den Arm fällt, daß die jetzigen Machthaber kein Hal- 
ten mehr kennen. Es steht noch viel mehr zu befürch- 
ten, nämlich daß die Hardliner in allen sozialistischen 
Ländern jetzt ihre Stunde für gekommen halten, um 
dem „chinesischen Modell" der Erstickung des De- 
mokratiewillens nachzueifern. Hinter der eilfertigen 
Belobigung der DDR für den chinesischen Bruderstaat 
lauert auch nackte Drohung gegenüber der eigenen 
Ökologie- und Demokratiebewegung. 

(Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und der 
FDP) 

Und auch anderswo schärfen die Falken ihre Krallen. 
Das macht mir Angst. 

Und die westlichen Staaten, und die USA? Die Ana- 
lysen der wirtschaftlichen Öffnung Chinas waren ka- 
tastrophal falsch. Die Politik des „Bereichert euch!" 
war nie als Menschenrechtspolitik angelegt. Helmut 
Schmidt hatte Deng Xiaoping einen der größten und 
bedeutendsten Politiker unserer Zeit genannt. Die 
Wirtschaftsmanager und Ministerpräsidenten gaben 
sich in Peking die Klinke in die Hand. Das war analy- 
tisch faul. Die merkwürdig gebremsten Reaktionen 
unmittelbar nach den Massakern lassen befürchten, 
daß nicht wenige den demokratischen Aufstand in 
China als eine unnötige Störung der Geschäfte emp- 
finden, nach der man so schnell wie möglich zum 
„business as usual" übergehen müßte. Ich bin froh 
über alle anderen Stimmen, die in diesem Haus deut- 
lich geworden sind. 


Und wir? Meinen wir denn wirklich, nur weil der (C) 
traditionelle Sozialismus im Weltmaßstab gescheitert 
ist, sei der westliche Weg von „Freiheit und Wohl- 
stand" zum tauglichen Exportmodell für die ganze 
Welt geworden? Wollen wir weiter mit der wirtschaft- 
lichen Modernisierungswalze vorweg in die Welt hin- 
ausfahren, um hernach den zerstörten eigenen Tradi- 
tionen die Attraktivität bindungsloser Freiheit und 
entwurzelter Menschen anzudienen? Genau darauf 
hatte Deng Xiaoping gesetzt. Er war so schlau und so 
historisch dumm, zu meinen, die westlichen Demokra- 
tien ließen sich schon über das Versprechen wirt- 
schaftlicher Modernisierung zu Kooperationen mit ei- 
nem immer noch im Innern diktatorischen System ver- 
führen. Aber genau diese Rechnung darf nicht aufge- 
hen. Wer nur die Sprache der Wirtschaft versteht, dem 
muß man auch mit wirtschaftlichen Mitteln antwor- 
ten. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN und 
der SPD) 

Eine Politik von uns, die einfach mit China weiter- 
wirtschaften will, ist nicht demokratisch, sondern 
wäre ethisch toter Egoismus. Gerade weil der Aus- 
gang der Ereignisse in China über viel mehr entschei- 
det als „nur" über das chinesische Weltreich, weil er 
über die Chancen der Demokratisierung in allen so- 
zialistischen Ländern mitentscheidet — das, was auf 
der Tagesordnung steht — , gerade deswegen sind 
jetzt außerordentliche Maßnahmen gefragt. Deswe- 
gen fordern wir über das hinaus, was im gemeinsamen 
Antrag steht, eben auch wirtschaftliche Sanktionen, 
eine Debatte im Sicherheitsrat der UNO, die Rückbe- 
rufung unseres Botschafters in China und eine deut- 
lich spürbare wirtschaftliche Isolierung Chinas durch 
alle Industriestaaten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Sie sind die einzige Möglichkeit, den jetzigen Macht- 
habern zu zeigen, daß sie nicht nur einen demokrati- 
schen Aufstand niederwälzen, sondern auch die Zu- 
kunft ihres Landes. Sie sind meines Erachtens auch 
die einzige Möglichkeit und Chance, daß sich diejeni- 
gen, die das alles nicht wollen, auf Dauer in China 
wieder durchsetzen. 

Die herrschende Clique Chinas mordet nicht nur für 
einen Konservatismus, der nichts bewahrt außer der 
eigenen Macht, sie führt auch einen gigantischen Ver- 
nichtungskrieg gegen das Lernen aus der Geschichte. 

Sie will die Bilder dieser Tage der Gewaltfreiheit und 
der Dialoge aus dem Gedächtnis der Menschen aus- 
löschen: durch nackte Angst. Das darf und wird ihr 
nicht gelingen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Staatsmi- 
nister Schäfer. 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die erschrek- 
kenden Vorgänge in der Volksrepublik China haben 
die Bürger der Bundesrepublik Deutschland zutiefst 
betroffen gemacht. Sie stellen eine schwere Verlet- 
zung der Menschenrechte dar. Die Bundesregierung 
hat bei Bekanntwerden der blutigen Niederschlagung 
der Demonstrationen das Vorgehen der Kampftrup- 
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(A) pen gegen die eigene Bevölkerung hart verurteilt. Sie 
hat an die chinesische Führung appelliert, auf die For- 
derungen nach mehr Demokratie und Freiheit nicht 
durch militärische Gewalt zu antworten, sondern 
durch Dialog mit der eigenen Bevölkerung und mit 
friedlichen Mitteln. 


Wir wissen uns in dieser Haltung mit unseren 
Freunden in der Europäischen Gemeinschaft, in den 
(B) Vereinigten Staaten und in anderen Teilen der Welt 
einig. 

(Duve [SPD]: Aber leider nicht mit Japan!) 


suche für die nächste Zeit schon vorgesehen waren, 
inzwischen ausgeladen worden sind. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Das ist auch das min- 
deste was man tun muß!) 

Rüstungslieferungen nach China werden nicht ge- 
nehmigt. 

Neue Maßnahmen der Entwicklungszusammenar- 
beit, meine Damen und Herren, werden nicht verein- 
bart. Laufende Maßnahmen der Entwicklungszusam- 
menarbeit, die den Menschen in China dienen, sollen 
möglichst fortgesetzt, bestehende Verträge eingehal- 
ten werden. Jedoch stellen wir fest, daß durch die 
augenblicklichen Unsicherheiten in der Volksrepu- 
blik China, die ja zur Ausreise vieler deutscher Exper- 
ten geführt haben, die gegenwärtige Zusammenar- 
beit schon erheblich beeinträchtig wurde und weitge- 
hend zum Erliegen gekommen ist. 

Besondere Aufmerksamkeit verdienen die bei uns 
lebenden Chinesen, vor allem die Wissenschaftler 
und Studenten. Sie können zunächst auch dann bei 
uns bleiben, wenn ihre Aufenthaltserlaubnis ab ge- 
laufen ist. Anträge auf Verlängerung der Aufenthalts- 
erlaubnis werden großzügig geprüft werden. 

Die Bundsregierung hält es auch für sinnvoll und 
richtig, die Kontakte zu unseren bisherigen Partnern 
in China an vielen Orten nicht noch weiter zu redu- 
zieren, als dies schon durch die Ereignisse und aus 
Gründen der Sicherheit unserer Staatsangehörigen 
geschehen ist. Das gilt insbesondere auch für die Be- 
ziehungen zu den Hochschulen und wissenschaftli- 
chen Institutionen. Wir werden daher bis auf weiteres 
weder das Goethe -Institut schließen noch die Zusam- 
menarbeit im wissenschaftlichen Bereich einstellen. 
Die weitere Entwicklung wird zeigen, inwieweit die 
Voraussetzungen für diese Zusammenarbeit beste- 
henbleiben können. Es kommt gerade jetzt darauf an 
— bei aller Empörung — , daß diejenigen Chinesen, 
die Zuspruch und Hilfe von uns brauchen, von uns 
nicht im Stich gelassen werden. Wir sollten auch nicht 
gerade die bestrafen, die den Mut hatten, für mehr 
Freiheit, mehr Demokratie auf die Straße zu gehen, 
nämlich die Studenten. Es kann nicht unser Bestreben 
sein, die Lasten für das chinesische Volk unsererseits 
noch zu erhöhen. 

Wir müssen deshalb durch politische Besonnenheit 
alles vermeiden, was dazu beitragen könnte, die Lage 
der Menschen in China noch zu verschlimmern. 


Die zuständigen Gremien der Vereinten Nationen 
werden sich mit den Ereignissen in China befassen 
müssen. 

(Dr. Feldmann [FDP]: Aber baldmöglichst!) 

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft haben zu den Vorgängen in China erklärt, daß 
sie zutiefst betroffen sind. Sie haben die Gewalttätige 
Unterdrückung friedlicher Demonstranten nach- 
drücklich verurteilt und die chinesischen Behörden 
aufgefordert, die Anwendung von Gewalt gegen un- 
bewaffnete Zivilisten unverzüglich einzustellen. Zu- 
gleich haben sie die chinesische Führung aufgefor- 
dert, unverzüglich mit der Suche nach einer friedli- 
chen Lösung des gegenwärtigen Konflikts zu begin- 
nen. 

Die Bundesregierung begrüßt es sehr, daß alle Frak- 
tionen des Deutschen Bundestages in einer gemeinsa- 
men Entschließung ihrer Besorgnis und Empörung 
deutlich Ausdruck verleihen. Die chinesische Füh- 
rung muß wissen, daß wir nicht bereit sind, zur Tages- 
ordnung überzugehen, sondern daß ihre menschen- 
verachtenden Reaktionen Konsequenzen haben wer- 
den. Die EG-Kommission und alle Mitgliedstaaten ha- 
ben hochrangige Kontakte mit China suspendiert. Die 
Bundesregierung hat die für die nächste Zeit geplan- 
ten hochrangigen Besuche in China abgesagt, ebenso 
wie hochrangige chinesische Delegationen, deren Be- 


Die chinesische Führung hat sich einem solchen 
Dialog bisher verweigert. Das bedauern wir außeror- 
dentlich. Statt dessen hat die chinesische Führung zu 
Repressionen gegriffen. Es kam zu umfangreichen 
Verhaftungen und zu einer unerträglichen Kampagne 
mit Aufrufen zur Denunziation. 

Wir alle haben die entsetzlichen Bilder der jüngsten 
Vorfälle auf dem Bildschirm sehen können. Ich er- 
kläre hier mit allem Nachdruck: Das Verhalten des 
chinesischen Militärs und der Polizei ist unerträglich. 
Wie wir soeben von einem Agenturdienst erfahren 
haben, sind drei Männer in Shanghai inzwischen we- 
gen sogenannten Aufruhrs in einem summarischen 
Verfahren zum Tode verurteilt worden. 

Die chinesische Führung muß sich darüber im kla- 
ren sein, daß sie sich selbst in der Welt einen Vertrau- 
enseinbruch und einen Vertrauensverlust zugefügt 
hat, der lange Wirkung zeigen wird. Geschädigt hat 
sie in erster Linie ihr eigenes Volk und seine Aufbau- 
leistungen. Gestört und tief beeinträchtigt hat sie auch 
ihre Beziehungen zur Außenwelt und damit auch zu 
uns. 


Die chinesische Führung muß erkennen, daß sie 
sich nach ihrer Politik der „Vier Modernisierungen" 
auf Dauer dem Ruf der Menschen nach mehr Freiheit 
und mehr Selbstbestimmung nicht entziehen kann. 
Wir wollen denen, die auf uns sehen, jetzt nicht den 
Rücken kehren, sondern müssen durch unsere Politik 
zeigen, daß wir trotz aller Schwierigkeiten die Zuver- 
sicht behalten, daß dieses große Land wieder auf den 
Weg von Reform und Öffnung zurückfindet. 

Wir werden unser weiteres Verhalten eng mit unse- 
ren Freunden und Verbündeten in Europa wie auch in 
Nordamerika und mit Japan abstimmen. Herr Kollege 
Duve, ich darf zum Schluß sagen: Die neuesten Infor- 
mationen aus Tokio weisen darauf hin, daß sich auch 
Japan dieser Haltung angeschlossen hat. 
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Staatsminister Schäfer 

(A) Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat Herr Abge- 
ordneter Antretter. 

Antretter (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren! Ich möchte versuchen, 
persönliche Eindrücke aus China wiederzugeben, 
nicht als einer, der sich eine abschließende politische 
Wertung zutraut, sondern eher als ein Berichterstatter, 
auch wenn mir dies nicht so gelingen wird wie den 
Korrespondenten, die unsere Mitbürgerinnen und 
Mitbürger über das Geschehen in China unterrichten 
und dies nach Auffassung Kundiger und meiner eige- 
nen Einschätzung mit großer Verantwortlichkeit 
tun. 

An einem Abend in der zweiten Maihälfte: Die Mit- 
glieder des Verteidigungsausschusses der Parlamen- 
tarischen Versammlung der WEU, die sich in Peking 
aufhielten, kamen aus Gesprächen mit Vertretern von 
Politik und Partei zurück. Einige von uns begaben sich 
auf den Tiananmen- Platz zu den demonstrierenden 
Studenten. Da war kein Bangesein, da waren keine 
Angst und keine Aggressivität. Vielmehr begegneten 
wir unter der Gedenksäule für die Opfer des Langen 
Marsches einer Atmosphäre der Freiheit und der 
Friedfertigkeit. Es war Hoffnung in den Gesichtern 
der Zehntausende, Hoffnung auf mehr Gerechtigkeit, 
mehr Freiheit, kurz: auf eine Demokratisierung des 
Systems, die mehr Bürgerrechte bringen sollte. Kaum 
(ß) jemand hat es für möglich gehalten, daß die Volksbe- 
freiungsarmee auf die eigenen Landsleute schießen 
würde. 

Die „FAZ" sagt dazu zu Recht, diese Einschätzung 
sei keineswegs naiv gewesen; denn sie wurde geteilt 
von Arbeitern wie von Intellektuellen, von Wissen- 
schaftlern, von unteren und mittleren Parteifunktionä- 
ren, ja, selbst von amtlichen Sprechern und von na- 
hezu allen Gesprächspartnern, denen wir begegnet 
sind, ranghohen kompetenten Persönlichkeiten wie 
dem Vizeaußenminister oder dem Vizeminister der 
Kommission für die Umstrukturierung des Wirt- 
schaftssystems der Volksrepublik China. 

Die Forderungen der Studenten seien auch ihre An- 
liegen, sagten die meisten der offiziellen Vertreter zu 
uns, nämlich die Grundrechte, die alle Staaten ge- 
meinsam haben, Gedanken- und Pressefreiheit, Ver- 
sammlungsfreiheit, Reisefreiheit und wie in der 
UdSSR wenigstens eine gewisse Freiheit bei 
Wahlen. 

Als wir einen Tag später zum zweitenmal zu den 
Studenten gingen, erfuhren wir, daß sich auch die 
Tochter des Kommandeurs der Streitkräfte unter den 
Demonstranten befand. Am Abend sahen wir im Fern- 
sehen den 70jährigen KP-Generalsekretär Zhao Zi- 
yang, der, den Tränen nahe, einen verzweifelten Ap- 
pell an die Studenten richtete, sich zu besinnen und zu 
verhindern, daß großes Unheil geschieht. 

Er gehört zu den Reformern. Die Tatsache, daß er 
heute im Gefängnis ist, ist ein Beweis dafür, daß er 
den demonstrierenden Studenten näher stand als den 
orthodoxen Parteiführern, deren unbarmherziges Ein- 


greifen er — ich stimme Ihnen zu — ganz sicherlich (C) 
vorausgesehen hat. 

Studenten sagten uns später, sie seien von seiner 
Aufrichtigkeit überzeugt. Er sprach ihnen das Recht 
zu, die Regierung zu kritisieren, bat die Hungerstrei- 
kenden, sie sollten die gesundheitlichen Folgen be- 
denken und nicht mit 19 oder 20 Jahren ihr Leben 
aufgeben. Er räumte große Sorgen von Partei und 
Staat ein, bescheinigte den Studenten, aus guter Ge- 
sinnung etwas Gutes für das Land zu tun. 

Drei Tage später — wir hatten mittlerweile Demon- 
strationen in Xian erlebt und waren nun in Schanghai, 
wo es ebenfalls vieltausendfache Solidarisierung 
gab — lasen wir, daß 100 hohe militärische Führer 
nicht bereit seien, das mittlerweile verhängte Kriegs- 
recht militärisch wirksam werden zu lassen. Das hat- 
ten sie öffentlich bekundet. Es hieß weiter: Drei der 
sieben Militärregionen seien nicht bereit, den Aus- 
nahmezustand militärisch zu stützen. 

Dennoch ist das Schreckliche geschehen. Mit unse- 
rem gemeinsamen Antrag wollen wir sagen: Es darf 
kein Zweifel daran bestehen, daß das grauenvolle 
Blutbad, das Polizei und Militäreinheiten in Peking 
durch wahllosen Waffengebrauch angerichtet haben, 
durch nichts zu rechtfertigen ist. 

Nun herrschen in Peking wieder Ruhe und Ord- 
nung, eine Normalität der Repression. Während im 
weiten Land die Bauern mit Regierungspropaganda 
desinformiert werden, lebt das Volk der großen Städte 
in Angst vor jenen Exzessen, wie sie zur Zeit der Kul- 
turrevolution alltäglich gewesen sind. 

Ich glaube, das Beispiel Chinas zeigt, daß es ein Irr- (D) 
tum ist, davon auszugehen, der Versuch, die Wirt- 
schaft zu liberalisieren, ohne Freiheit der politischen 
Meinung zu schaffen, ohne die Menschenrechte zu 
achten und ohne Chancengleichheit herzustellen, 
führe allein schon zu mehr Freiheit und Gerechtig- 
keit. 

Viele, die sich heute getäuscht sehen, fragen sich, 
wie ausgerechnet Deng Xiaoping, den man doch für 
einen liberalen hielt, sein Lebenswerk im Hand- 
streich verspielen konnte, indem er Polizei und Armee 
so gnadenlos vorgehen ließ. Die Antwort heißt, daß er 
zwar in der Wirtschaftsreform verhältnismäßig kühne 
und undogmatische Maßnahmen ergriff, aber von je- 
her und von vornherein jede politische Strukturverän- 
derung ausschloß. 

(Duve [SPD]: Sehr wahr! Das haben wir nicht 
gemerkt, und das ist uns nicht berichtet wor- 
den!) 

Wer nach diesem Geschehen Proteste als Pflicht- 
übung versteht und meint, er könne danach zur Ta- 
gesordnung übergehen, macht sich an den Verbre- 
chen der chinesischen Führung mitschuldig. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wir wissen, die Volksrepublik China und ihre Mil- 
liarde Menschen sind eine Komponente weltweiter 
Stabilität, und wir wissen auch, daß dieses Land 
Stärke braucht, um ein internationaler Faktor zu blei- 
ben, daß es Berechenbarkeit braucht, um modern zu 
werden, daß es aber vor allem innere Versöhnung 
braucht, um seine Einheit zu erhalten. 
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Antretter 

(A) Wir dürfen deshalb die Brücken zum Volk nicht 
abreißen lassen. Aber es muß auch klar sein, daß eine 
Regierung, die sich nur mit barbarischer Brutalität an 
der Macht halten kann, nicht als Gesprächspartner für 
Frieden und Zusammenarbeit und auch nicht als Wirt- 
schaftspartner in Frage kommt, 

(Beifall bei der SPD, den GRÜNEN und der 
FDP) 

Ich glaube, dies ist eine gute Gelegenheit, jene Län- 
der unserer Unterstützung zu versichern, in denen zur 
Zeit der Versuch unternommen wird, durch politische 
und wirtschaftliche Reformen der Freiheit Bahn zu 
brechen und die Demokratie auf den Weg zu brin- 
gen, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es ist deshalb der richtige Weg, den etwa die Parla- 
mentarische Versammlung des Europarats einschlägt, 
wenn sie den Parlamenten Ungarns, der UdSSR, 
Polens und Jugoslawiens die Möglichkeit zur Mitwir- 
kung in der Parlamentarischen Versammlung des Eu- 
roparats mit beratender Stimme gibt. 

Damit helfen wir vielleicht auch denen in allen Eta- 
gen in Politik, Regierung und Militär in China, die 
Reformen wollen. Denn noch sind jene, die in Peking 
schießen, denunzieren und demütigen lassen, nicht 
die Sieger. Sie haben vorläufig die Macht. Aber sie 
haben Blut an den Händen und deshalb Autorität ver- 
loren. In der Sprache Ostasiens heißt das: Sie haben 
ihr Gesicht verloren, und sie können es auch nicht 
dadurch zurückgewinnen, daß sie inzwischen viele 
Hunderte Demonstranten auf demütigende, ja, men- 
schenverachtende Weise im Fernsehen vorführen. Sie 
werden ihre Autorität nur dann zurückgewinnen, 
wenn sie den Dialog mit den gesellschaftlichen 
Kräften selbst eröffnen, denen es um die Grundrechte 
geht, die allen Staaten gemeinsam sind. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Dr. Stercken. 

Dr. Stercken (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Es wäre wirklich verhängnisvoll, 
wenn diese einstündige Debatte über die Lage in der 
Volksrepublik China nur ein Ritual wäre, mit dem wir 
die Ereignisse auf dem Platz des Himmlischen Frie- 
dens sozusagen abhaken würden. 

Die Auswirkungen dieser abscheulichen Grausam- 
keiten, die sich bei den Verhaftungen in vielen 
Städten Chinas fortsetzen, können wir noch nicht voll 
übersehen. Aber ich weiß, daß ich mich mit den für 
diese Massaker Verantwortlichen nicht an einen Tisch 
setzen werde, um mit ihnen über kulturelle, politische, 
wirtschaftliche und technologische Beziehungen zu 
sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Als ich am Tag nach dem Geschehen die für Juli in 
Peking vorgesehenen Konsultationen des deutschen 
mit dem chinesischen Auswärtigen Ausschuß ab- 
sagte, habe ich daran erinnert, daß unsere Beratungen 


der Stärkung des Friedens, der Menschenrechte und (C) 
der Demokratie dienen sollen. Mit dieser Begründung 
habe ich den Wunsch verbunden, daß bald politische 
Konsequenzen gezogen werden, die der Stärkung des 
Rechtes dienen und einen Zustand des Friedens her- 
beiführen, in dem die künftige politische Führung des 
Landes den Willen des Volkes und sein Recht auf 
Leben und Menschlichkeit respektiert. 

Meine Überlegungen können nicht als eine Einmi- 
schung in die inneren Angelegenheiten der Volksre- 
pubhk China gewertet werden. China ist — das wrurde 
schon gesagt — ständiges Mitglied des Sicherheitsrats 
der Vereinten Nationen und wacht daher über den 
Frieden in der Welt. Ich kann den Sachwaltern unse- 
res Friedens nicht zubilligen, daß sie ihre eigene Ju- 
gend mit Panzern zermalmen und danach über das 
Handeln anderer in der Welt urteilen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wir alle haben in den letzten Jahren daran mitwir- 
ken wollen, daß dieses größte Volk der Erde mit aller 
Welt seine politischen, wirtschaftlichen und kulturel- 
len Beziehungen ausbaute. 

Was die Bundesrepubhk Deutschland betrifft, so hat 
der Deutsche Bundestag an diesem Vorgang wesent- 
lichen Anteil. Die Aufnahme diplomatischer Bezie- 
hungen wurde schon nach einer Reise des Auswärti- 
gen Ausschusses nach Peking eingeleitet und be- 
schlossen. Viele parlamentarische Delegationen ha- 
ben ein Netz von Beziehungen geschaffen, das sich als 
eine Ermunterung für wirtschaftliche und kulturelle 
Zusammenarbeit ausgewdrkt hat. Ich selber habe an 
der Aufnahme des chinesischen Volkskongresses in p) 
die Interparlamentarische Union mitgewdrkt. Wir wa- 
ren alle zufrieden, daß sich die Öffnung Chinas so 
rasch und erfolgreich vollzog, und haben vielleicht 
unterschätzt, daß die Liberalisierung der Wirtschaft 
ein Gefühl für Freiheit bewirkt, das mit dem alten 
Denken nicht vereinbar ist. 

Gibt es wnrkhch eine sozialistische Marktwrirtschaft? 
Bedingt Markt nicht Freiheit des Handelns? Ist Frei- 
heit der Wirtschaft ohne Freiheit des Denkens zu 
schaffen? Ich glaube, daß es nicht nur in China zu 
Konflikten mit der Hierarchie kommen wrird, wenn 
erfolgreiche, weil freiheitliche Wirtschaftssysteme 
nicht mit dem Wachsen einer freien Gesellschaft 
Hand in Hand gehen. Diesen Weg wünschen wir dem 
chinesischen Volk. 

Wir wenden unsere Sympathie in dieser Stunde 
nicht von einem Land und einem Volk ab, dessen 
Intelligenz und Leistungsfähigkeit nicht durch die Bil- 
der brutaler Soldaten repräsentiert werden, die immer 
mehr — insbesondere junge — Menschen zum Richter 
oder gar zum Henker schleifen. Sie repräsentieren 
vielmehr die Grausamkeit einer pohtischen Führung, 
die nicht verstanden hat, daß sich auf Bajonette ein 
dauerhafter Friede im Innern und nach außen nicht 
gründen läßt. Wir wünschen dem chinesischen Volk 
eine Führung des Dialogs und nicht der Panzer, eine 
Führung, die das Tor zur Freiheit und nicht zum Ge- 
fängnis öffnet. 

Wie die Jugend Chinas in Deutschland in dieser 
Stunde der Gewalt denkt, wird uns auf vielfache 
Weise bekanntgemacht, doch wir sollten für sie nicht 
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Dr. Stercken 

(A) nur Worte finden, sondern helfen, die vielfältigen 
Schwierigkeiten vor allen Dingen unbürokratisch zu 
beheben. Ich habe Sie, Herr Staatsminister, so ver- 
standen, und wir wissen, daß davon eine ganze Reihe 
von Bundesressorts betroffen sind, die uns dabei hel- 
fen müssen. 

Vor allen Dingen geht es um die Sicherheit aller 
chinesischen Staatsbürger in der Bundesrepublik 
Deutschland. Sollte der Versuch unternommen wer- 
den, auf deutschem Boden wie schon anderwärts chi- 
nesischen Studenten nachzustellen, dann wird sich 
unser Rechtsstaat energisch zu wehren wissen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP, der SPD 
und bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Die Auswirkungen der Ereignisse in China auf die 
Lage in Asien sind noch nicht zu übersehen. Die sta- 
linistische Reaktion ist sicher kein gutes Beispiel, um 
endlich Nordkorea zu einer Öffnung seiner Politik zur 
Welt hin zu ermuntern. 

Was wird aus dem Frieden in Indochina? Wird der 
Massenmörder Pol Pot weiterhin in Peking Unterstüt- 
zung finden, statt dem Prinzen Sihanouk und Son 
Sann eine Chance zu geben, im Einverständnis mit 
dem vietnamesischen Nachbarn dem geschundenen 
Volk von Kambodscha endlich seinen Frieden zu ge- 
ben? 

Chinesische Truppenansammlungen seit vorge- 
stern an der Grenze zu Vietnam beunruhigen uns, 
weil sich doktrinärer Starrsinn auf solche Weise ein 
nationalistisches Ventil schaffen könnte. 

Meine Damen und Herren, zwei Tage vor dem 
.g. 17. Juni erinnern wir Deutsche uns an das Rollen der 

Panzer in Ost-Berlin, aber auch in Budapest und in 
Prag. Ist es in einem einzigen Fall gelungen, die 
Flamme der Freiheit mit rasselnden Ketten zu erstik- 
ken? 

Diese Stunde der Solidarität mit dem chinesischen 
Volk muß sich in unzähligen politischen Aktionen 
fortsetzen, bis das chinesische Volk eine Führung er- 
hält, die dem Frieden und der Freiheit, der Gewaltlo- 
sigkeit, der Entwicklung und der Zusammenarbeit 
dient. 

Zielvorstellungen unserer Verfassung, die wir ge- 
rade in diesem Jahr erneut in Erinnerung rufen, wün- 
schen wir auch dem chinesischen Volk: die Würde des 
Menschen nicht anzutasten, die Menschenrechte als 
Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft des 
Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt zu achten 
und schheßhch Einheit und Freiheit zu vollenden. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP, der SPD 
und bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Das Wort zur Abgabe einer Erklärung zur Abstim- 
mung hat nach § 31 der Geschäftsordnung Frau Ab- 
geordnete Kelly erbeten. 

Frau Kelly (GRÜNE); Ich stimme dem Entschlie- 
ßungsantrag, an dem ich mitgearbeitet habe, zu, weil 
ich es für sehr notwendig und sehr dringend halte, daß 
der gesamte Deutsche Bundestag geschlossen das 


entsetzliche Verbrechen der chinesischen Regierung (C) 
— den Massenmord von vermutlich 20 000 Menschen 
auf dem Platz des Himmlischen Friedens und an- 
derswo — einmütig verurteilt. 

Ich würde meine Zustimmung noch überzeugter 
geben können, wenn sich der Deutsche Bundestag zu 
weit schärferen Sanktionen und auch zu Boykottmaß- 
nahmen und auch zur Rückberufung des deutschen 
Botschafters als Symbol des Protestes entschließen 
könnte, was keineswegs eine Beendigung der natür- 
lich gerade jetzt wichtigen Funktion der Deutschen 
Botschaft in Peking bedeuten würde. 

Ich stimme diesem Antrag auch deshalb zu, weil 
eine eindeutige Verurteilung der Brutalität der chine- 
sischen Machthaber durch den Bundestag auch ange- 
sichts des ungeheuren Zynismus unverzichtbar ist, mit 
dem z. B. der hauptverantwortliche Deng Xiaoping 
sich im „Observer'" am 11. Juni geäußert hat. Ich zi- 
tiere; 

200 000 Tote sind nicht zuviel für mich, um 
20 Jahre Stabilität in der Zukunft zu garantie- 
ren. 

Und weiter: 

Was sind schon 1 Million Tote bei einer Bevölke- 
rungszahl von 1 Milliarde? 

Zustimmen werde ich diesem Antrag auch deshalb, 
weil er mit Recht zum Ausdruck bringt, daß von der 
40jährigen blutigen Unterdrückung der Tibeter ein 
direkter Weg zu den schrecklichen Brutalitäten in 
Peking und anderswo in China führt, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

weil beides einem und demselben Unterdrückungssy- 
Stern und Pohzeistaat anzulasten ist. 

Leider genoß dieses System im Westen allzulange 
eine Art Freibrief für Menschenrechtsverletzungen, 
weil die wirtschaftliche Öffnung als Beweis für eine 
Liberalisierung des gesamten britischen Systems miß- 
verstanden wurde. Spätestens als im März dieses Jah- 
res Hunderte von Tibetern in Lhasa von chinesischen 
Truppen wieder niedergemäht wurden — Tibet als 
angeblicher Teil von China, muß ich hier betonen — 
hätte dieses Mißverständnis einer realistischen Ein- 
schätzung des wahren Charakters der chinesischen 
Machthaber Platz machen müssen. Ich erinnere mich 
allzuoft an die so sehr vorsichtigen Äußerungen vieler 
Politiker hier in dem Sinne: freie Wirtschaftsbeziehun- 
gen und Machtpolitik vor Einhaltung der Menschen- 
rechte. 


Vizepräsidentin Renger: Frau Kollegin, ich unter- 
breche Sie sehr ungern, aber Sie woUen eine Erklä- 
rung zur Abstimmung abgeben. Würden Sie sich bitte 
ein bißchen mehr daran halten? 


Frau Kelly (GRÜNE): Ja. 

Ich stimme diesem Antrag zu, obwohl er keine aus- 
drückliche Würdigung der wochenlangen imponie- 
renden und konsequenten Gewaltfreiheit des studen- 
tischen Protests enthält. Noch nie hat in den letzten 
Jahrzehnten eine gewaltfreie Bewegung eine so welt- 
weite Hoffnung und Bewunderung ausgelöst, noch 
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(A) nie sind Hoffnungen und Bewunderungen mit den 
Opfern so brutal niedergeschlagen worden. 

Ich stimme diesem Antrag auch zu, obwohl — auch 
das hätte ich gerne in diesem Antrag gesehen — die 
bundesdeutsche Friedensbewegung nach diesem Ge- 
schehen nicht zu einem eindrucksvollen und ge- 
schlossenem solidarischen Protest fähig war, daß nicht 
— wie in Budapest — Zehntausende vor die chinesi- 
sche Botschaft gezogen sind. 

Ich stimme diesem Antrag zu, obwohl die Europäi- 
sche Gemeinschaft nicht nachdrücklich zu konse- 
quenteren und entscheidenderen Schritten des Pro- 
tests auf gef ordert worden ist. Die EG hätte jetzt die 
Chance gehabt, Menschenrechte vor den Zukunfts- 
markt und vor die Machtpolitik bei den Vereinten 
Nationen zu setzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Vizepräsidentin Renger: Meine Damen und Herren, 
wir kommen zur Abstimmung über den interfraktio- 
nellen Entschließungsantrag auf Drucksache 11/4790. 
Wer für diesen Entschließungsantrag stimmt, den 
bitte ich, die Hand zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Dieser Entschließungsantrag ist ein- 
stimmig angenommen. 

Der Tagesordnungspunkt 19 wurde abgesetzt. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 20 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Schä- 
fer (Offenburg), Lennartz, Adler, Bachmaier, 

(B) Blunck, Dr. von Bülow, Conradi, Fischer (Hom- 
burg), Dr. Hartenstein, Dr. Hauff, Kiehm, 
Dr. Klejdzinski, Dr. Hauchler, Dr. Martiny, 
Menzel, Müller (Düsseldorf), Reimann, Reuter, 
Dr. Schöfberger, Schütz, Stahl (Kempen), Wal- 
temathe, Weiermann, Dr. Wernitz, Dr. Vogel 
und der Fraktion der SPD 

Bericht zur Lage von Natur und Umwelt 

— Drucksache 11/4317 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (fe- 
derführend) 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Beratung eine Stunde vorgesehen. — Kein Wider- 
spruch. — Es werden nur noch Kürzungen der Stun- 
denzahl entgegengenommen. — Wir verfahren so. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr Ab- 
geordneter Lennartz. 

Lennartz (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren! Einen Bericht zur Lage 
von Natur und Umwelt will die SPD. Noch einen Be- 
richt? Noch mehr Papier? Und wo bleibt das Handeln, 
das Handeln für Naturerhalt? Das wird sich manch 
eine Bürgerin und auch manch ein Bürger fragen, soll- 
ten sie diese Debatte verfolgen. 

Was Sozialdemokraten mit diesem Bericht wollen, 
geht jedoch weit über eine weitere Bestandsauf- 
nahme hinaus. Wir wollen endlich Ziele und Perspek- 


tiven in der Umweltpolitik der Bundesregierung. Wir (C) 
wollen endlich Konzepte statt Konfusionen. Wir wol- 
len gemeinsame nationale und europäische Umwelt- 
ziele statt Einzeltherapien am Schadstoff Y oder am 
Schadstoff Z. Wir wollen eine große Umweltreform — 
aber bitte nicht nach dem Muster der sogenannten 
großen Steuerreform. 

Denn mit dem Umweltschutz verhält es sich anders 
als mit den übrigen Handlungsfeldern der Pohtik. 

Eine Quellensteuer läßt sich abschaffen, eine Wehr- 
dienstverlängerung rückgängig machen, Flugbenzin 
wieder besteuern. Der angerichtete Schaden ist über- 
schaubar, quantifizierbar. Die Natur jedoch räumt uns 
ein solches Rückholrecht nicht ein. 

Als aufgeklärte Mitteleuropäer entrüsten wir uns 
über den Raubbau am tropischen Regenwald. Mit der 
geballten Überheblichkeit der Ersten Welt verurteilen 
wir die barbarische Vernichtung eines unwieder- 
bringlichen Naturschatzes. Mit erhobenem Zeigefin- 
ger zählen wir die Konsequenzen auf: Wer den Ur- 
wald abholzt — so sagen wir — , bringt das Weltklima 
aus dem Gleichgewicht und zerstört am Ende sich 
selbst und andere. Richtig. 

Aber ich frage Sie, Herr Töpfer, stellvertretend für 
Herrn Kiechle und Frau Lehr: Ist unsere politisch ver- 
ordne te Form z. B. der Pflanzenproduktion auch nur 
einen Deut besser? Sehenden Auges schütten wir Jahr 
für Jahr Millionen Tonnen Gülle und Klärschlamm 
und 60 000 t Pestizide auf unsere Äcker. Und wir vyris- 
sen ganz genau, was wir dort tun. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Richtig!) 

Von den meisten Pestiziden, die bei uns versprüht (D) 
werden, kennen wir noch nicht einmal das Analyse- 
verfahren, ganz zu schweigen von den Wechselwir- 
kungen der verschiedenen Stoffe aufeinander und de- 
ren Folgen für den menschlichen Organismus. 

(Frau Fhnner [GRÜNE]: Auch das ist rich- 
tig!) 

Im Mittelalter stand auf Brunnenvergiftung die To- 
desstrafe. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Jawohl!) 

Heute ist faktische Brunnenvergiftung ein Ergebnis 
der Umweltpolitik in der Bundesrepublik. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Ein Ergebnis der 

Praxis der Landwirtschaft von Herrn 
Kiechle!) 

Ein Fünftel der 6 300 Trinkwasserwerke in der Bun- 
desrepublik müßte im Oktober 1989 geschlossen wer- 
den, weil das Wasser dort nicht mehr so rein ist, wie es 
EG-Recht vorschreibt. Oder muß man diese Brunnen 
auf dem Papier für sauber erklären und per Ausnah- 
megenehmigung die 20fache Pestizidbelastung zulas- 
sen, wie es Umweltminister Töpfer vorhat? 

(Frau Saibold [GRÜNE]: So ist es!) 

So geht es auch. Nur, ob dies etwas mit verantwor- 
tungsvoller Vorsorge und Fürsorge für Menschen zu 
tun hat, ist eine andere Frage. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Jawohl, so ist es!) 

Hat die Bundesregierung ein komplexes, unter den 
einzelnen Ministern besprochenes und abgestimmtes 
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(A) Umweltkonzept? Gibt es eine Linie der Regierung, die 
wir erkennen können? Wir müssen diese Fragen lei- 
der verneinen. 

Bleiben wir z. B. beim Trinkwasser. Wir stellen fest, 
daß der Umweltminister sich mit der Schließung von 
Trinkwasserwerken herumschlägt, während das Ge- 
sundheitsministerium — siehe gestern im Ausschuß — 
mit Sorgfalt nicht darüber Bescheid weiß, wie viele 
und welche Schadstoffe im Trinkwasser krank ma- 
chen, und der Landwirtschaftsminister die Parole „im- 
mer feste druff auf den Acker" ausgibt, als wäre nichts 
geschehen, meine Damen und Herren. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Ja, ja, so ist es!) 

Unsere Landwirte werden zu einer natur- und ge- 
sundheitsbedrohenden Produktionsweise gezwun- 
gen, die unweigerlich zu einer großräumigen Vergif- 
tung des Grundwassers und damit auch des Trink- 
wassers führen muß. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Nun mal langsam! 

Von Vergiftung kann keine Rede sein!) 

— Produzieren die Bauern nicht auf Deubel komm 
raus, Herr Kollege, können sie nicht wirtschaftlich ar- 
beiten. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Sie müssen ja so 

arbeiten durch die Rahmenbedingungen!) 

Was ist das für eine Politik, die unseren Landwirten 
nur zwei Möghchkeiten des Wirtschaftens läßt, näm- 
lich entweder natürliche Lebensgrundlagen wie 
Trinkwasser oder ihre eigene wirtschaftliche Existenz 
zu zerstören? 

Was fehlt, ist weniger die wissenschafthche Er- 
kenntnis über den Zustand der Natur als vielmehr 
eine Übersicht der Handlungs- und Vollzugsdefizite 
im Umweltschutz. 

Der Bericht zur Lage von Natur und Umwelt soll 
diese Defizite aufzeigen. Jährlich fortgeschrieben 
oder mindestens alle zwei Jahre soll er der Bundesre- 
gierung konzeptionelles Handeln ermöghchen. Der 
Bericht wird auch ein wichtiges Instrument in den 
Händen des Parlaments, eine Stärkung des Parla- 
ments sein, weil er die Kontrolle der Regierung er- 
leichtert. 

Wir stimmen dem Sachverständigenrat für Umwelt- 
fragen zu, wenn er sagt; Es kann nicht wissenschaft- 
lich entschieden werden, was optimale Zustände ei- 
ner Umweltqualität sind. Vielmehr müssen Gesell- 
schaft und Parteien gewillt sein, in demokratischen, 
partizipa torischen und notfalls auch in konflikterfüll- 
ten Verfahren einen Konsens über die jeweils anzu- 
strebende Umweltqualität und die daraus abzuleiten- 
den Standards zu suchen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Der Bericht zur Lage von Natur und Umwelt darf 
daher nicht lediglich, meine Damen und Herren, eine 
weitere Datensammlung neben dem Jahresumwelt- 
bericht, dem Gutachten des Sachverständigenrates 
für Umweltfragen oder anderen Kompendien werden. 
Nein, er soll konkret Perspektiven aufzeigen, wie un- 
sere natürlichen Lebensgrundlagen besser geschützt 
werden können. Das geht unserer Meinung nach am 
besten mit klar umrissenen Umweltqualitätszielen. 


Hand aufs Herz, meine Damen und Herren, haben (C) 
wir denn heutzutage wirkliche Ziele und Perspekti- 
ven in der Umweltpolitik, Ziele, die über die Ankün- 
digung hinaus auch umsetzbar sind? Haben wir ge- 
meinsame Vorsätze, die wir gemeinsam erreichen 
können und auch wollen? Oder bleiben wir nicht zu 
oft, allzuoft in der Schadstoffdiskussion stecken, oder 
verstricken wir uns nicht viel zu viel im selbstge- 
pflanzten Gesetzes- und Verordnungsdschungel? 

„Blauer Himmel über der Ruhr" hat damals Willy 
Brandt gefordert; eine echte Perspektive, ein großes 
Ziel, mit dem sich viele Menschen, Herr Töpfer, da- 
mals identifizieren konnten. Wie würden Sie heute 
formulieren? — Die Schadstoffemissionen in industri- 
ellen Ballungsgebieten müssen für Schadstoff x auf 
soundso viel Milligramm pro Kubikmeter und für 
Schadstoff y auf soundso viel Milligramm pro Kubik- 
meter begrenzt werden unter Einräumung ausrei- 
chender Übergangsfristen für Altanlagen, die vor dem 
1. 6. 1989 genehmigt worden sind. — So hieße eine 
Töpfersche Übersetzung für den Ausdruck „Blauer 
Himmel über der Ruhr". Herr Bundesminister, Sie 
werden mir die pointierte Formulierung verzeihen, 
aber sieht es heute nicht wirklich so ähnlich aus? 

Warum sind wir in der Lage, Herr Bundesminister, 
gemeinsam bis weit in das nächste Jahrtausend hinein 
rentenpolitische Ziele zu formulieren, und warum feh- 
len uns gemeinsame Qualitätsziele für Luft-, Wasser- 
und Bodenbelastung? Warum sind wir nicht in der 
Lage, unsere natürlichen Lebensgrundlagen gemein- 
sam genauso zu sichern wie unsere materiellen Le- 
bensgrundlagen? Die Antwort heißt: Weil ein Konsens 
über langfristige ökologische Ziele in der Bundesre- pj 
publik zur Zeit nicht möglich scheint. Das liegt nicht 
nur daran, daß mit einem „Bericht zur Lage von Natur 
und Umwelt" eine planerische Grundlage für gemein- 
sames Handeln fehlt. Nicht nur daran liegt es! Meine 
Damen und Herren, es liegt auch daran, daß es in 
wichtigen Bereichen der Umweltpolitik tiefe Mei- 
nungsverschiedenheiten zwischen Regierung und 
Opposition gibt. Ich nenne als Beispiele nur Energie-, 
Chemie- und Verkehrspolitik. 

Ausgerechnet die Konservativen haben es bis heute 
nicht geschafft, ökonomische Instrumente einzuset- 
zen, um ökologische Ziele zu erreichen. Das hätte sich 
1982 doch niemand träumen lassen! Wenn man da- 
mals gesagt hätte: „Die Konservativen werden alle 
marktwirtschaftlichen Instrumente zur Förderung des 
Umweltschutzes Schritt für Schritt abbauen und statt 
dessen fast ausschließlich auf ordnungsrechtliche In- 
strumente, auf Ver- und Gebote setzen", man hätte 
uns ausgelacht, 

(Zuruf des Abg. Dr. Göhner [CDU/CSU]) 

Herr Kollege Göhner. Ich nenne Beispiele für Strei- 
chungen: Energiesparen, Fernwärme-Ausbau, Inve- 
stitionsanreize nach dem Einkommensteuergesetz für 
Umweltschutzmaßnahmen, § 7d, § 82 a usw. 

(Baum [FDP]: Warten Sie mal ab!) 

— Ich warte gerne ab, Herr Kollege Göhner und Herr 
Kollege Baum, aber ausgerechnet dort, wo Sie ord- 
nungsrechtlich mit einem Federstrich verfügbare, 
lange erprobte und optimale Abgasfilter hätten ein- 
führen können, haben Sie — am falschen Platz — auf 
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(A) marktwirtschaftliche Instrumente gesetzt und damit 
nicht nur den Erfolg verspielt, sondern auch ein heil- 
loses Durcheinander angerichtet. 

(Baum [FDP]: Wir sind in Europa, verehrter 
Herr!) 

Ich spreche vom Dreiwegekatalysator, 

(Baum [FDP]: Wollen Sie aus der Gemein- 
schaft austreten?) 

von dem Sie vor Jahren glaubten, ihn mit allerlei 
Schadstoffklassen-Mätzchen ersetzen zu können. 

Sie haben den Umweltschutz 1982, Herr Kollege 
Baum, erst der Opposition und dann Herrn Minister 
Zimmermann überlassen, 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: 1982 wart ihr noch 
gegen Katalysatoren!) 

wobei Sie darüber nachdenken mögen — ich darf es 
einmal so formulieren — , was damals leichtsinniger 
war. Apropos Zimmermann, Herr Kollege Töpfer: 

(Dr. Penner [SPD]: Wer ist das denn?) 

Wo ist das Konzept der Bundesregierung für eine um- 

weltverträgliche Verkehrspolitik? 

(Dr. Penner [SPD]: Wo ist der?) 

Spricht der jetzige Verkehrsminister, der frühere Um- 
weltminister, mit dem jetzigen Umweltminister? Gibt 
es erfolgversprechende Pläne, die weniger Emissio- 
nen auf dem Verkehrssektor aufzeigen, weniger 
Sch werlast verkehr auf der Straße und demzufolge 
weniger Lärm und Abgase, weniger Pkw-Emissionen, 
bedingt durch den Ausbau des ÖPNV, geringeren 
Spritverbrauch und einfache, optimale Abgasreini- 
gung? Nichts von all dem! 

Merken Sie denn nicht, meine Damen und Herren 
von der Koalition, wie der Bonner Politik mehr und 
mehr das Heft des Handelns aus der Hand genommen 
wird? 

(Kreuzeder [GRÜNE]: Wir merken es!) 

Herr Bennigsen-Foerder sagt, wo es in der Energie- 
politik langgeht, und Herr Goeudevert zeigt, ^vie man 
vor der Jahrtausendwende Autos baut 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Begrüßen Sie das 
immer noch, was Bennigsen gemacht hat? 

Das haben Sie im Ausschuß begrüßt! Stehen 
Sie noch dazu?) 

— Wenn Sie zum Mikrophon gehen und es benutzen 
würden, würde ich die Frage gerne beantworten. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Sie haben es auch 
so verstanden!) 

Sonst wird es mir auf die Zeit angerechnet. 

Meine Damen und Herren, was sagt Herr Goeude- 
vert dazu, wie das Auto der Jahrtausendwende aus- 
sieht? Sparsam, umweltfreundlich, Herr Minister Töp- 
fer, familienfreundlich, bezahlbar und — wichtig, 
Herr Töpfer! — ohne faule Kompromisse, was die per- 
sönliche Karriere — hier von Herrn Goeudevert — an- 
geht. Hätten beide Erkenntnisse nicht auch Vorgaben 
der politisch Verantwortlichen sein können, nein, sein 
müssen? 


Solange Sie um das Bruttosozialprodukt herumtan- (C) 
zen wie um das goldene Kalb, wird sich daran nichts 
ändern. Mag sein, daß Sie demnächst sogar von kon- 
servativen Wirtschaftstheoretikern überholt werden, 
die längst dabei sind, auch Luft, Wasser und Boden als 
endhche Güter anzuerkennen und zum Gegenstand 
betriebswirtschaftlicher Kalkulation zu machen. 

Wir Sozialdemokraten sind bereit und in der Lage, 
gemeinsam mit allen politischen Kräften aus dem La- 
ger des guten Willens die ökologische Modernisie- 
rung unserer Volkswirtschaft anzupacken. 

Ich danke Ihnen, 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU); Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Herr Kol- 
lege Lennartz, es ist in der Tat richtig, daß Sie Ihren 
Antrag zwar nicht begründet haben, wo es darum 
geht, hier alle zwei Jahre einen Bericht zur Lage von 
Natur und Umwelt vorzulegen. Aber der Antrag ist 
natürlich sehr charmant begründet, weil wir in der Tat 
einen solchen Bericht erstatten werden, und zwar 
ohne daß wir aufgefordert sind und ohne daß wir in 
einen bestimmten Zeitrahmen gedrängt werden. 

Ich denke, daß die Koahtionsfraktionen und die 
Bundesregierung gut daran tun. Ihnen einmal Ihren 
Gang durch den Gemüsegarten etwas besser zu ge- 
stalten und Sie einmal auf die Konzeption der Koali- (D) 
tionsfraktionen hinzuweisen. Dazu ist eine Menge zu 
sagen. 

Ich will nur an Ihre These erinnern: Blauer Himmel 
über der Ruhr. Keiner hatte erkannt, daß mit diesem 
blauen Himmel der Schadstof ferntransport einge- 
setzt worden ist, und es hat bestimmte Auswirkungen 
gegeben, die man zum damaligen Zeitpunkt nicht er- 
kannt hat. 

Ich denke, daß alle engagierten Umweltpohtiker 
hier im Saal und auch im Ausschuß sehr wohl wissen, 
wie komplex sich die Situation dar stellt, wenn man 
mit Patentrezepten operieren möchte. 

Ich möchte auf den Antrag der SPD eingehen. Wir 
haben in der Bundesrepublik Deutschland in vielfälti- 
ger Weise regelmäßig Umweltdaten vorgelegt, die als 
Handlungsgrundlage für unsere Umweltpolitik die- 
nen. Ich nenne die Jahresberichte des Umweltbun- 
desamtes, das Umweltstatistikgesetz, das wir zur Zeit 
wesentlich erweitern, Immissionsschutzberichte und 
die etwa alle zwei Jahre erscheinenden Daten zur 
Umwelt. Das Problem scheint mir zu sein, daß wir uns 
über die Inhalte dieser Berichte unterhalten müssen, 
um dann nach Wegen zu suchen, ^vie diese Berichte 
mehr hergeben, aktueller sind. 

Diese Berichte — ich hoffe, sie werden aufmerksam 
gelesen — geben nicht nur eine umfassende Situati- 
onsbeschreibung der Umwelt wieder, indem sie an 
Hand von Daten die Fortschritte in der allgemeinen 
Umweltpohtik dokumentieren, sondern es werden 
auch Quellen und Ursachen von Umweltgefährdun- 
gen, die Kosten der Belastungen sowie ergriffene bzw. 
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(A) notwendige Maßnahmen genannt. Allerdings muß 
man diese Berichte lesen. 

In der neuesten Ausgabe der Daten zur Umwelt 
1988/89 wurde erstmals ein Kapitel über den Zustand 
der Nordsee eingefügt. Die Kapitel Wasser, Natur und 
Landschaft sind erweitert und vertieft worden. Eben- 
falls neu sind die Daten zu grenzüberschreitenden 
und weltweiten Umweltproblemen. Ich nenne hier 
das Problem stratosphärischer Ozonabbau und Treib- 
hauseffekt. Das sind wichtige Dinge, um eine neue 
Umweltpolitik im Hinblick auf globale Herausforde- 
rungen nicht nur zu formulieren, sondern auch umzu- 
setzen. 

Es kann also nicht darum gehen, Herr Kollege Len- 
nartz, neue Berichte zur Lage von Natur und Umwelt 
zu erstellen, sondern darum, die vorliegende Daten- 
basis zu ergänzen, zu verbessern, unsere Konzepte 
weiterzuentwickeln und umzusetzen. 

Nachdem wichtige Vorhaben zur Reinhaltung von 
Luft, Wasser, Boden und zur Erhaltung der Natur be- 
reits verwirklicht sind oder noch in dieser Legislatur- 
periode verabschiedet werden, und zwar sowohl auf 
nationaler als auch auf internationaler Ebene, wäre es 
jetzt sinnvoll, eine verbesserte Ermittlung der Emit- 
tentenstnikturen zu erreichen. Dies wird nur möglich 
sein, wenn die Daten über den Zustand der verschie- 
denen Umweltbereiche noch zuverlässiger, noch um- 
fassender und noch schneller als bisher, d.h. jeweils 
dem neuesten Stand entsprechend, zur Verfügung 
stehen. Wenn Sie sich einmal den neuesten Bericht 
ansehen, werden Sie bemerken, daß zwar auf dem 

(B) Einband 1988/89 steht; aber die Datenbasis endet in 
den meisten Fällen bei 1986. Dort liegt das Problem. 
Wenn wir neue Konzepte umsetzen wollen, Ergeb- 
nisse schneller ab greifen wollen, dann brauchen wir 
aktuellere und tiefergehende Datenbasen. 

Wie in den Daten zur Umwelt erwähnt, gibt es Da- 
tenlückeiir insbesondere für die Bereiche Wasser und 
Abfall sowie im Bereich des Grundwasserzustandes 
oder bei Fragen des Verhältnisses von Gesundheit 
und Umweltschutz. Ähnliches — Herr Kollege, Sie 
hatten es ja erwähnt — hat sich der Sachverständigen- 
rat für Umweltfragen in seinem Gutachen 1987 zu 
eigen gemacht, und er hat auf diese Punkte hingewie- 
sen. 

Daraus ergeben sich für uns folgende Forderungen; 
Die Emittenten und Schadstoffe müssen vollständiger 
und differenzierter erfaßt werden. Teilweise liegen 
nur Daten für bestimmte Industriebranchen vor. Ein 
optimaler Schutz der Nordsee z. B. setzt Prioritäten bei 
der Eindämmung der Schadstof feinleitungen voraus, 
und zwar dort, wo am meisten und am schnellsten 
etwas für die Nordsee getan werden kann, z. B. bei 
den Hauptemittenten. 

Die Methoden der Emissionsschätzung oder -be- 
rechnung müssen einheitlicher und nachvollziehbarer 
werden. Mit einem verbesserten Datenmaterial kön- 
nen auch unverhältnismäßig hohe Aufwendungen mit 
nur geringen Verbesserungen im Umweltschutz ver- 
mieden werden. Ich erinnere an das Problem der Elbe- 
sanierung und an den Einsatz von Mitteln z. B. in der 
DDR mit sehr viel besserer Wirkung als auf unserer 


Seite, wo mit demselben Mitteleinsatz nur eine gerin- (C) 
gere Effizienz erreicht werden kann. 

Die Verfeinerung unseres Umweltkonzeptes setzt 
nicht nur die Verbesserung der Datenlage, sondern 
auch die Zusammenführung derart voraus, daß diffe- 
renzierte und effektive Maßnahmen im Hinblick auf 
bestimmte Emittentengruppen möghch sind. 

Wir fordern daher die Bundesregierung auf, uns bis 
zum Ende der Legislaturperiode in dem Bericht, der, 
wie ich annehme, von Minister Töpfer sowieso gege- 
ben wird, auch Vorschläge zur Verbesserung der Da- 
tenlage und Zusammenführung der Daten vorzule- 
gen. 

Die grenzüberschreitenden globalen Umweltgefah- 
ren erfordern neue Lösungsinstrumentarien. Ich 
denke, hierzu gehört ein weltweites Umweltinforma- 
tionssystem, wenn Sie so wollen: eine weltweite Um- 
weltdatenbank. Wir erwarten von der Bundesregie- 
rung, die Möghchkeit des Aufbaus eines solchen Sy- 
stems zu untersuchen und mit Nachdruck zu fördern. 

Wir sehen eine solche Datenbank als eine wichtige 
Voraussetzung für eine erfolgreiche Tätigkeit an, und 
zwar sowohl für eine EG -Umweltagentur als auch für 
eine globale Umweltpohtik. Ich denke, daß vor allen 
Dingen Industrienationen verpflichtet sind, ihre be- 
reits vorhandenen Dokumentationssysteme zu koor- 
dinieren sowie sich am Aufbau weiterer geeigneter 
und vor allem einheitlicher Meßnetze, statistischer Er- 
hebungsverfahren und Auswertungsmethoden zu be- 
teiligen. Nur mit Hilfe moderner Technologie können 
wir den globalen Herausforderungen im Umwelt- 
schütz begegnen. 

Insofern, Herr Kollege Lennartz, sollten wir im Aus- 
schuß weniger einen neuen Bericht fordern, als versu- 
chen, die vorhandenen Berichte zusammenzufassen, 
zu ergänzen und zu vertiefen, um aus den vorhande- 
nen Berichten einen einheitlichen Bewertungsbericht 
zu erstellen. Ich denke, daß wir von der Zielsetzung 
her überhaupt nicht auseinander hegen. Wir hegen 
nur darin auseinander, daß Sie einen solchen Antrag 
mißbrauchen, um über die Bundespohtik, über die 
Arbeit der Bundesregierung etwas hämisch zu pole- 
misieren. 

(Lennartz [SPD]: Wenn sie gut wäre, bräuch- 
ten Sie davor keine Angst zu haben! — Ge- 
genruf des Abg. Dr. Göhner [CDU/CSU]: 

Wer hat denn Angst?) 

Wenn wir über den Bericht diskutieren, sollten wir uns 
in der Sache auseinandersetzen und auch einmal die 
Augen aufmachen, um zu sehen, wie sich unsere Um- 
welt verändert hat, was geschehen ist. 

(Baum [FDP]: Sehr richtig!) 

Wir soUten auch einmal die positiven Dinge und nicht 
nur Horrorszenarien darstellen. Mit einem solchen 
Leid, das wir hier vortragen, bewegen wir die Um- 
weltpohtik überhaupt nicht. Gemeinsam anstrengen 
müssen wir uns, damit wir unsere Umwelt verbes- 
sern. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Das ist richtig!) 
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(A) Darauf würde ich mehr Wert legen als auf Ihren Weg 
durch den Gemüsegarten bekannter Polemik, lieber 
Herr Kollege Lennartz. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Renger; Das Wort hat der Abgeord- 
nete Knabe. 

Dr. Knabe (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Die SPD stellt einen vernünftigen 
Antrag. 

(Lennartz [SPD]: Macht sie immer!) 

Das soll ja Vorkommen. Sie fordert die Bundesregie- 
rung auf, mindestens alle zwei Jahre einen Bericht zur 
Lage von Natur und Umwelt vorzulegen. Sie tut das 
offensichtlich in der Hoffnung, von der Regierung ei- 
nen konkreten Bericht über die tatsächliche Lage zu 
bekommen — von einer Regierung, die nach wie vor 
die Schneisen des Fernstraßenbaus in die Landschaft 
hineinknallt, von einer Regierung, die kaum etwas 
gegen die wachsenden Müllberge tut, die bis heute 
die Verpackungsindustrie und die damit verbundene 
Verschwendung nicht gestoppt hat, einer Regierung, 
die Milliarden in die Landwirtschaft hineinpumpt, 
ohne damit Massentierhaltung, übertriebene Dün- 
gung und den flächenhaften Einsatz von Chemikalien 
gegen Pilze, Insekten und Unkräuter abzufangen. 

Aber der Antrag der SPD hat über den Mangel der 
gegenwärtigen Regierung hinaus ein entscheidendes 
Manko: Er ist zu staatsfixiert. Er geht nicht auf das 
grundlegende Dilemma jeder Regierung ein, im 
Bund, in Bayern, in Nordrhein-Westfalen. Jede Regie- 
rung möchte den Eindruck erwecken: Wir haben die 
Sache im Griff. — In Wirklichkeit laufen ihr die Pro- 
bleme davon. Ich will gar nicht bestreiten, daß es in 
jeder Regierung, auch in den Parlamenten, guten Wil- 
len gibt, die Dinge zu bessern, aber im Zweifel siegt 
dann doch der Wunsch, nach außen kompetent und 
als Herr der Lage zu erscheinen, der die Sorgen der 
Bürger auf seine Schultern lädt, so daß dieser beruhigt 
weiterschlafen kann; denn die Drohung steht im 
Raum: Eine unfähige Regierung wird über kurz oder 
lang ab gewählt. Ich verhehle nicht: Auch eine grüne 
Regierung wäre dieser Versuchung ausgesetzt. 

Daher möchte ich etwas grundlegend Neues für 
diesen Bericht vorschlagen. Wir werden dazu einen 
Entschließungsantrag einbringen. Der Bericht müßte 
aus drei Teilen bestehen; erstens einem Regierungs- 
bericht, zweitens einer kritischen Analyse der aner- 
kannten Umweltverbände und drittens einer Samm- 
lung von Berichten betroffener Menschen und Grup- 
pen; eine internationale Datenbank könnte ihn ergän- 
zen. 

Bei der knappen Zeit will ich nur zu dem zweiten 
und dem dritten Punkt etwas sagen. Anerkannte Um- 
weltverbände wie der Bund für Umwelt und Natur- 
schutz Deutschland, BUND, oder der Deutsche Natur- 
schutzring, DNR, aber vielleicht auch Organisationen 
wie Greenpeace sollten den Regierungsbericht vor 
der Drucklegung erhalten und ein paar Monate Zeit 
haben, eine kritische Bewertung vorzunehmen, die 
dann mitabgedruckt wird. Wir können es uns einfach 
nicht leisten, auf den Sachverstand dieser Organisa- 


tionen zu verzichten, vor allem auf ihr kritisches Be- (C) 
wußtsein und die geschulte Fähigkeit der Analyse 
amtlicher Berichte. 

Doch für noch wichtiger halte ich den dritten Teil: 
Berichte von Betroffenen. Das können auch positive 
Berichte sein, von Menschen, die wieder etwas aufge- 
baut haben, einen Wasserlauf renaturiert, eine Scha- 
densfläche neu bepflanzt oder einen Feuchtbiotop an- 
gelegt haben. Unerläßlich aber sind Berichte von den 
tausenden Fällen von Landschafts- und Naturzerstö- 
rung, die wir überall erleben: von den lärmgepeinig- 
ten Menschen an den Ausfallstraßen, wo tausende 
Lastwagen vorbeibrummen, von anderen in den Ein- 
flugschneisen der Flughäfen oder von dem unerträg- 
lichen Lärm der Tiefflieger. 

Wir brauchen Berichte, authentische Dokumenta- 
tionen von Naturzerstörung durch Straßenneubauten 
oder Industrieansiedlungen, vielleicht auch nur durch 
Wochenendhäuser. Wo sind nicht überall neue Ver- 
kehrsschneisen in die Wälder hineingeschlagen wor- 
den und haben zusammenhängende Lebensbereiche 
zerschnitten, unüberbrückbar für viele Kleintiere, von 
denen uns nur zerquetschte Kröten und überfahrene 
Igel auf fallen! Durch diese Berichte ortskundiger 
Gruppen und Einzelmenschen werden die wissen- 
schaftlichen Statistiken erst lebendig und verständ- 
lich. Sie könnten eine Gegenreaktion auslösen und 
helfen, daß mit weiterer Naturzerstörung Schluß ge- 
macht wird. 

Man darf fragen: Wer soll diese Bürgerberichte zu- 
sammenstellen, auswerten und auswählen? Hierzu 
möchte ich als Klärungsstelle den Bundesverband 
Bürgerinitiativen Umweltschutz, den BBU, vorschla- 
gen. Er hat in früheren Jahren gezeigt, daß er hervor- 
ragend organisieren und koordinieren kann. Durch 
eine solche neue wichtige Aufgabe würde er erneut 
an Bedeutung gewinnen, als Ansprechpartner für 
Bürgerinitiativen zur Verfügung stehen und den Um- 
weltgedanken vom Einzelfall auf die gesellschaftliche 
Ebene heben. 

Ich möchte wiederholen: Jede Regierung kann der 
Versuchung erliegen, die Dinge zu schönen, aber die 
kritische Analyse der Umweltverbände und die Be- 
richte der Betroffenen würden dauerhaft helfen, der 
Wirklichkeit ins Auge zu sehen und Impulse zur Bes- 
serung auszulösen. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Renger: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Abgeordneten Baum. 

Baum (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Es fehlt in der Tat nicht an Informationen 
über die Lage der Umwelt. Es gibt eine Vielzahl von 
Berichten auf den verschiedenen Gebieten; wir alle 
kennen sie. Es werden immer wieder Zwischenbilan- 
zen vorgelegt. Ich nenne den Immissionsschutzbe- 
richt, die wichtigen Gutachten des Sachverständigen- 
rats für Umweltfragen, Jahresberichte des Umwelt- 
bundesamtes und die gerade vorgelegten Daten zur 
Umwelt 1988/89. Es ist also, meine ich, die Ökologie- 
und die Umweltsituation eingehend dargestellt und 
diskutiert, so daß wir eigentlich in der Lage wären, in 
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Baum 

(A) unserem Lande, soweit es die wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse überhaupt zulassen, uns ein Bild zu ma- 
chen. 

Schwieriger wird es schon auf der europäischen 
Ebene. Hier ist mit Recht darauf hingewiesen worden, 
daß Daten fehlen. Das ist ein Grund mehr, Herr Töp- 
fer, sich für die europäische Umweltagentur einzuset- 
zen. Sicherlich ist es auch richtig, daß das weltweite 
Datenmaterial außerordentlich schwach ist. 

Meine Damen und Herren, die Lage darzustellen ist 
relativ einfach. Schwieriger ist es, die Lage zu bewer- 
ten und aus ihr politische Schlußfolgerungen zu zie- 
hen. 

Es ist ja relativ einfach, Herr Kollege Lennartz, poli- 
tische Ziele zu formulieren. Wenn sie allgemein for- 
muliert werden, ist es ganz einfach. Wer wollte nicht, 
daß wir unsere Natur schonen, wer wollte nicht die 
Nordsee von Schadstoffen freihalten? Über all diese 
Ziele werden Sie sich in jeder Veranstaltung mit je- 
dem Bürger sehr schnell einig werden. Da liegt ja 
nicht das Problem. Das Entscheidende ist der Weg, 
sind die Instrumente, ist die Auflösung von Zielkon- 
flikten mit anderen Interessen. Ich gebe Ihnen zu, 
Herr Kollege Lennartz, daß die Aufstellung von Qua- 
" litätszielen notwendig ist, sehr schwierig ist, natur- 
wissenschaftlich — Sie haben es mit Recht gesagt — 
nicht zu machen ist und irgendwo am Ende dann eine 
politische Entscheidung steht. Aber auch hier müssen 
Sie berücksichtigen, daß Sie mit jeder Entscheidung, 
die Sie im Bereich des Umweltschutzes treffen, andere 
Interessen berühren. 

(B) (Lennartz [SPD]: Natürlich!) 

Sie kommen dauernd in Konfliktfelder. Es nützt mir 
überhaupt nichts — um das an einem anderen Bei- 
spiel deutlich zu machen — , wenn Herr Joschka Fi- 
scher im „SpiegeT" wortkundig, wie er ist, ein Szena- 
rio der Ziele aufstellt. Das kann eigentlich jeder von 
uns. Er müßte uns sagen, welche Wege er unter In- 
kaufnahme welcher Konflikte gehen will oder wie er 
auf dem Weg welche Konflikte lösen will. Das macht 
er nicht. 

(Beifall des Abg. Dr. Grüner [FDP]) 

Der „SpiegeT' hat diesen Teil, den operativen Teil sei- 
nes Buches nicht abgedruckt, weil er, wie ich hörte, 
nicht aussagekräftig genug ist. Nun werfe ich das 
Herrn Fischer nicht vor, denn der operative Teil ist 
sehr, sehr schwierig. 

Deshalb, meine Damen und Herren, ist es wichtig, 
daß wir Umweltpolitiker — wir sitzen hier wieder 
weitgehend unter uns — die Umweltpolitik in andere 
Politiken hineintragen. Sie wird ja auch woanders 
entschieden; sie wird in der Verkehrspolitik, in der 
Energie-, in der Steuerpolitik entschieden. 

(Zustimmung des Abg. Dr. Knabe 
[GRÜNE]) 

Das Schlimme ist, daß diese Verzahnung noch nicht 
hergestellt ist, und das gilt für alle Parteien. Herr Kol- 
lege Lennartz, wir beklagen — auch Ihre Partei — 
blumenreich, daß eine Novelle zum Naturschutzge- 
setz nicht da ist, weil sie nicht finanziert werden kann. 
In wichtigen Ländern tragen Sie Verantwortung. Herr 
Rau hat sich heute nachmittag sehr eindrucksvoll als 


Gastgeber von Gorbatschow in Nordrhein-Westfalen (C) 
gezeigt. Was sagt denn Herr Rau zur Finanzierung des 
Naturschutzgesetzes? Was sagt der Finanzminister 
Nordrhein-Westfalens? 

(Lennartz [SPD]: Ich schicke Ihnen die Rede 
von Herrn Matthiesen zu!) 

Der hat natürlich auch Sorge, daß seine Landeskasse 
zum Naturschutz herangezogen wird, und will das 
möglichst vermeiden. Ähnliche Konflikte hat der Bun- 
desminister. 

Wer also so tut, als könne er lupenrein seine ökolo- 
gischen Ziele durchsetzen, er brauche es nur zu ver- 
künden, und alle Welt glaubt ihm, dem glaube ich 
nicht, denn er muß mir sagen, wie er die Zielkonflikte 
auflöst. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir — meine Partei wird das jetzt noch einmal ver- 
deutlichen und verstärken — messen uns eine ge- 
wisse Kompetenz in der Wirtschaftspolitik zu. Wir sind 
die wirklich von Anfang an in der Geschichte der Bun- 
desrepublik auf Marktwirtschaft setzende Partei. Die 
Marktwirtschaft ist die effizienteste Wirtschaftsord- 
nung auch für die Bewältigung der Umweltprobleme. 

Wir werden noch stärker als bisher marktwirtschaftli- 
che Instrumente einsetzen, um diese Ziele zu errei- 
chen. Wir werden das in meiner Partei diskutieren; wir 
haben Vorlagen dafür. Aber ich sage auch, meine 
Damen und Herren: der Spielraum für diese Instru- 
mente ist nicht unbegrenzt. Wir haben ein sehr strik- 
tes Ordnungsrecht* Nicht überall ist für diese markt- 
wirtschaftlichen Instrumente überhaupt noch ein 
Spielraum da. Aber hier ist die ganze Mitarbeit, die p) 
Kreativität der Finanz-, der Steuer- und Wirtschafts- 
politiker gefordert, um mit uns zusammen so etwas zu 
erreichen. 

Die Bundesregierung hat vor einigen Tagen die 
Umweltdaten 1988/89 vorgelegt, und, Herr Kollege 
Lennartz, sie bieten keineswegs das düstere Bild, das 
Sie hier gezeichnet haben. Es ist doch wirklich nicht 
so, daß die einen alles immer nur positiv sehen — das 
wäre dann immer die jeweilige Regierung — und die 
anderen alles immer nur negativ sehen. Wann kom- 
men wir von dieser schematischen Beurteilung 
weg? 

(Dr. Wernitz [SPD]: Das hat er gar nicht ge- 
sagt! — Weitere Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

— Aber er hat so getan, als lebe er in einem Staat, in 
dem er am Rande der Vergiftung steht, weil diese 
Bundesregierung untätig ist. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: So ist es! „Vergifte- 
tes Wasser"!) 

Das ist doch nicht richtig. 

Herr Knabe, auch Sie haben mit Recht gesagt, der 
gute Wille allein genügt nicht. Der genügt wirklich 
nicht. Wenn Sie von dem lärmgeplagten Bürger re- 
den: Alle diese lärmgeplagten Bürger fahren selber 
Auto. Wie bekommen wir es hin, daß sie nicht mehr 
lärmgeplagt sind? Das ist das Problem, ein schwieri- 
ges Problem. 

(Vorsitz: Vizepräsident Cronenberg) 
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(A) Das Ziel aufzustellen, „Wir wollen möglichst wenig 
Lärm '' , reicht doch wirklich nicht. 

(Bindig [SPD]: Aber Sie sind doch an der 

Regierung! Sie müssen diese praktische Ar- 
beit einmal leisten!) 

— Ja, wir haben ja so viel praktische Arbeit geleistet. 
Wissen Sie, es ist so unendlich viel geschehen. In den 
Bundesländern ist unendhch viel geschehen. Der 
nordrhein-westfälische Umweltminister Matthiesen 
hat dieser Tage eine stolze Umweltbilanz verkündet. 
Auf der Grundlage der TA Luft, einer Bundesrege- 
lung, die ich vorbereitet habe und die dann in dieser 
Koalition in die Wege geleitet worden ist, sind in 
Nordrhein- Westfalen 13 Milliarden DM investiert 
worden. In den nächsten Jahren werden noch weitere 
6 Milliarden DM investiert. Das ist eine gemeinsame 
Leistung. Das sollten Sie auch einmal sagen. Warum 
sagt das nur Herr Matthiesen, während Sie hier im 
Deutschen Bundestag diese Sache verschweigen? 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Wir haben in Nordrhein-Westfalen eine erhebliche 
Reduktion von Schwefeldioxid erreicht. Wir haben 
ferner eine erhebliche Reduktion von Stickoxiden, 
von Staub erreicht. Wir haben Erfolge bei der Reini- 
gung der Gewässer erzielt. Natürlich haben wir viele 
Probleme, aber wir müssen doch den Mut haben, alle 
gemeinsam, die wir daran mitgewirkt haben und mit- 
wirken, auch einmal über das Geleistete zu sprechen. 
Das vermisse ich bei Ihnen. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/CSU 

(B) — Zurufe von der SPD) 

Es gibt einen Berg von Problemen, auch vielen 
neuen Problemen. Es ist notwendig, auch zu differen- 
zieren und einmal zu sagen: Das können wir jetzt 
nicht machen. Nicht alles ist gleich wichtig. 

Die C02-Belastung der Erdatmosphäre ist ein wich- 
tiges Thema. Aber auch hierzu ein Datum: Von 1973 
bis heute sind die Kohlendioxid- Emissionen in der 
Bundesrepubhk um 10% zurückgegangen. Das gibt 
es in keinem anderen Industriestaat, nirgendwo auf 
der Welt! Hier haben wir immerhin das erreicht. 

Wir müssen also in allen Bereichen Fortschritte ma- 
chen. Wir werden uns jetzt stärker der Reduzierung 
von Kohlendioxid bei lü-aftfahrzeugen widmen müs- 
sen. 

Die Umweltgutachen machen deuthch — das will 
ich jetzt kritisch sagen; ich unterstütze das, was Sie, 
Herr Töpfer, gesagt haben — , daß insbesondere im 
Bereich des Naturschutzes und hinsichthch des Ab- 
falls ein sehr großer Nachholbedarf besteht. Übrigens, 
ich habe heute auf dem Schreibtisch ein Papier: Ziel- 
vorstellungen der Bundesregierung zur Reduzierung 
von Plastikabfall und sonstigen Behältnissen, sehr 
rigorose Zielvorstellungen. Das finde ich gut. Das ist 
Schritt für Schritt eine intensive Umweltpolitik, 

(Zustimmung bei der FDP — Zuruf des Abg. 

Lennartz [SPD]) 

— Herr Lennartz, Ihre Schwarzweißmalereien treffen 
wirkhch nicht. 

(Zuruf des Abg. Lennartz [SPD]) 


— Gut, wenn die Gemeinsamkeit beschworen wird, (C) 
dann haben Sie mich auf Ihrer Seite, soweit es möghch 
ist. 

Meine Damen und Herren, ein letztes Wort. Ich 
habe schon gesagt: Wir brauchen eine Umweltagen- 
tur, am besten ein Umweltamt, das die Gemeinschaft 
berät, so wie das hier national von seiten des Umwelt- 
bundesamtes der Bundesregierung und der Öffent- 
hchkeit gegenüber geschieht. 

Wir brauchen die Europäische Gemeinschaft auch 
wegen des Umweltschutzes, Wir dürfen uns nicht dem 
europäischen Gedanken verschließen. Bei den GRÜ- 
NEN habe ich ja das Gefühl, daß sie sich mäkelnd, 
resignierend davon abwenden. Sie müssen die Euro- 
päische Gemeinschaft mitgestalten, die anderen 
überzeugen. Wir haben nur gemeinsam eine 
Chance. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 

CSU) 

Wir können und dürfen nicht alleine handeln. 

Wir brauchen nicht pessimistisch in die Zukunft zu 
bücken. Es ist ein Umdenken festzustellen. Von No- 
vember letzten Jahres bis jetzt ist ein Umdenken in 
Sachen Kraftfahrzeug in der Europäischen Gemein- 
schaft festzustellen. In Großbritannien, in Frankreich, 
in Itaüen wird Umweltschutz zum Thema der Wahl- 
kämpfe. Ich bin nicht so voller Befürchtungen wie Sie. 

Ich meine, wir haben eine Chance. 

Übrigens — ich sage es noch einmal — bleibt uns 
überhaupt gar nichts anderes übrig. Wir brauchen 
Europa als Umweltgemeinschaft. Wir brauchen zu- 
nächst einmal mindestens dieses Europa. Wir brau- 
chen Osteuropa genauso. Wir müssen den osteuropäi- ^ ^ 
sehen Staaten helfen, damit sie wirtschaftlich auf die 
Beine kommen, denn erst dann können sie Umwelt- 
schutz betreiben. Viele Schadstoffe kommen aus dem 
Osten nach Westen. Denken Sie an die Elbe; denken 
Sie an die Stickoxide aus der Tschechoslowakei! 

Wir sind international wirklich auf dem Wege des 
Umdenkens. Auch die Erklärung, die hier von Gorba- 
tschow unterzeichnet worden ist, gibt die Chance ei- 
ner Zusammenarbeit zwischen Ost und West, um 
diese wichtigen Probleme im internationalen Zusam- 
menhang endlich in Angriff zu nehmen. Auch dies 
muß man zu dem Besuch Gorbatschows sagen: Er hat 
eine wichtige Funktion in Sachen Umweltschutz. 
Auch hier gibt es neue Hoffnung, Zu einseitiger 
Schwarzmalerei ist kein Anlaß. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Bun- 
desminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit, Herr Dr. Töpfer. 

Dr. Töpfer, Bundesminister für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Umweltpoütik 
braucht wie jeder andere Poütikbereich eine zuverläs- 
sige Datenbasis. Poütik, Verwaltung und nicht zuletzt 
unsere Bürger müssen ausreichend Informationen ha- 
ben, um die Prioritäten für umweltpoütisches Handeln 
abzuleiten, um zielgenaue Maßnahmen entwickeln 
zu können, um ihre eigenen Maßnahmen immer und 
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Bundesminister Dr. Töpfer 

(A) immer wieder auf ihre Wirksamkeit hin überprüfen zu 
können und sie der demokratischen Diskussion und 
Auseinandersetzung in einer möglichst nicht nur emo- 
tionalen Vorgehensweise zur Verfügung zu stellen. 
Sie braucht natürlich auch die Diskussion über 
Ziele. 

Die Diskussion über Ziele ist aber eigentlich an vie- 
len Stellen der Versuch, der politischen Entscheidung 
aus dem Wege zu gehen. Herr Abgeordneter Len- 
nartz, ich würde mich heute nicht hinstellen und wa- 
gen zu sagen: Mein Ziel besteht darin, den blauen 
Himmel über der Ruhr zu machen. Ich würde es nicht 
wagen, denn die Entwicklung, die wir gesehen haben, 
führte zunächst einmal dazu — darauf hat der Abge- 
ordnete Schmidbauer aufmerksam gemacht — , daß 
wir mit einer Hochschornsteinpolitik die Emissionen 
nicht vermindert, sondern die Verteilung verbessert 
haben. Das Ziel war erreicht, aber das Mittel war 
falsch; das wissen wir heute. 

(Lennartz [SPD]: Sie haben schon genau ver- 
standen!) 

Vor wenigen Tagen haben wir in diesem Hohen 
Hause gestanden, und es waren Mitglieder Ihrer 
Fraktion, die sehr, sehr besorgt gefragt haben, wie das 
denn mit dem blauen Himmel aussehe, ob er nicht 
geradezu zu einem Signal der Besorgnis für den Som- 
mersmog und die damit verbundenen Ozonbelastun- 
gen würde. Das heißt: Ziele, Grenzwerte sind eben 
etwas mehr als nur die Vorstellung dessen, was man 
möglicherweise morgen in einer guten Schlagzeile 
unterbringt. 

(B) Gewarnt sei mit großem Nachdruck vor den ter- 
ribles simphficateurs, vor den schlimmen Vereinfa- 
chern, denn die haben umweltpolitische Fortschritte 
noch nie erzielt, Herr Lennartz. Deswegen sei auch 
vor solchen Büchern gewarnt, die sich in der Beschrei- 
bung der Ziele erschöpfen und damit Erwartungen 
bewirken, die aus der Realität, aus dem Nebeneinan- 
der verschiedener wichtiger Ziele, gar nicht zu errei- 
chen sind. Dies ist verantwortliche Umweltpolitik. 

Ich möchte einen Punkt aus der Rede von Herrn 
Lennartz herausarbeiten. Er hat mir gesagt, die Bun- 
desregierung stütze sich nur noch auf Verbote und 
Gebote. Herr Abgeordneter Lennartz, ich bitte, das 
aber dann auch immer durchgehend zu fixieren und 
nicht heute die Marktwirtschaft einzufordern und 
morgen zu fragen, warum wir denn nicht wieder an 
irgendeiner Stelle ein Verbot durchgesetzt hätten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Wenn man mir auf der einen Seite immer und immer 
wieder mit großen Worten sagt, daß dieser Töpfer 
offenbar nicht das Rückgrat habe, um Gebote und 
Verbote zu machen, sondern sich mit einem solchen 
marktwirtschaftlichen Instrument wie der Koopera- 
tion einläßt, sollte man sich auf der anderen Seite nicht 
hier hinstellen und das hohe Lied der Marktwirtschaft 
singen. Da können Sie, Herr Lennartz, noch sehr, sehr 
viel von uns lernen. 

Mir tut es leid, daß die Abgeordnete Vollmer nicht 
mehr im Saal ist. Ich habe am letzten Sonntag auf dem 
Kirchentag in Berlin mit diskutiert, u. a. mit Carl 
Amery. Der von Ihnen eingeforderte Katalysator ist 


mir von Carl Amery als der Beleg eines modernen (C) 
Ablaßhandels mit dem Hinweis darauf vorgeworfen 
worden, daß wir damit den Bürgern wieder ein gutes 
Gewissen dafür schaffen, das Auto zu nutzen und 
nicht daran zu denken, daß Weiteres zu tun ist. 

Herr Abgeordneter Lennartz, wenn Sie sich in den 
Rundumschlag der umweltpolitischen Auseinander- 
setzung einlassen, seien Sie bitte so offen und so nach- 
denklich, hier auch klar zu sagen, wie sich denn das in 
der Realität unserer Republik, in der Kärrnerarbeit all- 
täglicher Entscheidungen niederschlägt. Das ist un- 
sere Aufgabe, und die machen wir. 

(Lennartz [SPD]: Ich lade Sie gerne zu dieser 
Kärrnerarbeit ein!) 

Dazu — das möchte ich deutlich sagen — brauchen 
wir auch mehr Informationen. Ich sage Ihnen ganz 
ehrlich: Ich bin ganz zufrieden, daß wir diesen Antrag 
haben, denn im Deutschen Bundestag über Umwelt- 
politik zu diskutieren ist immer ein Gewinn, ist immer 
eine gute Sache. Daß wir darauf aufmerksam machen 
können, was wir auf diesem Gebiet alles getan haben, 
ist ebenfalls gut. 

(Beifall des Abg, Dr. Weng [Gerlingen] 

[FDP]) 

So ist z. B. darauf aufmerksam zu machen, daß wir, 
wie kaum ein anderes Land in der Gemeinschaft, über 
Umweltdaten verfügen. Ich bitte Sie ganz herzlich: 
Nehmen Sie die kürzlich von dem Präsidenten des 
Umweltbundesamtes und mir gemeinsam vorgeleg- 
ten Daten zur Umwelt zur Kenntnis! Sie sind hier ge- 
würdigt worden. 

(D) 

Wir haben nicht den leichten Weg gewählt und ge- 
sagt: Da und hier ist etwas Negatives; das wollen wir 
nicht auf greifen. Wir haben eine ungeschminkte, ehr- 
liche Bilanz vorgelegt. Jeder ist eingeladen, sich mit 
ihr auseinanderzusetzen, auch mit den Lücken, und 
wir haben Lücken. 

Aber nun muß ich doch einmal zurückfragen und 
wende mich einmal gerade an die SPD-Fraktion, die ja 
nun seit vielen Jahren darauf aufmerksam macht, wir 
müßten uns etwa im Bereich der Wasserwirtschaft ein 
Stückchen weiterbewegen. Meine Damen und Her- 
ren, um das ganz klar zu sagen: Die Bundesregierung 
verfügt über keinerlei Daten zum Wasser in der Bun- 
desrepublik Deutschland. Es sind die Länder, die hier 
über Daten verfügen. Und wir haben in die Koalitions- 
vereinbarung die Formulierung aufgenommen, die 
Länder zu bitten, etwa Einleitungsgenehmigungen an 
das Umweltbundesamt zu melden. 

(Baum [FDP]: Pustekuchen!) 

Bis zur Stunde, Herr Lennartz, bei allen Bundes- 
ländern nicht durchsetzbar. Nicht deswegen, weil wir 
diese Daten nicht wollen, sondern weil die Bundeslän- 
der sie als in ihrem Aufgabenbereich befindlich und 
zu ihrer Darstellungsmöglichkeit gehörig ansehen. 
Meinen Sie nicht, ich wäre nicht herzlich dankbar und 
froh, wenn wir mehr Daten über die Grundwasserbe- 
lastung mit Pestiziden hätten? Aber selbstverständhch 
doch! Ich bin bis vor zwei Jahren Umweltminister in 
Rheinland-Pfalz gewesen. Wir haben angefangen, 
eine Grundwasserdatenbank anzulegen; sie ist noch 
nicht fertig. Wir haben sie bundesweit nicht, aber 
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(A) nicht deswegen, weil die Bundesregierung sie nicht 
will, sondern deswegen, weil die Zuständigkeit für die 
Wasserwirtschaft bei den Ländern liegt und weil die 
Länder diese Daten jetzt aufarbeiten. Und das haben 
wir bei der Darstellung der Daten über die Umwelt 
deutlich gemacht. Ich wäre herzlich dankbar, wenn 
sich der Kollege Matthiesen, der hier schon erwähnt 
wurde, dazu durchringen könnte, zu sagen; Ich gebe 
dem Bundesumweltminister einen flächendeckenden 
Überblick über die Grundwasserbelastung in Nord- 
rhein-Westfalen. 

(Baum [FDP]; Warum tut er es eigentlich 
nicht? Hat er etwas zu verbergen?) 

Gehen Sie doch bitte einmal zu ihm hin und lassen Sie 
sich diese Daten von ihm geben. Und wenn Sie sie von 
ihm bekommen haben, dann sind wir gerne bereit, sie 
aufzugreifen. Also, wenn denn hier an irgendeiner 
Stelle so ein Szenario auf gebaut würde, als wollten 
wir Daten nicht weitergeben: 

(Lennartz [SPD]: Das hat doch keiner ge- 
sagt!) 

Ich bitte Siel Wir sind doch diejenigen, die darauf 
drängen. 

Und wir werden — lassen Sie mich das ganz deut- 
lich sagen — nicht Ihren Hinweis aufgreifen, sondern 
wir werden weiter unsere Arbeit machen. Seit einem 
Jahr arbeitet man bei mir im Ministerium auf meine 
Anweisung an einer Gesamtübersicht über die Um- 
weltpolitik, über die Situation und Perspektiven der 
Umweltpohtik in der Bundesrepublik Deutschland, 
und wir werden das bis zum Ende dieses Jahres vor- 
legen. 

(Zuruf von der SPD; Das kann ich mir den- 
ken!) 

— Wir werden das vorlegen. Und ich habe erwartet, 
daß man sagt: „Das kann ich mir denken!" Ich muß 
Ihnen ganz ehrlich sagen: Eine noch bessere Vorlage 
kann eine Bundesregierung überhaupt nicht kriegen, 
als daß auch die Opposition ihr sagt: Ich bitte euch 
doch herzlich, gebt uns einmal eine Bilanz eurer Um- 
weltpolitik! Sie dürfen versichert sein, Sie bekommen 
sie noch in diesem Jahr; mit Basis, mit Daten und mit 
Zielen und Perspektiven in der Ehrlichkeit, die unsere 
Umweltpolitik insgesamt auszeichnet. Also, dazu ei- 
nen Antrag zu stellen ist überflüssig. 

Wenn Sie uns aber Hilfestellung geben wollen, 
dann denken Sie bitte auch mit uns darüber nach, wie 
wir dies in Europa insgesamt umsetzen können. Wir 
brauchen die Umweltagentur. Wir brauchen sie zur 
Harmonisierung der Daten in Europa. Sie werden da- 
von ausgehen können — Sie haben es mehr als einmal 
erlebt — , daß sich die Bundesregierung dafür einsetzt, 
das zu bekommen. Am allerbesten wäre es, wenn der 
Sitz dieser Umweltagentur auch noch in der Bundes- 
republik Deutschland sein könnte. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Im Ruhrgebiet!) 


Ich hoffe, daß wir uns im Streit über einzelne Stand- (C) 
orte nicht so weit auseinanderdividieren, daß dann 
irgend jemand in Europa 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]; Nein, wir sind ein- 

vernehmhch für das Ruhrgebiet! — Baum 
[FDP]: Einvernehmlich für Köln!) 

— „Wir sind einvernehmlich für das Ruhrgebiet", sagt 
der Abgeordnete Göhner. Ich möchte das bitte zu Pro- 
tokoll genommen wissen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]; Die sind vom 
Stamme „Nimm"!) 

— Gut. — Also, wir brauchen das in Europa. 

Und ich greife sehr nachhaltig das auf, was der 
Abgeordnete Baum gesagt hat. Meine Damen und 
Herren, wir brauchen es nicht nur in der Gemein- 
schaft, sondern wir brauchen es auch mit den osteu- 
ropäischen Ländern. Das, was der Gorbatschow-Be- 
such uns wirklich wieder einmal deutlich gemacht 
hat, ist, daß die Prioritätensetzung in der Umweltpoh- 
tik der Bundesrepubhk Deutschland richtig ist. Wir 
müssen ganz sicherhch unsere Hausaufgaben hier 
machen. Aber diese Umweltpohtik wäre zum Schei- 
tern verurteilt, würde sie nicht an die allererste Stelle 
die internationale Umweltpartnerschaft mit den 
Nachbarn setzen. 

(Baum [FDP]; Beispiel Prag!) 

Denn von dort kommen die Belastungen, die die 
Nordsee ungleich mehr treffen als vieles von dem, was 
wir bei uns machen. Diesen Hinweis, meine Damen 
und Herren, vermißt jemand, der diesen Antrag auf- 
merksam durchhest. Lassen Sie uns also die Darstel- 
lung unserer Umweltpohtik ernst nehmen. Lassen Sie (D) 
uns aber vor aUen Dingen darauf aufmerksam ma- 
chen, daß es nicht eine Ablenkung von eigenem Han- 
deln ist, wenn wir auch die internationale Kompo- 
nente hier mit einbinden. Die Bundesregierung wird 
die Daten weiter absichern und weiter ä jour halten, 
und die Bundesregierung wird dazu beitragen, daß 
ein breiter Überbhck über die Umweltpohtik in der 
Bundesrepubhk Deutschland allen in der Bundesre- 
pubhk Deutschland zur Verfügung steht. 

Ich danke Ihnen sehr herzhch. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Wernitz. 

Dr. Wernitz (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe den Eindruck, daß man ein 
wenig aneinander vorbeiredet. Ich darf deshalb unse- 
ren Antrag im Kerngehalt ins Gedächtnis und damit in 
die Debatte zurückrufen. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Das ist nach der 
Rede von Lennartz auch nötig!) 

Herr Töpfer, wir haben mit unserem Antrag vom 
7. April dieses Jahres die Bundesregierung aufgefor- 
dert, mindestens alle zwei Jahre einen „Bericht zur 
Lage von Natur und Umwelt" vorzulegen, in dem die 
Ökologie- und Umweltsituation und die durchgeführ- 
ten und geplanten Maßnahmen in Umwelt-, Natur- 
schutz- und Reaktorsicherheit auf nationaler und in- 
ternationaler Ebene dargestellt werden. — Das, was 
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(A) Sie ausgeführt haben und was auch in anderen Bei- 
trägen angesprochen wurde, wird durch diesen An- 
trag abgedeckt. Es ist völlig richtig, daß man nicht nur 
die Bundes-, Landes- und Kommunalebene einbinden 
muß, sondern auch die europäische Ebene und weit 
darüber hinaus. Das ist völlig klar und unstrittig. Man 
sollte sich in dieser Debatte deshalb viel stärker um 
den Kerngehalt, den Zielpunkt dieses Antrags küm- 
mern. 

Im Grunde weiß jeder, meine Damen und Herren, 
daß die dramatischen Entwicklungen in Natur und 
Umwelt dringend eine umfassende Darstellung der 
erkennbaren Belastungssituation im Ökologie- und 
Umweltbereich und ihrer weiteren Perspektiven er- 
fordern. 

Es ist schon erstaunlich: Während z. B. über die 
Lage der Wirtschaft, der Landwirtschaft und der For- 
schung zum Teil jährhch Bericht erstattet wird, fehlt 
eine entsprechend umfassende, systematische und 
fortlaufende Information über die Umweltsituation 
noch immer. Diese unbestreitbare und längst nicht 
mehr hinnehmbare Lücke soll mit Hilfe unseres An- 
trags auf regelmäßige Berichte zur Lage von Natur 
und Umwelt durch die Bundesregierung im Zweijah- 
resturnus geschlossen werden. 

Mit diesem Antrag wollen wir zum Ausdruck brin- 
gen, daß die Erhaltung von Natur und Umwelt, unse- 
rer natürlichen Lebensgrundlagen, praktisch für alle 
Politikbereiche eine klare und bestimmende Vorgabe 
sein muß. Bisher, wie gesagt, haben wir ein solches 
Instrument, das der großen Querschnittsaufgabe der 
Umweltpolitik angemessen wäre, leider nicht. Da hilft 
auch der Hinweis — er ist hier gekommen — auf vor- 
handene Daten, Berichte und Gutachten zu Umwelt- 
fragen nicht weiter. Die „Daten zur Umwelt", soeben 
für 1988/89 zum drittenmal im Zweijahresrhythmus 
vorgelegt, sind z. B. wichtige und verdienstvolle Ana- 
lysedaten, aber eben noch nicht eine umfassende Do- 
kumentation der erkennbaren Belastungssituation für 
den gesamten Umweltbereich einschließlich der sich 
daraus ergebenden Vollzugsdefizite und der weiteren 
erforderlichen organisatorischen und gesetzlichen 
Maßnahmen für eine systematische Umweltvor- 
sorge. 

Dabei bietet gerade, Herr Minister Töpfer, der neu- 
este Band „Daten zur Umwelt" von 1988/89 in der 
Einleitung unter dem Motto „Anforderungen an die 
Umweltberichterstattung" für jeden in diesem Hause, 
der offen — ich unterstreiche und betone das: offen — 
und unvoreingenommen an das Anliegen unseres An- 
trags herangeht, zusätzliche konkrete und aktuelle 
Argumente. Es heißt dort z. B.: 

Zur Unterstützung des Umweltschutzes als politi- 
scher Querschnittsaufgabe müssen Daten zur 
Umwelt die Zusammenhänge zwischen den ein- 
zelnen Teilaufgaben des Umweltschutzes selbst 
aufzeigen und auch die Bezüge zwischen Um- 
weltpolitik und korrespondierenden Politikberei- 
chen, wie etwa der Energie-, Wirtschafts- oder 
Landwirtschaftspolitik, abbilden. 

Weiter wird in dieser Einleitung — mit Ihrer Zustim- 
mung, wie ich annehme, Herr Töpfer — als Ziel der 
umfassend verstandenen Umweltberichterstattung 


schließlich die Präsentation einer qualifizierten Infor- (C) 
mations- und Entscheidungshilfe formuliert. 

Vor diesem Hintergrund, meine Damen und Her- 
ren, sollte es in der Tat möglich sein, in den anstehen- 
den weitgefächerten Ausschußberatungen einen 
breiten Konsens für unseren Antrag zu finden. Wir 
waren und wir bleiben in dieser Frage hartnäckig und 
auf konsequentem Kurs. Ich darf daran erinnern, daß 
dieser Antrag ja nicht neu ist, sondern daß wir ihn 
praktisch inhaltsgleich bereits in der vorigen Legisla- 
turperiode, 1983, präsentiert haben, auch dort ohne 
Erfolg; er ist abgelehnt worden. Es ist allerdings rich- 
tig: In der Tendenz sind Sie uns in der Beratung und in 
der Beschlußempfehlung damals des Innenausschus- 
ses als Umweltausschuß in Teilschritten entgegenge- 
kommen. Aber man sollte jetzt den notwendigen kon- 
sequenten Schritt tun. Dazu wollen wir noch einmal 
herzlich einladen. Wir haben sechs Jahre des Prüfens 
und Vorbereitens gehabt und sollten deshalb nun 
wirklich Nägel mit Köpfen machen. Das ist keine Pre- 
stigefrage, das ist keine taktische Frage, sondern hier 
geht es um die Glaubwürdigkeit nicht zuletzt der klas- 
sischen Parteien in diesem Hause auf allen Ebenen. 
Diese Chance sollten auch die Bundesregierung und 
die Koalition ergreifen. 

(Beifall bei der SPD) 

Im übrigen — meine Damen und Herren, lassen 
Sie mich das in Richtung auf den Kollegen Baum 
sagen — : Ich erinnere daran, Herr Baum, daß Sie zu 
Beginn des Jahres 1981 als Innen- und Umweltmini- 
ster der sozialliberalen Koaltion beim Programm für 
die Legislaturperiode formuliert haben, daß die Hin- 
wendung der Umweltpolitik zu einer ökologischen 
Gesamtbetrachtung auch in den Instrumenten der 
Umweltpolitik ihren Ausdruck finden müsse. 

(Baum [FDP]: Stimmt auch!) 

Ich glaube, diese Formulierung und dieses Ziel gelten 
auch noch heute und werden morgen auf allen Ebe- 
nen an Bedeutung gewinnen. 

Ich lade deshalb ein, in den Beratungen der Aus- 
schüsse so zu sprechen, daß wir am Ende in einer kon- 
struktiven Weise mit einer Beschlußempfehlung wie- 
der ins Plenum kommen. Es geht nicht um Taktitk, es 
geht um Glaubwürdigkeit moderner, zukunftsorien- 
tierter Umweltpolitik. Dies muß uns alle über die 
Grenzen der Fraktionen verbinden. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat erneut 
Herr Dr. Knabe, sozusagen zu einem Nachschlag. 

Dr. Knabe (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Minister Töpfer hat um weltpoliti- 
sche Ziele als gefährlich bezeichnet. Wir GRÜNEN 
haben um weltpolitische Ziele. Wir meinen Natur- 
schutz auf der Fläche durch Ökologischen Landbau. 

(Beifall der Abg. Frau Flinner [GRÜNE]) 

Wir meinen Bewahrung des Artenreichtums. Wir wol- 
len die Bewahrung der Atmosphäre durch Rückbau 
der chemischen Industrie, durch maximale Energieef- 
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(A) fizienz, durch Kreislaufwirtschaft. Also, Ziele und Mit- 
tel gehören zusammen. Nur wenn man Ziele hat, kann 
man auch die einzelnen Schritte abwägen. Natürlich 
verstehe ich Ihre Skepsis. — Kollegin Vollmer ist jetzt 
wieder da. — Da kann man betonen, daß Herr Amery 
auf dem Kirchentag recht hatte: Der Katalysator holt 
kein CO 2 heraus. Und das gute Gewissen des Kat- 
Fahrers ist eben nur ein halbgutes; denn er trägt wei- 
ter zur Klimaveränderung bei. 

(Baum [FDP]: Natürlich!) 

Das heißt: Eine Netzkarte der Bundesbahn wäre bes- 
ser — 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

oder Verzicht auf das Auto und den Weg etwas kürzer 
wählen. Ich weiß, wir sündigen alle auf diesem Ge- 
biet, der eine mehr, der andere weniger. Aber Ziele 
brauchen wir. Ich glaube, das sollten Sie nicht in 
Frage stellen. 

(BeifaU bei den GRÜNEN - Dr. Göhner 
[CDU/CSU]: Ich nehme Sie nicht in meinem 
Auto mit!) 


Vizepräsident Cronenberg; Nun hat noch Herr 
Dr. Lippold das Wort. 


Dr. Lippold (Offenbach) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist 
so, daß wir feststellen müssen, daß der Abgeordnete 
Lennartz heute hier eigentlich eine Sekundärdiskus- 
sion geführt hat. 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Werden Sie mal 
nicht so akademisch!) 

Herr Lennartz, primär ist nicht, daß wir zu vielem 
Papier noch neues Papier hinzufügen, sondern primär 
ist, daß wir entscheidende Maßnahmen im Kampf ge- 
gen die Belastung treffen, die aus verschiedensten 
Bereichen auf die Umwelt zukommt. Auf diesem Ge- 
biet hat die Bundesregierung Hervorragendes gelei- 
stet. Ich will Ihnen die Aufzählung ersparen und nur 
noch einmal darauf verweisen, daß die Umweltmini- 
ster der SPD-regierten Länder mit diesen Erfolgen 
draußen hausieren gehen und darstellen, wieviel bes- 
ser es in der Zwischenzeit geworden ist. 

Wenn Sie, Herr Lennartz, wenigstens die vorhande- 
nen Daten zur Kenntnis nähmen, wie sie jetzt z. B. in 
den „Daten zur Umwelt" vorgelegt worden sind, wür- 
den Sie wissen, daß zu einer Katastrophenstimmung, 
wie Sie sie hier gerade anzuheizen versucht haben, 
überhaupt kein Anlaß besteht, weil die Fakten eben 
erwiesen haben, daß die Gewässerbelastung zurück- 
gegangen ist, daß die Grundwasserbelastung zurück- 
gegangen ist, daß die Luftverschmutzung zurückge- 
gangen ist. Das läßt sich doch objektiv an Hand der 
vorhandenen Daten nachweisen. 

Das Gute ist doch — Herr Lennartz, auch das kön- 
nen Sie wissen, wenn Sie sich einmal die vorhandenen 
Daten anschauen, bevor Sie weitere fordern ~, daß 
sich das im Bewußtsein der Bevölkerung nieder- 
schlägt. Nehmen Sie z. B. die subjektive Einschät- 
zung der Umweltbelastung — hier durch Luftver- 
schmutzung — im Wohngebiet. 1950 haben 50% der 
bundesdeutschen Bevölkerung gesagt: keine Bela- 


stung. 1986 haben 64% gesagt; keine Belastung im (C) 
Wohnbereich. Das ist eine ganz eklatante Steige- 
rung. 

Früher haben 31 % von einer erheblichen Belastung 
durch Luftverschmutzung gesprochen. Heute sind es 
noch 19%. Selbst hinsichtlich des viel zitierten Stra- 
ßenlärms — wenn sie doch endlich einmal die Fakten 
zur Kenntnis nähmen — sagen 41 % : keine Belastung, 
während das 1978 nur 27 % gesagt haben. Von einer 
erheblichen Belastung sprachen 1978 noch 49%, 
während es heute 36 % sind. 

(Bindig [SPD]: Die sind schon taub, die hören 
nichts mehr!) 

Herr Lennartz, es geht Ihnen also gar nicht um die 
Fakten — die haben Sie bereits — , sondern Sie wei- 
chen, weil Sie diese Bundesregierung in der Sache 
nicht kritisieren können, auf Sekundärkriegsschau- 
plätze aus. 

Zur Katastrophenstimmung, die Sie gerade zu ver- 
breiten versucht haben: In der letzten Diskussion, die 
wir hier geführt haben, kritisierte Ihr Kollege Stahl 
— staatsmännisch — DIE GRÜNEN, man solle doch 
nicht mit diesen Katastrophenmeldungen hausieren 
gehen. Ich habe ihm damals schon gesagt, er hat nicht 
nur DIE GRÜNEN gemeint, sondern auch die Kolle- 
gen der eigenen SPD-Fraktion, die das auch immer 
wieder tun. Bei Ihnen trifft das heute genau wieder zu. 

In der nächsten Diskussion wird Herr Stahl erneut 
sagen, es sollten keine Katastrophenmeldungen ver- 
breitet werden, und Sie werden es hinterher doch wie- 
der versuchen. 

Im übrigen, Herr Lennartz, habe ich schon einmal (1^) 
gesagt; Ihre Reden sind immer die gleichen. Sie tau- 
schen nur die Überschriften aus. Deshalb haben Sie 
heute zum Antrag der SPD auch überhaupt nichts 
gesagt. 

(Dr. Wernitz [SPD]: Sie haben aber auch 
nichts zu dem Antrag gesagt!) 

Ich sage Ihnen noch einmal ganz klar zur Konzep- 
tion der Bundesregierung: Wir haben die Leitlinien 
Umweltvorsorge. Wir machen integrierten Umwelt- 
schutz. Wir entwickeln Vermeidungsstrategien. Das 
sind in sich geschlossene Konzepte, um allen Belan- 
gen der Umwelt gerecht zu werden. Früher haben Sie 
vom integrierten Umweltschutz ja nichts gehalten. 

Nur, Herr Lennartz, man braucht dazu natürlich auch 
Geld. Sie sind doch gegen eine Strategie, die es uns 
ermöglicht, in noch größerem Umfang als bislang die 
Produktionsverhältnisse so zu ändern, daß wir inte- 
grierten Umweltschutz auch realisieren können. 

In dem Zusammenhang ein Wort an DIE GRÜNEN. 
Abfallvermeidung: Wir haben doch die Instrumente 
in den Gesetzen geschaffen, im Bundes-Immissions- 
schutzgesetz, im Abfallbeseitigungsgesetz durch die 
Novelle. Nur, wissen Sie, als Ihr Minister Fischer in 
Hessen die Gelegenheit gehabt hatte, hier etwas zur 
Abfallvermeidung zu tun, die Verwaltung anzuwei- 
sen, Konzepte zu schaffen, Betriebe zu überwachen, 
zu kontrollieren, nachträglich Anordnungen zu erlas- 
sen, ist nichts passiert. 

(Dr. Knabe [GRÜNE]: Ein Hesse müßte das 
besser wissen!) 
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Dr. Lippold (Offenbach) 

(A) Im Sinne von Herrn Lennartz ist immer wieder neues 
Faktenmaterial erarbeitet worden, Prüfungsberichte 
wurden noch einmal geprüft, und dann wurde ein 
Obergutachter herangezogen. Während Ihrer gesam- 
ten Regierungstätigkeit in Hessen haben Sie keine 
entscheidende Umweltschutzmaßnahme verabschie- 
det. 


Berichterstatter: 

Abgeordnete Dr. Schroeder (Freiburg) 

Nehm 

Frau Rust 

(Erste Beratung 128. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Raumordnungsge- 
setzes 

— Drucksache 11/3916 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau (16. Ausschuß) 

— Drucksache 11/4678 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Großmann 
Magin 

(Erste Beratung 128. Sitzung) 

Der Ältestenrat schägt Ihnen eine Debattenzeit von 
einer Stunde vor. Ich sehe, Sie sind damit einverstan- 
den. Dann ist dies so beschlossen. 

Die Bundesministerin für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau hat um das Wort gebeten. Frau Mini- 
sterin, Sie haben das Wort. 


Frau Hasselfeldt, Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir entscheiden heute 
über die erste umfassende Novellierung des seit sei- 
nem Erlaß im Jahre 1965 im wesenthchen unverändert 
gebliebenen Raumordnungsgesetzes. Dieses Gesetz 
hat sich im Grundsatz bewährt. Trotzdem ist diese 
Novelle notwendig, weil sich im vergangenen Viertel- 
jahrhundert die politischen und die gesellschaftlichen 
Grunddaten für die Raumordnung wesentiich verän- 
dert haben. Ich nenne nur drei Beispiele. 

Erstens. Unsere Bürger verlangen heute zu Recht 
nicht nur wirtschaftliche Sicherheit, sondern auch ei- 
nen wirksamen Umweltschutz. 

Zweitens. Die Landwirtschaft ist allein nicht mehr in 
der Lage, dem ländhchen Raum eine tragfähige wirt- 
schaftliche Grundlage zu geben. Deshalb braucht der 
ländliche Raum eine neue Orientierung. 

Drittens. Unsere Verdichtungsräume haben sich zu- 
nehmend auseinanderentwickelt. Die Gleichung Ver- 
dichtungsraum gleich Wohlstandsraum stimmt heute 
nicht mehr. 

Um diesen Entwicklungen und veränderten Bedin- 
gungen Rechnung zu tragen, liegt der Schwerpunkt 
der vorliegenden Novelle in der Aktuahsierung der 
gesetzlichen Leitaussagen und Grundsätze der Raum- 
ordnung. 

Auch das neue Gesetz, meine Damen und Herren, 
richtet sich nicht nur an die mit der Raumordnung und 
Landesplanung unmittelbar befaßten Stellen. Es rich- 
tet sich an alle, die mit ihren Entscheidungen auf die 
räumliche Struktur unseres Landes Einfluß nehmen 
und die — auch dies soll einmal gesagt werden — 
dafür Verantwortung tragen, beispielsweise auch an 
alle Ressorts auf Bundes- und Landesebene. 


Der jetzige hessische Umweltminister Weimar hat 
bei der Abfallverm eidun g angesetzt, hat die Möghch- 
keiten genutzt, die das Abfallbeseitigungsgesetz bie- 
tet, hat die Verwaltung angewiesen, die Unterneh- 
men zu prüfen, ob Strategien zur Abfallvermeidung 
reahsiert werden. Wenn die Unternehmen das nicht 
tun, werden nachträghch entsprechende Auflagen 
gemacht werden. Das ist praktizierte Umweltpolitik, 
aber nicht die Schaffung von immer wieder neuem 
Papier, an dem Sie hinterher noch monieren, daß es 
kein reines Umweltschutzpapier sei, wenn der Ein- 
band einmal anders ist. 

Machen wir uns nichts vor: Diese Sekundärdebatte 
können wir abschließen. Wir vergeben uns nicht viel, 
wenn wir sagen: Wir werden auf dem Weg fortschrei- 
ten, im Rahmen der Novelherung wichtiger Gesetze 
die Voraussetzungen für die Bevölkerung unseres 
Landes zu schaffen, damit Umweltschutz weiter als 
Gesundheitsschutz praktiziert wird und wir den öko- 
logischen Generationenvertrag, den wir der Jugend 
anbieten, auch einhalten können. 

Herzhchen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

(B) 

Vizepräsident Cronenberg: Wir sind am Ende der 
Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, den Antrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 11/4317 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu über- 
weisen. Widerspruch erhebt sich nicht. — Dann ist so 
beschlossen. 


Ich rufe Punkt 21 der Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von den Abge- 
ordneten Frau Teubner, Frau Oesterle-Schwe- 
rin und der Fraktion DIE GRÜNEN eingebrach- 
ten Entwurfs eines Raumplanungsgesetzes 
(RPG) 

— Drucksache 11/2666 — 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau (16. Ausschuß) 

— Drucksache 11/4678 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Großmann 
Magin 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 11/4679 — 
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Bundesminister Frau Hasselfeldt 

(A) Das Gesetz nannte bisher schon als zentralen Leit- 
gedanken die freie Entfaltung der Persönlichkeit. 
Dies bleibt auch unverändert wichtig. Dazu treten 
aber drei weitere Leitvorstellungen, die gleichzeitig 
konkretisiert werden: erstens der Schutz, die Pflege 
und die Entwicklung der natürlichen Lebensgrundla- 
gen. Dieses Gebot als die umweltrelevante Leitvor- 
stellung des Raumordnungsgesetzes macht klar, daß 
der Schutz des Lebens und seiner natürlichen Grund- 
lagen ein Grundwert für alle politischen Entscheidun- 
gen ist und daß sich jede konkrete Nutzungsentschei- 
dung an dieser Verantwortung messen lassen muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Die zweite Leitvorstellung ist die langfristige Offen- 
haltung der Raumnutzung. Diese Forderung ent- 
spricht dem Gedanken der zukunftsorientierten Vor- 
sorge. Räumliche Vorsorge verpflichtet den Planer, 
bei allen Entscheidungen auch die Lebensverhält- 
nisse nicht nur der heutigen Generation, sondern auch 
der künftigen Generationen im Auge zu behalten. 

Die dritte Leitvorstellung zielt auf gleichwertige 
Lebensbedingungen der Menschen in allen Teil- 
räumen des Bundesgebietes ab. Diese Leitvorstellung 
spiegelt das Grundanliegen der Raumordnungspolitik 
wider, nämlich bei aller — selbstverständlich gewoll- 
ten — Vielfalt in unserem Land sicherzustellen, daß 
alle Bürger gleichwertige — nicht gleichartige — Le- 
bensbedingungen vorfinden. 

Dieses Leitziel gleichwertiger Lebensbedingungen 
bestimmt unser Engagement sowohl für die Verdich- 
.gj tungsräume als auch für den ländlichen Raum. Es 
bestimmt damit auch das Verhältnis von Stadt und 
Land. 

Wir müssen gerade in Anbetracht des Strukturwan- 
dels in der Landwirtschaft darauf achten, daß der 
ländliche Raum sowohl seine natürlichen Lebens- 
grundlagen erhält als auch an der allgemeinen wirt- 
schafthchen Entwicklung teilhat. 

Die Neufassung des Gesetzes trägt dem Rechnung. 
Sie öffnet die räumhche Planung für eine nicht mehr 
an der reinen Mengenproduktion orientierte Landbe- 
wirtschaftung und für die ökologisch verträgliche Um- 
nutzung bisheriger Anbauflächen. Sie zieht die Kon- 
sequenz aus der Tatsache, daß der ländliche Raum 
heute vielfältige Aufgaben hat. Er ist Standort für ge- 
werbliche Unternehmen bis hin zu modernsten 
Dienstleistungsunternehmen; er ist Raum für Erho- 
lung und Freizeit; er ist der Raum, in dem sich unsere 
gefährdeten natürlichen Ressourcen regenerieren. 

Diesen geänderten Verhältnissen und den damit 
verbundenen Herausforderungen für uns alle trägt 
der vorliegende Gesetzentwurf Rechnung. 

Anspruch auf gleichwertige Lebensbedingungen 
haben auch die Bewohner im Zonenrandgebiet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auf Grund der durch die Teilung Deutschlands ent- 
standenen Lage sind hier strukturelle Nachteile ent- 
standen, die durch gezielte Förderung auszugleichen 
sind. Ich finde es bedauerlich, ja fast erschreckend, 
daß der Entwurf der Grünen diesen über Jahrzehnte 
gültigen Konsens in Frage stellt, indem er auf einen 


entsprechenden raumordnerischen Grundsatz ver- (C) 
zichtet. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Der zweite Schwerpunkt der Novellierung ist die 
Regelung des Raumordnungsverfahrens im Rahmen- 
recht des Bundes. Dieses in vielen Ländern seit lan- 
gem bewährte Instrument der raumordnerischen Ab- 
stimmung wird in Zukunft die von der EG-Richtlinie 
aus dem Jahre 1985 geforderte Umweltverträglich- 
keitsprüfung mit einschließen. Das Raumordnungs- 
verfahren wird so zu einem Instrument, mit dem bei 
der Standortbewertung größerer Vorhaben mögliche 
Auswirkungen auf die Umwelt wie auch auf alle ande- 
ren wichtigen Bereiche systematisch untersucht wer- 
den können. 

Die Bundesregierung war immer dafür, bei der Ein- 
führung der Umweltverträglichkeitsprüfung soweit 
wie möglich bewährte Verfahren zu nutzen, anstatt 
mit bürokratischem Aufwand zusätzliche Verfahren 
mit einzuführen, und auch diesem trägt dieser Gesetz- 
entwurf mit Rechnung; der Gesetzentwurf verwirk- 
licht diese Absicht. 

Er wird im übrigen auch dazu beitragen, daß die 
Raumordnung auch in Zukunft ihre unverzichtbare 
Aufgabe erfüllen kann. Es liegt in der Natur eines 
Rahmengesetzes, daß es nun der Umsetzung und Aus- 
füllung durch die Landesgesetzgeber bedarf, damit 
die mit der Novellierung gewünschten Verbesserun- 
gen möglichst bald auch wirksam werden können. 

Für die von den Ländern gewährte Unterstützung 
bei der Gesetzesvorbereitung möchte ich mich des- 
halb ganz herzKch bedanken. Der Bundesregierung 
war es wichtig, von Beginn der Gesetzgebungsarbei- 
ten an mit allen Bundesländern eng zusammenzuar- 
beiten. Mein Dank gilt darüber hinaus aber auch den 
kommunalen Spitzenverbänden und der Akademie 
für Raumforschung und Landesplanung. 

Überhaupt hat es bei der Beratung dieses Gesetzes 
im Gegensatz zu vielem anderen, was in diesem 
Hause beraten und beschlossen wird, bemerkenswert 
viel Übereinstimmung gegeben. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Ganz zum 
Schluß wurde es etwas schlechter!) 

— Ganz zum Schluß wurde es etwas schwieriger, aber 
nach den Erfahrungen der gesamten Ausschußbera- 
tungen stimmen Sie sicherlich mit mir darin überein, 
daß man sagen kann, daß diese Novellierung über die 
Parteigrenzen hinweg im wesentlichen für richtig und 
für notwendig angesehen wird. Das ist ein Beitrag zur 
politsichen Kultur, der uns sicherhch allen ganz gut- 
tut. 

Meine Damen und Herren, nach dem Baugesetz- 
buch wird mit dem jetzt aktualisierten Raumord- 
nungsgesetz ein weiterer Baustein für ein modernes 
Planungsrecht geschaffen. Es erlaubt unseren Regio- 
nen und Gemeinden, ihre Attraktivität auch im Hin- 
blick auf die Anforderungen des europäischen Bin- 
nenmarktes auszubauen und dabei ökonomische und 
ökologische Belange zu einem sachgerechten Aus- 
gleich zu bringen. Diesen hohen Zielen, denen wir 
alle verpflichtet sind, sollte sich niemand in diesem 
Hause verweigern. 
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Bundesminister Frau Hasselfeldt 
(A) Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
des Abg. Dr. Hauchler [SPD]) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Teubner. 

Frau Teubner (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Zu- 
hörerinnen und Zuhörer! Noch nie war Alltagspolitik 
im Bundestag so langweilig wie heute. Auch nachdem 
die GRÜNEN seit sechs Jahren im Bundestag sind, 
hält die Regierungskoalition am alten Ritual fest, jede, 
aber auch jede parlamentarische Initiative der GRÜ- 
NEN abzulehnen, sogar dann, wie im vorliegenden 
Fall, wenn Gesetzentwürfe auf den wissenschaftli- 
chen und praktischen Erkenntnissen von Instituten 
aufbauen — die Frau Ministerin hat sie auch ge- 
nannt — , die z, B. über den Haushaltsplan 25 die Un- 
terstützung dieser Regierung genießen. Ein exempla- 
risches Trauerspiel! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sozusagen als dritte Berichterstatterin will ich die 
Geschichte vom Aufstieg und Fall des Gesetzentwurfs 
der GRÜNEN hier noch einmal kurz zusammenfassen. 
Die Geschichte ist für viele in diesem Hause einge- 
brachte vernünftige Initiativen symptomatisch. Der 
erste Akt spielt im Frühjahr 1987: Der Auftritt von 
Wissenschaft und Praxis. Anläßlich der von der Regie- 
rung angekündigten Novellierung des Raumpla- 
nungsgesetzes gründet die Akademie für Raumfor- 
schung und Landesplanung Hannover einen Ad-hoc- 
Arbeitskreis, um — Zitat — „ihre Erkenntnisse und 
Vorschläge frühzeitig in den politischen Meinungsbil- 
dungs- und Entscheidungsprozeß einzubringen". Un- 
ter dem Vorsitz des damaligen Akademieleiters, Pro- 
fessor Kistenmacher, legen Expert/innen der kommu- 
nalen Spitzenverbände, der Planungs- und Rechtswis- 
senschaften sowie der planenden Verwaltung im De- 
zember 1987 Novellierungsvorschläge vor allem für 
die zentralen §§ 1, 2 und 6 vor. 

Zweiter Akt, ein Jahr später: Die Fraktion DIE GRÜ- 
NEN erntet, was sie nicht gesät hat. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wie immer!) 

Auf der Grundlage und teilweise in engster Anleh- 
nung an die Ergebnisse dieses Arbeitskreises der 
Akademie formuliert die Fraktion DIE GRÜNEN ihren 
Entwurf eines Raumplanungsgesetzes. Dabei über- 
nimmt sie zusätzlich die Vorschläge der Umwelt- 
schutzverbände hinsichtlich der Umweltverträglich- 
keitsprüfung sowie die positiven Rechtsinstrumente 
der niederländischen Raumordnungsgesetzgebung. 
Dieser Gesetzentwurf wurde am 14. Juli 1988 in den 
Bundestag eingebracht. 

Dritter Akt, Juli 1988: Die Bundesregierung übt sich 
in politischer und geistiger Bescheidenheit. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Vollmer 
[GRÜNE]) 

Ein Minister, der allen politischen Erfahrungen der 
letzten Jahre zum Trotz von sich immer noch behaup- 
tete, auch in Fragen der Raumordnung kompetent zu 
sein, stellte im Juli 1988 kopfschüttelnden Pressever- 
tretern einen Referentenentwurf zur Novellierung des 


Raumordnungsgesetzes vor, in dem der völlig untaug- (C) 
liehe Versuch unternommen wird, die Anforderungen 
der EG-Richtlinie zur Umweltverträglichkeit in das 
Raumordnungsverfahren zu integrieren. Die Vor- 
schläge der Akademie finden keine Beachtung. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht!) 

Vierter Akt, Frühjahr 1989; Wessen Brot ich eß', 
dessen Lied ich sing' — die Sachverständigen. Der 
Raumordnungsausschuß lädt zu einer nichtöffentli- 
chen Anhörung zu den beiden Gesetzesinitiativen 
ein. Im Vorfeld und am Rande dieses Hearings loben 
Experten auch aus der Akademie für Raumordnung 
und Landesplanung sowie anderer wissenschaftlicher 
Institutionen den Gesetzentwurf der GRÜNEN. Doch 
bei der Anhörung selbst sind sich alle einig, auch der 
seinerzeitige Leiter der Hannoveraner Akademie, 
eben jener schon im ersten Akt auf getretene Professor 
Kistenmacher, daß der Regierungsentwurf sehr ge- 
lungen sei, die dort vorgesehenen Regelungen kor- 
rekt seien und der Entwurf der GRÜNEN keine Alter- 
native sei. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Merkwürdige 
Wandlungen!) 

Der Professor erntet für diese sehr wohlwollende Be- 
wertung des Regierungsentwurfs das fast erleichterte 
Lob des Ausschußvorsitzenden, der womöglich ge- 
fürchtet hatte, der Professor könnte möglicherweise 
den Entwurf der GRÜNEN zu sehr favorisieren. Die 
SPD schweigt. Übrigens war Herr Kistenmacher erst 
auf Betreiben der GRÜNEN zu dieser Anhörung gela- 
den worden. (D) 

Fünfter Akt, Mai 1989: Die Mehrheit entscheidet, 
die Ernte verdirbt. Am 30. Mai 1989 wird mit gering- 
fügigen Änderungen der Gesetzentwurf der Bundes- 
regierung im Ausschuß verabschiedet. Der Entwurf 
der GRÜNEN wird mit den Stimmen der Koalitions- 
fraktionen bei Stimmenthaltung der SPD abgelehnt. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Trauerspiel!) 

Um das auch vor der Öffentlichkeit noch irgendwie 
begründen zu können, wird in der Beschlußempfeh- 
lung für das Plenum einiges zusammenphantasiert. 
Obwohl im Ausschuß weder über den Themenkom- 
plex Verteidigung noch über den der ZonenrandfÖr- 
derung beraten wurde, steht in der Beschlußempfeh- 
lung: 

Die Ausschußmehrheit hat sich dabei 
— also bei der Ablehnung unseres Entwurfs — 

insbesondere von dem Umstand leiten lassen, daß 
wichtige Belange der Raumordnung in diesem 
Gesetz fehlen. Dies gilt insbesondere für die Be- 
lange der Verteidigung und für das Zonenrand- 
gebiet. 

Nur zu gern hätten wir z. B. über die sogenannten 
Belange der sogenannten Verteidigung auch im Zu- 
sammenhang dieses Raumordnungsgesetzes disku- 
tiert. Da gäbe es nämlich endlich einmal einige Tabus 
zu knacken. Es wäre gut, z. B. endlich einmal darüber 
zu reden, welch hemmungsloser Krieg gegen die Na- 
tur in diesem Land im Namen sogenannter Verteidi- 
gungsbelange alltäglich auf der Grundlage eines Pa- 
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Frau Teubner 

A) ragraphen, der in keinem der einschlägigen Gesetze 
fehlt, geführt wird. Er lautet: „Dieses Gesetz gilt nicht 
für Vorhaben, die der Landesverteidigung dienen." 
Dieser Paragraph müßte im Raumordnungsgesetz, im 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz, im Natur- 
schutzgesetz und in anderen Gesetzen gestrichen 
werden. Solche Privilegien für das Militär sind weder 
raumverträglich noch umweltverträglich noch men- 
schenverträglich. Sie müssen abgeschafft werden, 
wenn die Mehrheit in diesem Hause schon nicht bereit 
ist, das Militär selbst abzuschaffen. 

Die Beratungen im Ausschuß machten andererseits 
deutlich, daß den Koalitionsfraktionen nicht an einer 
einschneidenden Trendwende beim Flächenver- 
brauch gelegen ist, trotz aller anderslautenden Lip- 
penbekenntnisse, z. B. wenn es um den Bodenschutz 
geht. 

Dazu die Ausschußmehrheit in der Beschlußvor- 
lage: 

Andererseits sind bestimmte Leitvorstellungen in 
diesem Gesetzentwurf 
— in dem Gesetzentwurf der GRÜNEN — 

so formuliert, daß eine vernünftige Entwicklung 
und eine Abwägung aller Belange fraglich er- 
scheint. Dies gilt z. B. für die Formulierung zur 
Begrenzung des Flächenverbrauchs im Außenbe- 
reich . . . 

Doch genau das sind heute die politischen Notwen- 
digkeiten. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Jawohl! — Dr.-lng. 
Kansy [CDU/CSU]: Aber 100 Millionen für 
(B) den Wohnungsbau fordern!) 

Epilog, Abgesang: Nahezu alle Probleme, die heute 
krisenhaften Charakter angenommen haben, sei es in 
der Technikentwicklung, sei es im Umweltbereich 
oder aber in der Regionalentwicklung, bestätigen die 
These bzw. die politische Erfahrung in diesem Hause, 
daß das Prinzip der Mehrheitsentscheidung verhin- 
dert, daß der Sachverstand von Minderheiten poli- 
tisch wirksam wird. Eine wichtige Annahme der de- 
mokratischen Idee, die sich in der Regel ja bewährt 
hat, wird fragwürdig: Die Mehrheit habe immer recht. 
Das im Zusammenhang mit dem Raumordnungsge- 
setz aufgeführte Politstück ist dafür wieder ein gutes, 
wenn auch alltägliches und insofern unspektakuläres 
Beispiel, 

(Beifall bei den GRÜNEN - Frau Dr. Voll- 
mer [GRÜNE]: Das war wirklich eine schöne 
Rede!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Magin. 

Magin (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Frau Teubner, Sie haben soeben die Ge- 
schichte der Gesetzentwürfe dargestellt. Aber zu den 
vielfältigen Problemen der Raumordnung haben Sie 
kaum etwas gesagt. 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Das habe ich bei 
der ersten Lesung, bei der Einbringung ge- 
sagt! Das heute war die zweite Debatte! — 

Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Sie war wenig- 


stens jemand, der eine interessante Rede (C) 

hält!) 

Wir sollten erkennen — das gilt für uns alle — , daß 
von der Vorlage eines Regierungsentwurfs bis zur 
Verabschiedung eines Gesetzentwurfs ein Prozeß ab- 
läuft und daß wir viele dazu anhören müssen, auch die 
Akademie für Raumordnung und Landesplanung. Sie 
hat uns in der Diskussion auf sehr vieles gebracht. 

Aber man darf doch nicht in einer Art Rechthaberei 
— so möchte ich beinahe sagen — oder mit einem eli- 
tären Anspruch sagen: Mein Gesetz muß durch; ich 
bin gar nicht erst zu einer Diskussion bereit. 

Dieser Gesetzentwurf, den wir heute verabschie- 
den, ist das Ergebnis einer sehr fruchtbaren Diskus- 
sion. Es gab nur wenige Unterschiede. Was die Unter- 
schiede betrifft, die Sie deutlich gemacht haben, vor 
allem bezüglich der Landesverteidigung, so hätte au- 
ßer der Fraktion DIE GRÜNEN wohl niemand zustim- 
men können. 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Das ist leider so!) 

Das ist eine absolute Außenseiterrolle, die sich in die- 
sem Parlament nur wenige zu eigen machen. 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: 

Sehr richtig!) 

Lassen Sie mich einige grundsätzliche Anmerkun- 
gen zur Bedeutung der Raumordnungspolitik ma- 
chen. 

Die Leitvorstellung, gleichwertige Lebensbedin- 
gungen für die Menschen in allen Teilräumen zu ge- (D) 
währleisten, die künftig ausdrücklich in diesem Ge- 
setz genannt sein wird, kennzeichnet, wir wir meinen, 
eine der zentralen politischen Aufgaben, um unser 
ganzes Land lebenswert zu erhalten und um sozialen 
Frieden und Fortschritt zu vereinen. 

Wir haben Probleme. Das wissen wir sehr wohl. Wer 
wollte das leugnen? Aber wir dürfen auch feststellen, 
daß bei aller Unterschiedhchkeit unsere räumliche 
Ordnung dieser Leitvorstellung weitgehend ent- 
spricht und daß gerade der internationale Vergleich 
zeigt, daß es in unserem Land eine sehr ausgegli- 
chene Siedlungsstruktur ohne schroffe Gegensätze 
zwischen einzelnen Regionen, zwischen Stadt und 
Land, mit einer flächendeckenden ausgezeichneten 
Infrastruktur, mit einer Vielzahl wirtschaftsstarker 
Zentren gibt. Manche unserer Nachbarstaaten mit 
wenigen großen Ballungszentren haben viel größere 
Probleme des Ausgleichs zwischen den Regionen. 

Ich sage nur einiges zu den immer wieder vorgetra- 
genen Kritikpunkten der Opposition. Raumordnung 
ist eine Aufgabe von Bund und Ländern gleicherma- 
ßen. Die Länder haben dabei sogar eine dominante 
Stellung. Wenn immer wieder Kritik an der Raumord- 
nungspolitik des Bundes aufkommt, müssen sich doch 
gerade die von der SPD geführten Landesregierungen 
fragen lassen, ob sie, bedingt durch ideologische Vor- 
stellungen, überhaupt in der Lage waren, realistisch 
und rasch auf neue Anforderungen zu reagieren. 

(Müntefering [SPD]: Was ist denn das für ein 
Krampf?) 
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(A) Das haben doch Sie, Herr Großmann, bei Ihrer Ein- 
bringungsrede so dargestellt. Deswegen bin ich heute 
darauf eingegangen. 

Wir meinen, es ist einfach ungerecht und sachhch 
nicht gerechtfertigt, der Bundesregierung immer wie- 
der vorzuhalten, daß sie beispielsweise in ihren Raum- 
ordnungsberichten offen und deutlich jede Gefähr- 
dung der räumlichen Ordnung darstellt. Eine klare, 
reahstische und rechtzeitige Diagnose ist eine ent- 
scheidende Voraussetzung für eine zukunftsweisende 
Orientierung. 

(Müntefering [SPD]: Was prognostizieren Sie 
für Sonntag?) 

— Lieber Herr Müntefering, wir haben nichts verun- 
klart, wie es manche unserer Vorgänger getan haben, 
sondern wirklich die Probleme auf den Tisch gelegt 
und haben sie sauber analysiert. Deswegen waren wir 
überhaupt erst in der Lage, zu handeln. Die Ergeb- 
nisse dieses Handelns sind eindeutig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Natürlich gibt es immer wieder regionale Ungleich- 
gewichte. Denen muß sich ja die Raumordnungspoli- 
tik stellen. Sie ergeben sich schon durch unterschied- 
liche Dynamik. Wir wissen auch, daß diese unter- 
schiedliche Dynamik in allen Räumen, gerade unter 
den Bundesländern, auch eine politische Motivation 
hat. Dadurch kommen das oft durchaus fruchtbare 
Spannungsverhältnis zwischen Stadt und Land und 
der ebenfalls gewollte Wettbewerb zwischen den 
Bundesländern zustande. 

Wichtig ist — das ist Aufgabe der Raumordnungs- 
^ ’ Politik — , daß die Politik diesen Wettbewerb einer- 
seits zuläßt, um Entwicklungsimpulse auszulösen, an- 
dererseits aber da eingreift, wo sich Verschiebungen 
zeigen, welche die Gleichwertigkeit der Lebensbe- 
dingungen der Bürger in Frage stellen oder in Frage 
stellen können. 

Da hat diese Bundesregierung immer wieder ge- 
handelt. Wir werden auch darauf hin wirken, daß dies 
immer wieder geschieht. Ich meine, das Strukturhilfe- 
gesetz ist eines dieser deutlichen Zeichen, die hierzu 
gesetzt wurden. 

(Müntefering [SPD]: Das ist aber eine ma- 
gere Sache!) 

Sosehr sich die Raumordnungspolitik der letzten Jahr- 
zehnte durchaus bewährt hat, so gewiß müssen wir 
heute neue Entwicklungen beachten, auf welche die 
Raumordnung eine Antwort geben muß, wenn wir 
unsere ausgeglichene räumliche Ordnung und mit ihr 
eine wesentliche Grundlage für eine insgesamt har- 
monische Entwicklung und Bewältigung der großen 
Zukunftsaufgaben bewahren wollen. Ich nenne als 
Beispiele die immer dringlichere Harmonisierung 
von Wirtschaftsentwicklung und Umweltschutz so- 
wie die neuen Herausforderungen, welche sich durch 
den wirtschaftlichen und landwirtschaftlichen Struk- 
turwandel für ganze Regionen stellen, oder solche, die 
sich aus der Nutzung neuer Technologien, nicht zu- 
letzt aus der Nutzung neuer Kommunikationstechno- 
logien ergeben. 

Es war deshalb richtig und notwendig — so haben 
es auch die Wissenschaft und die Bundesländer gese- 


hen — , dieses Raumordnungsgesetz jetzt zu aktuah- (C) 
sieren, um es an diese neuen Anforderungen anzupas- 
sen. Der große Konsens bei den Beratungen mit der 
Wissenschaft und mit den Bundesländern sowie mit 
den kommunalen Spitzenverbänden und auch inner- 
halb der Ausschüsse des Bundestages zeigt, daß wir 
auf dem richtigen Weg sind, wenn es darum geht. 
Bewährtes zu bewahren und die notwendige Aktuali- 
sierung vorzunehmen. 

Ich möchte mich, was den weiteren Inhalt der No- 
velherung angeht, nur auf drei Bereiche beschränken, 
die bei den Beratungen für uns alle besonders wichtig 
waren. 

Es ist von allergrößter Bedeutung, so meinen wir, 
daß die Leitvorstellung, gleichwertige Lebensbedin- 
gungen in allen Teilräumen der Bundesrepublik zu 
schaffen, nun ausdrücklich in diesem Gesetz veran- 
kert wird. Gerade auch im Hinblick auf den gemein- 
samen Binnenmarkt und die fortschreitende europäi- 
sche Integration ist es wichtig, daß die nationale 
Raumordnungspolitik die sich ergebenden Entwick- 
lungsimpulse so steuert, daß keine neuen Disparitäten 
zwischen den Teilräumen unseres Landes entste- 
hen. 

Es geht also nicht darum, wie die Opposition 
meinte, die Auswirkungen des Binnenmarktes auf die 
Regionen zu beachten — das halten wir für selbstver- 
ständlich — , sondern es geht darum, diese Auswir- 
kungen im Sinne unserer Leitvorstellungen national 
zu steuern. 

Herausragende Bedeutung hat die durchgehende 
Verdeutlichung der Belange des Umweltschutzes und pj 
der Pflege unserer natürlichen Lebensgrundlagen als 
eigene Leitvorstellungen in den Grundsätzen und 
durch die Verbindung des Raumordnungs Verfahrens 
mit einer dieser Planungsstufe entsprechenden so- 
wohl frühzeitigen als auch umfassenden Umweltver- 
träghchkeitsprüfung. Wir meinen, daß dadurch die 
Raumordnungspolitik eine notwendige und noch stär- 
kere Ausrichtung auf einen wirksamen und vorsor- 
genden Schutz der Umwelt erhält. 

Bei der Nutzung des Raumes, also von Grund und 
Boden, ist unbedingt darauf zu achten, daß sich keine 
schädigenden Auswirkungen auf den gesamten 
Raum ergeben, aber auch darauf, daß die Gestal- 
tungsmöglichkeiten auch für künftige Generationen 
erhalten bleiben. Dieses qualitative und quantitative 
Kriterium der Raumordnungspolitik halten wir im Ab- 
wägungsprozeß für sehr wichtig. 

Für falsch halten wir es — wie von der Opposition im 
Ausschuß beantragt — , für den Umweltschutz einen 
Abwägungsvorrang gesetzlich festzuschreiben. Dies 
würde nach unserer Auffassung einen wirklichen Ab- 
wägungsprozeß erst gar nicht mehr zulassen. Das 
Raumordnungsverfahren insgesamt muß das Instru- 
ment bleiben, das alle Belange unvoreingenommen 
abwägt und zu einem Ausgleich bringt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir meinen, daß gerade darin die Aufgabe und auch 
die Stärke dieses Verfahrens liegt. 

Diese Abwägung kann, nachdem dieses Gesetz ver- 
abschiedet ist, künftig in allen Bundesländern auf ver- 
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A) gleichbarer Rechtsgrundlage erfolgen. Dadurch wird 
es möglich, daß die Raumordnung und Landespla- 
nung nicht nur abstrakte Entwicklungsziele vorgibt, 
sondern alle raumbedeutsamen Vorhaben, öffentliche 
und private, unter Abwägung aller in den Leitvorstel- 
lungen und Grundsätzen dargestellten Belange an 
den Erfordernissen der Raumordnung und Landespla- 
nung mißt und beurteilt. 

Das Raumordnungsverfahreiir das nach dem vorlie- 
genden Entwurf eine Umweltverträglichkeitsprü- 
fung integriert, kann künftig maßgeblich dazu beitra- 
gen, die räumhche Entwicklung noch besser mit den 
Zielen in Einklang zu bringen, die wir alle unterstüt- 
zen, nämlich gleichwertige Lebensbedingungen in al- 
len Teilräumen bei einem harmonischen Ausgleich 
der wirtschaftlichen Entwicklung und bei Schutz der 
Umwelt zu schaffen. 

Wir haben die Gesetzesnovelle im Ausschuß sehr 
sorgfältig beraten. Deshalb geht, so meinen wir, der 
Vorwurf der GRÜNEN, hier werde etwas durchge- 
peitscht, ins Leere. Wir sind auch davon überzeugt, 
daß diese Novelle die Zustimmung der Bundesländer 
finden wird, nachdem eine Vielzahl der Anregungen 
von Bundesratsseite bei der Beratung im Ausschuß 
zustimmende Würdigung gefunden hat. Wir stimmen 
diesem Gesetz zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Großmann. 

Großmann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn man bedenkt, daß das Raumord- 
nungsgesetz aus dem Jahre 1965 in größerem Um- 
fange erst jetzt, also nach 25 Jahren, geändert wird, 
weiß man schon, daß ein derartiger Vorgang in einem 
Abgeordnetenleben nicht allzu häufig vorkommt. Um 
so größer sollte die Anstrengung sein, diese Chance 
kreativ zu nutzen, also ein Raumordnungsgesetz zu 
schaffen, das nicht nur kosmetisch behandelt wird, 
sondern den Problemen und den neuen Fragestellun- 
gen unserer Zeit entspricht. 

Der vorliegende Gesetzentwurf verdient weder das 
Prädikat „problemorientiert'' , noch ist er zukunftswei- 
send. Auch wenn an einigen Stellen durchaus begrü- 
ßenswerte Fortschritte erzielt worden sind, fehlt doch 
der entscheidende große Wurf. 

Der Ausgangspunkt war an und für sich klar: Ver- 
änderte Rahmenbedingungen machen eine Fort- 
schreibung nötig. Die Beeinträchtigungen unserer 
Umwelt sind besorgniserregend. Die wirtschaftliche 
Entwicklung z. B. der altindustriellen Regionen und 
die Veränderungen des Altersaufbaus unserer Bevöl- 
kerung hat so vor 25 Jahren niemand vorausgesehen. 
Die strukturellen Veränderungen in der Landwirt- 
schaft und die damit zusammenhängenden Probleme 
des ländlichen Raumes sind weitere Gründe dafür, 
das alte Gesetz fortzuschreiben. Die völlig neuen Di- 
mensionen europäischer Politik, von denen man in 
den 60er Jahren in Sonntagsreden allenfalls träumte, 
müssen in einem solchen Gesetz auf jeden Fall be- 
rücksichtigt werden. 

Schließlich gibt es zwei weitere Gründe, über die 
heute schon gesprochen worden ist. Zum einen ver- 


einbarte die Ministerkonferenz für Raumordnung (C) 
1985, ein Raumordnungsverfahren in das Gesetz hin- 
einzuschreiben, und andererseits veranlaßt uns die 
EG-Richtlinie über die Umweltverträgllchkeltsprü- 
fung, diese in das neue Raumordnungsgesetz einzuar- 
beiten. 

In einigen Teilbereichen sind wir — das hat auch 
Herr Magin angesprochen — durchaus zu einem Kon- 
sens gekommen. So ist unbestritten, daß die Leitvor- 
stellungen des § 1 umfassender festgelegt werden 
müssen. Die Bevölkerungsentwicklung und die Ent- 
wicklung der Infrastruktur sind ebenso aufgenommen 
worden wie die stärkere Betonung von Umweltbelan- 
gen unter Berücksichtigung der Begrenztheit der Res- 
sourcen. Wichtig ist auch die Festschreibung der 
gleichwertigen Lebensbedingungen für alle Men- 
schen in allen Regionen unserer Republik. 

Die Grundsätze des § 2 wurden präziser gefaßt und 
den neuen Leitvorstellungen angepaßt. Die zuneh- 
menden Belastungen der Umwelt finden ihren Aus- 
druck beispielsweise in der Formulierung — ich zi- 
tiere jetzt einen Passus, um das einmal ein bißchen 
klarer zu machen — : 

Soweit in Verdichtungsräumen durch Luftverun- 
reinigungen, Lärmbelästigungen, Überlastungen 
der Verkehrsnetze und andere nachteilige Aus- 
wirkungen der Verdichtung ungesunde Lebens- 
bedingungen oder unausgewogene Wirtschafts- 
und Sozialstrukturen bestehen oder deren Entste- 
hen zu befürchten ist, sollen Maßnahmen zur 
Strukturverbesserung ergriffen werden. 

In diesem Sinne geht es dann noch über zwei, drei 
Sätze weiter. Ich will damit nur sagen: Früher gab es 
in diesem Bereich nur einen oder zwei lapidare Sätze. 

Man ging davon aus, daß es auch in den Verdich- 
tungsräumen gesunde Lebensbedingungen gibt. 
Nach den Erfahrungen, die wir in den letzten Jahren 
machen konnten, ist bei der Novellierung endlich der 
Schritt gemacht worden, daß gesagt wird: Es gibt Le- 
bensbedingungen, die dringend reparaturbedürftig 
sind; wir müssen die früheren, gesunderen Lebensbe- 
dingungen wiederherstellen. Ich denke, das ist ein 
Plus für diesen Gesetzentwurf. 

Ähnliche Präzisierungen finden sich in den Berei- 
chen der Land- und Forstwirtschaft, bei dem Schutz 
der Ressourcen, dem sparsameren Umgang mit Grund 
und Boden und vor allen Dingen bei einer besseren 
Darstellung der ökologischen Vernetzung der einzel- 
nen Bereiche. 

Wegen der Gefahr der Abkopplung der ländlichen 
Regionen von der technologischen Entwicklung hat 
die SPD vorgeschlagen, den Text in diese Richtung zu 
erweitern. Im Gesetz heißt es nun, daß technologische 
Entwicklungen in diesen Räumen verstärkt zu nutzen 
sind. Auch dem Vorschlag unserer Fraktion, die Erhal- 
tung der Naturdenkmäler aufzunehmen, wurde ent- 
sprochen. 

Meine Damen und Herren, weitgehende Überein- 
stimmungen gab es auch bei der Regelung des Raum- 
ordnungsverfahrens, das, in den meisten Bundes- 
ländern schon seit längerer Zeit praktiziert, rahmen- 
rechtlich in dieses Gesetz übernommen wird. 
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(A) Gleichzeitig mit dem Raumordnungsverfahren wird 
die Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. 
Diese frühzeitige Überprüfung soll, so hoffen wir, eine 
möglichst sichere Einschätzung darüber bringen, wel- 
che Auswirkungen geplante Maßnahmen auf die 
Raumordnung, vor allen Dingen aber auf die Ökologie 
eines Raumes haben werden. 

Über die Regelung der Umweltverträglichkeitsprü- 
fung im UVP- Gesetz sind wir — das wissen Sie — 
unterschiedlicher Meinung. Wenn wir der Regelung 
im Raumordnungsgesetz trotzdem unsere Zustim- 
mung geben, dann deshalb, weil hier nach einer in- 
tensiven Diskussion vor allen Dingen mit den Bundes- 
ländern Formulierungen gefunden worden sind, die 
auf Zustimmung gerade der Bundesländer stoßen. 

Meine Damen und Herren, die SPD wird trotz der 
Übereinstimmung in diesen von mir geschilderten 
Fragen dem Raumordnungsgesetz heute nicht zustim- 
men können. Das liegt daran, daß wesentliche Ge- 
sichtspunkte im Gesetzentwurf fehlen und unsere An- 
träge dazu im Ausschuß abgelehnt wurden. 

(Dr. Weng [Gerüngen] [FDP]; Unverständli- 
che Verweigerungshaltung!) 

— Sie hören bitte erst einmal zu, und dann bilden Sie 
sich nachher Ihre Meinung; vielleicht ändern Sie sie 
dann. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]; Wenig wahr- 
scheinlich!) 

— Das spricht nicht für Sie. — Ich nenne hier die 
Abwägungsklausel und vor allen Dingen das Stich- 
wort Europa. Interessanterweise haben gerade diese 
^ ^ beiden Punkte — Herr Magin, ich weiß nicht, ob Sie 
die letzten Entwicklungen im Bundesrat kennen — 
dort zu kontroversen Auseinandersetzungen ge- 
führt. 

Es ist unübersehbar, daß die europäische Politik 
immer stärkeren Einfluß auf die Entwicklung der Re- 
gionen nimmt. Darüber hinaus hat in den letzten Mo- 
naten bei sehr vielen Experten die Diskussion darüber 
angefangen, daß gerade in den grenznahen Räumen 
eine besondere Entwicklung nötig ist, weil gerade die 
grenznahen Räume in der Gefahr sind, abgehängt zu 
werden. Die Bundesregierung hat in den programma- 
tischen Schwerpunkten der Raumordnung aus dem 
Jahre 1985 darauf hingewiesen, aber keine Konse- 
quenzen gezogen. 

Von vielen Fachleuten wurde gefordert, den wach- 
senden Einfluß europäischer Entscheidungen auf die 
Regionen zum Anlaß zu nehmen, auch im Raumord- 
nungsgesetz eine Leitvorstellung oder einen Grund- 
satz mit diesem europäischen Bezug zu verankern. 

Unser Antrag wurde abgelehnt. Der Satz zu Europa 
aus dem Jahre 1965 bleibt unverändert stehen, ob- 
wohl sich in den letzten 25 Jahren wirklich Enormes in 
Europa verändert hat. Kein Komma wurde verändert. 
Das ist wahrhch eine vertane Chance, mehr noch: ein 
unverzeihliches Versäumnis. 

Völlig unverständlich ist die Haltung der Bundesre- 
gierung und der Koalitionsparteien zur Abwä^ngs- 
klausel. Natürlich machen die ganzen Präzisierungen 
und Fortschreibungen des Raumordnungsgesetzes 
nur dann Sinn, wenn die Abwägungsklausel aufge- 


nommen wird, weil gerade dort der Stellenwert eines (C) 
Vorranges für den Umweltschutz vor möglichen ande- 
ren Zielen definiert werden kann. 

So war es keine Überraschung, daß die Arbeits- 
gruppe, die der Raumordnungsminister selber einge- 
setzt hatte, um Vorarbeiten zur Novellierung des 
Raumordnungsgesetzes zu leisten, einheitlich zu dem 
Votum kam, eine Abwägungsklausel vorzuschlagen. 
Danach soll ökologischen Belangen dann ein Vorrang 
eingeräumt werden, wenn eine wesentliche Beein- 
trächtigung der Umwelt und der Gesundheit droht 
oder die langfristige Sicherung der natürlichen Le- 
bensgrundlagen gefährdet ist. 

Noch aufschlußreicher ist die Begründung, die ich 
gerne zitieren will. Da heißt es: Einheithch — in der 
Arbeitsgruppe saßen Vertreter des Ministers, Vertre- 
ter der Länder, der Städte und Gemeinden etc. — hal- 
ten die Mitgheder der Arbeitsgruppe die Aufnahme 
eines Abwägungsvorrangs von ökologischen Belan- 
gen unter den genannten Voraussetzungen für not- 
wendig. Dieser Abwägungsvorrang ist eine Voraus- 
setzung zur Verwirklichung der Leitvorstellungen des 
Schutzes der natürlichen Lebensgrundlagen auf der 
Ebene der Raumordnung. Mit der Aufnahme eines 
entsprechenden Gedankens soll auch den Entschlie- 
ßungen der Ministerkonferenz für Raumordnung vom 
15. Juni 1972 und vom 21. März 1985 Rechnung getra- 
gen werden. 

Mit der Ablehnung dieser Abwägungsklausel ist 
der Raumordnungsminister aus dem einstimmigen 
Beschluß der Ministerkonferenz ausgestiegen. Eine 
einheitliche Anwendung des Abwägungsgebotes in 
der ganzen Bundesrepublik ist damit nicht mehr ge- (D) 
währleistet. Interessant wird es, wenn man sich die 
Begründung der Bundesregierung zum Raumord- 
nungsgesetz durchliest. Da heißt es; 

Der raumordnerische Grundsatz in Nummer 8 
konkretisiert die Anforderungen an den Schutz, 
die Pflege und die Entwicklung der natürlichen 
Lebensgrundlagen entsprechend der Leitvorstel- 
lung in § 1 . 

Ich Überschläge ein paar Sätze. Dann kommt ein ganz 
interessanter Passus. Da heißt es — ich zitiere — ; 

Die so zu verstehende Verpflichtung zur sparsa- 
men und schonenden Inanspruchnahme der Na- 
turgüter ist ein wesentliches Kriterium für die 
Abwägung der vielfältigen Belange der Raum- 
ordnung. 

Jetzt lohnt es sich besonders zuzuhören: 

Es hat besonderes Gewicht, wenn eine wesentli- 
che Beeinträchtigung der Lebensverhältnisse der 
Bevölkerung droht oder die langfristige und 
nachhaltige Sicherung der natürlichen Lebens- 
grundlagen gefährdet ist. 

Der Text kommt Ihnen bekannt vor. Er stimmt fast 
wortwörtlich mit unserem Antrag überein. Trotzdem 
haben Sie ihn abgelehnt. 

Wenn die Bundesregierung jetzt den Ländern die 
Entscheidung zuschiebt, eine solche Abwägungs- 
klausel doch in ihr Programm zur Raumordnung auf- 
zunehmen, so versäumt sie es, eine gemeinsame 
Grundlage für alle zu schaffen. Gerade das aber wi- 
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(A) derspricht der eigenen Forderung der Bundesregie- 
rung nach möglichst gleichen Investitionsbedingun- 
gen in allen Ländern. Die Bundesregierung hat also 
hier ein klassisches Eigentor geschossen. 

Dieser ganze Eiertanz offenbart die Misere der Ko- 
alition; Ein wenig Umweltschutz, aber bitte nicht zu- 
viel, und ja keine allzu klaren gesetzlichen Vorgaben. 
Bei der Umsetzung von Umweltschutz bleibt die Ko- 
alition lieber lau und möglichst unbestimmt. 

Ich muß also zu meiner Bewertung zurückkommen, 
die ich eingangs machte. Dem Gesetz fehlt es an Kon- 
sequenz. Es ist eine eher mittelmäßige Fortschreibung 
eines alten Textes. 

Weiterhin, meine Damen und Herren, bleibt unklar, 
was dieses Gesetz ausrichten kann. Zunächst erwar- 
ten wir jetzt einmal von der Bundesregierung, daß die 
Rechtsverordnung folgt, in der die Vorhaben aufgeh- 
stet sind, für die ein Raumordnungsverfahren über- 
haupt durchzuführen ist. Die Anlage 1 zu den EG- 
Richtlinien, die noch Bestandteil des ersten Entwur- 
fes, des Referentenentwurfes, war, fehlt in diesem 
Gesetz. Im Ausschuß hat die Regierung das damit 
begründet, daß die Liste der Vorhaben, die geplant ist, 
umfangreicher sei als die Liste, die in den EG-Richtli- 
nien abgedruckt war. Darauf sind wir nun wirklich 
gespannt. Ich frage die Bundesregierung, wann diese 
Rechtsverordnung vorliegen wird. 

Als nächstes bleibt festzustellen, daß der Raumord- 
nungsminister innerhalb des Bundeskabinetts immer 
noch als Leichtgewicht angesehen wird. Gleichzeitig 
mit der Verabschiedung des Raumordnungsgesetzes 

(B) erfolgt nämhch erneut eine Forderung. Sie steht in der 
Beschlußempfehlung. Man muß sich das vorstellen: 
Man beschließt ein Raumordnungsgesetz, lehnt das 
Raumplanungsgesetz der GRÜNEN ab und beschließt 
als dritten Punkt eine Empfehlung, in der es heißt; Die 
Mitwirkung des für die Raumordnung zuständigen 
Bundesministers bei den raumbedeutsamen Maß- 
nahmen innerhalb der Bundesregierung muß wir- 
kungsvoller gestaltet werden. 

Der Beirat für Raumordnung sagt es deutlicher. Er 
fordert ein aufschiebend wirkendes Widerspruchs- 
recht, ähnlich dem, das der Justizminister habe. Mit 
dieser Rechtsposition könne er dann alle Ressortmaß- 
nahmen auf ihre räumlichen Auswirkungen hin über- 
prüfen. 

Herr Schneider konnte davon nur träumen. Ihnen, 
Frau Ministerin, drücken wir wenigstens die Daumen 
für eine bessere Behandlung im Kabinett. Es geht 
nicht an, daß jeder andere Minister mehr Raumord- 
nungspolitik betreibt als der zuständige Raumord- 
nungsminister. 

Meine Damen und Herren, angesichts der langen 
Tagesordnung ist mir sicher keiner böse, wenn ich 
mich auf die wichtigsten Punkte konzentriert habe 
und meine Redezeit nicht voll ausschöpfe. 

Für die SPD beantrage ich, über die Nummern 1 bis 
3 der Beschlußempfehlung getrennt abzustimmen. 
Bei der Abstimmung über das Raumplanungsgesetz 
der Fraktion DIE GRÜNEN werden wir uns der 
Stimme enthalten. Wir haben uns in der Beratung auf 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung konzentriert 


und versucht, dort unsere Änderungsanträge durch- (C) 
zusetzen. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Hitschier. 

Dr. Hitschier (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der vorliegende Ge- 
setzentwurf der Bundesregierung zur erneuten No- 
vellierung des Raumordnungsgesetzes von 1965 ist im 
Raumordnungsausschuß intensiv beraten worden, 
wobei der ursprünglich vorgelegte Entwurf noch ver- 
schiedentliche Änderungen erfahren hat. Kernpunkte 
der Novellierung sind dabei zwei inhaltlich verschie- 
dene Themenblöcke: Zum einen geht es um die Über- 
prüfung des materiellen Raumordnungsrechts in den 
§§ 1 und 2, in denen nunmehr Aufgabe und Leitvor- 
stellungen der Raumordnung sowie die Grundsätze 
der Raumordnung aktualisiert und der räumlichen 
Fortentwicklung angepaßt wurden, und zum anderen 
um die Einbindung der Umweltverträglichkeitsprü- 
fung in das Raumordnungsverfahren. 

Bereits im ersten Absatz des § 1 wird dabei die 
Sicherung des Schutzes, der Pflege und der Entwick- 
lung der natürlichen Lebensgrundlagen als eine zen- 
trale Leitvorstellung für die Strukturentwicklung 
postuliert. Damit wird gleich zu Beginn der Gesetzes- 
novelle ein wesentlich neues Motiv deutlich, welches 
sich immer wieder insbesondere in den Grundsätzen, 
aber natürlich auch in den folgenden, das Raumord- 
nungsverfahren betreffenden Paragraphen wiederfin- 
det. Damit trägt das Raumordnungsrecht der als not- 
wendig empfundenen verstärkten Umweltvorsorge 
Rechnung und bindet die Länder bei deren Landes- 
planung. 

In den in § 2 wesentlich neu formuherten Grundsät- 
zen der Raumordnung findet sich die Berücksichti- 
gung der ökologischen Komponente allenthalben, 
konkret insbesondere darin, daß die Entsorgungslei- 
stungen in den Maßnahmenkatalog zur Strukturver- 
besserung expressis verbis auf genommen wurden. 

Nun ist es um so bedauerlicher, daß gerade diese 
Komponente einen wesenthchen Grund dafür liefert, 
daß das ansonsten in wesentlichen Punkten zwischen 
CDU/CSU, SPD und FDP einvernehmlich geänderte 
Gesetz von der SPD nicht mitgetragen wird, die ihrer- 
seits in der Abwägungsklausel des § 2 Abs. 3, in der es 
um die gegenseitige und untereinander stattfindende 
Abwägung der Grundsätze nach Maßgabe der Leit- 
vorstellungen geht, den Erfordernissen des Umwelt- 
schutzes einen Vorrang einräumen möchte, und dies 
dazu mit einer im Raumordnungsrecht üblichen ab- 
strakten und weitgefaßten Klausel — Vorrang, wenn 
andernfalls eine wesentliche Beeinträchtigung der 
Lebens Verhältnisse der Bevölkerung droht usw. — , 
die auf Grund ihrer beliebig interpretierbaren Unbe- 
stimmtheit zu außerordentlich großer Rechtsunsicher- 
heit führen würde. Die Abwägung zwischen den ver- 
schiedenen Grundsätzen für die Entwicklung der 
räumlichen Struktur würde damit vorstrukturiert, die 
anderen Zielsetzungen — beispielsweise ausgewo- 
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(A) gene soziale und wirtschaftliche Lebensverhält- 
nisse — nachrangig eingestuft werden. 

In der Praxis könnte sich ein derartiger Vorgang als 
ein erkleckhcher Bumerang für viele unserer Mitbür- 
ger erweisen. Eine derartige Klausel würde im übri- 
gen nach unserer Ansicht auch den Leitvorstellungen 
der langfristigen Offenhaltung der Gestaltungsmög- 
lichkeiten der Raumnutzung und der Schaffung 
gleichwertiger Lebensbedingungen widersprechen 
und darüber hinaus eine Weiterentwicklung umwelt- 
schonender Nutzungsmöglichkeiten zur Erhaltung 
und Gestaltung unserer Kulturlandschaft behindern 
und hemmen. Wir können daher dieser Einlassung, 
die das Ergebnis eines solchen Abwägungsprozesses 
sein kann, nicht Rechnung tragen. 

Wir hoffen, daß beispielsweise die raumordnerisch 
bedeutsame Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur, das Struktur- 
hilfegesetz, die die Landwirtschaft betreffenden Ge- 
setze über die Betriebsstillegung, Flächenstillegung 
sowie das Gesetz zur Förderung der bäuerlichen 
Landwirtschaft von den Ländern so in ihre Landespla- 
nung aufgenommen werden, daß die Intentionen die- 
ses Raumordnungsgesetzes bei der Umsetzung zum 
Tragen kommen und zu einer ausgewogeneren Ent- 
wicklung und zum Ausgleich der vorhandenen Struk- 
turschwächen in bestimmten Teüregionen führen. 
Dem in § 9 vorgesehenen Beirat bietet sich hier ein 
breites Betätigungsfeld der Beobachtung an, um fest- 
zustellen, wie die Leitvorstellung der Gleichwertig- 
keit der Lebensverhältnisse bei der tatsächlichen 
praktischen Gesetzgebung umgesetzt wird. 

(B) 

Neu ins Gesetz aufgenommen wurde angesichts der 
gewachsenen Bedeutung der Bedürfnisse nach Erho- 
lung, Freizeit und Sport ein Grundsatz, der entspre- 
chende Standortsicherungen fordert 

(Frau Hiimer [GRÜNE]: Golfplätze!) 

sowie eine Ergänzung zur Sicherung der Belange des 
Denkmalschutzes. Damit spiegeln sich in den Grund- 
sätzen veränderte Einschätzungen wider, wie sie sich 
in den letzten 20 Jahren in unserer Gesellschaft ent- 
■wickelt haben. 

Das Raumordnungsverfahren, das für bestimmte 
raumbedeutsame Vorhaben durchzuführen ist, ist in 
einem neu eingefügten § 6a geregelt. In dieses Ver- 
fahren ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung inte- 
griert. Der große Vorteil dieses Verfahrens besteht 
darin, daß einem Vorhabenträger durch die frühzei- 
tige Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der 
Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt Pla- 
nungssicherheit gegeben wird und Fehlplanungen 
vermieden werden können. 

Das Raumordnungsgesetz steht dabei in einem en- 
gen Kontext zu dem zur Zeit in der Beratung befind- 
lichen UVP-Gesetz, nach dem die vorbereitende und 
verbindhche Bauleitplanung, also sowohl Flächennut- 
zungsplanung wie Bebauungsplanung, einer Um- 
weltverträglichkeitsprüfung selbst unterzogen wer- 
den. Die Umweltverträglichkeit eines raumbedeutsa- 
men Vorhabens wird seinerseits in einer zweiten Stufe 
im Zulassungsverfahren überprüft. Insofern wird 
künftig eine enge Verknüpfung zwischen Raumord- 


nungsrecht und Fachgesetzgebung im Bück auf eine (C) 
UVP gewährleistet sein. 

Die materiellen Ziele des neuen Raumordnungsge- 
setzes werden als Leitbild der Landesplanung und 
gemeindlichen Bauleitplanung neue Akzente setzen 
und auf lange Sicht die Struktur unseres Gesamtrau- 
mes nicht unwesentlich verändern. Inwieweit dabei 
der Leitvorstellung einer freien Entfaltung der Per- 
sönlichkeit in der Gemeinschaft noch Rechnung ge- 
tragen werden kann, bleibt zunächst offen. Der Frei- 
heitsgrad des einzelnen wird logischerweise um so 
stärker eingeengt, je stärker die Erfordernisse der 
Rücksichtnahme auf die Gemeinschaft und die Erhal- 
tung ihrer Lebensgrundlagen ist. Andererseits bedeu- 
tet diese Einbindung, daß das Maß der Freiheit zur 
Entfaltung der Persönlichkeit erst aus der Berücksich- 
tigung der allgemein für erforderhch gehaltenen Ge- 
meinschaftsregeln erwachsen kann, denn unter der 
Freiheit zur Entfaltung der Persönlichkeit kann keine 
Freiheit verstanden werden, die sich ausschließlich 
zum Eigennutz gegen die Gemeinschaft richtet. 

(Müntefering [SPD]; Sagen Sie kurz: Kant!) 

Dabei ist darauf zu achten — dies gilt auch für die 
Leitvorstellungen der Raumordnung — , daß die Rah- 
menregeln ständig überprüft werden und bei Nicht- 
bewährung auch rückholbar sein müssen. Insofern 
beinhalten die Leitvorstellungen und Grundsätze der 
Raumordnung einen wichtigen Grundkonsens über 
pohtische Zielvorstellungen für die Entwicklung un- 
serer Gesellschaft, so daß es notwendig und wichtig 
ist, zumindest diesen Teil des Gesetzeswerks mit 
möglichst breiter Mehrheit zu verabschieden. 

Ich begrüße deshalb Ihren Antrag, Herr Großmann, 
auf getrennte Abstimmung und hoffe, daß Sie bei den 
§§ 1 und 2 Ihre Zustimmung geben können. 

Die FDP- Fraktion wird dem Gesetzeswerk und dem 
Vorschlag der Regierung ihre Zustimmung geben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Meine Damen und Her- 
ren, ich schheße die Aussprache. 

Die SPD-Fraktion wünscht getrennte Abstim- 
mung. 

Wir kommen zuerst zur Einzelberatung und Ab- 
stimmung über den von der Bundesregierung einge- 
brachten Gesetzentwurf zur Änderung des Raumord- 
nungsgesetzes. Das wäre Nr. 1 der Beschlußempfeh- 
lung. Ich rufe die Art. 1 bis 5, Einleitung und Über- 
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufgeru- 
fenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. -- Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Damit sind die Art. 1 bis 5, Einlei- 
tung und Überschrift gegen die Stimmen der SPD und 
der GRÜNEN angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Enthal- 
tungen? — Damit ist der Gesetzentwurf mit den Stirn- 
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(A) men der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und FDP an- 
genommen. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstimmung 
über das von der Fraktion DIE GRÜNEN eingebrachte 
Raumplanungsgesetz, Nr. 2 der Beschlußempfehlung. 
Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 11/4678 un- 
ter Nr. 2 die Ablehnung des Gesetzentwurfs der Frak- 
tion DIE GRÜNEN. Auch in diesem Fall ist nach stän- 
diger Praxis über die Ursprungsvorlage abzustimmen. 
Ich rufe §§ 1 bis 15, Einleitung und Überschrift auf. 
Wer den aufgerufenen Vorschriften entgegen der 
Ausschußempfehlung zuzustimmen wünscht, bitte ich 
um ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Ent- 
haltungen? — Der Gesetzentwurf ist in zweiter Bera- 
tung bei Enthaltung der SPD abgelehnt. 

Damit unterbleibt nach § 83 Abs. 3 unserer Ge- 
schäftsordnung die weitere Beratung. 

Meine Damen und Herren, es ist noch über eine 
Entschließung des Ausschusses für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau abzustimmen. Der Aus- 
schuß empfiehlt auf Drucksache 11/4678 unter Nr. 3 
die Annahme einer Entschließung. Wer stimmt dafür? 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die Entschlie- 
ßung ist einstimmig angenommen. 


Ich rufe Punkt 22 der Tagesordnung auf: 

a) Erste Beratung des von dem Abgeordneten 
Häfner und der Fraktion DIE GRÜNEN einge- 
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Bundeswahlgesetzes 

— Drucksache 11/4462 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 

Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts- 
ordnung 

Auswärtiger Ausschuß 
Rechtsausschuß 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

b) Erste Beratung des von der Abgeordneten Frau 
Trenz und der Fraktion DIE GRÜNEN einge- 
brachten Entwurfs eines Gesetzes für ein ei- 
genständiges Aufenthaltsrecht für Ausländer- 
innen und Ausländer 

— Drucksache 11/4463 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 

Auswärtiger Ausschuß 
Rechtsausschuß 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

c) Erste Beratung des von der Abgeordneten Frau 
Trenz und der Fraktion DIE GRÜNEN einge- 
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur rechtli- 
chen Gleichstellung der ausländischen Wohn- 
bevölkerung durch Einbürgerung und Geburt 
(Einbürgerungsgesetz) 

— Drucksache 11/4464 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 

Auswärtiger Ausschuß 
Rechtsausschuß 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 


d) Erste Beratung des von der Abgeordneten Frau (C) 
Trenz und der Fraktion DIE GRÜNEN einge- 
brach ten Entwurfs eines Gesetzes über die Nie- 
derlassung von Ausländern und Ausländerin- 
nen (Niederlassungsgesetz für Ausländer und 
Ausländerinnen) 

— Drucksache 11/4466 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 

Auswärtiger Ausschuß 
Rechtsausschuß 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist eine 
gemeinsame Beratung dieser Tagesordnungspunkte 
und ein Beitrag bis zu zehn Minuten für jede Fraktion 
vereinbart worden. — Dazu sehe ich keinen Wider- 
spruch. Dann ist es so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Trenz. 


Frau Trenz (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Ausländerinnen und Ausländer ha- 
ben weniger Rechte als die einheimische Bevölke- 
rung. Das ist in allen Staaten so. In der Bundesrepu- 
blik hat die Ungleichbehandlung aber Ausmaße er- 
reicht, die mit demokratischen Vorstellungen völlig 
unvereinbar sind. 

Eine Auflistung aller Normen des geltenden Bun- 
desrechts, 

— ich zitiere den Bundesminister des Innern in seiner 
Antwort auf meine entsprechende Kleine Anfrage — (D) 

die unmittelbar oder möglicherweise auch nur 
mittelbar zu unterschiedlichen Regelungen für 
Ausländer und Deutsche führen würden, würden 
zu einem unverhältnismäßig en Aufwand führen, 
der nicht zu vertreten ist. 

Ausländische Staatsangehörige sind in der Bundesre- 
publik einer diskriminierenden Sondergesetzgebung 
unterstellt, ganz unabhängig davon, wie lange sie be- 
reits in diesem Lande leben. 

Das heute noch gültige Ausländergesetz aus dem 
Jahre 1965 knüpft an die Ausländerpolizeiverordnun- 
gen des Dritten Reiches an. Es ist getragen und ge- 
prägt vom Gedanken der Gefahrenabwehr und der 
Aussonderung nach völkischen Kriterien. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Das ist ebenso spürbar in der restriktiven Zuzugspoli- 
tik der Bundesregierung wie in der rassistischen Klas- 
sifizierung derjenigen, die die Gnade erfahren, in die- 
sem Lande leben zu dürfen. Sie haben keine politi- 
schen Teilhaberechte, und neben einer Vielzahl von 
diskriminierenden Rechtsvorschriften sind sie dem Er- 
messen der Ausländerbehörde unterstellt. Diese ent- 
scheidet über Aufenthaltssicherheit, Bewegungsfrei- 
heit innerhalb der Bundesrepublik und Europas, über 
das Recht auf Arbeitssuche und die sozialrechtliche 
Gleichstellung. 

Diese Ausgrenzungspolitik wird im Zuge der Öff- 
nung des £G-Binnenmarkt$ nicht aufgehoben, son- 
dern verschoben. Das heißt: noch dichtere Grenzen 
nach außen. Dafür sorgen die Verhandlungen in 
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'A) Schengen und die polizeimäßigen Planungen der 
TREVI-Gruppe in großem Stil. Nach innen bedeutet 
es bestenfalls einen kleinen Finger für EG-Staatsan- 
gehörige in Form der Freizügigkeit und der Hoffnung 
auf das kommunale Wahlrecht. Parallel dazu erfolgt 
die verstärkte Diskriminierung von sogenannten 
Drittstaatlern und Drittstaatlerinnen. Sie bleiben 
rechtlos. Sie sind weiterhin Wasserträger für die Be- 
lange der Bundesrepublik Deutschland. 

„Spalte und herrsche" ist die Devise dieser Politik. 
So war es schon immer, wenn es um die Stabilisierung 
von Macht und Privilegien ging. Zur Zeit gibt es fünf 
Klassen von Menschen in der Bundesrepublik: er- 
stens Deutsche; zweitens deutsche Spätaussiedler 
und Spätaussiedlerinnen; drittens EG-StaatsangehÖ- 
rige; viertens Drittstaatlerinnen und Drittstaatler; 
fünftens Flüchtlinge, ganz zu schweigen von den Min- 
derheiten wie den Sintis und den Roma. 

Die Gewährung elementarer Menschenrechte ist 
hierzulande eine Frage des Passes, den ein Mensch in 
der Tasche trägt, nicht etwa der Dauer des Aufent- 
halts in der Bundesrepublik, der Lebensplanung, der 
Familiengründung, der Suche nach Heimat. 

Das ist ein unerträglicher Zustand und kein Aus- 
länderproblem. Das Problem sind nicht die 4,5 Millio- 
nen Menschen ausländischer Herkunft. Nein, das Pro- 
blem ist, daß in diesem Land Einwanderung stattfin- 
det, aber keine vorsorgende und den Anforderungen 
entsprechende Einwanderungspolitik. Das muß sich 
dringend ändern. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Unsere vier Gesetzentwürfe sind ein Beitrag dazu, 
ein Schritt zur Herstellung demokratischer Verhält- 
nisse in der Bundesrepublik zur Anerkennung des 
Faktischen. Normalität zulassen, so hat das neulich 
ein italienischer Freund auf einer Veranstaltung ge- 
nannt. 

Wir brauchen gleiche Rechte für alle, die auf Dauer 
in diesem Lande leben, ganz egal, welcher Abstam- 
mung sie sind, aus welchem Land sie kommen. Darum 
brauchen wir einen Rechtsanspruch auf Einbürge- 
rung nach fünfjährigem Aufenthalt in der Bundesre- 
publik, und zwar auf einfachen Antrag hin und, wenn 
gewünscht, unter Beibehaltung der ursprünglichen 
Staatsbürgerschaft. 

Wir brauchen daneben ein Niederlassungsrecht» 
das die rechtliche Gleichstellung mit den Deutschen 
für alle Emigranten und Emigrantinnen und Flücht- 
linge vorsieht, die sich seit fünf Jahren in der Bundes- 
republik aufhalten. Wir brauchen ein Bundeswahlge- 
setz, das allen Bewohnerinnen und Bewohnern dieses 
Landes das allgemeine Wahlrecht gibt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Das Mindeste ist doch ein eigenständiges Aufent- 
haltsrecht für nachziehende Ehefrauen und Ehemän- 
ner, 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 


das insbesondere ausländischen Frauen einen vom (C) 
Bestand der Ehe unabhängigen Aufenthaltsstatus si- 
chert. 

Gleiche Rechte lösen nicht die Probleme und Kon- 
flikte, die im Zusammenleben unterschiedlicher Kul- 
turen entstehen; aber sie sind die unverzichtbare Vor- 
aussetzung dafür, daß soziale, politische und kultu- 
relle Interessen skonflikte nicht weiter auf Kosten der 
rechtlosen Minderheiten ausgetragen werden. 

Einwanderung gestalten heißt aber auch noch 
mehr. Darüber müssen wir im Parlament und mit den 
Menschen vor Ort reden. Wir müssen darüber reden, 
wie wir das Bildungswesen in einer Weise umgestal- 
ten, die auch den Kindern kultureller Minderheiten 
die Möglichkeit schafft, eine Muttersprache zu erwer- 
ben und damit die Grundlage jeder Entwicklung der 
Identität. Friedrich Wilhelm III. war in diesem Punkt 
einige Schritte voraus. 1815 garantierte er der polni- 
schen Minderheit: 

Eure Sprache soll neben der deutschen in allen 
öffentlichen Verhandlungen gebraucht werden, 
und jedem unter euch soll nach Maßgabe seiner 
Fähigkeiten der Zutritt zu den öffentlichen Äm- 
tern offenstehen. 

Darum brauchen wir z. B. eine Bildungspolitik, die 
die Geschichte nicht mehr nur aus dem eurozentristi- 
schen Blickwinkel der kolonialen Eroberer betrachtet, 
sondern auch die Opfer sogenannter europäischer 
Heldentaten zu Wort kommen läßt, einen Religions- 
unterricht, der darstellt und vergleicht, anstatt sofort 
zu selektieren und zu werten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) (D) 

Wie sollen z. B. die öffentlich-rechtlichen Medien 
aussehen, damit die eingewanderte Minderheit Be- 
standteil des gemeinsamen Alltags in der Bundesre- 
publik wird und nicht länger abgetrennt in die Ecke 
„Ausländer" geschoben wird, wo das Problem sofort 
mitgedacht wird? Dafür gibt es genügend Beispiele in 
unserer Geschichte und in der Gegenwart anderer 
europäischer Länder. 

Natürlich gibt es Kulturelemente und Kulturinter- 
pretationen, die wir nicht akzeptieren können, weil sie 
die Menschenrechte verletzen. Damit haben wir uns 
auseinanderzusetzen; mit Rushdie-Mordaufrufern 
ebenso wie mit denjenigen, die zur Rettung des christ- 
lichen Abendlandes das Grundrecht auf Asyl ab schaf- 
fen wollen. 

Bedrohlich ist nicht die Anwesenheit von fremden 
Menschen mit fremder Kultur in diesem Land; unde- 
mokratisch und bedrohlich ist vielmehr ein gesell- 
schaftlicher Zustand, in dem rund 7 % der Bevölke- 
rung von sämtlichen demokratischen Rechten ausge- 
schlossen sind. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

In der Bundesrepublik hat Einwanderung stattgefun- 
den und findet weiter Einwanderung statt. Mit den 
Anforderungen, die sich daraus ergeben, werden wir 
nicht durch eine Politik des Aussitzens und der Re- 
pressionen fertig. Auch die Bereicherungen, die mul- 
tikulturelles Zusammenleben bedeuten, werden so 
nicht erfahrbar. Multikulturelle Gesellschaft ist mehr 
als die Kebab-Bude an der Ecke und der Tango in der 
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Frau Trenz 

A) Tanzschule. Die multikulturelle Gesellschaft ist eine 
Gesellschaft, die sich auf demokratische Art und 
Weise mit Fremdheit auseinandersetzt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn Goethe sagt — ich zitiere — : „Toleranz muß 
zur Anerkennung führen, dulden heißt beleidigen", 
dann kennzeichnet er damit das eigentliche Problem 
der heutigen Misere. Respekt vor den anderen läßt 
sich nicht per Gesetz verordnen. Aber gleiche Rechte 
für alle hier lebenden Menschen sind eine unverzicht- 
bare Voraussetzung dafür, daß wir lernen. Fremde 
anzuerkennen und nicht nur zu dulden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und des Abg. Peter 
[Kassel] [SPD]) 

Gleiche Rechte sind darum auch ein wirksames Mit- 
tel gegen die Propaganda der Rechtsextremisten. 

Ich bitte Sie deshalb um Unterstützung der Gesetz- 
entwürfe. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Parla- 
mentarische Staatssekretär Spranger. 

Sprenger, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Frau Präsidentin! Meine Damen und Her- 
ren! Die heute zur Beratung anstehenden drei Gesetz- 
entwürfe der Fraktion DIE GRÜNEN weisen auslän- 
derrechtlich und ausländerpolitisch in eine falsche, 
nämlich integrationsfeindliche, Richtung, 

(B) (Lachen bei den GRÜNEN) 

Integration ist nicht schon dadurch erreicht und läßt 
sich auch nicht dadurch erreichen, daß Ausländer 
Deutschen rechtlich einfach gleichgestellt werden. 
Natürlich setzt die Integration auch entsprechende 
ausländerrechtliche Rahmenbedingungen voraus. In- 
soweit ist unser Ausländerrecht reformbedürftig. 

Die Bundesregierung beabsichtigt deshalb, noch in 
dieser Legislaturperiode eine umfassende Neurege- 
lung des Ausländerrechts auf den Weg zu bringen, 
wie auch der Bundeskanzler es in seiner Regierungs- 
erklärung am 27. April 1989 angekündigt hat. Die 
Neuregelung wird sich, wie bekannt ist, an den Eck- 
punkten orientieren, auf die sich eine Koalitionsar- 
beitsgruppe am 14. April 1989 verständigt hat. 

Diese Eckwerte werden der wichtigen Aufgabe des 
Ausländerrechtes gerecht, die Integration der recht- 
mäßig zuwandernden Ausländer und ihrer Familien- 
angehörigen zu sichern und zu fördern. Dazu gehören 
nicht nur gesicherte Aufenthaltsrechte für die bei uns 
lebenden Ausländer, sondern notwendigerweise auch 
die Begrenzung der Zuwanderung weiterer Auslän- 
der aus Nicht-EG-Staaten. Wir können die Integra- 
tionsaufgabe nur bewältigen, wenn sie nicht durch 
weitere unbegrenzte Zugänge laufend vergrößert 
oder erschwert wird. 

Der Gesetzentwurf der Fraktion DIE GRÜNEN läßt 
die Integrationsfähigkeit und Integrationskraft unse- 
rer Bevölkerung außer Betracht. So ist es nicht mög- 
hch, etwa ausländischen Ehegatten einen unbeding- 
ten und uneingeschränkten Nachzugsanspruch ein- 
zuräumen, ohne die Frage nach Lebensunterhalt und 


Wohnraum zu stellen. Noch weniger ist zu verantwor- (C) 
ten, Ausländern ein unentziehbares Aufenthaltsrecht 
zu geben ohne die Anforderung, daß sie ein Mindest- 
maß an sozialer Integration erreicht haben. 

Solche Vorschriften sind nicht geeignet, ein aus- 
länderfreundliches Klima zu erhalten und den sozia- 
len Frieden zu gewährleisten. Das gilt vor allem auch 
für das von den GRÜNEN geforderte absolute Verbot 
jeder Ausweisung von Ausländern mit Aufenthaltsbe- 
rechtigung. Eine solche Vorschrift, die vor allem Kri- 
minelle schützt, würde eine ganz verheerende Wir- 
kung entfalten, nämlich die Integrationspolitik insge- 
samt diskreditieren und ausländerfeindlichen Agita- 
tionen neuen Stoff liefern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß 
das geltende Einbürgerungsrecht den Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit blockiert. Um der Son- 
dersituation der hier geborenen und aufgewachsenen 
Ausländer Rechnung zu tragen, sind allerdings ge- 
wisse Erleichterungen des Einbürgerungsverfahrens 
vorgesehen. Der Entwurf der GRÜNEN schießt aber 
weit über das vertretbare Maß hinaus. Integration und 
Zuordnung zu unserem Staat sind unverzichtbare 
Voraussetzungen für die Verleihung der deutschen 
Staatsangehörigkeit, weil sich aus ihr grundlegende 
staatsbürgerliche Rechte und Pflichten ergeben. 

(Frau Trenz [GRÜNE]: Überhaupt nicht, die 
ergeben sich aus den Gesetzen!) 

Bei einer Verwirklichung der Konzeption der GRÜ- 
NEN — genereller Einbürgerungsanspruch nach fünf 
Jahren Aufenthalt unter Hinnahme von Mehrstaatig- 
keit sowie Geburtserwerb bei Angehörigen der drit- 
ten Ausländergeneration — wären die genannten 
Voraussetzungen nicht gewährleistet. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat schließlich einen 
Gesetzentwurf vorgelegt, mit dem für das Bundes- 
tagswahlrecht die Möglichkeit der Wahlbeteihgung 
für Ausländer eingeführt werden soll. Die GRÜNEN 
gehen damit weit über das hinaus, was im politischen 
Raum zum Stichwort „Wahlrecht für Ausländer" ge- 
fordert worden ist. 

Die Haltung der Bundesregierung zu dieser Frage 
ist unverändert. Das Wahlrecht ist ein Staatsbürger- 
recht, das nach Art. 20 Abs. 2 und 28 Abs. 1 des 
Grundgesetzes nur Deutschen im Sinne der Verfas- 
sung zusteht. Zu der Gegenposition der GRÜNEN 
seien hier nur einige Punkte angemerkt. 

Erstens. Es ist eine Unterstellung, anzunehmen, der 
Verfassungsgeber habe mit dem Begriff „Volk" in 
Art. 20 und 28 des Grundgesetzes etwas anderes ge- 
meint als das Staatsvolk, d. h. die Deutschen im Sinne 
des Grundgesetzes. Ich halte es für wissenschaftlich 
unredlich, wenn in der Begründung zum Gesetzent- 
wurf Carlo Schmid zitiert wird, dabei aber unterschla- 
gen wird, daß er auch gesagt hat, nach dem Satz „Alle 
Staatsgewalt geht vom Volke aus" sei die letzte irdi- 
sche Quelle der Gewalt im Staate das konkrete le- 
bende Volk, die Summe der jeweils lebenden einzel- 
nen Deutschen. 

Zweitens. Nicht nur die in der Begründung des Vor- 
schlags genannte Verfassung des Landes Hessen, 
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Pari. Staatssekretär Spranger 

A) sondern auch die Verfassungen mehrerer anderer 
Länder beschränken das Recht zur Teilnahme an 
Wahlen und Abstimmungen auf Deutsche. Es ist ver- 
fehlt, hierin eine Einschränkung gegenüber dem 
Grundgesetz zu sehen. Vielmehr kommt damit genau 
das zum Ausdruck, was mit dem Satz „Alle Staatsge- 
walt geht vom Volke aus" gesagt wird. 

Drittens. Die Meinung, der einfache Gesetzgeber 
könne ähnlich wie beim Vereins- und Versammlungs- 
recht auch beim Wahlrecht den Kreis der Berechtigten 
über das Grundgesetz hinaus ausdehnen, läßt den 
Unterschied zwischen Abwehrrechten und politi- 
schen Mitwirkungsrechten außer acht. Das politische 
Mitwirkungsrecht jedes einzelnen Staatsbürgers 
würde geschmälert, wenn große, nicht zum Staatsvolk 
gehörende Gruppen das Wahlrecht ausüben könn- 
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der FDP) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Olderog. 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wenn ich den Bei- 
trag von Frau Trenz höre, dann wird mir schmerzlich 
bewußt, wie schwierig es ist, sich mit der Ausländer- 
politik der Bundesregierung sachlich auseinanderzu- 
setzen. 

(Zuruf von der SPD: Wohl wahr!) 

(B) Ich finde, das Szenario, das Sie hier gezeichnet haben, 
ist ein Horrorgemälde. Mit der Wirklichkeit hat es nur 
sehr wenig zu tun. 

(Frau Trenz [GRÜNE]: Ich habe Ihren Innen- 
minister zitiert!) 

Die drei Gesetzentwürfe sind nur Bruchstücke der 
Ausländerpolitik der GRÜNEN. Es ist vielleicht sinn- 
voll, sie im Zusammenhang mit dem zu sehen, was die 
GRÜNEN im übrigen noch dazu sagen, insbesondere 
mit den Aussagen auf ihrem Parteitag in Münster. 
Dort wurde immer wieder gesagt, man solle alle Gren- 
zen öffnen und alle Notleidenden und Bedrückten 
dieser Erde geradezu einladen, zu uns zu kommen. 

Nun gibt es in der Tat entsetzlich viel Not, Hungers- 
not, Kriege und Bürgerkriege. Es entspricht dem per- 
sönlichen Empfinden, auch meinem eigenen, und 
auch unserer christlichen Ethik, bedrängten und be- 
drohten Menschen zu helfen, insbesondere wenn man 
von einzelnen Schicksalen erfährt. Insofern kann ich 
gut verstehen, was von kirchlichen Kreisen, was auf 
dem Kirchentag geäußert wird, was idealistische Ju- 
gendverbände, caritative Organisationen oder auch 
bestimmte politische Gruppierungen an gut gemein- 
ten Lösungen vorschlagen, z. B. die Grenzen mög- 
lichst weit aufzumachen, allen Ausländern wirtschaft- 
liche und soziale Chancen wie inländischen Bürgern 
zu geben und ihre Position rechtlich abzusichern. 

Aber ich denke, unter vernünftigen Leuten kann 
man sich darüber verständigen, daß es irgendwo eine 
Grenze der Belastungsfähigkeit unserer Bürger gibt. 
Die evangelische Kirche hat das in ihren Stellungnah- 
men ausdrücklich eingeräumt. Die Frage, wie weit wir 


gehen können, ohne als Parlament den Grundkonsens (C) 
mit unserer Bevölkerung zu verlieren, 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Den haben Sie 
längst verloren!) 

das ist in der Ausländerpolitik eine ganz entschei- 
dende Frage, vielleicht die entscheidende grundsätz- 
liche Frage. Da muß es uns nachdenklich stimmen, 
daß 80 % der Bevölkerung bei Umfragen gesagt ha- 
ben — ich hoffe. Sie sehen das nicht gleich als Aus- 
druck von Ausländerfeindlichkeit an — , 

(Dr. Penner [SPD]: Doch!) 

daß wir zu viele Ausländer in der Bundesrepubhk 
haben. 

(Abg. Oostergetelo [SPD] meldet sich zu ei- 
ner Zwischenfrage) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter Ol- 
derog, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord- 
neten Oostergetelo? 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Ich möchte meine Gedan- 
ken noch zu Ende führen. Dann gerne. 

Wir müssen uns doch fragen, was denn die Wahler- 
gebnisse von Berlin und Hessen für uns bedeuten. 

(Frau Wollny [GRÜNE]: Das fragen Sie sich 
mal!) 

Das Abschneiden der Republikaner ist doch ein 
Alarmzeichen. Wir müssen uns auch fragen, warum 
die Rechtsradikalen 

(Zuruf von den GRÜNEN: Zehn Jahre 

CDU!) (D) 

in ihren Werbespots jetzt im Europawahlkampf ihre 
Angriffe fast ausschließlich gegen die Ausländerpoh- 
tik der Bundesregierung richten. 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Von wem haben 

Sie das denn? — Abg. Dr. Penner [SPD] mel- 
det sich zu einer Zwischenfrage) 

— Nein, Kollege Oostergetelo war der erste. 

Oostergetelo (SPD): Herr Kollege, ich gebe Ihnen 
recht: Wir müssen aufpassen, daß wir den Grundkon- 
sens mit der Bevölkerung nicht verlieren. Sind Sie 
bereit, zur Kentnnis zu nehmen, daß es z. B. in Holland 
eine heilsame Wirkung hat, wenn eine Türkin im 
Fernsehen darüber redet, wie die Straße im kommu- 
nalen Bereich fußgängerfreundlich gestaltet werden 
kann, wenn sie sich beteiligen kann, in den Kirchen, 
in den Organisationen, in den Vereinen mitmachen 
und auf unterster Ebene nun ein wenig mitbestimmen 
kann? Wie wollen Sie den Konsens erreichen, wenn 
Sie diese Menschen von vornherein ausschließen? 

(Zuruf von den GRÜNEN: So ist es!) 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Ich glaube, daß zu einer 
gelungenen Integration sicher auch der Erwerb der 
Staatsbürgerschaft gehört. An die Staatsbürgerschaft 
wiederum ist das Wahlrecht geknüpft. Ich glaube 
aber nicht, daß ein entscheidendes Element dafür, daß 
jemand irgendwo am sozialen Leben, am wirtschaftli- 
chen Leben mitwirken kann, das Wahlrecht ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Dr. Olderog 

A) Sie haben doch angedeutet, das Wahlrecht sei das 
Entscheidende. Das glaube ich nicht, ganz abgesehen 
davon, daß das nicht mit unserer Verfassung in Ein- 
klang zu bringen ist. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Gestatten Sie noch eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Penner? 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Ja, gerne. 

Dr. Penner (SPD): Glaubt die CDU/CSU denn allen 
Ernstes, mit ihrem Angebot von Verschnitt den Hun- 
ger nach Pur stillen zu können? 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Ich habe Ihre Bemerkung 
vielleicht nicht richtig verstanden, 

(Dr. Penner [SPD]: Das kann ich mir den- 
ken!) 

weil sie merkwürdig formuliert war. Aber da ich Sie 
kenne, weiß ich, was Sie sich vorstellen. 

Also, wenn Sie meinen. Sie müßten jeden Auslän- 
der vollkommen gleichstellen mit den Bundesbür- 
gern, dann glaube ich, daß Sie nicht nur an der recht- 
üchen Situation des Grundgesetzes völlig Vorbeige- 
hen, sondern daß Sie damit auch genau das Gegenteil 
von dem bewirken würden, was ausländerfreundliche 
Stimmung ist; Sie würden nämlich Ausländerfeind- 
lichkeit produzieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Wollny 
(B) [GRÜNE]: So ein Unsinn!) 

Meine Damen und Herren, ich sage: Gott sei Dank 
gibt es bei uns eine nennenswerte wirkliche Auslän- 
derfeindlichkeit noch nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch bei 
den GRÜNEN) 

Aber ich sage auch: Wer unsere Mitbürger überfor- 
dert, wer von ihnen mehr verlangt, als sie leisten kön- 
nen, vielleicht auch mehr verlangt, als ihrer Einsicht 
gemäß ist, der provoziert doch Rechtsradikalismus 
und der provoziert genau damit Ausländerfeindlich- 
keit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir können doch nicht 
leugnen, daß überall in der Welt ethnische Minderhei- 
ten zu einer Belastung des inneren Friedens gewor- 
den sind. Wir können doch nicht leugnen, daß Homo- 
genität eines Volkes Grundkonsens und Harmonie 
bedeutet, 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Deutschland den 
Deutschen?) 

daß eine sozusagen multinationale Situation Span- 
nungen und Konflikte bedeutet. Ich verkenne nicht, 
daß das vielleicht auch ein Beitrag zur Bereicherung 
der Kultur ist. Aber wir können doch die Konfliktsitua- 
tion, die in vielen Teilen der Welt daraus erwachsen 
ist, nicht übersehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Penner 
[SPD]: Wie bitte?) 

Sehen Sie nach Nordirland, sehen Sie ins Basken- 
land — 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter Ol- (C) 
derog, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage der 
Frau Abgeordneten Trenz? 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Ich möchte gern noch ein 
Stück weiterkommen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ich habe es Ihnen aber 
nicht angerechnet. 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Sehen Sie nach Nordir- 
land, sehen Sie ins Baskenland, nach Armenien, nach 
Usbekistan. Wo immer Sie hinsehen, sind es im Kern 
nationale Auseinandersetzungen, ethnische Pro- 
bleme oder auch rehgiöse Probleme, die damit Zusam- 
menhängen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jawohl!) 

Wir in der Bundesrepublik Deutschland haben jetzt 
einen Anteil von 4,5 Millionen Ausländern. Der Bin- 
nenmarkt, den wir bejahen, wird die Situation für uns 
ja nicht leichter machen, sondern es wird ein paar 
zusätzhche Probleme geben. Um so notwendiger ist es 
jedenfalls, gegenüber den Drittstaaten eine konse- 
quente Linie zu verfolgen. 

Ich bin jedenfalls der Überzeugung — ich glaube, 
daß ich die Frage genauso verantwortungsbewußt 
prüfe wie Sie, Frau Trenz — , daß wir mit dem, was wir 
unserer Bevölkerung heute an Lasten aufbürden, an 
die Grenze der Integrationsfähigkeit unserer Bürge- 
rinnen und Bürger gekommen sind. 

(Frau Trenz [GRÜNE]: Darum geht es in den 
Gesetzentwürfen gar nicht!) 

— Lassen Sie mich doch in Ruhe ausreden. 

Gerade wenn man — wie der Parlamentarische 
Staatssekretär das gesagt hat — die Integration der 
hier Lebenden wirklich will, ist es ganz wichtig, daß 
man zu einer konsequenten Begrenzung des weiteren 
Zuzugs aus Drittländern kommt. Vielleicht hat es ein 
Stück Einwanderung gegeben. Aber nach unserem 
und nach dem Verständnis der breiten Mehrheit unse- 
rer Bevölkerung sind wir kein Einwanderungsland, 
und wir wollen auch kein Einwanderungsland wer- 
den. 

Das heißt überhaupt nicht, daß wir unsere Ver- 
pflichtung nicht anerkennen, politisch Verfolgte auf- 
zunehmen und zu schützen. Aber es bedeutet auch, 
daß wir uns noch konsequenter darum bemühen, dem 
Mißbrauch des Asylrechtes entgegenzuwirken. 

Ich habe schon gesagt, Integration ist das wesenth- 
che und entscheidende Ziel. Da stehen wir in der 
Hauptverantwortung. Diese Integration geht hin bis 
zur Einbürgerung derjenigen, die längere Zeit bei uns 
leben und hier endgültig ihre Heimat finden wollen. 

(Dr. Penner [SPD]: Toll, Euer Hochwohlge- 
boren! — Oostergetelo [SPD]: Gnädig!) 

Ich sage es noch einmal: Zu einer gelungenen Inte- 
gration gehört auch der Erwerb der Staatsangehörig- 
keit. Wir wollen den Erwerb dieser Staatsangehörig- 
keit erleichtern. Wir wollen einige Hemmnisse ab- 
bauen. 


(Oostergetelo [SPD]: Einige?) 
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Dr. Olderog 

A) Da sind wir einer Meinung. Aber -- das sage ich jetzt 
mit Nachdruck — die Staatsbürgerschaft muß auch 
Ausdruck einer wirklich dauerhaften und festen Ver- 
bundenheit mit unserem Staat und mit unserem Volk 
sein. 

{Dr. Penner [SPD]: Und man muß Abschied 
nehmen von den bisherigen Traditionen!) 

Wenn das nicht der Fall ist und die Staatsbürgerschaft 
sozusagen automatisch erworben wird, dann gewin- 
nen wir damit gar nichts. Es gibt nur zusätzliche Pro- 
bleme und Belastungen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Frau 
Trenz [GRÜNE]: Welche bitte?) 

Mit dem Vorschlag der GRÜNEN ist das natürhch in 
gar keiner Weise gewährleistet, wenn ein Ausländer 
nach fünf Jahren das Recht erhält, ohne irgendwelche 
weiteren Voraussetzungen die Staatsbürgerschaft zu 
erwerben. Ich glaube, daß damit das pohtisch wün- 
schenswerte Maß an Homogenität unseres Volkes 
nicht gewährleistet sein kann. 

Auch das Bundestagswahlrecht für Ausländer ver- 
stößt nicht nur gegen das Grundgesetz, sondern es ist 
auch aus gewichtigen staatspolitischen Gründen ab- 
zulehnen. Nur wer sich durch die Staatsbürgerschaft 
fest an das Schicksal eines Volkes bindet, hat auch die 
Legitimation, als Wähler und Vertreter des Volkes 
über dieses Schicksal mitzubestimmen. Meine Damen 
und Herren von den GRÜNEN, Sie schaffen doch mit 
Ihrem Wahlrecht, mit dem Bleiberecht, mit dem Nie- 
derlassungsrecht — und was es alles gibt — einen pri- 
vilegierten Sonderstatus für Ausländer. Ich kann das 
nicht unterstützen. 

(Frau Eid [GRÜNE]: So ein Quatsch!) 

Auch das von Ihnen vorgeschlagene eigenständige 
Aufenthaltsrecht für Ehepartner ist keinesfalls sinn- 
voll, wie der Parlamentarische Staatssekretär bereits 
dargestellt hat. 

Ich sehe, die Lampe leuchtet auf, und möchte des- 
halb zum Schluß kommen. 

(Frau Wollny [GRÜNE]: Gott sei Dank!) 

Es gibt eine Neigung der Deutschen, sich selbst und 
ihr eigenes Land mit sehr kritischen und strengen 
Maßstäben zu messen. Wenn man einmal einen Ver- 
gleich mit anderen Ländern anstellt, kommt man doch 
zu dem Ergebnis, daß es in Europa kein Land gibt, in 
das so viele Ausländer möchten, in dem so viele leben 
möchten wie in der Bundesrepubhk Deutschland. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Was ist im Su- 
dan? — Was ist in Somalia?) 

Die amthchen Zahlen des Hohen Flüchtlingskommis- 
sars der UN besagen, daß in den letzten Jahren wie- 
derholt mehr als 50% aller nach Westeuropa kom- 
menden Ausländer in die Bundesrepublik gekommen 
sind. Warum sind sie denn gekommen? Doch nicht, 
weil sie in ein ausländerfeindliches Land wollen, son- 
dern deshalb, weil sie in ein Land wollen, in dem Aus- 
länder humane, soziale und wirtschaftliche Bedingun- 
gen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Meine Damen und Herren, lassen Sie uns durch (C) 
eine kluge und unserem Volk verständliche Auslän- 
derpolitik dafür sorgen, daß die Rechtsradikalen die- 
sen immer noch breiten Konsens unseres Volkes nicht 
zerstören. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete SchrÖer. 

Schröer (Mülheim) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Jede Rede, die Herr Spranger 
nicht hält, ist ein Gewinn für die politische Kultur 
unseres Landes. Heute hat er geredet. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN - Zurufe von der CDU/CSU: 
Dummerhaft ist das! — Billig und primitiv! — 

Dr. Penner [SPD]: „Lassen Sie mich in 
Ruhe''!) 

— Herr Dr. Penner sagt: „Lassen Sie mich in Ruhe." 

Das läßt sich auch auf andere Kolleginnen und Kolle- 
gen dieses Hauses übertragen, die oft nicht begreifen, 
daß es bei dem Thema Ausländer um mehr geht als 
um den Vollzug von Rechtspolitik. Es geht hier um 
Menschenrechtspolitik. Das ist der gravierende Un- 
terschied. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich bin für mutige 
Schritte in der Ausländerpolitik. Deshalb verschweige 
ich nicht meine persönhche Sympathie für Ihren An- 
trag zur Änderung des Bundeswahlgesetzes. Aber die 
Erfahrung lehrt: Wer den zweiten Schritt vor dem er- 
sten tut, steht in der Gefahr zu stolpern. Der erste 
Schritt heißt jetzt: kommunales Wahlrecht für Aus- 
länderinnen und Ausländer. 

(Beifall des Abg. Oostergetelo [SPD]) 

Hierfür streiten wir. Dies allein ist schon schwierig 
genug. 

Aus schwer erfindlichen Gründen ist die Diskussion 
um pohtische Teilhaberechte für Ausländer in unse- 
rem Lande schwieriger als in den meisten unserer 
Nachbarländer. 

Herrn Spranger würde ich empfehlen, in den Nie- 
derlanden nicht nur Urlaub zu machen, sondern sich 
dort auch einmal um die politische Situation vor Ort zu 
kümmern. Dann wird er merken: Alle Parteien in den 
Niederlanden unterstützen dieses kommunale Wahl- 
recht für Ausländer und denken jetzt über ein Wahl- 
recht auch zum Reichstag nach, aber als zweiten, nicht 
als ersten Schritt. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Schröer, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge- 
ordneten Olderog? 

Schröer (Mülheim) (SPD): Bitte, Herr Dr. Olderog. 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Herr Schröer, Sie haben 
eben das kommunale Wahlrecht für Ausländer als den 
ersten Schritt bezeichnet, und Sie haben gesagt, man 
solle nicht den zweiten Schritt vor dem ersten tun, 
nämlich auch das Bundestagswahlrecht einführen. Ist 
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A) es die Meinung Ihrer Partei, daß nach dem ersten 
Schritt dann auch sehr schnell der zweite Schritt, näm- 
lich das Wahlrecht zum Bundestag, folgen sollte? 


Schröer (Mülheim) (SPD): Ich bin nicht der Pres- 
sesprecher meiner Partei; ich sage meine persönliche 
Meinung. Ich denke, wenn wir die guten Erfahrungen 
machen, die die Niederlande und andere Staaten, 
z. B. Dänemark, mit dem kommunalen Wahlrecht für 
Ausländer gemacht haben, dann wird sich über viele 
Jahre eine Diskussion bei uns in der Gesellschaft dar- 
über ergeben, ob man nicht auch andere Formen von 
politischer Teilhabe in unserem Lande entwickeln 
muß. Darum wird es gehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Was ich nicht möchte — das zielt auch direkt auf 
Ihre Frage — : Ich möchte mich nicht hinter verfas- 
sungsrechtliche Argumente zurückziehen. Diese sind 
Ihnen ebenso bekannt wie mir. Ich habe es in vielen 
Diskussionen als peinlich empfunden, daß manche 
Politiker, gerade von der rechten Seite des Hauses, 
immer dann die Verfassung entdecken, wenn sie et- 
was nicht wollen, etwas zurückdrängen wollen. Zu 
diesen will ich nicht zählen. 

Gleichwohl ~ das gilt jetzt wieder für die Kollegin- 
nen und Kollegen von den GRÜNEN — bleibt es ein 
Unterschied, ob man in unseren schlecht klimatisier- 
ten Abgeordnetenräumen ein Papier erarbeitet oder 
ob man es in der harten Luft von Flensburg bis Kon- 
stanz in der Öffentlichkeit vertreten muß. Das ist ein 
Unterschied, den Sie einfach zur Kenntnis nehmen 
sollten. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Das können wir!) 

Ausländerpolitik ist auf Akzeptanz angewiesen. 
(Dr. Olderog [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Wer die multikulturelle Gesellschaft will, dem sind 
— so paradox sich das anhören mag — Behutsamkeit 
und offensive Beharrlichkeit gleichermaßen anzura- 
ten. Ihr Antrag zum Bundeswahlgesetz überschreitet 
die Verstehensgrenze unserer Mitbürger. Deshalb 
werden wir ihm nicht folgen. 

Herbert Wehner hat mir einmal einen Brief ge- 
schrieben. Damals war ich noch gar nicht im Bundes- 
tag, sondern ich war nur Wahlkampfleiter in meinem 
Unterbezirk. In seinem Brief hat er, bezogen auf unse- 
ren Wahlkampf, den Satz geschrieben; „Erst diesen 
gewinnen, dann weitersinnen." Das übertrage ich 
jetzt auf unser Thema. So sollten wir es auch mit dem 
Wahlrecht für Ausländer halten. Wir sollten erst das 
Kommunalwahlrecht gewinnen, und dann weitersin- 
nen. 

(Häfner [GRÜNE]: Das ist typisch SPD: im- 
mer auf halber Strecke stehenbleiben!) 

Meine Damen und Herren, Ihre drei weiteren An- 
träge entsprechen in vielen Punkten unseren eigenen 
Intentionen. Sie werden dies sehen, wenn wir in der 
kommenden Woche unseren eigenen Entwurf für ein 
neues Bundesausländergesetz diesem Hause zuleiten 
werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von den GRÜNEN, 
wir werden Ihre Anträge im einzelnen in den Aus- 


schüssen diskutieren und dabei das Maß an Gemein- (C) 
samkeiten ausloten. Ich denke, dieses Maß an Ge- 
meinsamkeit ist größer, als es manchen — bei Ihnen 
wie bei uns — lieb ist. Damit werden wir leben müs- 
sen. 

Wichtiger ist, wir bemühen uns um Gemeinsamkeit 
in der Auländerpolitikr nicht um jeden Preis, aber 
doch soweit es möglich ist. Deshalb nutze ich die Ge- 
legenheit, um auch Herrn Dr. Hirsch für das Ge- 
sprächsangebot zu danken, das er anläßlich der De- 
batte vor drei Wochen gemacht hat. Wir werden gern 
zu gegebener Zeit auf dieses Angebot zurückkom- 
men, und zwar einfach deswegen, weil Gemeinsam- 
keit in diesem Bereich jedem von uns vielleicht intern 
Schwierigkeiten bereiten mag, aber den Betroffenen 
nutzt; denn die sind nur Behandelte, aber nicht Han- 
delnde. 

(Häfner [GRÜNE]: Um die sollte es gehen!) 

Deshalb ist Gemeinsamkeit notwendig, und wir soll- 
ten uns darum auch gemeinsam bemühen. 

Die Zeit reicht nicht, im einzelnen auf Ihre Anträge 
einzugehen. Ich sage deshalb in Stichworten: Nieder- 
lassungsrecht — ja, eigenständiges Aufenthalts- 
recht — ja, Einbürgerung durch Geburt — ja, Doppel- 
staatsangehörigkeit — ja. Das sind Tendenzbeschrei- 
bungen, keine Zustimmungen im Detail. Da werden 
Sie sich noch auf manches vorbereiten müssen, aber 
das können wir im Ausschuß klären. Ich will nur sa- 
gen: Was Sie tendenziell beschreiben, entspricht auch 
unserer Meinung. 

Apropos Doppelstaatsangehörigkeit: Mir sind die 
beredten Klagen mancher Kollegen aus der CDU/ 

CSU noch gewärtig, die mit der Doppelstaatsangehö- 
rigkeit quasi die deutsche Nation in Gefahr geraten 
sahen. Nun lese ich ihn in einem Interview mit dem 
Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts, Profes- 
sor Dr. Roman Herzog, hierzu — ich zitiere — : 

Verfassungsrechtliche Hindernisse kenne ich 
nicht. Man muß nochmal völlig neu darüber dis- 
kutieren, was an der Doppelstaatsangehörigkeit 
nun wirklich so störend und gefährlich sein soll. 

Da ist man doch als schlichter Abgeordneter wieder 
mal verblüfft, wie liberal Konservative werden, wenn 
sie aus christdemokratischer Kabinettsdisziplin ent- 
lassen werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Tatsache ist, die Ermöglichung der Doppelstaatsange- 
hörigkeit ist eines der wichtigsten und zugleich sensi- 
belsten Themen des Ausländerrechtes. Es gibt eine 
kulturelle Hemmschwelle, seine angestammte Staats- 
bürgerschaft einfach ab- und sich eine neue zuzule- 
gen. Solche Art von emotionaler Bindung sollte uns 
nicht fremd sein, sollte gerade Konservativen nicht 
fremd sein. Wir Sozialdemokraten achten sie und wol- 
len sie beachten. Deshalb treten wir für die erleich- 
terte Doppelstaatsangehörigkeit ein. 

Meine Damen und Herren, eine abschließende Be- 
merkung muß ich an die Kolleginnen und Kollegen 
von der Fraktion DIE GRÜNEN richten. Sie haben es 
nicht zuwege gebracht — das unterscheidet Sie als 
kleine Fraktion verständlicherweise immer von der 
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Schröer (Mülheim) 

A) großen Fraktion der SPD — , einen in sich schlüssigen 
Entwurf für ein neues Ausländergesetz vorzulegen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das kommt 
noch!) 

Sie doktern an einzelnen Paragraphen des geltenden 
Ausländerrechtes von 1965 herum, das in seiner 
Gänze immer noch dem preußischen Fremdenrecht 
verhaftet ist. Fremdenrecht ist aber Polizeirecht. Wir 
setzen an die Stelle von Polizeirecht Bürgerrecht. Um 
es bildlich zu sagen: Sie betreiben Ausbesserungsar- 
beiten, wir wollen etwas Neues bauen. Baumeister 
sind gefragt, wo immer man sie finden kann. Sie wis- 
sen, es gibt einen Lehrstellenmangel im Baumarkt. 
Wenn Sie sich anbieten, sind Sie herzlich willkom- 
men. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

Wir lassen uns bei diesen Baumeisterarbeiten von 
zwei Prämissen leiten: Einmal muß Ausländerpolitik 
mit Augenmaß betrieben werden. Sie kann nicht in 
klimatisierten Räumen entstehen, sondern sie muß in 
der Diskussion mit Menschen entstehen und dort Zu- 
stimmung finden. 

Das zweite ist noch viel wichtiger: Ausländerpolitik 
ist mehr, als juristische Vorgaben umzusetzen. Aus- 
länderpolitik vollzieht sich vor Ort im Gespräch mit 
den Betroffenen, und deshalb ist es auch ein Stück 
Menschlichkeit, das in dieses Thema eingebracht 
werden muß, und wir wollen, um es ganz schlicht zu 
sagen, gute Nachbarn für alle Ausländerinnen und 
Ausländer in diesem Lande sein. 

(Beifall bei der SPD) 


(B) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat Herr Abge- 
ordneter Dr. Hirsch, 


Dr. Hirsch (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Schröer, ich nehme gerne 
auf, was Sie gesagt haben. Wir sollten so viel wie mög- 
lich in der Ausländerpolitik gemeinsam verabschie- 
den und natürlich die Gespräche nicht anhand irgend- 
welcher Teilstücke führen, sondern anhand einer Ge- 
samtkonzeption. Wir haben hier drei Teilgesetzent- 
würfe vorliegen. Wir haben schon in der letzten De- 
batte ausgeführt, daß wir in der Koalition eine Ge- 
samtlösung des Ausländerrechts verabredet haben, 
und wir gehen davon aus, daß der Gesetzentwurf un- 
mittelbar nach der Sommerpause veröffentlicht wer- 
den kann, damit allen Beteiligten klar wird, welche 
politische Grundkonzeption wir verfolgen. 

Die Bundesrepublik ist kein Einwanderungsland. 
Vielleicht wird sie wieder ein Einwanderungsland 
werden. Sie war jedenfalls einmal ein Einwande- 
rungsland. Wir müssen aus dieser Tatsache Konse- 
quenzen ziehen. Wir müssen von Ausländern nicht 
nur Integration fordern, sondern wir müssen auch 
bereit sein, sie selbst zu leisten. Ziel eines vernünfti- 
gen in die Zukunft weisenden Ausländerrechts muß 
es sein, Ausländern und ihren Familien, die wir selbst 
in die Bundesrepublik geholt haben oder die einen 
erheblichen Teil ihrer Arbeitskraft in unsere Gesell- 
schaft investiert haben, eine offene Aufnahme, eine 
völlige Integration zu ermöglichen, wenn sie es wol- 
len. 


Wir müssen bereit sein, auch die Ausländer und ihre (C) 
Familien zu integrieren, denen wir nach unserer Ver- 
fassung oder darüber hinaus aus humanitären Grün- 
den Aufnahme gewährt haben. Wir dürfen sie nicht 
nur als eine Belastung betrachten. Sie sind auch eine 
Bereicherung unseres gemeinsamen Lebens. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ- 
NEN) 

Ziel einer Ausländerpolitik muß es sein, die Einheit 
der Europäischen Gemeinschaft zu fördern, die ja 
nicht nur aus Deutschen besteht. Ziel einer Auslän- 
derpolitik muß es sein, Ausländer nicht nur als Sicher- 
heitsrisiko oder unter polizeilichen Gesichtspunkten 
zu betrachten, sondern als Menschen, die ein Schick- 
sal haben, mit denen wir meistens nicht tauschen wol- 
len, die eine Familie haben, die bei uns arbeiten wol- 
len und die ihre Kinder hier großziehen wollen, 
Darxim bin ich über die pauschalen Äußerungen des 
Generalbundesanwalts empört, die ich in diesen Ta- 
gen in der Zeitung habe lesen müssen: „Die hohe Zahl 
von Ausländern sei ein Faktor der Instabilität für die 
Sicherheit der Bundesrepublik.'' So bestätigt man 
Rechtsradikale in ihren Vorurteilen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ- 
NEN) 

Diese Äußerung ist nicht nur in dieser Pauschalität 
schlicht falsch, sondern der Generalbundesanwalt 
richtet als ein Repräsentant dieses Staates mit seinen 
Bemerkungen mehr Unheil an als manche, die er ver- 
folgt. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ- 
NEN) 

Diese Ideologie gehört ins vorige Jahrhundert, und 
der Mann müßte pensioniert werden. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ- 
NEN) 

Aber nun zu den Anträgen der GRÜNEN: 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Dr. Hirsch, gestatten Sie eine Zwischenfrage von 
Herrn Dr. Penner? 

Dr. Hirsch (FDP): Ja, wenn es auf die Zeit nicht 
angerechnet wird. 

Dr. Penner (SPD): Herr Kollege Hirsch, da Sie die 
Frage der Pensionierung anschneiden: Wer ist denn 
Bundesjustizminister der Bundesrepublik Deutsch- 
land? 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Kollege Penner, Sie wissen ja 
genau, wer dies ist. Ich möchte doch darum bitten, daß 
wir eine Frage, die ich hier am Rande als Illustration 
erwähnt habe, nicht zum Gegenstand dieser Debatte 
machen. Ich möchte hier über das Ausländerrecht 
sprechen. 

Meine Damen und Herren, jeder Gedanke stirbt an 
seiner Übertreibung. Darum kann es nicht Ziel der 
Ausländerpolitik sein, jeden hier geborenen Auslän- 
der zum Deutschen zu machen, ob er will oder nicht. 

Ziel der Ausländerpolitik kann es nicht sein, es jedem 
Ausländer dieser Erde völlig freizulassen, ob er auf 
Dauer hier leben will oder nicht. Wir müssen ja 
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A) schließlich auch daran denken, daß Westeuropa mit 
seiner wirtschaftlichen Anziehungskraft auch zur Ent- 
wurzelung vieler Menschen beiträgt. Damit lösen wir 
zwar die wirtschaftlichen Probleme derjenigen, die 
wir nach Westeuropa kommen lassen, aber wir lösen 
damit nicht die Probleme derjenigen, die in ihren 
Ländern Zurückbleiben. 

Wir müssen auch daran denken, daß wir nicht hem- 
mungslos die aktive bewegliche Intelligenz und Ar- 
beitskraft anderer Völker ausbeuten können, die sie 
selbst brauchen, um aus ihren wirtschaftlichen Proble- 
men herauszukommen. Ziel einer Ausländerpolitik 
kann es auch nicht sein, über die Aufnahmebereit- 
schaft der deutschen Bevölkerung schlicht hingeweg- 
zugehen, obwohl die Integrationslasten in unserer 
Gesellschaft ganz unterschiedlich verteilt sind. Wenn 
wir uns schlicht darüber hinwegsetzen, würden wir 
mehr Ausländerfeindlichkeit erzeugen, als politisch 
erträglich wäre. 

Nur, Herr Kollege Olderog, diese Tatbestands- 
beschreibung entbindet uns doch nicht von der Ver- 
pflichtung, alles zu tun, um die Aufnahmefähigkeit 
und die Aufnahmebereitschaft unserer Bevölkerung 
zu vergrößern, nicht ihre Angst zu fördern, die man- 
che haben, sondern ihr deutlich zu machen, daß es 
sich um Menschen handelt, ob Europäer oder Nicht- 
europäer, um Menschen, die in die Bundesrepublik 
gekommen sind, nicht weil sie uns für ein Jammertal 
halten, sondern weil sie uns für einen Rechtsstaat hal- 
ten. Das ist doch der Punkt. Es geht um Menschen, die 
wir selber hierher geholt haben. 

Wir wollen ein kommunales Wahlrecht innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft auf Allseitigkeit als 
ein Instrument der europäischen Integration. Wir wol- 
len die Einbürgerung von in der Bundesrepublik le- 
benden Ausländem wesentlich erleichtern und den 
hier aufgewachsenen Ausländern der zweiten Gene- 
ration eine Option auf den Erwerb der deutschen 
Staatsangehörigkeit einräumen, wie alle unsere west- 
lichen Nachbarn das schon im geltenden Recht haben. 
Wir wollen diese jungen Ausländer aber nicht mit 
einer Automatik überfallen. Wir wollen ihnen eine 
Wiederkehr- Option einräumen, wenn sie mit ihren 
Eltern zusammen die Bundesrepublik haben verlas- 
sen müssen. 

Wir wollen die Familienzusammenführung drä- 
stisch erleichtern und natürlich auch den Ehepartnern 
ein eigenes Aufenthaltsrecht einräumen, wenn die 
Ehe gescheitert sein sollte. Aber es kann nicht so ge- 
hen, daß die Ehe nur am Tag der Einreise bestanden 
haben muß, keinen Tag vorher und keinen Tag hin- 
terher. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Dr. Hirsch, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Dr. Hirsch (FDP): Bitte. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Oostergetelo. 

Oostergetelo (SPD): Herr Kollege, Sie haben zu 
Recht das kommunale Wahlrecht als einen wichtigen 
Bestandteil bezeichnet, den Sie wollen. Darf ich nach- 
fragen, wann es endlich dazu kommt und ob es nicht 


richtig ist, zu überlegen, daß es eigentlich keinen Sinn (C) 
macht, daß zumindest mittelfristig in Bayern zwar ein 
Grieche oder ein Ire, aber kein Österreicher, oder in 
Dänemark kein Schwede, aber sehr wohl ein Spanier 
wählen kann? Müßten wir nicht die Freiheit haben, 
wirklich allen das kommunale Wahlrecht zu geben? 


Dr. Hirsch (FDP): Herr Kollege, was das letzte an- 
geht, müssen Sie die Frage stellen, wie wir Europa 
richtig begrenzen, ob wir Österreich und die Schweiz 
auffordern sollten, vielleicht auch auffordern müssen, 
sich in irgendeiner Weise an diesem Europa zu betei- 
ligen, das in der Tat nicht an den Grenzen der heuti- 
gen Europäischen Gemeinschaft aufhört. 

Wir müssen aber auch die andere Seite des Pro- 
blems sehen, über die wir immer so vornehm hinweg- 
gehen, nämlich die Tatsache, daß Sie dann, wenn Sie 
Ausländern — auch solchen mit weniger Homogeni- 
tät zu unserer Bevölkerung, als sie ein Schweizer oder 
ein Österreicher aufweisen — das Wahlrecht einräu- 
men, ihnen wohl kaum auf Dauer die Möglichkeit ver- 
wehren können, eigene Parteien zu bilden oder sich 
zu eigenen Parteien zusammenzuschließen. 

Da frage ich, ob Sie wirklich glauben, daß das der 
Integration mehr dient, als wenn wir sagen: Laßt uns 
den Weg gehen, die Einbürgerung drastisch zu er- 
leichtern, damit jeder, der in diesem Land leben und 
bleiben will, unter berechenbaren Umständen die 
deutsche Staatsangehörigkeit mit allen Rechten und 
Pflichten erwerben kann. Das scheint mir sehr viel 
vernünftiger zu sein, als einen Weg zu eröffnen, des- 
sen Ende ich nicht erkennen kann. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir haben uns entschieden, zu sagen: Kommunales 
Wahlrecht auf Allseitigkeit oder Gegenseitigkeit 
— wie es in der Europäischen Gemeinschaft heißt — 
als ein Schritt der europäischen Integration. Das 
scheint mir akzeptabel und auch politisch vernünftig 
zu sein. Aber wenn ich den Antrag der GRÜNEN lese, 
der sagt: Bundestagswahlrecht nach fünf Jahren auch 
für jeden, der nur geduldet fünf Jahre in der Bundes- 
republik lebt, 

(Zuruf des Abg. Dr. Olderog [CDU/CSU]) 

dann stelle ich mir die Frage nach der Manipulation, 
die sich daraus in drastischer Weise ergibt, und wel- 
che Motivationen einem solchen Antrag zugrunde lie- 
gen. — Gut. 

Wir wollen die Ausweisung von Ausländern auf 
schwerwiegende Tatbestände begrenzen und Kinder, 
deren Eltern hier leben, nicht ausweisen. Aber es ist 
natürlich nicht hinnehmbar, die Ausweisung grund- 
sätzlich auszuschließen, unabhängig davon, ob ein 
Ausländer beispielsweise glaubt, seine Privatkriege 
auf unserem Boden austragen zu müssen oder in der 
Bundesrepublik mit Rauschgift handeln zu können. 
Da müssen wir im Interesse unserer eigenen Lands- 
leute und Mitbürger klare Grenzen ziehen. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Olderog [CDU/ 
CSU]: Können Sie sich vorstellen, daß der 
Generalbundesanwalt vielleicht an solche 
Tatbestände gedacht hat?) 
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(A) — Dann wäre der Generalbundesanwalt besser bera- 

ten gewesen, sich zunächst einmal die Kriminalitäts- 
statistik anzusehen und zu erklären, was jeder Sach- 
kenner in dieser Frage weiß, daß es nämlich keine 
höhere Ausländerkriminalität gibt als bei der ver- 
gleichbaren deutschen Bevölkerung, und dann soll er 
aufhören als Fachmann einen solchen horrenden Un- 
sinn zu reden, der die Leute aufhetzt, womit er das 
Gegenteil dessen tut, was er tun sollte; er soll zum 
inneren Frieden in dieser Gesellschaft beitragen und 
nicht zum Haß. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Penner [SPD]: 

Herr Hirsch, wer hat denn die Verlängerung 
der Dienstzeit vorgeschlagen und mitgetra- 
gen?) 

— Ich bin nicht bereit, hier über eine Personalfrage zu 
diskutieren. 

(Lachen des Abg. Dr. Penner [SPD]: — 

Dr. Olderog [CDU/CSU]: Sie machen es 
doch pausenlos!) 

Wir reden über das Ausländerrecht. 

(Dr. Penner [SPD]: Sie reden doch über den 
Generalbundesanwalt, und bedauern, daß er 
noch im Amt ist, und der von Ihnen gestellte 
Justizminister hat dazu beigetragen I — Zuruf 
von der CDU/CSU: Wer redet denn hier!) 

— Frau Präsidentin, das ist jetzt schon so, als ob wir die 
Parlamentsreform hinter uns hätten. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Darf ich jetzt einmal 
darum bitten, daß das Wort beim Herrn Abgeordneten 
Dr. Hirsch bleibt, oder Sie übernehmen hier das 
Wort. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist die Parla- 
mentsreform!) 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Kollege Penner, was mir 
nicht gefällt, das ist, daß Sie eine offene und, wie ich 
finde, notwendige Bemerkung benutzen wollen, um 
darauf einen parteipolitischen Hickhack aufzuzie- 
hen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Mir geht es darum. Ihnen hier eine klare Distanzie- 
rung von dieser, wie ich finde, unverantwortlichen 
Äußerung zu bieten. 

(Zuruf von der SPD: Ist ja in Ordnung!) 

Um zum Schluß zu kommen: Wir vermissen das 
Maß in den Gesetzentwürfen der GRÜNEN. Ich bin 
sicher, daß wir nach der Sommerpause in eine umfas- 
sende und realistische Diskussion zur Ausländerpoli- 
tik eintreten können und eintreten werden. 

(Beifall bei der FDP) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Meine Damen und Her- 
ren, ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, die Gesetzentwürfe der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf den Drucksachen 11/4462 
bis 11/4464 und 11/4466 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse zu überweisen. Gibt es dazu 
anderweitige Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. 
Dann sind die Überweisungen so beschlossen. 


Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 23 auf: (C) 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Sechsten Gesetzes zur Änderung des Weinge- 
setzes 

— Drucksache 11/2276 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Jugend, Familie, Frauen und Ge- 
sundheit (13. Ausschuß) 

— Drucksachen 11/4718, 11/4737 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Schartz (Trier) 

Frau Weyel 

(Erste Beratung 80. Sitzung) 

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 11/4763 vor. 

Der Abgeordnete Schartz (Trier) hat seinen Ände- 
rungsantrag auf Drucksache 11/4736 zurückgezo- 
gen. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba- 
rung im Ältestenrat sind für die Beratung 30 Minuten 
vorgesehen. — Dazu sehe ich keinen Widerspruch. 
Dann ist es so beschlossen. Ich eröffne die Ausspra- 
che. Das Wort hat die Abgeordnete Frau Weyel. 

(Zuruf von der SPD: Die Regierung muß doch 
anfangen! — Gegenruf von der CDU/CSU: 

Laßt sie doch reden!) 

Frau Weyel (SPD): Es ist ein etwas seltsames Ver- 
fahren Frau Präsidentin und meine Damen und Her- 
ren, denn das heißt, daß wir natürlich überhaupt keine (D) 
Chance haben, zu dem Stellung zu nehmen, was die 
Vertreter der Koalition und der Regierung sagen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Frau Weyel, darf ich 
dann einmal unterbrechen. Wenn Herr Schartz bereit 
ist zu beginnen, 

(Schartz [Trier] [CDU/CSU]: Einverstan- 
den!) 

— er hat es eben gesagt — , dann wechseln wir um. 

Frau Weyel (SPD): Notfalls nehme ich noch eine 
Minute das Wort, wenn Sie etwas sagen, was mir nicht 
gefällt. 

Im Gesetzentwurf zur Änderung des Weingesetzes 
wird neben der Anpassung an den Stand des Gemein- 
schaftsrechts als Ziel genannt, eine qualitätsorien- 
tierte Ertragsregulierung für die Weinerzeugung zu 
schaffen und wirksame Maßnahmen für deren Über- 
wachung zu treffen. Dieses waren die beiden Absich- 
ten, die mit der Änderung des Weingesetzes verbun- 
den waren. Damit wollte die Bundesregierung zu- 
nächst einmal die Verpflichtung vom Dubliner Gipfel 
1984 einlösen. Wir erinnern uns: Es gab damals eine 
recht kritische Situation, es gab große Probleme mit 
der Destillation, und wir waren sehr froh darüber, daß 
es Abmachungen gab, die auf die besondere Lage des 
deutschen Weins als eines Qualitätsweins Rücksicht 
nahmen. 

Die nationalen Vorschriften über den zulässigen 
Hektarertrag sollen neu gefaßt werden, um der Ab- 
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Frau Weyel 

(A) sicht des Art. 1 1 der Verordnung 823/87 EWG gerecht 
zu werden. Wir sind der Auffassung, mit einer Be- 
schränkung des Ertrags könnte eine Steigerung der 
Quahtät erreicht werden — darüber waren wir uns 
übrigens in den Anfangsphasen auch immer einig — , 
die letzten Endes den Ruf des deutschen Weins als 
eines Quahtätsweins festigen kann und damit auf 
Dauer auch eine angemessene Preisgestaltung si- 
chern sollte. Der Regierungsentwurf entsprach so, wie 
er zunächst vor gelegt wurde, weitgehend den Absich- 
ten, die damit verbunden waren. 

Zu einem Problem möchte ich noch getrennt Stel- 
lung nehmen. Die Möghchkeit der Übermengenlage- 
rung war notwendig, um Rücksicht auf die besondere 
Situation des deutschen Weins zu nehmen, dessen 
Erträge sowohl quantitativ wie quahtativ von Jahr- 
gang zu Jahrgang sehr stark schwanken. Die Über- 
mengenregelung bietet nicht nur die Möglichkeit ei- 
nes quantitativen Ausgleichs, also die Möglichkeit, 
einen schwachen Jahrgang durch einen stärkeren zu 
ersetzen, sondern auch die Möghchkeit, einen quali- 
tativ hochwertigen Wein in einem zweiten Jahr auf 
den Markt zu bringen, wenn in diesem Jahr vielleicht 
ein quahtativ nicht befriedigender Wein geerntet wor- 
den ist. 

Die SPD-Fraktion hat diese Absichten der Novelhe- 
rung des Weingesetzes von vornherein voll unter- 
stützt, soweit es um die Verbesserung der Quahtät 
durch Beschränkung der Menge geht. Auch der Deut- 
sche Weinbauverband hat das, was nicht gewöhnlich 
ist, voll mitgetragen. Er schlägt den Winzern Ein- 
schränkungen vor, um damit auf die Dauer eine bes- 

(B) sere wirtschafthche Situation herbeizuführen. 

Dieser breite Konsens aller Beteihgten bot eigent- 
hch eine gute Basis für eine zukunftsweisende Rege- 
lung. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Diese Chance ist mit der jetzt veränderten Fassung 
vertan worden. Es ist auf präzise Festlegungen ver- 
zichtet worden. Durch die Berücksichtigung von Son- 
derwünschen aus einzelnen Weinbauregionen ist das 
Ziel der Quahtäts Steigerung durch Ertragsbeschrän- 
kung absolut verfehlt worden. Es mag sein, daß das in 
dem einen oder anderen Fall durch vernünftige Lan- 
de sbe Stimmungen wieder reguhert werden kann, 
aber das Gesamtkonzept wurde zugunsten der Durch- 
setzung von Einzehnteressen aufgegeben. Praktisch 
verzichtet der Bundesgesetzgeber auf eine konkrete 
Vorschrift für den Gesamtbereich der Bundesrepu- 
bhk. 

(Susset [CDU/CSU]: Und das ist richtig!) 

Die Änderungen sind gar nicht so leicht festzustel- 
len. Es sind eigenthch nur zwei Sätze gestrichen und 
ein Halbsatz hinzugefügt worden. Aber in der Konse- 
quenz heißt das, daß wir überhaupt keine Regelung 
vornehmen, sondern schhcht und einfach die Rege- 
lung den Ländern überlassen. 

(Susset [CDU/CSU]: Und das ist richtig!) 

Übertrieben ausgedrückt, könnte man sagen, daß aus 
dem Gesetz folgendes geworden ist: EG -Vorschriften 
gelten mit den Nummern der jeweils gültigen Fas- 
sung, und alles andere können die Länder machen. 


wie sie wollen, und zwar durch Rechtsverordnung, (C) 
was bedeutet: ohne parlamentarische KontroUe. Gut, 
man kann das vertreten, aber unsere Absicht ist es 
nicht. 

Herr Susset, man muß nur einmal die Begründung 
lesen, gerade zu dem, was die Württemberger Be- 
lange betrifft. Wenn man sich die Begründung der 
Bundesregierung zu diesem Kapitel des Gesetzent- 
wurfes anschaut 

(Susset [CDU/CSU] : Das war eine falsche Be- 
gründung!) 

— O, das war gut! Der Herr Susset hat festgestellt, daß 
die Regierung für das Gesetz eine falsche Begrün- 
dung gegeben hat. 

(Susset [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das ist hochinteressant. 

(Zuruf von der SPD: Aus seiner Sicht!) 

Mir scheint, es wird jedem deutlich, daß hier die Popu- 
listen über die eigentliche Absicht der Novelle gesiegt 
haben. 

Deshalb lehnt die SPD-Fraktion die Änderung des 
Weingesetzes in dieser Fassung ab. Der Zweck einer 
qualitätsorientierten Ertragsbegrenzung wird mit der 
Fassung, die jetzt vorliegt, nicht erreicht. 

(Zustimmimg bei der SPD) 

Wir müssen eins sehen: Vor allen Dingen der nahe 
Wahltermin der Kommunalwahl in Rheinland-Pfalz 
hat nicht unwesentlich zu diesem Ergebiüs beigetra- 
gen. Aber die Frage ist, ob das nicht ein Sieg am fal- 
schen Platz war. Denn wir müssen fragen: Was wird 
die Kommission mit diesem Ergebnis anfangen? Wie 
wird sie sich darauf einstellen? Es ist auch zu fragen: 

Wird damit das internationale Renommee des deut- 
schen Qualitätsweins wirkhch erhöht, oder hat man 
einfach vergessen, daran zu denken? 

(Zuruf von der SPD: Kuhhandel!) 

Ich möchte etwas zu dem Vorschlag der GRÜNEN 
sagen, wie er im Ausschuß war — leider lag mir bis 
eben Ihr Änderungsantrag nicht vor — : Der Versuch, 
den ökologischen Weinbau sozusagen als Regelan- 
bau zu nehmen, hat zwei Probleme aufgeworfen. Er- 
stens stellt sich die Frage: Ist ein solches Sondergebiet 
die richtige Stelle, um eine allgemeine Forderung, die 
nur für diesen Bereich gelten soll, einzuführen. 

Zweitens gibt es das Problem: Wir haben immer 
noch keine klar abgegrenzte Definition, was das ei- 
gentiich alles ist. Wenn klare Abgrenzungen vorlie- 
gen, haben wir nichts dagegen, wenn ein so gewon- 
nener Wein entsprechend bezeichnet wird. Aber das 
kann nicht die Regel sein. 

Ich möchte noch auf einen Mangel des Gesetzes 
hinweisen, den aber nur die Rechtsexperten lösen 
können. Wir haben eine Menge Vorschriften und 
Verordnungen der EG aufgelistet. Aber kein Mensch, 
der in dieses Gesetz hineinguckt, kann sich vorstellen, 
was das eigentlich heißt. Wir haben über diese Frage 
gesprochen. Ich meine, daß sich die Rechtsexperten 
zur Beziehung von EG-Recht und Bundesrecht einmal 
überlegen müssen: Wie eigenthch soll der Bundesbür- 
ger, der den deutschen Gesetzestext mit den Verwei- 
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Frau Weyel 

(A) sungen auf das EG-Recht liest, wissen, wie er sich 
verhalten soll, um gesetzestreu zu sein? 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Frau Abgeordnete 
Weyel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge- 
ordneten Kreuzeder? 

Frau Weyel (SPD): Bitte schön. 

Kreuzeder (GRÜNE): Frau Weyel, die Kriterien, 
nach denen auch in unserem Antrag festgemacht 
wurde, was biologischer Landbau bedeutet, sind die 
international anerkannten Kriterien der IFOAM. 
Würden Sie auch diese anerkennen? 

(Zuruf von der SPD: Das stimmt ja nur für 
einen Teil des Antrags!) 

Frau Weyel (SPD): Wir haben bei der ganzen Dis- 
kussion über die Kriterien dafür festgestellt: Es gibt 
einige, die von bestimmten Vereinen festgelegt und 
auch kontroUiert sind. Aber dieses ist für die Recht- 
setzung des Bundes nicht genug. Der Bund kann auch 
nicht die Aufsicht ausüben, die in den Verbänden, 
z. B. in Vereinen wie Demeter, von ihnen selber aus- 
geführt wird und wo man dann ausgeschlossen wer- 
den kann, wenn man die Kriterien nicht erfüllt. 

(Abg. Kreuzeder [GRÜNE] meldet sich zu ei- 
ner weiteren Zwischenfrage) 

— Bitte sehr, wenn ich dann meinen letzten Satz noch 
sagen darf. 

(B) Kreuzeder (GRÜNE): Frau Weyel, Sie sind meiner 
Frage ausgewichen. Die Anbaurichtlinien der IFOAM 
sind international anerkannt, und wir haben in unse- 
rem Antrag diese Kriterien gefordert. 

Frau Weyel (SPD): Aber international, doch nicht als 
Rechtsgrundlage für nationales Recht. Sie sind bei 
denjenigen anerkannt, die sich für diesen Bereich in- 
teressieren. Aber sie sind doch nicht rechtsverbindüch 
festgesetzt. 

(Frau Wollny [GRÜNE]: Dann muß man das 
tun!) 

Kreuzeder (GRÜNE): In Österreich und in der 
Schweiz sind diese Richthnien bereits anerkannt. 

(Zuruf von der SPD: Aber bei uns nicht!) 

Bei uns geht es scheinbar nicht. Oder wie soll ich das 
verstehen? 

Frau Weyel (SPD): Dieses Problem muß man dann 
auf der Gesamtebene lösen und nicht für einen klei- 
nen Zweig der gesamten Landwirtschaft. Ich meine, 
der Weinanbau, der mit besonderen Schwierigkeiten 
zu kämpfen hat — gerade in den nordeuropäischen 
Weinregionen, ich rechne auch das Elsaß dazu — , ist 
nicht das geeignete Probierfeld. Man sollte zunächst 
einmal mit anderen Dingen anfangen, die bei uns pro- 
blemloser wachsen und angebaut werden. 

Kreuzeder (GRÜNE): Frau Weyel, glauben Sie, daß 
diese Bundesregierung 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Kreuzeder, Sie ha- (C) 
ben jetzt dreimal nachgefragt. Das Problem ist, soweit 
es ging, beantwortet worden. 

Herr Abgeordneter Jaunich. 

Jaunich (SPD): Frau Kollegin Weyel, können Sie 
bestätigen, daß nach dem Antrag der GRÜNEN die 
IFOAM-Bestimmungen nur für im Ausland herge- 
stellten Wein gelten sollen? Das ist die Ziffer 2 des 
Antrages. 

Frau Weyel (SPD): Das kann ich nicht bestätigen, 
weil ich den Antrag bisher noch nicht gesehen 
habe. 

Es tut mir leid, daß Sie den Antrag nicht im Aus- 
schuß vorgelegt hatten. Dann hätte man vielleicht ein 
bißchen ausführhcher darüber reden können. 

Ich möchte zum Schluß sagen: Wir begrüßen die 
Einführung des KontroUzeichens für alle im Inland 
ab ge füllten Weine, denn wir wollen für die Zukunft 
verhindern, daß es Weinskandale wie in der Vergan- 
genheit gibt. Dafür scheint uns das Kontrollzeichen 
ein nützliches Mittel zu sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Diesem Teil der Ausschußempfehlung werden wir 
also zustimmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat Herr Abge- 
ordneter Schartz. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Frau Präsident! Sehr 
geehrte Damen und meine Herren! Ich will mich be- 
mühen, im Rahmen meiner Redezeit zu dem anste- 
henden Gesetz für die Fraktion der CDU/CSU Stel- 
lung zu nehmen. 

Meine Damen und Herren, die Lage auf dem euro- 
päischen Weinmarkt ist bedrückend. Sie hat ihre Ur- 
sache in der Ausweitung der Rebfläche, der Steige- 
rung der Hektarerträge und nicht zuletzt auch im 
Rückgang des Weinkonsums in wichtigen Ländern 
der EG, wie Frankreich und Italien, wo der Weinver- 
brauch je Kopf der Bevölkerung kontinuierhch gesun- 
ken ist. Die Aufnahme der bedeutenden weinbautrei- 
benden Länder Spanien und Portugal hat zu einem 
weiteren Anstieg der Weinproduktion geführt. So 
produziert heute die Europäische Gemeinschaft rund 
140 % ihres Bedarfes an Wein. 

Sehr geehrte Damen und meine Herren, an dieser 
Überproduktion hat die Weinwirtschaft der Bundesre- 
publik keinen Anteil. Nur knapp 50 % der in Deutsch- 
land getrunkenen Weine stammen aus deutscher Pro- 
duktion. Die gesamte Entwicklung in der EG aber 
erzwingt Überlegungen, das Angebot, d. h. die Pro- 
duktion von Wein, und den Verzehr von Wein in Ein- 
klang zu bringen. Deswegen stellen die europäische 
Kommission, die nationalen Regierungen und auch 
die Verbände der Weinwirtschaft Überlegungen an, 
diese Voraussetzung, den Einklang von Produktion 
und Verzehr, zu erfüllen. 

Die Kommission vertritt dabei die Auffassung, daß 
zur Eindämmung der Weinproduktion eine Ertrags- 
begrenzung, das heißt in ihrem Sinne: eine Ertragsre- 
duzierung, unumgänglich ist. 



11136 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 149. Sitzung, Bonn, Donnerstag, den 15. Juni 1989 


Schartz (Trier) 

(A) Ich habe Verständnis für diese Überlegungen der 
Kommission, nicht zuletzt auch deswegen, weil die 
Intervention auf dem Tafelweinmarkt hohe Beträge 
aus der EG-Kasse beansprucht. Ich möchte aber ein- 
deutig sagen: Die Weinproduktion muß nach meiner 
festen Überzeugung dort eingeschränkt werden, wo 
die Überschüsse auch tatsächlich entstehen, d. h. dort 
muß die Einschränkung greifen, wo mehr produziert 
als getrunken wird. Das ist gerade in der Bundesrepu- 
bhk Deutschland nicht der Fall. Wir produzieren we- 
niger als wir verbrauchen. 

(Gilges [SPD]: Das ist doch Quatsch! Es geht 

ja nach der Qualität der Anbaugebiete und 
nach der Qualität der Weine!) 

— Verehrter Herr Kollege, es ist nicht allein die Frage 
nach der Qualität und nach der Unterschiedlichkeit, 
es ist die Frage, welcher Wein denn eigentlich in sei- 
ner Spezialität gebraucht wird, und es ist die Frage, ob 
es Rechtens ist, daß die Europäische Gemeinschaft 
heute noch bei einem bestehenden Überschuß von 
140 % in den neu beigetretenen Mitgliedsländern die 
Anpflanzung großer Flächen mit Reben überhaupt er- 
laubt. 

Ich bin der Meinung, sehr geehrte Damen und 
meine Herren: Wenn die Bundesrepublik Deutsch- 
land ihren Winzern auferlegt, die Produktion einzu- 
schränken, so ist dies eine besondere Leistung der 
Bundesrepublik gegenüber der Europäischen Ge- 
meinschaft. Ich bin persönlich sogar der Meinung, daß 
es richtig wäre, die Freiheit der Regelung des Weinan- 
baus und des Weinmarktes, die für die Weinwirtschaft 

(B) in der Bundesrepublik Deutschland notwendig wäre, 
auch dadurch gegenüber der EG zu erkaufen, daß wir 
auf jegliche Intervention bei Wein für die Zukunft ver- 
zichten sollten. 

Im Hintergrund der Überproduktion und der Nicht- 
finanzierbarkeit der Überschüsse hat die EG vorge- 
schlagen, EG -einheitliche Höchstmengen einzufüh- 
ren. Dies wäre, das ist meine feste Überzeugung, für 
den deutschen Weinbau tödlich. Auch die Absicht der 
Kommission, drastische Abstufungen bei der Weinbe- 
zeichnung vorzunehmen, ist unannehmbar, gerade 
aus der Sicht eines Landes, in dem die Schwankungen 
der Erträge von Jahr zu Jahr klima- und lagebedingt 
sind. Deswegen war es richtig — ich unterstreiche, 
was Frau Kollegin Weyel gesagt hat — , daß vor die- 
sem Hintergrund die Regierungschefs in Dublin be- 
schlossen haben, nationale Regelungen einzufüh- 
ren. 

Die Bundesregierung hat — ich möchte dies beson- 
ders betonen — in engster Zusammenarbeit mit den 
weinbautreibenden Ländern, den Verbänden der 
Wein Wirtschaft und insbesondere mit dem Deutschen 
Weinbauverband einen Gesetzentwurf erstellt, des- 
sen Zielsetzung in einer geordneten Beschickung des 
Weinmarktes, in einer Steigerung der Qualität, in ei- 
ner angemessenen Reduzierung der in Deutschland 
erzeugten Weinmengen und in einer sicheren Kon- 
trolle der ganzen Maßnahmen besteht. Ich persönlich 
— erlauben Sie mir diese Bemerkung — messe der in 
diesem Gesetz begründeten, geordneten und dosier- 
ten Beschickung des Weinmarktes eine besondere 
Bedeutung zu. 


Erlauben Sie, Frau Kollegin Weyel, daß ich Ihre Auf- (C) 
merksamkeit erbitte. Ich möchte den Gmndaussagen 
ihres Vortrags widersprechen. Ich halte es für einen 
Vorzug, daß dieses neue deutsche Weingesetz zwei 
wichtige Grundsätze befolgt: zum einen die Berück- 
sichtigung der regionalen Besonderheiten in der 
Bundesrepublik Deutschland 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
und zum anderen die Umsetzung wichtiger Bestim- 
mungen dieses Gesetzes durch die Bundesländer. Es 
ist ja fast schizophren, daß in der deutschen Wein- 
politik von der Bundesregierung und von den Wein- 
wirtschaftsverbänden immer wieder darauf hingewie- 
sen wird, daß Regionalisierung notwendig ist und wir 
nicht bereit seien, eine Regionalisierung auf nationa- 
ler Ebene zuzulassen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage des Abgeordneten Müller (Schweinfurt)? 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Ja. 

Müller (Schweinfurt) (SPD): Herr Kollege Schartz, 
könnten Sie mir dann erklären, warum der Deutsche 
Weinbauverband zwar dem Entwurf der Bundesre- 
gierung zugestimmt hat, aber dem Gesetzentwurf, 
wie er aus den Ausschüssen kommt, nicht mehr zu- 
stimmt und nicht bereit ist, dafür eine Verantwortung 
zu übernehmen? 

(Susset [CDU/CSU]: So stimmt das nicht!) 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Herr Kollege Müller, (D) 
mit allem Respekt: Es sind zum einen Divergenzen in 
der Sache und zum anderen innere Vorkommnisse im 
Deutschen Weinbauverband, in dessen Vorstand ich 
lange genug gesessen habe. 

Ich bedaure es sehr — lassen Sie mich dieses klare 
Wort zu dieser Frage sagen — , daß es unterschiedh- 
che Aussagen in der Spitze des Deutschen Weinbau- 
verbandes bei den Anhörungen in den Ausschüssen 
des Bundestages gegeben hat, zu denen die einzelnen 
Gebiets Vertreter mit genau demselben Nachdruck 
vorgetragen haben. Ein so bedeutender Berufsver- 
band wie der Deutsche Weinbau verband wird aber 
die Kraft haben, die Meinungen, die sich in seiner 
Klientel aus unterschiedlicher Interessenlage heraus 
bilden, zusammenzufassen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 
um dadurch gegenüber der Bundespolitik noch grö- 
ßere Bedeutung zu haben. 

(Gilges [SPD]: Das heißt, auf Ihre Interessen 
einzugehen! — Dann hat er Bedeutung!) 

— Herr Kollege, ich gehe davon aus, daß Sie das nicht 
ganz so ernst gemeint haben. Ich will auch nicht in der 
gebotenen Schärfe darauf antworten. 

(Susset [CDU/CSU]: In Berlin gibt es wenig 

Weinbau! — Müller [Schweinfurt] [SPD]: 

Darf ich noch eine Frage stellen?) 

— Ja, bitte schön. Wenn die Frau Präsidentin das 
erlaubt, sehr gerne. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ja. 
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(A) Müller (Schweinfurt) (SPD): Herr Kollege Schartz, 
Sie wissen doch auch, daß sich die Weinbauverbände 
der Länder vorher für den Entwurf der Bundesregie- 
rung ausgesprochen hatten. Stimmen Sie dem zu? 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Natürlich, das ist die 
Wahrheit. Es hat innerhalb der Bundesländer und der 
Weinbaugebiete eine Veränderung der jeweiligen 
Meinungen gegeben. Deswegen halte ich es für sehr 
begründet, daß wir in diesem Gesetz ganz bewußt 
einer Regionalisierung die Tür geöffnet haben und 
daß wir die Ausführung der Detailregelungen dieses 
Gesetzes den Landesregierungen auferlegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In diesem Gesetz setzen wir unveränderbare Rah- 
men. Wir führen mit diesem Gesetz eine Mengenre- 
gulierung auf Bundesebene ein. Wir geben den Län- 
dern auf, die entsprechenden Erträge nach der regio- 
nalen Besonderheit festzusetzen. Wir führen mit die- 
sem Gesetz ein Kontrollzeichen ein. Die Länder wer- 
den nicht die Möghchkeit haben, an diesem Kontroll- 
zeichen vorbeizugehen. 

Ich meine also, daß gerade die bewußte Regionali- 
sierung den Interessen des deutschen Weinbaues, die 
ja nicht einheitlich sind und die von der Struktur und 
der Produktions güte her ja ganz unterschiedlich sein 
können, den Wert dieses Gesetzes ausmachen. Ich 
stelle mich hier ganz bewußt, lieber Herr Kollege Mül- 
ler, in den Gegensatz zur SPD, 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Gestatten Sie eine Zwi- 
schenfrage des Abgeordneten Müller (Pleisweiler)? 

(B) 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Natürlich, gern. 

Müller (Pleisweiler) (SPD): Kollege Schartz, können 
Sie uns erklären, warum Sie von 1984 bis jetzt ge- 
braucht haben, um so wenig Klarheit zu schaffen, wie 
in diesem Entwurf enthalten ist? 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Ich glaube, daß diese 
Bemerkung falsch ist. Dieser Gesetzentwurf zeichnet 
sich durch Klarheit in der Rahmensetzung aus, und er 
zeichnet sich dadurch aus, daß die Landesregierun- 
gen mit in die Pflicht genommen werden, weil sie die 
regionalen Besonderheiten am ehesten berücksichti- 
gen können. Er zeichnet sich, Herr Kollege, auch da- 
durch aus, daß er auf einer seit Jahrzehnten geübten 
Linie der deutschen Weinpolitik, mehr Regionalisie- 
rung in der EG zu verlangen, liegt und sie befolgt. 

Ich darf, sehr geehrte Damen und Herren, meine 
Ausführungen gerade in diesem Bereich fortführen. 
Die weinb aufreibenden Länder legen die zulässigen 
Hektarhöchsterträge fest Sie haben sich dabei nach 
einer Festlegung zu richten, die sowohl die Verschie- 
denheit der Anbaugebiete, von Teilen von Anbauge- 
bieten, von Qualitätsgruppen, von Rebsorten und von 
Rebsortengruppen berücksichtigen kann. So wie ich 
die Anhörungen in den Ausschüssen des Bundestages 
verstanden habe, wird zur Zeit daran gedacht, die 
Hektarhöchsterträge für ganze Gebiete festzulegen. 
Die Zeit wird zeigen, ob dies richtig ist oder ob man 
geringere Unterteilungen vornehmen kann. 

Die Schaffung eines Kontrollzeichens, die Einfüh- 
rung einer Weinbaukartei und durch die Abbuchung 


der verkauften Weinmengen im Zusammenhang mit (C) 
diesem Kontrollzeichen wird Klarheit und richtige 
Kontrolle möglich machen. Ich fordere aber mit Nach- 
druck, daß diese nationale Kontrolle hinsichtlich einer 
wesentlichen Verbesserung der Importweinkontrolle 
ausgedehnt wird. Ich bin ziemlich sicher, daß durch 
dieses gesamte Kontrollsystem nicht nur der deutsche 
Winzer, sondern vor allem auch der deutsche Ver- 
braucher geschützt wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mir 
scheint wichtig zu sein, daß wir in unserem Bundes- 
gesetz festgeschrieben haben, daß alle in der Bundes- 
republik Deutschland abgefüllten Weine inländi- 
schen und ausländischen Ursprungs mit einem Kon- 
trollzeichen versehen werden müssen. Ich gehe davon 
aus — ich glaube, das ist auch die Meinung des Deut- 
schen Bundestages — , daß diese Kontrollzeichen zwi- 
schen deutschem und nichtdeutschem Wein unter- 
schiedlich gestaltet werden müssen. 

Eine Lücke in diesem Gesetz ist vorhanden. Das ist 
die Tatsache, daß mit diesem Gesetz keine Kontroll- 
zeichen für Schaumweine und Qualitätsschaum- 
weine eingeführt werden. Meine Fraktion unterstützt 
gerne einen Entschließungsantrag, über den wir zu 
befinden haben, in dem die Bundesregierung aufge- 
fordert wird, bis zum 31. Dezember 1990 ihre Vorstel- 
lungen über die Einführung eines Kontrollzeichens 
vorzulegen. 

Ich erlaube mir hier gegenüber der Bundesregie- 
rung den Hinweis auf die Notwendigkeit, daß sie bis 
zum 31. Dezember 1990 auch ihre Vorstellungen über 
die Kontrolle importierter Weine nach Inkrafttreten 
des Binnenmarkts vorzulegen hat. (D) 

Der marktordnerische Charakter, meine sehr ge- 
ehrten Damen und Herren, dieses neuen Gesetzes 
wird besonders durch die Regelung unterstrichen, daß 
Erzeugergemeinschaften als ein Betrieb gelten. Die 
Abgrenzungen dieser Regelung sollen die Landesre- 
gierungen treffen. Die besonders schwierigen ge- 
samtwirtschaftlichen Verhältnisse des Weinbauge- 
biets Mosel-Saar-Ruwer und die dort bestehenden 
ungünstigen Produktions- und Vermarktungsstruktu- 
ren bedingen die Regelung, daß bis zum 31. Dezem- 
ber 1994 aus den Übermengen dieses Gebietes 
Schaumweine und Qualitätsschaumweine hergestellt 
werden dürfen. Die Erfahrung wird zeigen, ob die 
besonders schwierigen Verhältnisse in diesem Wein- 
baugebiet durch diese, wie ich meine, sinnvolle Rege- 
lung positiv beeinflußt werden können und ob der 
Zeitraum für diese Regelung richtig gewählt ist. 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Schartz, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abge- 
ordneten Frau Weyel? 


Frau Weyel (SPD); Nur zu Ihrer Bemerkung betref- 
fend die übergreifenden Bereiche. Glauben Sie nicht 
— unabhängig davon, daß für ein bestimmtes Gebiet 
vielleicht keine Absatzprobleme bestehen — , daß in 
einzelnen Gebieten doch eine Ungleichbehandlung 
erfolgt, nämlich wenn in einem Gebiet sehr große 
unterschiedliche Betriebe bei der Regelung der 
Menge zusammengefaßt werden und ein Ausgleich 
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Frau Weyel 

(A) überbetrieblicher Art erfolgen kann, während das an- 
derswo nicht möglich ist? 

(Susset [CDU/CSU]: Ihre Frage war völlig 
falsch!) 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Frau Kollegin, die Re- 
gelungen, die wir im Rahmen dieses Gesetzes zu be- 
schließen haben, werden sich nicht auf ein einzelnes 
Gebiet beschränken. Ich weiß, welches Gebiet Sie 
meinen. Ich brauche es nicht zu nennen. 

Ich meine, es geht hier um eine besondere Regelung 
für die marktwirtschaftlich notwendigen und zur Er- 
haltung der Preisstabilität richtigen Erzeugerzusam- 
menschlüsse. Wir haben hier bewußt die Erzeugerge- 
meinschaften gefördert, was die Austauschbarkeit 
der Mengen in einem großen Gebiet anbelangt, Frau 
Kollegin Weyel. Es wird den Landesregierungen ob- 
liegen, die Austauschbarkeit zu begrenzen. Ich bin 
der Meinung, daß die Regelung im Verordnungsent- 
wurf des Landes Rheinland- Pfalz eine gute Regelung 
ist. Hier ist die Verantwortung der Bundesländer ganz 
besonders gefordert. 

Erlauben Sie mir noch wenige Worte zu dem Antrag 
der GRÜNEN, die Bezeichnung „aus kontrolliert öko- 
logischem Anbau“ zuzulassen. Herr Kollege Kreuz- 
eder, ich will es nicht in derben Worten sagen, aber 
lesen Sie Ihren eigenen Antrag durch. Dort werden 
Sie kein einziges Wort über die Beschreibung des 
ökologischen Anbaus finden. Sie finden nur den Be- 
zug auf Regelungen in anderen Ländern. Was aber 
ökologischer Anbau bedeutet, wird in Ihrem Antrag 
mit keinem einzigen Wort beschrieben. Ich meine, wir 
ßj sollten uns, was die Kennzeichnung so hergestellter 
landwirtschaftlicher Produkte anbelangt, darauf eini- 
gen, daß wir hier eine Gesamtregelung, wenn sie 
denn gewünscht wird, finden müssen und daß sie kon- 
trollierbar sein muß. Sonst ist das Betrug an dem, der 
glaubt, etwas zu kaufen, was nicht Inhalt des Produk- 
tes ist. 

(Abg. Kreuzeder [GRÜNE] meldet sich zu ei- 
ner Zwischenfrage) 

— Frau Präsident, ich bin nicht schuld, wenn es lange 
dauert. Ich bin gerne bereit, die Frage zuzulassen. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Ich bitte um Verständnis. 
Wenn wir dieses Verfahren fortsetzen, führen wir 
keine SOminütige, sondern eine 90minütige Debatte. 
Herr Kreuzeder, bestehen Sie auf Ihrer Frage? 

(Kreuzeder [GRÜNE]: Ja!) 

- Bitte. 

Kreuzeder (GRÜNE): Herr Schartz, sind Sie mit mir 
einer Meinung, daß Sie hier einen Vergleich ziehen, 
etwa in dem Sinn: Wenn auf einem Papier der Bun- 
desregierung steht „BML“ und nicht „Bundesland- 
wirtschaftsministerium“, dann findet dasselbe in be- 
zug auf unseren Antrag statt. IFOAM oder AGÖL sind 
sehr genaue Vorschriften; nur, es sind Kürzel. Wir 
wollten es Ihnen ersparen, die Anbaukriterien zu nen- 
nen, die für Sie wahrscheinlich sowieso aus einer an- 
deren Welt kommen. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Herr Kollege Kreuz- 
eder, ich finde gerade diese Schlußbemerkungen ab- 


solut abwegig. Sie sind durch nichts begründet. Wenn (C) 
der Bundesgesetzgeber, also wir, für die Bundesrepu- 
blik Deutschland die Bezeichnung „aus kontrolliert 
ökologischem Anbau“ zuläßt, dann müssen wir, der 
Bundesgesetzgeber, uns Gedanken darüber machen, 
was eigentlich Inhalt dieser Bezeichnung zu sein hat. 

Das ist weder in Ihrem Antrag noch sonstwo gesche- 
hen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Ich möchte deutlich machen, daß die CDU/CSU- 
Fraktion gegen den Antrag der GRÜNEN stimmen 
wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich habe 
selbst einen Änderungsantrag eingebracht, der auf 
der Überlegung fußt, die auch Frau Kollegin Weyel 
hier soeben vorgetragen hat. Wir debattieren heute 
über die sechste Änderung eines deutschen Weinge- 
setzes. Das Weingesetz wurde immer nur in Teilen 
geändert. Ich halte es für dringend geboten, daß die 
Bundesregierung nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
das gesamte nach der heutigen Entscheidung gültige 
Gesetz im Zusammenhang veröffentlicht. Das wird 
eine Erleichterung für die gesamte deutsche Wein- 
wirtschaft sein. Ich habe den Antrag nur deswegen 
zurückgezogen, weil ich keine Fristeinrede provozie- 
ren wollte und damit die Verabschiedung des Geset- 
zes gefährdet hätte. 

Ich darf zusammenfassend feststellen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren: Dieses Gesetz ist be- 
gründet in der Absicht der EG, Regelungen auf dem 
Gebiet der Weinwirtschaft zu treffen, die für die deut- 
schen Winzer untragbar wären. Um dies abzuwenden, 
mußte der nationale Gesetzgeber handeln. 

Dieses Gesetz bringt einschneidende Bestimmun- 
gen zur Regelung der Produktion und zur Kontrolle 
des Absatzes. Es wird die Produktionsmengen be- 
grenzen, die kontinuierliche Beschickung des Wein- 
marktes sichern und Verbrauchern und Winzern ein 
hohes Maß an Sicherheit für die Qualität des Produkts 
geben. 

Dieses Gesetz — das möchte ich besonders hervor- 
heben — bietet die Möglichkeit, den regionalen Be- 
sonderheiten Rechnung zu tragen. Das ist gut so. 


Präsidentin Dr. Süssmuth; Herr Abgeordneter 
Schartz, ich muß Sie bitten, jetzt zum Schluß zu kom- 
men. 


Schartz (Trier) (CDU/CSU): Frau Präsidentin, drei 
Sätze. 

Dieses Gesetz — ich möchte nicht versäumen, dar- 
auf hinzuweisen — birgt die Gefahr eines zu starken 
Eingriffs in die Wein Wirtschaftsabläufe, ja, es bringt 
die Gefahr einer Bürokratisierung mit sich. Alle an der 
Weinwirtschaft Beteiligten — die Produzenten, die 
Vermarkter, die Organisationen der Weinwirtschaft 
und nicht zuletzt die Regierungen, die es umzusetzen 
haben — rufe ich auf, besonders einer Intention zu 
folgen: den Interessen der deutschen Verbraucher 
und derjenigen der deutschen Winzer zu dienen. 
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Schartz (Trier) 

(A) Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Hinner. 

Frau Flinner (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Da- 
men und Herren! Die Lage des deutschen Weinbaus 
ist durch Niedrigpreise und weitgehende Existenzge- 
fährdung der Winzer gekennzeichnet, 15% der Be- 
triebe arbeiten mit Verlust. Bei fast der Hälfte liegt der 
Gewinn unter 20 000 DM im Jahr. Die Wein- und 
Mostpreise, vor allem in Rheinhessen, in der Pfalz und 
im Moselgebiet, liegen seit Jahren jenseits jeder Ren- 
tabilität. 

Die herrschende Weinbaupolitik benachteiligt die 
Kleinbetriebe und bevorzugt die Großkellereien. Sie 
hat die Bilhgimporte aus Italien, Südfrankreich und 
Tunesien erst ermöglicht. 

Gleichzeitig trägt der konventionelle Weinbau hohe 
Mitschuld an der ökologischen Katastrophe: Nitrat- 
einträge ins Grundwasser und Bodenerosionen sind 
die Folge der mit Agrar Chemie ermöglichten Übernut- 
zung der Böden. 

Was wird nun durch die Änderung des Weingeset- 
zes passieren? Welche Wirkungen werden die Er- 
tragsbegrenzungen haben? — Weder Verbraucher- 
schutz noch Verantwortung für die Winzerfamilien 
rechtfertigen den vorgelegten Ansatz. Die staatliche 
Ertragsregelung wird nicht zu einer höheren Wein- 
qualität führen. Damit verfehlt das Gesetz vollkom- 
(ß) men seine angebliche Zielsetzung. Im Gegenteil: Es 
verschärft zusätzlich die Lage kleiner Winzerbetriebe, 
wogegen Genossenschaften und flächenstarke Be- 
triebe bevorteilt werden, einerseits weil sie sich durch 
die Überlagerungsmöglichkeiten einen Ausgleich 
schaffen können, andererseits dadurch, daß sie beim 
Einsparen von Arbeitskräften einen Spielraum ha- 
ben. 

Außerdem müssen wir uns bewußt machen, daß mit 
diesem Gesetz ein grundsätzlich neuer Tatbestand in 
die bundesdeutsche Wirtschaftsordnung eingeführt 
werden soll: eine Ertragsbegrenzung r mit der keine 
Preisgarantie verbunden ist. Wie verträgt sich das mit 
Ihrer Vorstellung von freier und sozialer Marktwirt- 
schaft, meine Damen und Herren von der Koalition? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sind das die Umsetzungen Ihrer Politik im freien Bin- 
nenmarkt? Der bürokratische Aufwand, den die Men- 
genregulierung verursacht, und die gewaltigen Ko- 
sten, die damit verbunden sind, sind durch nichts zu 
rechtfertigen. 

Bei Einführung des Kontrollzeichens, das keine 
wirklich aussagefähige Funktion hat, wird noch er- 
heblicher Mehraufwand zu erwarten sein. Die ge- 
plante Regelung sieht auch in keiner Weise eine Ver- 
besserung der ökologischen Situation vor. 

Aus allen diesen Gründen lehnen wir das vorge- 
legte Gesetz ab. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir fordern dagegen ein umfassendes weinbaupoli- 
tisches Konzept mit folgenden Schwerpunkten: 


Erstens: Förderung des ökologischen Weinbaus (Q 
durch finanzielle Unterstützung der Umstellung auf 
ökologischen Weinbau und die Aufnahme des Be- 
zeichnungsrechtes in das Weingesetz entsprechend 
dem von uns eingebrachten Änderungsantrag. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zweitens. Die Weinqualität muß langfristig und ef- 
fektiv durch eine entsprechende Preisdifferenzierung 
gesichert werden. Gemäß dem Anteil eingeflossener 
Arbeit müssen gestaffelte Preismodelle entwickelt 
und verwirklicht werden. 

Drittens. Wir wollen einen Umbau der Weinwirt- 
schaft unter umweltschützerischen, qualitätsorientier- 
ten und marktregulierenden Zielsetzungen, der auch 
die Förderung bereits bestehender ökologischer 
Weinbaubetriebe vorsieht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dazu gehören auch die Verankerung der Qualitätsan- 
forderungen an Rebsorten im Weingesetz sowie die 
Rückführung des Einsatzes von Pestiziden und Dün- 
gemitteln. 

Viertens. Wir streben weiter Maßnahmen zur Exi- 
stenzsicherung und Marktstabilisierung an. Hierzu 
gehört die Rückführung der Einfuhr ausländischer Bil- 
ligweine ebenso wie die europaweite Einführung der 
Abfüllung von Wein im Erzeugergebiet. 

Meine Damen und Herren, so wie wir die Umorien- 
tierung der Agrarpolitik zu einer bäuerlich-ökologi- 
schen Landwirtschaft fördern, wollen wir auch eine 
Politik für den ökologischen Weinbau fördern. 

(Beifall bei den GRÜNEN) pj 

Ich bedauere es, auch wenn der Landwirtschaftsaus- 
schuß bei diesem Gesetz nicht federführend ist, daß 
Herr Kiechle heute nicht da ist. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Heinrich. 


Heinrich (FDP): Frau Präsidentin! Meine Kollegin- 
nen und Kollegen! Eigentlich ist die Materie es doch 
wert, daß man nicht ganz so tierisch ernst ist. Ich 
möchte mir deshalb mit Ihrer Genehmigung, Frau Prä- 
sidentin, erlauben, einen Schluck von diesem köstli- 
chen Wasser zu trinken. — 

(Jaunich [SPD]: Ja, wenn es doch nur Wein 
wäre! — Zuruf von der CDU/CSU: Prost!) 

Und auf gut schwäbisch sage ich: Wie isch des Wasser 
so gut, hätt' i mei Häusle noch! 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Das ist nicht schwä- 
bisch, nein!) 

Also, so soll es natürlich nicht gehen. 

Mit der 6, Novelle des Weingesetzes bekommen 
die Winzer in der Bundesrepublik Deutschland eine 
qualitätsorientierte Mengenbegrenzung an die Hand, 
die über vier Jahre land diskutiert wurde 

(Dr. Thomae [FDP]: Hört! Hört!) 
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Heinrich 

(A) und das 1984 gegebene Wort des Bundeskanzlers 
beim europäischen Gipfel in Dublin einlöst. 

(Jaunich [SPD]: In welchem Paragraphen ist 
denn das verankert?) 

— Einen kleinen Augenblick! Wir kommen darauf 
noch zu sprechen. — Wesentlicher Inhalt der Zusage 
war, daß sich die Bundesrepublik Deutschland den 
europäischen Bemühungen um eine wirksame Men- 
genbegrenzung anschließt und ein eigenes Gesetz 
vorlegt. 

Diese Mengenbegrenzung läßt sicherlich nicht 
überall reine Freude aufkommen. Als Weinbaupohti- 
ker, stammend aus Baden-Württemberg, hat man da 
so seine Probleme. Ich denke besonders an den Trol- 
linger, der wegen seiner hohen Qualität und seines 
begrenzten Angebotes in vielen Jahren nicht ver- 
kauft, sondern zugeteilt werden mußte. Manchmal 
gehen wir sogar ganz besondere Wege: Bei Gesell- 
schaften bekommen die Männer eine kleines 
Schnapsgläschen voll Wein, und die Damen bekom- 
men eine Tropfen Wein auf der Stirn verrieben, 

(Heiterkeit) 

damit die Mengen ausreichen. 

Diese Situationsbeschreibung trifft leider nicht auf 
alle Weinbaugebiete zu, 

(Müller [Pleisweiler] [SPD]: Ist das hier eine 
Werbeveranstaltung?) 

erst recht nicht auf die Europäische Gemeinschaft, wo 
jährhch drei Milliarden DM für Weinverspritung aus- 
gegeben werden. Vor diesem Hintergrund wird auch 
ß) der Dubhner Beschluß erklärlich. Denn nur der allge- 
meine Weinüberschuß — Herr Kollege Schartz hat ja 
sehr eindringlich darauf hingewiesen — innerhalb der 
EG rechtfertigt diese Gesetzesinitiative mit dem Ziel, 
mehr Ordnung in den Weinmarkt zu bekommen. 

Für einen Liberalen gilt allerdings nach wie vor, daß 
eine freiwillige Mengenbegrenzung im wohlverstan- 
denen Interesse der Betroffenen vor einer gesetzli- 
chen Regelung und Reglementierung kommen sollte. 
Eine wirksame freiwillige Selbstbeschränkung — das 
muß ich allerdings zugeben — war nicht zu erzie- 
len. 

Ich bedaure, daß Europa leider zu immer mehr Bü- 
rokratie neigt. Für mich war es daher immer beson- 
ders wichtig, einen eigenen, einen sogenannten deut- 
schen Weg in der Mengenregulierung zu gehen, der 
nicht nur unserem förderativen Staatsaufbau Rech- 
nung trägt, sondern auch die natürlichen Gegeben- 
heiten unserer deutschen Anbaugebiete wie Klima 
und Topographie gebührend berücksichtigt. 

Frau Kollegin Weyel, ich möchte an dieser Stelle das 
Verständnis der SPD anzweifeln. Wie ist Ihr Vertrauen 
gegenüber den weinbautreibenden Ländern anzuse- 
hen, wenn Sie von einer nicht existierenden Mengen- 
regulierung sprechen? 

(Beifall bei der FPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich befürworte deshalb ausdrücklich, daß durch 
dieses Gesetz die Landesregierungen der weinbau- 
treibenden Länder ermächtigt werden, durch Rechts- 
verordnung den zulässigen Hektar ertrag für Weine 


festzulegen. Ebenso können die Länder durch Rechts- (C) 
Verordnung festlegen, welche Bezugsgröße für die 
Festsetzung der Hektarerträge gewählt werden soll, 
nämlich unter Berücksichtigung der besonderen Ver- 
hältnisse im jeweiligen Anbaugebiet: entweder die 
Ertragsrebfläche oder, bei entsprechend verminder- 
ten Hektarertragswerten, die bestockbare Rebfläche. 

Das ist ein eindeutiger Vorteil für mehr unternehme- 
rischen Spielraum. Es ist aber auch ein Vorteil für 
mehr Umweltschutz. Denn es schafft die Möglichkeit, 
Viren- bzw. nematodenverseuchte Weinbergböden 
mit Hilfe der Grünbrache zu erneuern, zu regenerie- 
ren. 

Es ist uns durch die Einbeziehung der Zusammen- 
schlüsse, von Erzeugergemeinschaften und Winzer- 
genossenschaften, gelungen, auch diese als einen Be- 
trieb zu werten. Voraussetzung dafür ist, daß alle Reb- 
flächen, deren Trauben die Mitglieder voll abzurech- 
nen haben, voll einbezogen sind. Wir sind damit einer 
berechtigten Forderung des baden-württembergi- 
schen Berufsstandes nachgekommen. — Frau Präsi- 
dentin, ich habe noch zwei Sätze, wenn Sie mir das 
gestatten. Meine Vorredner hatten entschieden über- 
zogen. 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Aber ich nicht! Das 
stimmt nicht!) 

Um die Hektarertragsregelung, die eine unbe- 
grenzte Überlagerung vorsieht, erfolgreich einführen 
zu können, ist meines Erachtens eine wirksame Aus- 
gangskontrolle mit einem Kontrollzeicben unerläß- 
lich. Dadurch werden nicht nur die in der Bundesre- 
publik Deutschland erzeugten Weine kontrolliert, 
sondern auch der gesamte in der Bundesrepublik (D) 
Deutschland abgefüllte Wein einbezogen und damit 
die unzulässigen Euroverschnitte verhindert. 

Diese Gesetzesnovelle bringt zum einen — das sei 
zum Abschluß gesagt — für den Verbraucher erhebli- 
che Vorteile, was das Angebot an hoher Qualität und 
besonderer Spezialität deutscher Weine anbelangt. 

Sie berücksichtigt zum anderen besonders die Um- 
weltbelange und trägt darüber hinaus durch eine 
marktregulierende Wirkung dazu bei, daß die Er- 
tragslage der Winzer langfristig stabilisiert werden 
kann. 

(Jaunich [SPD]: Das sind aber zwei lange 
Sätze gewesen!) 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - 

Müller [Schweinfurt] [SPD]: Wo steht das im 
Gesetz?) 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Parla- 
mentarische Staatssekretär Pfeifer. 


Pfeifer, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Bundes- 
regierung begrüßt nachdrückhch, daß die Verab- 
schiedung dieses Gesetzentwurfs heute noch so recht- 
zeitig möglich geworden ist, daß die weinbautreiben- 
den Bundesländer bereits im kommenden Herbst die 
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Pari. Staatssekretär Pleiter 

(A) qualitätsorientierte Mengenregelung anwenden kön- 
nen, 

(Jaunich [SPD]: Sie meinen nicht: kommen- 
den Sonntag?) 

die das Kernstück dieses Gesetzentwurfs ist. 

(Müller [Pleisweiler] [SPD]: So was muß man 

im Winter anwenden, wenn verschnitten 
wird!) 

Wie Sie wissen, sind wir zur Einführung einer Hek- 
tarertragsregelung schon seit Inkrafttreten der EWG- 
Weinmarktorganisation im Jahre 1970 verpflichtet. 

(Müller [Pleisweiler] [SPD]: Keine Ah- 
nung!) 

Die Erfahrungen mit dem Weingesetz in der gelten- 
den Fassung haben gezeigt, daß mit ihm die Ziele der 
Gemeinschaftsnorm nicht erreicht werden, nämlich 
durch eine Verminderung der Erntemenge zugleich 
eine Steigerung der Weinqualität und eine Stabilisie- 
rung des Marktes zu erreichen. 

Die EG-Kommission hat — das ist in dieser Debatte 
bereits gesagt worden — deshalb schon 1984 den Ver- 
such unternommen, die bislang den Erzeugermit- 
gliedstaaten überlassene Regelung der Einzelheiten 
des zulässigen Hektarertrags und der Folge seiner 
Überschreitung im Gemeinschaftsrecht zu treffen. Sie 
hat sich dabei an der in Frankreich geltenden Rege- 
lung orientiert. Dem hat sich, meine Damen und Her- 
ren, die Bundesregierung von Anfang an widersetzt. 

Ich möchte hier zum Ausdruck bringen, daß es dem 
besonderen Einsatz des Bundeskanzlers auf dem Eu- 
ropäischen Rat in Dublin zu danken ist, daß die EG- 
Kommission ihren Vorschlag nicht durchsetzen 
konnte. Für den Weinbau in Deutschland war das in 
meinen Augen ein wichtiger Erfolg. Denn für unseren 
Weinbau brauchen wir eine Regelung, die sich nicht 
an den Erzeugerbedingungen anderer Länder, son- 
dern an den khmatischen Verhältnissen unserer An- 
baugebiete mit ihren enormen Ernteschwankungen in 
Menge und Qualität orientiert. 

Es wäre in meinen Augen keinem vernünftigen Men- 
schen vermittelbar, wenn unsere Winzer gezwungen 
werden sollten, die in einem guten Erntejahr wie z. B. 
1983 anfallende Übermenge von hervorragender 
Quahtät zu destillieren oder anderweitig zu denatu- 
rieren und sich im folgenden Jahr mit einer kleinen 
Ernte schlechter Qualität zu begnügen. 

Das im Gesetzentwurf enthaltene Modell einer 
durch Kontrollzeichen überwachten qualitätsorien- 
tierten Mengenregulierung mit unbeschränkten 
Überlagerungs- und Austauschmöglichkeiten wird 
den deutschen Verhältnissen unter Wahrung des ge- 
meinschaftsrechtlichen Rahmens gerecht. Frau Kolle- 
gin Weyel, ich meine deshalb: Dieses Gesetz ist keine 
verpaßte Chance. 

Allerdings — da möchte ich Ihren Überlegungen 
folgen — müssen wir uns darüber im klaren sein, daß 
wir weitere Versuche aus Brüssel in Richtung einer 
EG-Regelung nur abwehren können, wenn unsere 
nationale Regelung in der Praxis überzeugende Er- 
gebnisse hervorbringt und damit den Beweis dafür 


liefert, daß sie die Ziele der Gemeinschaftsregelung (C) 
erreicht. 

Wir werden daher die Wirksamkeit der gesetzlichen 
Neuregelung in der Praxis aufmerksam verfolgen und 
Verbesserungen unverzüglich dann anbringen, wenn 
sich diese als erforderlich erweisen sollten. 

(Zuruf von der SPD: Immer wieder neue Än- 
derungen!) 

Zunächst aber sind die weinbautreibenden Bundes- 
länder aufgerufen, die ihnen übertragenen Durchfüh- 
rungsregelungen rasch zu erlassen und dabei den 
ihnen eingeräumten weiten Spielraum so auszufüllen, 
daß der angestrebte Erfolg erreicht wird, nämlich die 
Weinmenge zu vermindern, dadurch die Qualität zu 
steigern, aber dem Winzer auch ein Äquivalent für die 
geringere Erntemente, einen höheren Erlös für seine 
Erzeugnisse, zu sichern. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin 
zuversichtlich, daß wir diesen Erfolg erreichen wer- 
den, wenn jeder an seiner Stelle das dazu Erforderli- 
che beiträgt. Ich möchte Sie deshalb bitten, diesem 
Gesetzentwurf Ihre Zustimmung zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Meine Damen und Her- 
ren, ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstimmung 
über den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Än- 
derung des Weingesetzes, Drucksachen 11/2276 und 
11/4718. (D) 

Ich rufe Art. 1 auf. 

Hierzu liegt auf Drucksache 11/4763 ein Ände- 
rungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN vor. Wer 
stimmt für den Änderungsantrag? — Die Gegenprobe! 

— Enthaltungen? — Der Änderungsantrag ist abge- 
lehnt. 

Wer stimmt für Art. 1 in der Ausschußfassung? — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Art. 1 ist mit Mehr- 
heit angenommen. 

Ich rufe die Art. la, 2 und 3, Einleitung und Über- 
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die aufgerufe- 
nen Vorschriften sind mit Mehrheit angenommen. — 
Damit ist die zweite Beratung abgeschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Enthal- 
tungen? — Keine. Der Gesetzentwurf ist mit Mehrheit 
angenommen. 

Meine Damen und Herren, es ist noch über eine 
Entschließung des Ausschusses für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit abzustimmen, deren An- 
nahme der Ausschuß auf Drucksache 11/4718 unter 
Nr. 2 empfiehlt. Wer stimmt dafür? — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Die Entschließung ist bei Enthal- 
tung der GRÜNEN angenommen. 
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Präsidentin Dr. Süssmuth 

(A) Ich rufe den Punkt 24 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Zwischenberichts der Enquete- 
Kommission „Strukturreform der gesetzlichen 
Kranken versicherun g " 

— Drucksache 11/3267 — 

Hierzu liegt ein Entschließungsantrag der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und FDP auf Drucksache 11/4748 
vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
Beratung 90 Minuten vorgesehen. — Ich sehe keinen 
Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge- 
ordnete Kirschner. 


Kirschner (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Auch wenn der Zwrischenbericht der En- 
quete-Kommission, über den wir jetzt diskutieren, be- 
reits am 8. November letzten Jahres, also vor rund sie- 
ben Monaten vorgelegt wurde und wenn auch in der 
Zwischenzeit das sogenannte Gesundheits-Reform- 
gesetz in Kraft getreten ist, dieser Bericht hat, sowohl 
was die Analyse unseres Gesundheitswesens als auch 
was die vorgeschlagenen Reformoptionen angeht, 
nichts an Aktualität eingebüßt; 

(Beifall bei der SPD) 

denn die Probleme der gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen und des Gesundheitswesens sind ja durch Ihre 
Politik mit dem Gesundheits-Reformgesetz nicht ge- 
löst worden. 

(Günther [CDU/CSU]: Aber selbstverständ- 
lich!) 

Im Gegenteil: Sie haben die Chance nicht ergriffen, 
die Reform Vorschläge, die im Zwischenbericht, der ja 
rund zwei Wochen vor der zweiten und dritten Lesung 
des GRG vorgelegt wurde, mit zu berücksichtigen. 

(Günther [CDU/CSU]; Das war viel zu 
spät!) 

— Viel zu spät, Herr Kollege Günther? Wir haben 
darüber ja auch im Ausschuß rechtzeitig diskutiert. 

An dieser Stelle möchte ich vor allem den berufenen 
Sachverständigen einen herzhchen Dank für ihre kon- 
struktive und aktive Arbeit dafür aussprechen, daß 
noch vor Verabschiedung des GRG ein Zwischenbe- 
richt vorgelegt werden konnte. 

(Beifall bei der SPD) 

In diesen Dank möchte ich auch ausdrückhch die Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeiter des Sekretariats ein- 
schließen, die sich weit über ihr arbeitsvertragliches 
Pflichtsoll engagierten. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie, meine Damen und Herren von den Koalitions- 
fraktionen, haben das Angebot meiner Fraktion, mit 
der Einsetzung einer Enquete-Kommission eine 
Strukturreform zu schaffen, die diesen Namen ver- 
dient, nicht aufgegriffen, weil Sie sich in Ihrer Arro- 
ganz einbildeten, sowohl auf die SPD als auch auf 


wissenschaftlichen Sachverstand verzichten zu kön- (C) 
nen. 

(Günther [CDU/CSU]: Der wissenschaftliche 
Sachverstand war vorhanden!) 

Das Ergebnis Ihrer Politik müssen die Patienten nun 
auf Heller und Pfennig mit höherer Selbstbeteiligung 
ausbaden. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Daß der Bundesarbeitsminister im Deutschen Bun- 
destag am 27. Oktober 1988 noch glaubte, sich mit 
seinen sattsam bekannten leeren Sprüchen über die 
Enquete- Kommission auslassen zu müssen, hat nur 
gezeigt, daß er die bis dahin vorliegenden Berichte 
entweder nicht zur Kenntnis nehmen wollte oder 
nichts davon begriffen hat. 

Der Herr Kollege Dr. Hoffacker — leider ist er nicht 
hier, aber ich möchte an dieser Stelle dennoch ein 
Wort zu ihm sagen, damit das auch ins Protokoll 
kommt — wird im Gelben Dienst vom 2. Juni 1989 fol- 
gendermaßen zitiert: „Die mit der Kommission ver- 
bundenen Erwartungen werden nicht erfüllt." Und 
weiter: Der Abschlußbericht werde in seinem Inhalt 
— nun wieder wörtliches Zitat — „unterhalb des sonst 
bei einer Enquete üblichen Niveaus bleiben". Dazu 
möchte ich an dieser Stelle, im Plenum des Deutschen 
Bundestages feststellen, daß eine solche Feststellung 
weder der Arbeit noch dem Engagement, noch dem 
Sachverstand der Sachverständigen gerecht wird. Das 
halte ich für diffamierend. 

(Zuruf von der SPD; So ist es!) 

Darin schließe ich auch ausdrücklich die wissen- 
schaftlichen Mitarbeiter des Sekretariats ein. An- 
scheinend soll schon im Vorfeld des Endberichts die- 
ser madig gemacht werden, damit die Bilanz im Ver- 
hältnis zum GRG nicht noch negativer für das letztere 
ausfällt. 

Meine Damen und Herren von den Koahtionsfrak- 
tionen. Sie werden ja derzeit sehr schnell vom Alltag 
eingeholt. 

(Günther [CDU/CSU]; Der Alltag ist gut!) 

Ich möchte daran erinnern, daß zu dem Zeitpunkt, als 
das GRG verabschiedet wurde, der Bundesarbeitsmi- 
nister im Rundfunk erklärte, daß er sich nun dem 
Kampf gegen die Ärzteschwemme in der Bundesrepu- 
blik verschrieben habe. Der „Kölner Stadt- Anzeiger" 
schrieb dazu am 28. November 1988: „Kaum ist die 
Gesundheitsreform vom Bundestag verabschiedet, da 
wendet sich Arbeitsminister Blüm einem Thema zu, 
das im Zusammenhang mit der Reform längst hätte 
beraten werden müssen: die Ärzteschwemme. " 

Meine Damen und Herren von den Koalitionsfrak- 
tionen, Sie legen uns heute einen Entschließungsan- 
trag zum vorliegenden Zwischenbericht vor. 

In den Punkten 1 und 2 stimmen Sie eine Jubelarie 
über Ihr GRG an. 

(Frau Limbach [CDU/CSU]: Zu Recht!) 

Das würde ich an Ihrer Stelle ebenfalls tun. Nur, fra- 
gen Sie doch einmal einen Dialysepatienten oder ei- 
nen Krebserkrankten, wie diese das von Ihnen so be- 
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Kirschner 

(A) zeichnete „sozial ausgewogene Reformkonzept" — so 
heißt es wörtlich — beurteilen. 

In den Punkten 3 und 4 fordern Sie von der Bundes- 
regierung weitere Schritte. Sie geben damit also zu, 
daß Sie zentrale Bereiche, die dringendst einer Lö- 
sung hätten zugeführt werden müssen, im GRG nicht 
angepackt haben. Sie haben das Klassenziel, eine Re- 
form des Gesundheitswesens zu schaffen, weit ver- 
fehlt. 

(Beifall bei der SPD) 

Von vornherein, meine Damen und Herren, haben 
Sie in Ihrem Gesetz die wichtigen Einzelbereiche der 
stationären Versorgung, der Überkapazitäten bei den 
Heilberufen und damit die Frage der Wirtschaftlich- 
keit bzw. der Unwirtschaftlichkeit und nicht zuletzt 
die Kassenorganisation ausgeklammert und für die 
zweite Hälfte dieser Wahlperiode versprochen. Davon 
ist heute nicht mehr die Rede. 

Ich will aus dem vorliegenden Zwischenbericht vor 
allem zur Kassenorganisation einiges verdeutlichen. 
Der Gesetzentwurf des Landes Hamburg im Bundes- 
rat macht erneut deuthch, wie dringhch eine Organi- 
sationsreform ist. 

(Günther [CDU/CSU]: Der bezieht sich nur 
auf die AOK!) 

Über die Lösungen und die Wege kann man ja strei- 
ten. Aber nichts zu tun ist die schlechteste aller Mög- 
hchkeiten. 

(Beifall bei der SPD — Frau Limbach [CDU/ 

CSU]: Das hätten Sie sich mal merken sollen, 
als Sie die Bundesregierung stellten!) 

— Liebe Frau Kollegin Limbach, Sie können nicht im- 
mer nur von früher reden. Seit 1982 stellen Sie die 
Regierung. Sie können nicht 7 Jahre lang immer auf 
die Vergangenheit verweisen. 

Im übrigen darf ich darauf hinweisen: in 7 Jahren 
hätten Sie genug Zeit gehabt. 

(Günther [CDU/CSU] : Wir haben ja gehan- 
delt! Das beklagen Sie ja! Sie sagen doch, wir 
hätten es zu schnell gemacht!) 

— Daß Sie gehandelt haben, sieht man ja daran, daß 
sich der Abstand der Beitragssätze zwischen den Kas- 
senarten sowohl im Bundesdurchschnitt als auch vor 
Ort ständig vergrößert hat. 

(Heyenn [SPD]: Was ist denn das für eine 

Klönrunde dahinten an der Regierungs- 
bank?) 

Diese Beitragssatzunterschiede sind keine abstrakten 
Rechengrößen, sondern sie machen sich beim einzel- 
nen Versicherten — das wissen Sie — jeden Monat in 
Mark und Pfennig in seinem Portemonnaie bzw. auf 
seinem Konto bemerkbar. 

(Heyenn [SPD]: Herr Jung, hören Sie mal zu! 

Das haben Sie alles verbrochen!) 

Schauen Sie sich die Region Hamburg an. Der nied- 
rigste Beitragssatz bei einer Betriebskrankenkasse 
beträgt 9,8%, was einem Höchstbeitrag von 447 DM 
monatlich entspricht, während der Beitragssatz bei- 
spielsweise bei der AOK 15,5% beträgt, was einem 
Höchstbeitrag von bis zu 708 DM monatlich ent- 


spricht. Das ist ein Beitragsunterschied von 261 DM. (C) 
Die Beitragssätze der anderen Kassen, ob Ersatzkas- 
sen, Innungskrankenkassen oder Betriebskranken- 
kassen, liegen irgendwo dazwischen. Ich frage: Wo ist 
dafür eigentlich die Rechtfertigung? 

(Günther [CDU/CSU]: Die AOKs können das 
bundesweit ausgleichen!) 

Meine Damen und Herren: Die herkömmliche Glie- 
derung der gesetzlichen Krankenversicherung hat 
vor allem zwei zentrale Mängel. Zum einen führt sie 
zu erheblichen rechthchen, sozialen und materiellen 
Ungleichbehandlungen unter den Versicherten, ohne 
daß eine überzeugende rechtfertigende Begründung 
dafür zu finden ist. Das Prinzip der Gliederung recht- 
fertigt selber noch keine Ungleichbehandlung. Zum 
anderen sind massive Wettbewerbsverzerrungen 
zwischen den Kassenarten nicht zu leugnen. 

Ursache dieser Fehlentwicklung ist das auf die Ver- 
hältnisse zu Beginn unseres Jahrhunderts zugeschnit- 
tene Zuweisungssystem, dem nur bestimmte Grup- 
pen, also vor allem Angestellte, durch Ausübung ihres 
Wahlrechts zu den Ersatzkassen ausweichen können. 

Die durch die Ungleichbehandlung zwangsläufig her- 
vorgerufenen Unterschiede in den Risikostrukturen 

— ich verweise auch auf die überproportionalen Ge- 
sundheitsgefährdungen und damit auf die höhere 
Morbidität bei Arbeitern — werden durch die Risiko- 
selektion von Sonderkassen, Betriebs- und Innungs- 
krankenkassen und speziellen Ersatzkassen, sogar 
noch verstärkt. Da das Leistungsrecht der gesetzli- 
chen Krankenversicherungen fast vollständig durch 
Gesetz geregelt ist, werden unterschiedliche Beitrags- 
sätze nur noch durch die Finanzkraft der jeweiligen (D) 
Kassen auf der Einnahmenseite und den Finanzbedarf 

auf der Ausgabenseite hervorgerufen. Die entschei- 
denden Faktoren, die auf den Beitragssatz einwirken, 
sind die Höhe der Grundlöhne, die Risikostrukturen 
und die Familienlastquote. 

Diese Entwicklung hat dazu geführt, daß rechtlich 
benachteiligte Versicherte durch die Auferlegung 
höchster Beitragssätze auch noch sozial diskriminiert 
werden. Eine bloße Modifikation des bestehenden Sy- 
stems kann die Mängel nicht beseitigen. 

Deshalb wird von der Enquete- Kommission das so- 
genannte Wahlfreiheitskonzept favorisiert. Das heißt, 
branchen- oder berufsspezifische Zugangsbarrieren 
für Versicherte sollen entfallen. Jeder Versicherte soll 
jede Kasse wählen können. Die gewählte Kasse muß 
jeden Versicherten aufnehmen — Stichwort Kontra- 
hierungszwang. Unabdingbare Voraussetzung für die 
Funktionsfähigkeit dieser Reform ist die Schaffung 
gleicher — ich betone das — Wettbewerbsbedingun- 
gen für alle Kassen, also die Schaffung eines einheit- 
lichen Mitgliedschafts-, Beitrags-, Leistungs- und 
Vertragsrechts. Schutzzäune wird es dann für keine 
Kassenart mehr geben. 

Bei einem Übergang zur völligen Wahlfreiheit wäre 
ohne Veränderung der Strukturen nicht zu verhin- 
dern, daß die Startchancen im Wettbewerb zwischen 
den Krankenkassen unterschiedlich verteilt sind. Dies 
ist bei den aufgeführten Beitragssatzunterschieden 

— ich erinnere: zwischen 8 und 16 % — nicht verwun- 
derlich. Um die notwendige Chancengleichheit her- 
zustellen, werden zwei Lösungen vorgeschlagen, ein- 
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Kirschner 

(A) mal ein Wahlfreiheitsmodell mit sozialpolitischer 
Orientierung, zum anderen ein sogenanntes Wettbe- 
werbsmodelL Ich halte das erstere für richtig. Dies ist 
im übrigen nichts Neues, nichts Revolutionäres. In der 
Krankenversicherung der Rentner, die immerhin 40 % 
rund der Versicherten umfaßt, wird dies seit Jahren 
praktiziert. Man kann sich dabei sicherlich noch Ver- 
besserungen vorstellen. In die gleiche Richtung eines 
Strukturausgleichs gehen auch die Vorschläge des 
Sachverständigenrats der Konzertierten Aktion im 
Gesundheitswesen. 

(Günther [CDU/CSU]: Für die Rentner gibt 

es doch einen Ausgleich! Da nutzt die Wahl- 
freiheit nichts!) 

— Ja, das habe ich doch gesagt. Ich habe von den 
Risikostrukturen geredet, Herr Kollege Günther. 

(Günther [CDU/CSU]: Damit kann man das 
Problem nicht lösen!) 

Meine Damen und Herren von den Koalitionsfrak- 
tionen, ich möchte an Sie appellieren, aufbauend auf 
den Ergebnissen des Zwischenberichts dem Deut- 
schen Bundestag einen Endbericht zu einer Struktur- 
reform mit Vorschlägen vorzulegen, die den Weg zu 
einer echten Reform ebnen. Ich meine, der Zwischen- 
bericht bietet dazu eine hervorragende Grundlage. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Becker. 

(B) 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU): Frau Präsiden- 
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Auf 
Antrag der SPD- Fraktion hatte der Deutsche Bundes- 
tag am 4. Juni 1987 nach den Bestimmungen der Min- 
derheitenrechte die Einsetzung einer Enquete-Kom- 
mission „Strukturreform der gesetzlichen Kranken- 
versicherung'' beschlossen. Die SPD begründete da- 
mals ihren Antrag mit dem Wunsch nach einer breiten 
gesellschaftlichen und parlamentarischen Mehrheit 
für eine solche Strukturreform. Dies war aber von 
vornherein eine unerfüllbare Utopie, denn die SPD 
kannte die Koalitionsvereinbarungen vom März 1987, 
die also drei Monate zuvor geschlossen wurden. 

(Jaunich [SPD]: Und die gehen vor Sachge- 
rechtigkeit!) 

Die dort vereinbarten Reformvorschläge hätten nie 
die Zustimmung der SPD gefunden. 

(Heyenn [SPD]: Dies ist richtig!) 

Andererseits bestand kein Grund für die Koalition, 
von ihren Vorstellungen abzurücken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Weiterhin war man allseits von Anfang an der Auf- 
fassung — auch innerhalb der Enquete-Kommis- 
sion — , daß es in der vorgegebenen Frist bis Ende 
September 1988 unmöglich sei, zu allen im SPD-An- 
trag enthaltenen Themen ausführliche Empfehlungen 
abzugeben. Daher haben damals bereits die Sprecher 
der Koalitionsfraktionen, die Kollegen Seehofer und 
Dr. Thomae, den Verdacht ausgesprochen, daß es sich 
vielmehr um ein Verzögerungs- und Störmanöver 


handele, um die Absicht der Koalition zu verhindern, (C) 
das Strukturreformgesetz zum 1. Januar 1989 in Kraft 
zu setzen. So war dies. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Heyenn [SPD]: 

Aber das haben Sie doch nicht geglaubt,' 

Herr Dr. Becker!) 

Zur Analyse des Gesundheitswesens in der Bundesre- 
publik waren nämlich schon zahlreiche Gutachten 
vorhanden, und der Sachverständigenrat der Konzer- 
tierten Aktion befaßte sich schon seit längerer Zeit mit 
der Situation. Er hatte schon Gutachten vorgelegt. 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Die können nicht 
lesen!) 

Die Koalitionsfraktionen akzeptierten das Minder- 
heitenrecht der Opposition. Sie erklärten jedoch, daß 
für die Koalition kein neues Beratungsbedürfnis be- 
stehe. Dies sei nur das Anliegen der Opposition, die 
anscheinend die bereits vorliegenden Informationen 
einfach ignoriere. Die Koalition werde dessen unge- 
achtet ihren zeitlichen Fahrplan einhalten, da die Fi- 
nanzsituation der gesetzlichen Krankenversicherung 
keine weiteren Verzögerungen mehr zulasse. 

(Heyenn [SPD]: Haben Sie das denn?) 

— Dieser Fahrplan wurde auch eingehalten. 

Parallel zu den Beratungen des Gesundheits-Re- 
formgesetzes arbeitete die Enquete-Kommission. Im 
Sommer 1988 war es aber allen Kommissionsmitglie- 
dern klar, daß der Auftrag der Enquete in dem vorge- 
gebenen Zeitrahmen bis Ende September nicht erle- 
digt werden konnte. Alle Sachverständigen, auch die 
politischen Mitglieder, sprachen davon, daß hier nur 
ein Torso das Licht der Welt erbhcken könne, der kei- 
nesfalls dem Auftrag der Enquete-Kommission ge- 
recht würde. Die CDU/CSU- und FDP-Mitglieder der 
Enquete-Kommission bedauerten damals das Ergeb- 
nis. Die Koalitionsfraktionen haben daher an dem ge- 
nannten 27. Oktober 1988, von dem eben Herr Kirsch- 
ner sagte, daß dort Herr Blüm die Berichte bereits 
gekannt habe? die lagen zu dem Zeitpunkt noch nicht 
vor, Herr Kirschner — schon allein aus dem Selbstver- 
ständnis des Parlaments und in Verantwortung ge- 
genüber der Reputation der engagierten Wissen- 
schaftler und des fleißigen Ausschußbüros im Deut- 
schen Bundestag den Antrag auf Verlängerung der 
Laufzeit der Enquete-Kommission bis Ende Juni 1988 
gestellt. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Dr. Becker, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU): Sofort, Frau 
Präsidentin, nach dem nächsten Satz. 

Der Deutsche Bundestag nahm diesen Antrag bei 
Stimmenthaltung der SPD und der GRÜNEN an, die 
ursprünglich die Einsetzung der Enquete-Kommis- 
sion beantragt hatten. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Bitte, Herr Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Kollege Dr. Becker, ist Ihnen 
bekannt, daß wir im Oktober einen Bericht von den 
Arbeitsgruppenvorsitzenden über den Sachstand, der 
in der Enquete-Kommission erarbeitet worden war. 
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Kirschner 

(A) entgegennahmen, und ist Ihnen bekannt, daß auch 
die Beamten des Ministeriums diese Teilberichte, die 
schriftlich Vorlagen, dann mitnahmen, und ist nicht 
davon auszugehen, daß dann der Bundesarbeitsmini- 
ster diese Berichte zur Kenntnis bekam? 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU): Es ist mir be- 
kannt, daß diese Berichte den Arbeitsgruppen vorge- 
legt wurden und daß die an das Sekretariat gegeben 
wurden. 

(Kirschner [SPD]: In den Ausschuß wurden 
sie gegeben!) 

In der gesamten Kommission wurden sie zu dem Zeit- 
punkt nicht besprochen. 

(Kirschner [SPD]: Natürlich, jederzeit!) 

— Nein, am 31. Oktober — ich sprach eben vom 
27. Oktober — , knapp vier Wochen vor dem bereits 
feststehenden Abschluß der Bundestagsberatungen, 
beschloß die Enquete-Kommission mit Mehrheit, ei- 
nen Zwischenbericht über den Stand der Arbeiten 
vorzulegen. Eine den Gepflogenheiten von Enquete- 
Kommissionen im Deutschen Bundestag entspre- 
chende erste und zweite Lesung der Berichte in der 
Vollversammlung der Kommission erfolgte jedoch aus 
Zeitgründen nicht. Die Vertreter der Koalitionsfraktio- 
nen lehnten daher den Beschluß über die vorgelegten 
Berichtsteile ab. In wenigen Fällen erfolgte Stimment- 
haltung. Die Begründung war, daß verschiedene Aus- 
sagen in den unredigierten Berichten nicht mitzutra- 
gen waren und eine entsprechende Minderheitenstel- 
lungnahme nicht möglich war. Verschiedene Darstel- 
lungen in diesen Berichtsteilen stimmten darüber hin- 
aus nicht mit den Aussagen der betroffenen Sachver- 
ständigen überein. Die Vertreter der Koalitionsfrak- 
tionen kündigten damals einen in sich geschlossenen 
Minderheitenbericht an. 

Bei der Vorlage der Berichte am 7. November 
1988 

(Heyenn [SPD]: Wo ist denn der Minderhei- 
tenbericht?) 

— ich komme gleich darauf, Herr Heyenn — in der 
Öffentlichkeit führte der Vorsitzende der Enquete- 
Kommission in seinem Vorwort zutreffend an, daß der 
Zwischenbericht als lückenhaft anzusehen sei, da 
eine Reihe von Berichtsteilen fehle. 

(Günther [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Außerdem wurde bekanntgemacht, daß sich die Kom- 
mission eine weitere Arbeit an den Berichten Vorbe- 
halte. Die Oppositionsfraktionen nutzten damals 
weidlich in der durch die anstehende Entscheidung 
über das Gesundheits-Reformgesetz aufgeheizten 
Stimmungslage die Publizitätswelle. Eine Wirkung zu 
einer Verhinderung der weiteren GRG-Beratung war 
schon wegen der bruchstückhaften Arbeit nicht zu 
erwarten, Herr Kirschner. 

Am 25. November 1988 wurde im Deutschen Bun- 
destag das Gesetz zur Strukturreform im Gesund- 
heitswesen verabschiedet. 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Dr. Becker, gestat- 
ten Sie noch eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Peter? 


Peter (Kassel) (SPD): Herr Dr. Becker, habe ich die (C) 
Überschrift dieses Tagesordnungspunktes richtig in- 
terpretiert, daß ich erwarten konnte, etwas über den 
Zwischenbericht und die Inhalte des Zwischenbe- 
richts zu hören, oder war das eine historische Rückbe- 
sinnung auf den Zeitplan der Geschichte der Enquete- 
Kommission? 


Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU): Herr Peter, ich 
würde Ihnen das selbstverständlich gerne gleich wei- 
ter erzählen. Sie brauchen nur zuzuhören. Unsere 
Redner werden über diesen Zwischenbericht noch 
weiter reden. Aber es müssen hier auch die Vorge- 
schichte dieses Zwischenberichts und die bruchstück- 
hafte Art und Weise, wie er hier vorgebracht wurde, 
erwähnt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Jaunich [SPD]: 

Und wo bleibt nun das Minderheitenvo- 
tum?) 

Am 25. November 1988 wurde im Deutschen Bun- 
destag das Gesetz zur Strukturreform im Gesund- 
heitswesen verabschiedet. Das Gesetz war notwen- 
dig. Es konnte nicht länger aufgeschoben werden. 
Schon waren weitere Beitragssatzsteigerungen ange- 
kündigt. 

(Jaunich [SPD]: Sie reden sich das so lange 
ein, bis Sie selber daran glauben!) 

Mitnahmeeffekte wuchsen von Tag zu Tag. Der soge- 
nannte Blüm-Bauch kostete dann 3 Milliarden DM. 

(Heyenn [SPD]: Wer hat ihn verursacht?) 

Mit diesem Gesetz haben Bundesregierung und Ko- (D) 
alitionsparteien auf einen großen Teil der im Zwi- 
schenbericht angesprochenen Reformprobleme be- 
reits eigene Antworten gegeben. 

(Jaunich [SPD]: Na, na! Belegen Sie das doch 
mit ein paar Beispielen!) 

Deshalb war es entgegen der Ankündigung im Vor- 
wort zum Zwischenbericht jetzt nicht mehr erforder- 
lich, zu dem mehrheitlich beschlossenen Zwischenbe- 
richt einen in sich geschlossenen Minderheitenbe- 
richt vorzulegen. 

(Jaunich [SPD]: Ja, ja!) 

Daher beschränken sich die Vertreter der Koali- 
tionsfraktionen darauf, in ihrer Stellungnahme ihre 
abweichenden Auffassungen zu Kapitel 1 „Aufgaben 
eines Krankenversicherungssystems" , 

(Heyenn [SPD]: Das ist jetzt der Minderhei- 
tenbericht?) 

zu Kapitel 3 „Ausgestaltung einzelner Regelungsbe- 
reiche im Verhältnis von Krankenkassen zu Lei- 
stungserbringern" und zu Kapitel 4 „Prinzipien und 
Organisation einer solidarischen Krankenversiche- 
rung" gegenüber den dort dargelegten Zielvorstel- 
lungen, Schlußfolgerungen und Reformoptionen so- 
wie zu den daraus abgeleiteten Empfehlungen deut- 
lich zu machen. 

Das 2. Kapitel des Zwischenberichts „Alternative 
Konzeptionen zur Orientierung und Steuerung eines 
Krankenversicherungssystems" enthält lediglich eine 
Darstellung der verschiedenen Konzeptionen zur 
Orientierung und Steuerung eines Krankenversiche- 
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Dr. Becker (Frankfurt) 

(A) rungssystems. Daher sehen hier die Vertreter der 
Koalitionsfraktionen von einer Stellungnahme ab. 
Dies gilt auch für die bisher vorgelegten Berichte der 
Arbeitsgruppen zu weiteren Reformproblemen, über 
die in der Kommission noch abschließend zu beraten 
ist. Unsere Stellungnahme wird in der Enquete-Kom- 
mission vorgelegt. 

(Jaunich [SPD]: Also Sie verabschieden sich 
jetzt von dem Minderheitenvotum!) 

Die Enquete-Kommission hat seit Juni 1987 einen 
großen Arbeits- und Beratungsaufwand geleistet. Sie 
hat viele Kommissionssitzungen und noch mehr Sit- 
zungen der Arbeitsgruppen durchgeführt. Zahlreiche 
Anhörungen und Expertengespräche wurden veran- 
staltet, Gutachterverträge vergeben und Delegations- 
reisen ins Ausland durchgeführt. 

(Günther [CDU/CSU]: Was? Das auch 
noch?) 

Die Mehrheit der Kommission hat einen 450 Seiten 
umfassenden Zwischenbericht beschlossen. Die Ar- 
beitsgruppen haben sechs weitere Arbeitsberichte 
vorgelegt. 

Dies alles zeigt die große Mühe und Arbeit bei Si- 
tuationsbeschreibungen des deutschen Gesundheits- 
wesens, bei Analysen der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung mit dem Herausarbeiten von Stärken und 
Schwächen dieses Versorgungssystems. Das bedeutet 
auch zahlreiche Optionen für Veränderungen. 

Nach unserer Auffassung bedeutet das alles aber 
^ ^ noch lange kein Reformkonzept, 

(Kirschner [SPD]: Aha!) 

keine erkennbaren Zielvorstellungen oder konkreten 
Vorschläge für die allseits als notwendig erachtete 
Strukturreform in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung. 

(Günther [CDU/CSU]: Nur Analysen!) 

Konkrete Handlungsanleitungen für den Gesetzgeber 
sind aus den umfangreichen Materialien bisher nicht 
zu erkennen. 

(Günther [CDU/CSU]: Alles olle Kamellen!) 

Eine politische Einigung zeichnet sich nicht ab. 

Damit werden unsere grundsätzlichen Bedenken 
und Vorbehalte bei der Einsetzung der Enquete 1987 
in vollem Umfang bestätigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das eigentliche Ziel der Enquete-Kommission, bis 
zum 30. September 1988 Vorschläge für die Struktur- 
reform der gesetzlichen Krankenversicherung vorzu- 
legen, hat die Kommission bisher nicht geleistet. 

Wäre die Regierungskoalition damals den Vor- 
schlägen der Opposition gefolgt und hätte auf die 
eigenständige Vorbereitung, Einbringung und Verab- 
schiedung des Gesundheits-Reformgesetzes verzich- 
tet und statt dessen die Beratungsergebnisse der En- 
quete-Kommission abgewartet, so stände sie heute 


und auch am Ende der Legislaturperiode mit leeren (C) 
Händen da. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Jaunich [SPD]: Und so steht sie mit vollen 
Hosen da!) 

Zu Recht hätte dann der Koalition der Vorwurf ge- 
macht werden können, man habe in der Gesundheits- 
politik die Dinge laufen lassen und nichts gegen die 
steigenden Beitragssätze und die Finanzbedrohung 
der gesetzlichen Krankenversicherung getan. 

(Günther [CDU/CSU]: Das würde man uns 
heute Vorhalten!) 

Die Beitragssätze wären auch zu Beginn des Jahres 
1989 weiter gestiegen und würden auch 1990 und 
1991 steigen. Wären wir damals den Forderungen der 
Opposition gefolgt, dann hätte sich der Deutsche Bun- 
destag für diese Legislaturperiode im Bereich der ge- 
setzlichen Krankenversicherung zur gesetzgeberi- 
schen Untätigkeit verurteilt. 

(Günther [CDU/CSU]: Sehr zutreffend!) 

Die Koalition hat jedoch zu Recht gehandelt. Seit 
dem 1. Januar dieses Jahres ist das Reformgesetz in 
Kraft. Nach einem knappen halben Jahr zeigen sich 
die ersten Erfolge: Die Kassen prognostizieren, daß 
sie in den nächsten Jahren die Beiträge nicht erhöhen 
müssen. Beitragsatzsenkungen werden angekün- 
digt. 

(Günther [CDU/CSU]: So ist es!) 

Versicherte und Arbeitgeber sparen Geld, und die 
Belastungen der Patienten sind viel geringer, als diese 
nach den destruktiven Verunsicherungskampagnen 
befürchteten. 

(Günther [CDU/CSU]: Auch das ist richtig! — 

Beifall bei der CDU/CSU) 

Zu Recht heißt es: Norbert Blüm hat doch Erfolg ge- 
habt! 

(Kißlinger [SPD]: Was, das beschließen Sie 
wohl gleich!) 

In diesem Sinne stellen wir hier einen Entschlie- 
ßungsantrag zur Abstimmung. Er hebt, über die Wir- 
kungen des Gesundheits-Reformgesetzes hinaus, die 
Notwendigkeit weiterer Reformschritte hervor. Die 
Bundesregierung wird deshalb aufgefordert, nach 
gründlicher Vorbereitung die erforderlichen Initiati- 
ven hier vorzulegen. 

Besten Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Wilms-Kegel. 

Frau Wilms-Kegel (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! 15 Tage, nachdem wir hier 
in einer Aktuellen Stunde über das sogenannte Ge- 
sundheits-Reformgesetz debattiert haben, setzen wir 
uns heute mit einem qualitativ ungleich gehaltvolle- 
ren Werk auseinander. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

In diesem Zwischenbericht der Enquete-Kommis- 
sion zur Strukturreform der gesetzlichen Krankenver- 
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Frau Wilms-Kegel 

(A) Sicherung werden verschiedene -wissenschaftlich gut 
fundierte Konzepte zur Strukturierung des Kranken- 
versicherungssystems gleichberechtigt nebeneinan- 
der dargelegt. Keines davon enthält Elemente des 
Gesundheits- Reformgesetzes, wohl aber herbe Kritik 
daran. 

Daß Sie, meine Dame und meine Herren von den 
Koalitionsfraktionen, damit nicht einverstanden sein 
können, wenn unabhängige, auch die von Ihnen 
selbst benannten Wissenschaftler Konzepte darstel- 
len, die Ihr zusammengestoppeltes Gesundheits-Re- 
formgesetz in der Klarheit der Lösungsvorschläge 
meilenweit hinter sich lassen und es auch noch kriti- 
sieren, zeigt Ihre Selbstgefälligkeit und Ihre Verbis- 
senheit bei der Durchsetzung 

(Zuruf der Abg. Frau Limbach [CDU/CSU]) 

der sogenannten und von Ihnen so gepriesenen Struk- 
turreform des Gesundheitswesens, Frau Limbach. 

(Frau Limbach [CDU/CSU]: Haben Sie es 
überhaupt gelesen?) 

— Ich habe es tatsächlich gelesen, denn ich habe mich 
in derselben Zeit nicht in einer Koalitionsarbeits- 
gruppe beschäftigen müssen, so daß ich auch Zeit 
hatte, die Vorpapiere und die Entstehung genau zu 
beobachten und zu lesen und deswegen weiß ich auch 
sehr genau, wovon ich rede. 

(Zuruf von der SPD: Man merkt den qualita- 
tiven Unterschied! — Frau Limbach [CDU/ 
CSU]: Und die Lösungsvorschläge?) 

(B) Sicher wären Sie besser beraten gewesen, wenn Sie 
sich und uns die Zeit gelassen hätten und die wissen- 
schaftlichen Konzepte zur Strukturreform der Kran- 
kenversicherung zur Grundlage Ihres Gesundheits- 
Reformgesetzes gemacht hätten. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU] : Dann wären 
die Beiträge lustig weitergestiegen! — Gün- 
ther [CDU/CSU]: Wir hätten vier Jahre war- 
ten müssen!) 

Aber Sie haben sich so sehr dem vom Arbeitgeberver- 
band ausgegebenen Ziel der Lohnnebenkostensen- 
kung verpflichtet gefühlt, daß Sie wissenschaftlichen 
Sachverstand lieber links liegen ließen — offenbar ist 
Ihnen Sachverstand verdächtig — , während Sie Paro- 
len leicht annehmen können. 

Dann haben Sie auch noch großspurig ein Minder- 
heitenvotum zu dem heute diskutierten Zwischenbe- 
richt angekündigt. Aber bis heute habe ich noch 
nichts davon gesehen, Ihr Gesundheits- Reform gesetz 
erscheint Ihnen wohl selbst zu dürftig, um gegen intel- 
ligente und gut durchdachte Konzepte bestehen zu 
können. 

Ich möchte mich sehr herzlich bei allen Wissen- 
schaftlern bedanken, die als Mitarbeiter der Enquete- 
Kommission diesen Zwischenbericht gestaltet haben. 
Ihnen und den übrigens in meinen Augen außeror- 
dentlich unterbezahlten wissenschaftlichen Mitarbei- 
tern des Sekretariats ist es zu verdanken, daß bei die- 
sem Zwischenbericht weder Mehrheitsvoten noch 
Minderheits Voten nötig waren, weil alle Alternativen 
sorgfältig ausgearbeitet gleichberechtigt nebenein- 


ander stehen. Selbst wir GRÜNEN können uns ohne (Q 
Mühe darin wiederfinden. 

Wenn diese hervorragende Zusammenarbeit der 
Wissenschaftler auch bei den noch ausstehenden Ka- 
piteln in den wenigen Monaten, die bis zur Abgabe 
des endgültigen Berichtes noch zur Verfügung ste- 
hen, so weitergeht, werden wir, so denke ich, bei ge- 
änderten Mehrheiten eine wissenschaftlich gut fun- 
dierte Grundlage haben, um endlich eine wirkliche 
Strukturreform des Gesundheitswesens in Angriff 
nehmen zu können. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich möchte Ihre und meine Zeit nicht länger strapa- 
zieren, um erneut zu wiederholen, welches Aussehen 
eine „grüne" Reform des Gesundheitswesens hätte, 
welche unsere Hauptkritikpunkte an dem GRG sind 
und wo wir uns genau in diesem Zvdschenbericht wie- 
derfinden. 

Wir werden übrigens heute gegen Mitternacht au- 
ßerdem noch Gelegenheit haben, ein weiteres Exem- 
pel der Kostendämpfungspolitik dieser Koalition, das 
sogenannte Rettungsassistentengesetz, zu debattie- 
ren. Bis dahin bedanke ich mich für Ihre Aufmerksam- 
keit. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 


Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Dr. Thomae. 


Dr. Thomae (FDP): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Wir sind der SPD für diese Initiative 
dankbar. Sie gibt uns die Möglichkeit, dort weiterzu- 
machen, wo wir in der letzten Woche aufgehört ha- 
ben, nämlich hier und in aller Öffentlichkeit den Be- 
weis zu erbringen, daß die SPD zwar viel über die 
Krankenversicherung diskutiert, aber bisher nichts 
gegen steigende Beiträge getan hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Jaunich [SPD]: So ein Quatsch!) 

Hätten wir 1987, als Sie die Einsetzung der Enquete- 
Kommission forderten, auf Sie gehört, wären die Bei- 
träge zwischenzeitlich sicherlich mindestens auf 
13,4% angestiegen; wahrscheinlich wären sie noch 
höher. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

In Richtung Reform wären wir keinen Schritt weiter- 
gekommen, Während Sie Entscheidungen vertagen, 
haben -wir dafür gesorgt, daß die Beitragszahler in 
Milliardenhöhe entlastet werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Peter [Kassel] [SPD]: Was haben Sie ge- 
macht?) 

Hier wird deutlich, was wir von Anfang an gesagt 
haben: Die Kommission sollte dazu genutzt werden, 
die Gesundheitsreform zu torpedieren. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Weil Ihnen dies nicht gelungen ist, mußte kurz vor der 
Verabschiedung des Gesundheits-Reformgesetzes im 
Oktober 1988 noch schnell ein Zwischenbericht mit 
dem Ziel zusammengeheftet werden, das Gesund- 
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(A) heits-Reformgesetz madig zu machen. Aber auch dies 
ist Ihnen nicht gelungen. 

(Jaunich [SPD]: Das unterstellen Sie all den 
Mitgliedern der Kommission?) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter Tho> 
mae, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Thomae (FDP): Sofort! — Was die Kommission 
erarbeitet hat, wäre für einen Gesetzentwurf un- 
brauchbar. 

Zu Recht wird im Vorwort des Zwischenberichts 
hervorgehoben, daß wesentliche Aufgabengebiete im 
Zwischenbericht noch nicht behandelt werden konn- 
ten. Das gilt z. B. für ein so eminent wichtiges Einzel- 
thema wie die Aufgaben eines Krankenversiche- 
rungssystems in der Krankenversorgung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich zitiere hier Herrn Kirschner von der SPD: 

Die Kommission geht davon aus, daß es sich hier 
im doppelten Sinne um einen Zwischenbericht 
über den Stand ihrer Arbeiten handelt. Einerseits 
ist der Zwischenbericht lückenhaft, weil eine 
Reihe von Berichtsteilen fehlen, die nach dem 
eigenen Gesamtkonzept der Kommission wichtig 
und unverzichtbar sind. Andererseits haben auch 
die in diesen Zwischenbericht aufgenommenen 
Teile jeweils Zwischenberichtscharakter, d. h. 
die Kommission behält sich auch insoweit eine 
Weiterarbeit vor. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Diese Sätze sprechen für sich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter Rei- 
mann! 

Reimann (SPD): Danke schön. — Herr Kollege Dr. 
Thomae, ist es eigenthch sprachhch korrekt, wenn Sie 
sagen, daß Sie dafür gesorgt haben, daß die Versi- 
cherten um Milliarden entlastet wurden, während der 
Tatbestand doch der ist, daß die Kranken das zahlen, 
was Sie für sich in Anspruch nehmen? 

Dr. Thomae (FDP): Wir haben einen Gesetzesrah- 
men dafür geschaffen, daß die Beiträge so gesenkt 
werden, daß es den Versicherten zugute kommt, und 
das ist das Entscheidende. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Reimann [SPD]: Also nicht von Ihnen!) 

— Das habe ich auch nicht gesagt. — Die zitierten 
Sätze bestätigen, daß ein in Gesetzesform umsetzba- 
res Reformkonzept mit dem Zwischenbericht nicht 
geliefert wurde und, wie die Dinge aussehen, wahr- 
scheinhch auch im Abschlußbericht nicht geliefert 
werden kann. 

Die Mitglieder der Koalitionsfraktionen haben dem 
Zwischenbericht nicht zugestimmt, weil darin Emp- 
fehlungen gemacht werden, die mit unserem Ver- 
ständnis von einem freiheitlichen Gesundheitswesen 
nicht übereinstimmen. Die Wissenschaftler und Sach- 
verständigen sind in ihren Voten parteiungebunden. 


Allerdings muß auch festgestellt werden, daß viele der (C) 
in der Kommission kontrovers andiskutierten Punkte 
überhaupt nicht ausdiskutiert wurden. Wir haben drei 
Wochen nach der Vorlage des Zwischenberichts das 
Gesundheits-Reformgesetz verabschiedet und dabei 
unsere Vorstellungen, die wir auch in der Enquete- 
Kommission deutlich gemacht haben, in die Realität 
umgesetzt. 

Gerne will ich aber an einigen Punkten deutlich 
machen, daß es in wesentlichen Fragen der Gesund- 
heitspolitik zwischen der Opposition und uns ent- . 
scheidende Unterschiede gibt, die durch noch so 
lange Diskussionen in Kommissionen nicht überwun- 
den werden können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Gesundheitspolitik der SPD und der GRÜNEN 
ist von ideologischen Zielen getragen. Sie wollen 
mehr Staat, wir wollen weniger Staat. Ich sehe bei 
Ihnen nur neue Posten für Funktionäre, Gesundheits- 
räte, die in Gesundheitskonferenzen vom Heftpflaster 
bis zu den Herzoperationen und von der Zahl der 
Ärzte bis zur Zahl der orthopädischen Schuhmacher 
alles im voraus planen sollen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Für die Versicherten sehe ich keine Vorteile, nur 
Nachteile, wahrscheintich regelmäßige Versorgungs- 
engpässe und in jedem Falle ein unmotiviertes Perso- 
nal. 

Wir wollen in unserem freiheitlichen Gesundheits- 
wesen mit hochmotivierten Leistungserbringern ar- pj 
beiten, weil wir zutiefst davon überzeugt sind, daß die 
freiheitiiche Organisation eine optimale und vor allem 
würdevolle medizinische Versorgung garantiert. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich an einigen Punkten des Zwischen- 
berichts meine Kritik konkretisieren. Nehmen wir ein- 
mal das Beispiel Prävention. Während wir mit dem 
Gesundheits-Reformgesetz ganz konkrete Maßnah- 
men zur Vorsorge, neue Vorsorgeuntersuchungen, In- 
dividualprophylaxe gegen Zahnerkrankungen, ein- 
geführt haben, flüchten Sie sich in der Enquete-Kom- 
mission in Zuständigkeitsdiskussionen und in Diskus- 
sionen über neue Organisationen und Institutionen. 
Konkrete Maßnahmen vermag ich daraus nicht zu le- 
sen. 

Wenn dann noch als die ideale Organisationsform 
die regionalisierte Einheitskasse angepriesen wird, 

(Kirschner [SPD]: Stimmt doch überhaupt 
nicht!) 

dann wird deutlich, daß es Ihnen in erster Linie um 
Ideologie und nicht um pragmatische Problemlösun- 
gen geht. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Nehmen wir noch einen weiteren Bereich: Mit den 
Festbeträgen, mit den Ausgrenzungen, mit den steu- 
ernden Zuzahlungen und mit den Instrumenten der 
Wirtschaftlichkeitsprüfungen haben wir konkrete 
Konzepte mit marktwirtschaftlichen Steuerungsele- 
menten für diesen wichtigen Bereich vorgelegt. 



Deutscher Bundestag — 1 1 . Wahlperiode — 149. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 15. Juni 1989 


11149 


Dr. Thomae 

(A) Was wollen Sie dagegen? Sie sprechen der amtli- 
chen Qualitätsprüfung durch das Bundesgesundheits- 
amt die Legitimation ab und propagieren Positivli- 
sten, 

(Jaunich [SPD]: Wer sagt denn das? — 
Kirschner [SPD]: Wer will das denn?) 

Ich halte es für wichtig, daß man dem Bürger noch 
deutlicher macht, was Positivlisten wirklich bedeuten. 
Das heißt nämlich, daß Funktionäre aus dem Arznei- 
mittelangebot und damit aus dem Angebot in ihrer 
Qualität und Wirksamkeit geprüfter Arzneimittel die 
herauswählen, von denen man glaubt, daß sie für die 
Versicherten in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung ausreichen. 

(Reimann [SPD]: Sie wollen, daß der Versi- 
cherte alles selber zahlt!) 

Dabei bleibt die Therapiefreiheit völlig auf der 
Strecke. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Hersteller, die das Glück oder vielleicht die Bezie- 
hungen hatten, auf die Listen zu kommen, sind drin- 
nen, sind für alle Zeiten vor dem Wettbewerb ge- 
schützt. 

(Kirschner [SPD]: Das ist doch nicht wahr!) 

Aber diejenigen, die es nicht schaffen, wahrscheinlich 
die kleinen und mittelständischen Betriebe, bleiben 
draußen. 

Keiner der Propagandisten der Positivliste hat mir 
bisher die Frage beantwortet: Was ist mit den 70 000 
Naturheilmitteln bei einer Positivliste von vielleicht 
2 000 bis 3 000 Arzneimitteln? 

(Jaunich [SPD]: Was ist mit den Festbeträ- 
gen?) 

Nach diesem Konzept würden die Naturheilmittel 
nämlich weitgehend herausgeschmissen. 

(Zuruf von der SPD: Das ist genauso ein 
Quatsch!) 

Dies stellen Sie draußen in der Öffentlichkeit völlig 
anders dar. 

Die aktuelle Situation ist folgende: Während Sie 
noch nicht einmal über Einzelheiten Ihrer Vorstellun- 
gen Klarheit geben, haben wir dafür gesorgt, daß al- 
lein bei den Arzneimitteln rund 2 Milliarden DM und 
eventuell mehr eingespart werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - 

Zuruf von der SPD: „Eventuell" ist richtig!) 

Wie wenig tauglich der Enquete-Bericht für einen 
Gesetzentwurf wäre, wird auch am Kapitel des Soli- 
darausgleichs sehr deutlich. Da wird als Option alles 
für möglich gehalten: von der Ausweitung der Bemes- 
sungsgrundlage für die Beiträge bis hin zur Kostener- 
stattung und Wahltarifen. Wie gesagt, alles Optionen 
mit viel Wenn und Aber. 

Wir dagegen haben gehandelt. Wir haben in Teil- 
bereichen die Kostenerstattung eingeführt. Wir sind 
nicht der Auffassung der Kommission, daß von Zuzah- 
lungen der Versicherten keine Steuerungswirkungen 
ausgehen. Mit dem Gesundheits-Reformgesetz haben 
wir das Gegenteil bewiesen. Wir haben steuernde 


Zuzahlungen eingeführt und dies mit Härtefall- und (C) 
Überforderungsklauseln abgefedert, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

mit denen sichergestellt ist, daß niemand aus finan- 
ziellen Gründen auf medizinisch notwendige Leistun- 
gen verzichten muß. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - 

Zuruf von der SPD: Das stimmt doch nicht!) 

Keine konkreten Beiträge liefert der Zwischenbe- 
richt für die Organisationsreform. Währenddessen 
haben wir mit dem Gesundheits-Reformgesetz begon- 
nen, Wettbewerbsnachteile bzw. Wettbewerbsvor- 
teile abzubauen. Wir haben die Möglichkeit zum in- 
ternen Finanzausgleich verbessert. Damit sind wich- 
tige Vorarbeiten für eine Organisationsreform in der 
nächsten Periode geleistet worden. 

Für das weitere Vorgehen haben wir ganz konkrete 
Vorgaben. Wir wollen mehr Wettbewerb und mehr 
Wahlfreiheiten im gegliederten System der gesetzli- 
chen Krankenversicherung. Wir wollen die Pflichtkas- 
senmitgliedschaft in eine Pflicht zur Mitgliedschaft 
mit freier Wahl der Versicherungen weiter entwickeln. 

Wir wollen Wettbewerb mit möglichst niedrigen Bei- 
trägen. Zum Wettbewerb gehört auch, daß sich neue 
Krankenkassen gründen und daß Krankenkassen, die 
im Wettbewerb nicht bestehen können, schließen 
müssen bzw. sich in größeren Einheiten zusammen- 
schließen müssen, so schmerzlich dies im Einzelfall 
ist. 

Krankenkassen erfüllen aber keinen Selbstzweck. 
Mitgliederbewegungen hin zu günstigen Kranken- pj 
kassen oder hin zu Krankenkassen mit besserem Ser- 
vice werden nach der Organisationsreform die Regel 
sein. 

(Egert [SPD]: Ein Prophet!) 

Die Wahlfreiheit, die die SPD vorschlägt, ist nur eine 
Scheinfreiheit; denn zuerst soll durch eine kassen- 
artenübergreifende Finanzausgleichslösung und 
Zwangsregionalisierung das System in Richtung Ein- 
heitskrankenversicherung nivelliert werden. Auf 
Wahlfreiheit im Einheitssystem können wir gerne ver- 
zichten. Die Wahlfreiheit, die Sie versprechen, stünde 
nur auf dem Papier. Das hat mit echter Wahlfreiheit, 
die wir uns vorstellen, nichts zu tun. Die einzigen, die 
von dieser Nivellierungspolitik profitieren, werden 
auch in diesem Falle die Bürokraten sein. 

(Zuruf von der SPD: Sie sind ja ein Ideologe! 

Verbohrt!) 

An allen Ecken und Enden zeigt sich, daß Sie in der 
Gesundheitspolitik außer mehr Bürokratie überhaupt 
keine vernünftigen Alternativen aufweisen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das Ziel unserer Bemühungen dagegen sind Kran- 
kenkassen, die sich um Versicherte und gute Leistun- 
gen zu günstigen Beitragssätzen bemühen. 

(Kirschner [SPD]: Und höhere Selbstbeteili- 
gung!) 

Eine in diesen Tagen veröffentlichte Untersuchung 
des Instituts der Deutschen Wirtschaft über Kranken- 
versicherungssysteme in der Europäischen Gemein- 
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Dr. Thomae 

(A) Schaft, meine Damen und Herren, hat bestätigt, daß 
Kranke in der Bundesrepublik Deutschland weitaus 
besser abgesichert sind als in allen anderen europäi- 
schen Staaten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Jaunich [SPD]: Ist Ihnen das ein Dorn im 
Auge? Immer noch? Trotz Ihres Wirkens?) 

Sie sind herzlich eingeladen, gemeinsam mit uns 
unser bewährtes und im internationalen Vergleich 
vorbildliches Gesundheitssystem zum Wohle der Ver- 
sicherten und der Kranken noch besser und effizienter 
zu machen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Egert. 

Egert (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen! 
Meine Herren! Ich hatte eigentlich erwartet, wir wür- 
den über den Zwischenbericht der Enquete-Kommis- 
sion reden. Ich hatte mich auch darauf vorbereitet. 

Nun hat der Kollege Dr. Thomae die späte Stunde 
genutzt und so viel Unsinn auf einen Berg getürmt, 
daß der nun wirklich abgetragen gehört. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich fange jetzt einmal mit dem Unfug an: Herr 
Dr. Thomae, wollen Sie denn im Emst alle Mitglieder 
dieser Enquete-Kommission verdächtigen, daß sie 
böse Sozialisten sind. Professor Oberender, von der 
FDP benannt, hat den Vorschlägen der Enquete-Kom- 
mission in der Enquete-Kommission zugestimmt. Bö- 
ser Sozialist, sagt Dr. Thomae. 

Genzel, benannt von der CSU, hat zugestimmt. Bö- 
ser Sozialist, sagt Dr. Thomae. Alle Wege führen nach 
Moskau mit diesem dicken Buch, sagt Dr. Thomae. 
Auf diesem Niveau kommen wir nun wirklich nicht 
weiter, Herr Dr. Thomae. Sie müssen schon ein biß- 
chen ernsthafter mit diesem Bändchen umgehen. 

Ich verstehe ja, daß es wurmt, daß sich eine Koali- 
tion des Sachverstandes über Probleme der Gesund- 
heitsreform in der Enquete-Kommission gegen die 
politische Mehrheit in diesem Hause ergeben hat. Das 
wurmt, es hat aber damit zu tun, daß Sie von Beginn 
an gegenüber diesem Unternehmen ignorant waren. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Sachverständigen haben es nämlich ernstge- 
nommen, als sie vom Deutschen Bundestag beauftragt 
wurden, Vorschläge zur Strukturreform der gesetzli- 
chen Krankenversicherung zu machen. Sie sind davon 
ausgegangen, daß das Parlament diesen Auftrag ernst 
meint und die Sachverständigen nicht veralbern will, 
wie es in den letzten Beiträgen der Koalitionsfraktio- 
nen hier passiert ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Herr Abgeordneter 
Egert, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Thomae? 

Egert (SPD): Nein, ich gestatte keine Zwischenfra- 
gen; denn ich habe nur zehn Minuten Zeit, und hier ist 


so viel Unfug geredet worden, daß die zehn Minuten (C) 
gar nicht reichen, um das auszuräumen. 

Sie können sich mit der SPD und deren Vorstellun- 
gen auseinandersetzen, wie es Ihnen beliebt. Es ent- 
spricht aber dem Respekt vor der Arbeit des Parla- 
ments, daß Sie dieses dicke Werk nicht aus vorder- 
gründigen, parteitaktischen Motiven niedermachen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun kommen wir zu dem, was Sie hier damit versu- 
chen. Es geht um die Absicht, aus einem mißglückten 
Gesundheits-Reformgesetz — das ist meine vornehm- 
ste Formulierung dafür — 

(Oh-Rufe bei der CDU/CSU und der FDP) 
nachträglich ein bißchen Honig zu saugen. 

Nun kommen wir zu den Argumenten, warum die- 
ses Unternehmen angeblich erfolgreich sein soll. 

(Günther [CDU/CSU]: Es war erfolgreich!) 

Erfolgreich ist es, weil Sie 14 Milliarden DM den kran- 
ken Menschen aus dem Geldbeutel geholt haben. 

Nun kommen Sie mit einer buchhalterischen Bilanz 
und sagen: Das war erfolgreich. 

(Beifall bei der SPD — Scharrenbroich [CDU/ 

CSU]: Wir lassen das im Geldbeutel der Bei- 
tragszahler!) 

Das hat mit Strukturpolitik nichts zu tun; dies ist ein 
Schlag gegen die sozial Schwachen in dieser Gesell- 
schaft. Das wird Sie weiter verfolgen, da können sie 
noch so viel von Beitragsstabilität reden. Natürlich hat 
das damit etwas zu tun — da kann Herr Dr. Thomae 
entzückt sein — , weil die Arbeitgeber von Einsparun- 
gen profitieren, die die Krankenversicherten erbracht 
haben; dies wird umverteilt. 

Nun komme ich zu dem Argument der Selbstbetei- 
ligung. Herr Dr. Thomae, es gibt nicht einmal mehr 
Ökonomen, die so beschränkt sind, zu bestreiten, daß 
Selbstbeteiligung keine steuernde Funktion hat. Das 
hat sich hier in diesem Band niedergeschlagen; das 
wollen Sie aber nicht zur Kenntnis nehmen. Das ist ein 
Stück Umverteilungsprogramm; das stimmt. 

(Kirschner [SPD]: Aber nach oben!) 

Wer Selbstbeteihgung in der Art und Weise, wie Sie es 
machen, einführt, der will, daß der Gesundheitsbe- 
trieb wie bisher funktionieren kann, und zwar zu La- 
sten der Krankenversicherten. 

(Beifall bei der SPD) 

Das hat mit Umfinanzierung zu tun, aber nicht mit 
Steuerungspolitik. 

(Günther [CDU/CSU]: Doch!) 

Das ist doch selbst unter hberalen Ökonomen inzwi- 
schen bekannt, und auch Dr. Thomae wird das bis 
zum Ende seiner politischen Arbeit hier noch lernen 
müssen. 

Nun machen die anderen eine Bilanz auf und sagen: 

Die bösartige SPD 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 
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Egert 

(A) hat diese Enquete -Kommission erfunden, um die 
Strukturprobleme im Gesundheitswesen gar nicht erst 
lösen zu müssen. Was für ein bodenloser Quatsch! 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Wieso denn?) 

Wir haben eine ganze Menge von Ideen, die Sie nicht 
teilen mögen; das ist Ihr gutes Recht. Weil wir wirkhch 
eine Strukturreform im Gesundheitswesen wollen, 
haben wir gesagt: Hier in der Enquete-Kommission ist 
eine Ebene, sich mit den anderen Parteien dieses Par- 
laments zu treffen, um diese große Zielsetzung wirk- 
lich umzusetzen. 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: In zwei Jahren 
nichts zustande gebracht!) 

— Bei dem, Herr Dr. Hoffacker, was Sie hier machen, 
hat der Berg gekreißt und hat ein Mäuslein geboren. 
Das sollte eine Strukturreform werden, ist aber ein 
mieses Kostendämpfungsgesetz geworden. Das funk- 
tioniert; das stimmt, das bestätige ich gerne. 

Es gibt so viele gebrochene Versprechen auf die- 
sem Weg. Das erste Versprechen war eine Strukturre- 
form. Herr Seehofer, jetzt Staatssekretär, hat gesagt: 
Etwas Strukturreformähnliches wollen wir machen. 
Es ist ein Kostendämpfungsgesetz geworden. Der 
Herr Bundesarbeitsminister — der sich bedankt, daß 
er jede Woche die Gelegenheit hat, mit uns zu disku- 
tieren, nur heute nicht da ist; nun gut, wir werden 
auch ohne ihn mit seinen Sünden fertig werden — hat 
uns ein Solidaropfer der Pharmaindustrie von 
1,7 Milharden DM versprochen. Ohne dieses Opfer 
sollte das Gesetz nicht Gesetz werden. Dann ist er 
knieweich geworden — gut, ich weiß nicht, wie es ist, 

(B) wenn er knieweich ist, aber er ist es geworden — , und 
es ist zu diesem Sohdaropfer nicht gekommen. Sie 
sind eingeknickt vor handfesten Interessen im Ge- 
sundheitswesen. 

(Günther [CDU/CSU]: Das ist auch schon 
falsch!) 

— Nein, das ist genau die Wahrheit. — Die Wahrheit 
ist: Stark waren Sie gegenüber den Krankenversi- 
cherten. 

(Günther [CDU/CSU]: Sie ignorieren die Tat- 
sachen, mein Lieber!) 

Schwach sind Sie da, wo es um die Interessen der 
Anbieter im Gesundheitswesen geht. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn wir Strukturreform miteinander, Herr 
Dr. Becker, hätten machen wollen, so wären die Aus- 
gangspunkte tatsächlich sehr unterschiedhch gewe- 
sen; das bestreite ich doch gar nicht. Aber wer wirk- 
sam etwas in diesem Interessenfilz erreichen will, der 
hätte die dargebotene Hand nicht einfach ausschla- 
gen sollen, sondern ernsthaft testen sollen, ob die SPD 
so bösartig ist, wie Sie es vermuten, oder ob sie bereit 
ist, auch unter Hintanstellung eigener Vorstellungen 
tatsächlich zu einer Strukturreform beizutragen. 

Nun haben wir das Ergebnis in der Sache, das wir in 
der Kommission mit Mehrheit zustande gebracht ha- 
ben. Da waren eine Menge hochkarätiger Leute; nicht 
nur die, die in der Kommission waren, sondern auch 
die, die in die Kommission gekommen sind. Ich habe 
vor Tische, Herr Dr. Thomae, Ihre Wertung der Arbeit 


der Kommission auch schon anders gehört. Heute hat (C) 
mich schwer enttäuscht, was Sie hier in einer nieder- 
machenden Art und Weise zu dem Ergebnis des Zwi- 
schenberichts gesagt haben. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Das war nur die 

Wahrheit! — Scharrenbroich [CDU/CSU]: 

Ein Glück, daß Sie so aufbauend sind! Sie 
sind jetzt so aufbauend!) 

— Herr Scharrenbroich, auch Sie hätten das Doku- 
ment lesen sollen. Dann hätten Sie manches an Feh- 
lern vermeiden können, die Sie mit Ihrem Gesund- 
heits-Reformgesetz gemacht haben. 

Was passiert nun? Jetzt geht das ganze Theater in 
der Enquete-Kommission mit der Absicht weiter, die 
obstruktive Haltung, die Sie durchgängig hatten, nun 
auch bis zum Ende durchzuhalten und das, was an 
Ergebnis erzielt ist, in dieser Debatte niederzuma- 
chen. Ich finde das unanständig, unanständig nicht 
gegenüber der SPD. Wir sind politisch durch das, was 
Sie politisch tun, eher im Aufwind. Wir könnten es uns 
leicht machen, aber wir wollen es uns gar nicht so 
leicht machen. Ich schäme mich für Sie dafür, daß Sie 
den Sachverständigen, die Sie benannt haben, hier in 
dieser Art und Weise begegnen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich habe sehr viel Respekt vor einem Bundespräsi- 
denten, den ich sehr verehrte. Das war einer der Vor- 
gänger von Herrn von Weizsäcker; es war der vereh- 
rungswürdige Bundespräsident Heinemann. Er hat 
gesagt, man solle das Unvollkommene nicht schönen. 

Ich hätte mir gewünscht, daß Sie an Hand dieses Zwi- 
schenberichts gesagt hätten, was Ihnen fehlt. Das 
hätte ich spannend gefunden. 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Das kommt in 
den Endbericht!) 

— Weil Sie mir zurufen, Herr Dr. Hoffacker: Seit Ok- 
tober haben Sie mir versprochen, daß Sie das vorlegen 
wollen? In welcher Schublade ist dies denn stecken- 
geblieben? Das Minderheitenvotum haben Sie im 
Oktober 1988 und nicht für Oktober 1989 verspro- 
chen. Dies geschah offensichtlich, weil Sie die Kon- 
kurrenz mit den sinnvollen Ideen dieses Papiers fürch- 
ten. Das tut mir leid für Sie. Sie werden aus parteitak- 
tischen Gründen hier weiter sabotieren. Dies haben 
wir mit Geschäftsordnungstricks und ähnlichem in der 
Enquete-Kommission alles erlebt. Dies wird nichts 
helfen. 

(Günther [CDU/CSU]: Wenn wir sabotieren, 
können wir es sofort beenden!) 

— So war das doch, Herr Kollege Günther. Dies ist die 
Wahrheit, die Sie versuchen zu verdrehen. — Wir wer- 
den diese Ergebnisse dennoch nutzen. Wir werden 
auch die Chance bekommen, dies in unserem Land 
pohtisch umzusetzen, darauf vertraue ich. 

Ich wünsche mir, daß die Sachverständigen Ihre 
Einlassungen aufmerksam mitbekommen, denn ich 
denke, sie werden ihren guten Namen nicht herge- 
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Egert 

(A) ben, um die Ergebnisse des Zwischenberichts in einer 
anderen Art und Weise als bisher abzuzeichnen. 

(Günther [CDU/CSU]: Zum Inhalt des Be- 
richts haben wir bisher nichts gehört! Das ist 
schade!) 

Dies, denke ich, wird politisch auf Sie Zurückschla- 
gen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

Für das Parlament wird das auch in Zukunft eine gute 
Grundlage unserer Arbeit sein. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord- 
nete Frau Limbach. 


Frau Limbach (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Enquete-Kommissionen sollen 
der wissenschaftlichen und sachkundigen Aufarbei- 
tung eines Themas zur Vorbereitung von Entschei- 
dungen dienen. Sie sind aber immer auch pohtisches 
Kampfinstrument, und das hat sich auch heute in der 
Diskussion und bei der Enquete, deren Zwischenbe- 
richt wir hier diskutieren, gezeigt. 

(Egert [SPD]: Da waren ja so viele Vorla- 
gen!) 

Ich habe von Ihnen, Herr Egert, zum Inhalt außer All- 
gemeinplätzen auch nichts gehört. Ich hatte aber be- 
reits im vergangenen Jahr den Eindruck, daß hier der 
Part politisches Kampfinstrument der eigentliche Sinn 
der Enquete war. Das wurde nämlich schon deutlich, 
weil der Themenkatalog, Herr Egert, den Sie und Ihre 
Kollegen vorgeschlagen haben, mit dem vorgesehe- 
nen Zeitrahmen, den Sie ebenfalls vorgeschlagen hat- 
ten, ja von vornherein überhaupt nicht in einem sach- 
gerechten Zusammenhang stand. Insofern wurde von 
Ihnen selbst der Grund dafür gelegt, daß der Zwi- 
schenbericht so mager und so wenig konkret ausfallen 
konnte, wie er ausgefallen ist. Darin stehen im we- 
sentlichen Optionen, Analysen nebeneinander. Es 
wird lediglich darüber nachgedacht, wie man es viel- 
leicht machen könnte oder auch nicht. Insofern wurde 
der Auftrag, konkrete Politikberatung zu leisten, 
nicht erfüllt, aber er konnte auch nicht erfüllt wer- 
den. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Die Verabschiedung des Zwischenberichts in der 
Enquete-Kommission selbst stand unter demselben 
Stern. In einer einzigen Sitzung Ende Oktober, wo wir 
den ganzen Vormittag — nebenbei nicht wegen uns, 
sondern wegen Ihrer Kolleginnen und Kollegen — mit 
Geschäftsordnungsdebatten vertan haben, wurden 
selbst umfangreichste Vorlagen, die bis dato nur in 
Arbeitsgruppen diskutiert worden waren, quasi durch 
Handauflegen in der Kommission zur Abstimmung 
gestellt. Deshalb war es gar nicht mehr möglich, in 
Erläuterungen zu differenzieren oder klarzustellen. Es 
wurde sehr pauschal verfahren. Insofern konnten die 
Abgeordneten der Koalition gar nicht anders, als dem 
ihre Zustimmung zu versagen. 


Vizepräsident Westphal: Frau Kollegin, gestatten (Q 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Kirsch- 
ner? 

Frau Limbach (CDU/CSU): Jawohl. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Kirsch- 
ner. 

Kirschner (SPD): Frau Kollegin Limbach, sind Sie 
bereit, endlich einmal zur Kenntnis zu nehmen, daß 

die vorgesehenen drei Sitzungstage 

(Dr. Thomae [FDP]: Nicht stattgefunden ha- 
ben!) 

Frau Limbach (CDU/CSU): Herr Kirschner, natür- 
hch weiß ich, daß wir ursprünglich drei Sitzungstage 
vorgesehen hatten. Aber gerade das beweist doch: 
Wenn man ursprünglich glaubt, man braucht minde- 
stens drei Tage, um den Zwischenbericht zu beraten, 
und man hat hinterher gerade noch einen halben Tag, 
dann ist klar, daß das nichts Rechtes werden kann. 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Wollen Sie noch eine Zwi- 
schenfrage beantworten? 

Frau Limbach (CDU/CSU): Ich glaube, es war noch 
eine Zwischenfrage offen. Ich bitte um Entschuldi- 
gung, Herr Kirschner, ich bin Ihnen ins Wort gefal- 
len. 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kirschner hat noch (D) 
das Wort. 

Kirschner (SPD): Frau Kollegin Limbach, geben Sie 
zu, daß die drei Tage, die wir für die Beratung vorge- 
sehen hatten, auf Ihren Antrag hin zusammengestri- 
chen wurden, weil Sie die Beratung des GRG im Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung vorzogen? Geben 
Sie zu, daß deshalb so wenige Tage zur Verfügung 
standen? Sie sollten sich im nachhinein nicht darüber 
beklagen. 

Frau Limbach (CDU/CSU): Lieber Herr Kollege 
Kirschner, Sie haben recht, daß wir die konkrete Pro- 
blemlösung durch das GRG der weiteren theoreti- 
schen Beratung in der Enquete-Kommission zu die- 
sem Zeitpunkt vorgezogen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte auch noch sagen, weshalb der ursprüng- 
lich vorgesehene Minderheitenbericht jetzt nicht 
mehr erforderhch ist. Es ist ja hier danach gefragt wor- 
den. Zunächst einmal ist die Beratungszeit der En- 
quete verlängert worden, was dazu führt, daß der 
Zwischenbericht zwar Grundlage — so ist es verein- 
bart — , aber nicht unveränderter Bestandteil des End- 
berichtes sein wird. Die Verabschiedung des Gesund- 
heits-Reformgesetzes — das schmerzt Sie sehr; uns, 
die Versicherten, die Beitragszahler freut es sehr; die 
Leistungsanbieter sind nicht so sehr erfreut — ist ein 
großer Erfolg, weil durch dieses Gesetz einer Reihe 
von Reformnotwendigkeiten Rechnung getragen wor- 
den ist. Die Stellungnahme der Koalitionsabgeordne- 
ten zum Zwischenbericht wird allerdings — das hat 
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Frau Limbach 

(A) der Kollege Becker ja schon angekündigt; ich wieder- 
hole es nur, weil es offenbar einige nicht mitbekom- 
men haben — in die Enquete-Kommission einge- 
bracht. 

Lassen Sie mich aber auch noch einige Dinge zu den 
Kapiteln selber sagen. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Herr Egert, 
jetzt kommt es zum Inhalt!) 

— Ja, es kommt zum Inhalt. — Zum 1. Kapitel des 
Zwischenberichts — ich wende mich nur einem Kapi- 
tel zu, weil ja die Redezeit begrenzt ist; ich könnte ja 
zu den anderen Dingen auch etwas sagen, aber ich 
will es bei nur einem Kapitel belassen — unter der 
Überschrift „Aufgaben eines Krankenversicherungs- 
systems in der Prävention" muß man feststellen, daß 
wir uns darin einig sind, daß Prävention notwendiger 
und selbstverständlicher Bestandteil der Aufgaben ei- 
ner sozialen Krankenversicherung ist. Nur, die in dem 
Zwischenbericht angeführten Optionen zur Ausge- 
staltung der Prävention können uns überhaupt nicht 
überzeugen. 

Zunächst einmal wird zwischen diesen Optionen 
nicht sauber unterschieden. 

(Dr. Thomae [FDP]: Richtig!) 

Die auf geführten Optionen „Prävention als Aufgabe 
einer , Krankenversicherung', Prävention als öffentli- 
che Gemeinschaftsaufgabe, Die Krankenversiche- 
rung als , Gesundheitskasse' " stellen sich eher als eine 
Rucht in neue Organisationsformen und Institutionen 
denn als brauchbare Problemlösung dar. 

Die Option „Gesundheitskasse" erweist sich im üb- 
rigen bei näherem Zusehen — deshalb sind Sie so 
begeistert davon — als eine reine Umschreibung der 
regionalen Gesundheitskonferenz ä la SPD, allerdings 
verbunden mit der Vorstellung der regionalen Ein- 
heitskasse, worauf ja schon Herr Dr. Thomae hinge- 
wiesen hat. Wenn man es zusammengenommen be- 
trachtet, kann ich nur sagen: Ideologie statt Problem- 
lösung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 

Dr. Becker [Frankfurt] [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Unser Konzept zur Prävention können Sie im Ge- 
sundheits-Reformgesetz erkennen. Dort hat es seinen 
Ausdruck gefunden. Es stellt einen ganz wichtigen 
Punkt in den Vordergrund, nämlich die Elgenverant- 
wortung der Versicherten für Ihre Gesundheit, die 
ebenfalls zum richtigen Verhalten gehört. Wenn man 
einmal die wichtigsten Ursachen der fünf großen 
Volkskrankheiten betrachtet, sieht man auch, daß es 
richtig ist, hier an Eigenverantwortung zu appellie- 
ren, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich will das einmal nennen: Koronale Herzkrankhei- 
ten werden durch Rauchen, durch Übergewicht und 
durch Streß gefördert. Ich nenne auch das Bronchial- 
karzinom — Krebs — , das durch Rauchen gefördert 
wird. 

(Hasenfratz [SPD]: Wie war das mit dem 
Übergewicht?) 


— Ich weiß, daß ich darunter leide. Aber ich bin auch (C) 
nur wie der Wegweiser und renne nicht überall selbst 
hin. 

Ich will die Leberzirrhose nennen, die durch Alko- 
holmißbrauch gefördert wird. Ich nenne die Zucker- 
krankheit, die durch Bewegungsarmut und falsche 
Ernährung gefördert wird. Ich bitte, darauf zu achten: 

Ich habe immer nur gesagt, daß die Krankheit da- 
durch gefördert wird. Ich habe nicht gesagt, daß das 
jeweils die einzelne Ursache ist. Man kann dann aber 
dagegen etwas tun. Dazu gehört z. B. die jetzt im 
Gesetz vorgesehene allgemeine Gesundheitsaufklä- 
rung und -beratung zur Krankheitsverhütung durch 
die Krankenkasse — § 20 Sozialgesetzbuch V. 

Dann haben wir ermöglicht, vermehrt Kurse zur 
Ernährungsberatung, zur Raucherentwöhnung, zur 
Streßbewältigung und ähnliche Punkte zu regeln. Das 
gilt auch für Maßnahmen der Krankenkassen zur Er- 
probung neuer Wege zur Erhaltung und Förderung 
der Gesundheit. Dazu gehört auch die Gesundheitser- 
ziehung in der Schule. 

(Zuruf des Abg. Egert [SPD]) 

— Lieber Herr Egert, Dinge, die schon gemacht wor- 
den sind, sind ja nicht deshalb falsch, weil sie vorher 
schon in Ansätzen da waren und wir sie durch das 
Gesetz nun verstärken, fördern und deutlich heraus- 
stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP- 
Zuruf von der SPD) 

— Wo denn? — Das will ich Ihnen sagen: In den §§ 20, 

21, 22, 26, 67; Sie brauchen das SGB V in diesen Ab- pj 
schnitten lediglich zu lesen, dann finden Sie das al- 
les. 

Wir haben beispielsweise das Alter für Vorsorgeun- 
tersuchungen bei Kindern vom vierten auf das sechste 
Lebensjahr heraufgesetzt. Wir haben durch die Grup- 
penprophylaxe für Kinder und durch die Individual- 
prophylaxe für Erwachsene bessere Verhütung von 
Zahnerkrankungen vorgesehen. Wir machen das so- 
gar dadurch interessant, daß derjenige, der diese Vor- 
sorge in Anspruch nimmt und dennoch zu Ersatzzäh- 
nen kommt, eine stärkere Unterstützung bekommt. 

Wir empfehlen den Krankenkassen Zusammenarbeit 
mit allen für die Präventionsaufgaben zuständigen 
Stellen. 

Wenn Sie das alles zusammenfassen, können Sie 
noch oben draufsetzen, daß die Krebsvorsorgeunter- 
suchung durch einen allgemeinen Gesundheits- 
Check-up zu ergänzen ist. Hier sollen gezielt Herz-, 
Kreislauf-, Nieren- und Zuckererkrankungen, einige 
der wichtigsten Zivilisationskrankheiten, angepackt 
werden. Ich bin ganz sicher, daß das ebenfalls dazu 
führen wird, daß Krankheiten nicht nur bei Kranken 
entdeckt werden, sondern daß auch Risikoträger ent- 
deckt werden, d. h. Menschen, die das Risiko für sol- 
che Erkrankungen selber noch nicht erkannt haben 
und denen man dann durch gezielte Maßnahmen hel- 
fen kann, diese Krankheiten entweder zu vermeiden 
oder zumindest die Folgen von solchen Krankheiten 
zu mildern. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]; Das ist soziale 
Politik!) 
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Frau Limbach 

(A) Sie haben vorhin gesagt, wir hätten nichts zu den 
Lücken in dem Zwischenbericht gesagt. Mir fallen da 
ganz schnell ein paar Dinge ein: Es ist z. B. ausdrück- 
lich als Lücke bezeichnet, daß dort nichts zur Notwen- 
digkeit der sozialen Absicherung des Pflegefallrisi- 
kos gesagt ist. Auch das haben wir — ich will das noch 
einmal sagen — im Gesundheits-Reformgesetz nicht 
gelöst Aber wir haben einen Beitrag dazu geleistet, 
den Beitrag nämlich, der auch in der gesetzhchen 
Krankenversicherung richtig angesetzt ist. 

(Egert [SPD]: Und die kranken Menschen 
bezahlen!) 

Damit werden wir vielen, vielen Menschen helfen, die 
Pflegefallproblematik in der Famihe besser zu bewäl- 
tigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Egert [SPD]: Die Kranken!) 

— Nun hören Sie doch mit den Kranken auf! Sehen Sie 
sich die Zahlen doch an. 

(Egert [SPD]; Das bezahlen die kranken 
Menschen!) 

Zum einen: Die ersparten Miiüarden bleiben ja nicht 
irgendwo in der Luft, in meiner oder Ihrer Tasche, 
höchstens dann, wenn wir gesetzlich versichert sind, 
sondern in den Taschen der Beitragszahler. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zum anderen: Schauen Sie sich doch einmal an, wo 
die Einsparungen erzielt werden: 

(Reimann [SPD]; Bei den Kranken!) 

(B) 

Mehr als die Hälfte wird doch bei den Leistungsanbie- 
tern erzielt. Sie müssen sich die Zahlen nur einmal 
ansehen. Ich meine, daß Sie dann zu einer objektiven 
Beurteilung dieses Zusammenhangs kämen. 

Ich darf vielleicht auch noch andere Punkte nennen 
und hier z. B. noch einmal den Arzneimittelsektor 
aufgreifen. Sie haben hier vorhin so beredt darge- 
stellt, daß die Sachverständigen alle einheitlich votiert 
hätten. 

(Günther [CDU/CSU]: Das stimmt ja gar 
nicht!) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Die Sachverständigen wa- 
ren hinterher höchst überrascht — das haben sie uns 
jedenfalls zum Teil gesagt — , in welcher Weise ihre 
Einlassungen, ihre Überlegungen, die sie zu Papier 
gebracht hatten, dann in der öffentlichen Diskussion 
mißbraucht worden sind, 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Aha, jetzt kommt 
es raus!) 

falsch interpretiert worden sind 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

oder in einen Zusammenhang gestellt wurden, in den 
sie nicht gehörten. 

(Günther [CDU/CSU]: Sie sind also wieder 
manipuliert worden!) 

Dies hat jedenfalls eine Reihe der Sachverständigen 
dargetan. Im übrigen hat einer der Sachverständigen 
— er konnte in der Schlußberatung nicht anwesend 


sein — seine Einwendungen alle schriftlich kundge- (C) 
tan. 

Vizepräsident Westphal: Frau Kollegin, darf ich Sie 
darauf aufmerksam machen, daß die Uhr hnks von 
Ihnen Ihre Redezeit nicht zutreffend anzeigt, und daß 
sich Ihre Redezeit dem Ende zuneigt. 

Frau Limbach (CDU/CSU): Darf ich dann noch 
einen Schlußsatz sagen? 

Vizepräsident Westphal: Aber sicher. 

Frau Limbach (CDU/CSU): Wir halten weitere Re- 
formschritte im Gesundheitswesen und in der gesetz- 
lichen Krankenversicherung über den Rahmen des 
Gesundheits-Reformgesetzes hinaus für erforderhch. 

Dies gilt für die Organisationsstruktur, die ja zur Zeit 
in der Enquete-Kommission noch intensiv beraten 
wird. Das gilt aber auch für die stationäre Versorgung 
und die Überkapazitäten. Nur, Sie haben von uns vor- 
hin verlangt, wir müßten alles auf einmal machen, und 
gleichzeitig gesagt, wir arbeiteten zu schnell. 

(Günther [CDU/CSU]: Das ist der typische 
Widerspruch der SPD!) 

Nun lassen Sie uns auch die Zeit, die wir brauchen, 
das alles gründhch vorzubereiten! Dann werden wir 
die erforderhchen Beschlüsse schon fassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Jaunich. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Och nein! - Wei- 
tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Jaunich (SPD): Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ob Sie das wollen oder nicht. Sie 
werden das schon noch ertragen müssen, was ich 
hierzu sage. 

Zunächst einmal beantrage ich namens der SPD- 
Bundestagsfraktion, daß der Zwischenbericht zur fe- 
derführenden Beratung an den Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung und zur Mitberatung an den Aus- 
schuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
überwiesen wird. Ich verweise hier auf den Zwischen- 
bericht der Enquete-Kommission „AIDS", der die zu- 
ständigen Ausschüsse derzeit beschäftigt. 

Meine Damen, meine Herren, gestatten Sie mir nun, 
bevor ich mich dem Kapitel widme, das von der Sache 
her hier zu behandeln ich mir vorgenommen habe, ein 
paar Erwiderungen auf die Einlassungen von Frau 
Limbach. 

Frau Limbach, Prävention haben Sie mit Ihrem Ge- 
setzgebungswerk ausschließlich unter der Prämisse 
Individualprävention behandelt. Wenn Sie sich das 
Ergebnis der Beratungen der Enquete-Kommssion 
ansehen würden, dann würde Ihnen schon allein die 
Übersicht zeigen, daß gesundheithche Prävention 
nicht nur dem einzelnen überantwortet werden kann, 
sondern daß es auch eine gesellscl^aftliche Präven- 
tion hinsichtlich der Belastungen der Umwelt, der 
Nahrungsbelastungen, der Belastungen der Luft, der 
Arbeitsweltbelastungen — „Berufskrankheiten und 
arbeitsbedingte Krankheiten" sowie „Herz-Kreislauf- 
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Jaunich 

(A) Belastungen am Arbeitsplatz“ sind zwei Unterkapi- 
tel — geben muß. 

(Frau Limbach [CDU/CSU]: Aber das ist 
nicht mehr Aufgabe der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung ! ) 

— So verengt, wie Sie den Begriff „gesetzliche Kran- 
kenversicherung" sehen und auf Dauer aufrechter- 
halten wollen, macht das Ganze eben keinen Sinn, 
Frau Limbach. Darin unterscheiden wir uns sehr. — 

(Reimann [CDU/CSU]: So ist das!) 

Die Enquete-Kommission hat sich auch Gedanken 
darüber gemacht, wie denn eine umfassende Präven- 
tion gestaltet werden kann und welche organisatori- 
schen Vorkehrungen dafür zu treffen sind. 

Dieses Niedermachen der Sachverständigen ma- 
chen wir nun wirkhch nicht mit. Der Kollege Egert hat 
zu Recht darauf hingewiesen, daß honorige Leute 
auch von Ihnen benannt worden sind, die sich zu dem 
Ergebnis dieses Zwischenberichtes bekennen. Wir als 
sozialdemokratische Bundestagsfraktion sagen doch 
nicht, daß wir alle Positionen, die hier niedergelegt 
sind, zu unseren eigenen erklären. 

(Zuruf von den CDU/CSU: Aha!) 

— Ich bitte Sie! Ich werde beim Kapitel „Arzneimittel" 
hier gleich ein paar Einschränkungen machen. Aber 
daß das eine saubere Arbeit ist, der man doch nicht die 
Quahtät abstreiten kann, wie das Herrn Kollegen 
Hoffacker zugeschrieben wird — ich weiß ja nicht, ob 
ßj die entsprechende Mitteilung zutreffend ist; was Ih- 
nen dort an negativer Bewertung zugeschrieben wird, 
ist also dem vergleichbar, was Herr Dr. Thomae hier 
soeben kundgetan hat — , steht außer Frage. 

(Dr. Thomae [FDP]: Sie haben nicht richtig 
zugehört! — Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Der 
hat auch recht!) 

Den Sachverständigen, die sich hier zu dem Ergebnis 
bekannt haben, kann man nicht unterstellen, daß sie 
schludrig gearbeitet hätten, daß es etwas wäre, was 
man mit dem SPD-Etikett versehen könnte. Das lassen 
wir selbst nicht zu. 

Ich will ein paar Aussagen zu dem 3. Kapitel, also 
zum Arzneimittelsektor machen. Es muß doch auch 
Ihnen komisch Vorkommen, daß der Lösungsansatz, 
den Sie hier hierzu im sogenannten Gesundheits-Re- 
formgesetz gefunden haben, bei niemandem in der 
Enquete-Kommission Beachtung gefunden hat, daß 
im Bericht keine positive Aussage dazu steht. Es muß 
Sie doch nachdenklich stimmen, daß es dort unter 
„Schlußfolgerungen und Empfehlungen" heißt: 

Unabhängig von der Frage einer AMG -Reform 
sind sich die Mitgheder der Kommission einig, 
daß jenseits der staatlichen Zulassungsadmini- 
stration eine Sicherung des therapeutischen Nut- 
zens der Arzneimittel mit Hilfe von Positivlisten 
erfolgen muß. 

(Frau Limbach [CDU/CSU]: Da steht aber 
auch, ein Festbetragskonzept sei eine ele- 
gante Lösung!) 


— Das steht nicht darin. (C) 

(Frau Limbach [CDU/CSU]; Das steht im 
Zwischenbericht ! ) 

— Das steht nicht darin. Ich habe doch die Passage 
hier. Ich lese vor, Frau Kollegin. Werden Sie nicht auf- 
geregt, bitte nicht. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Welche 

Seite?) 

— Das ist die Seite 270. Wenn Sie meinen, mich da- 
durch aus dem Konzept bringen zu können, irren Sie 
sich. Im übrigen habe ich noch genügend Redezeit. 

Auf Seite 273 heißt es weiterhin: 

Darüber hinaus hat die bisherige Diskussion um 
die Realisierungsmöghchkeiten der Festbeträge 
gezeigt, daß die Festlegung von Festbeträgen ein 
äußerst komplizierter Vorgang sein würde. 

Meine Damen, meine Herren, wenn Sie das als eine 
positive Zustimmung werten, 

(Frau Limbach [CDU/CSU]: Nein, nein, nein! 

An anderer Stelle, lieber Herr!) 

dann kann ich nur sagen: Sie haben den Bezug zur 
Realität verloren. 

(BeifaUbei der SPD - Bohl [CDU/CSU]: Er- 
klären Sie mir das doch einmal genauer! Das 
habe ich nicht ganz verstanden!) 

Zum Thema Festbeträge darf ich die Kollegen Bek- 
ker und Thomae daran erinnern, 

(Bohl [CDU/CSU] : Das geht nicht!) 

welche Bewertung diese gesetzgeberische Maß- pj 
nähme gestern bei der Hauptversammlung des Bun- 
desverbandes der Pharmazeutischen Industrie gefun- 
den hat. Staatlicher Dirigismus in höchster Potenz: 

Das sind die Bewertungskriterien, das sind die Merk- 
male, die dieser Regelung 

(Dr. Thomae [FDP]: Sie werfen uns immer 
vor, wir hätten nichts gemacht!) 

— Seien Sie nicht so aufgeregt, meine Damen, meine 
Herren. 

(Bohl [CDU/CSU]: Ab 22 Uhr bin ich immer 
belebt!) 

— Sie haben den ganzen Abend nicht hier gesessen, 
und jetzt haben Sie eine große Klappe. 

(Bohl [CDU/CSU]: Nein, nein!) 

Sie sollten sich wenigstens bemühen, in dieses Papier 
hineinzugucken. Sie haben doch keinen einzigen Satz 
davon gelesen. 

(Sehr wahr! bei der SPD - Bohl [CDU/CSU]: 
Natürlich!) 


Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
bleiben Sie fröhhch. Es ist erst Viertel nach zehn, und 
wir haben noch zwei Stunden vor uns. 

Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage der 
Abgeordneten Frau Limbach? 


Jaunich (SPD): Bitte. 
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(A) Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Frau Lim- 
bach, 

Frau Limbach (CDU/CSU): Herr Kollege, würden 
Sie mir zustimmen, daß auf Seite 325 des Zwischen- 
berichts der Enquete-Kommission — Sie haben wahr- 
scheinhch auch ein solches Exemplar — unter „Re- 
formoptionen", Punkt 5, steht: 

Das Festbetragskonzept stellt sich — gut instru- 
mentiert — in seinem „Kernbereich" als ein ele- 
gantes Verfahren dar, das sowohl Preisdruck auf 
die etabherten Anbieter am Markt ausübt, neuen 
Anbietern die Märkte nicht verschließt und damit 
dauerhaft innovationsfähig bleibt. , . 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jaunich (SPD); Frau Kollegin, darf ich Sie bitten, 
hier dann das entsprechende Kapitel hier einzufüh- 
ren. Ich spreche über das Kapitel, das sich mit dem 
Arzneimittelgeschehen beschäftigt. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Wir reden über 
Festbeträge!) 

Bringen Sie bitte hier nichts durcheinander. Sie als 
Mitglied der Enquete-Kommission müßten mit den 
Materialien eigenthch sorgfältiger umgehen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Abg. Kir- 
schner [SPD] meidet sich zu einer Zwischen- 
frage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege, es gibt noch 
einen Wunsch nach einer Zwischenfrage. 

Jaunich (SPD); Nein. 

Vizepräsident Westphal: Auch nicht vom Kollegen 
Kirschner? 

Jaunich (SPD): Es tut mir furchtbar leid. 

Ich fahre fort, indem ich zitiere, was in diesem Zwi- 
schenbericht steht: 

Die vorliegenden Konzepte zur konkreten Aus- 
gestaltung derartiger Positivlisten werden von 
den Kommissionsmitghedern unterschiedlich be- 
wertet. Während ein Teil der Kommission zentral 
definierten Positivhsten mit bundesweiter Gel- 
tung den Vorrang einräumt, sieht ein anderer Teil 
der Kommission die Lösung eher in Modellen mit 
dezentralem Charakter, . . . 

Es gibt also nur Unterschiede in der Bewertung von 
Positivlisten: ob zentral oder dezentral. An der gene- 
rellen Festlegung geht überhaupt kein Weg vorbei. 
Alle Wissenschaftler der Kommission, nur Sie eben 
nicht, haben das einmütig so festgestellt. 

Im Zwischenbericht wird weiter daruf hingewiesen, 
daß über Positivlisten hinaus weitere Maßnahmen zur 
Sicherung der Quahtät der Arzneimittelversorgung 
und -Verordnung einzuführen sind. Auch das findet 
unsere Unterstützung. Uns ist auch nicht der Vorwurf 
zu machen, wir würden bei Positivhsten die Naturheil- 
mittel außer acht lassen. 

(Günther [CDU/CSU]: Doch!) 

— Sagen Sie doch nicht „doch". Dann haben Sie die 
Anträge, die wir im GRG- Verfahren hierzu einge- 


bracht haben, nicht gelesen. Wir haben Sie bei Ihren (C) 
Vorschriften über die Negativiisten einigermaßen von 
einem Irrweg abhalten können. 

(Günther [CDU/CSU]: Die Anträge waren 
nicht zu verwirklichen!) 

Es ist ja nicht voll gelungen, weil Sie sich in diese 
Materie nicht eindenken können. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Sie können uns nicht den Vorwurf machen, wir wür- 
den bei einer Positivliste diese besonderen Therapie- 
einrichtungen außer acht lassen. 

(Dr. Thomae [FDP]: Keine Therapiefrei- 
heit!) 

Nun zu einem weiteren Punkt, wo wir mit den Aus- 
sagen der Wissenschaftler, die diese Thesen vertreten 
haben, nicht übereinstimmen, ohne daß wir sie diffa- 
mierten. Wenn der „Soziahst" Oberender hier seine 
Dereguherungskampagne führt und sagt, das AMG 
müsse abgespeckt werden und das Apothekenrecht 
müsse wesentlich abgeschwächt werden, wir brauch- 
ten keine einheitlichen Abgabepreise in Apotheken, 
dann ist unsere Antwort darauf: So geht das nicht. 
Damit können wir uns nicht einverstanden erklären. 

Aber dem Professor Oberender die Redlichkeit seines 
Wollens abzusprechen käme mir, käme uns doch 
überhaupt nicht in den Sinn. 

(Scharrenbroich [SPD]: Hat doch keiner ge- 
sagt!) 

Ich denke doch nicht im Traum daran, ihn hier deswe- 
gen in irgendeiner Weise zu schelten, so wie Sie das 
mit Ihren Einlassungen getan haben. 

Lassen Sie mich am Schluß noch zwei, drei Bemer- 
kungen zu Ihrem Entschheßungsantrag machen. Dem 
Antrag werden wir natürlich nicht zustimmen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Ist aber schade!) 

Im ersten Absatz versuchen Sie, sich zu beweihräu- 
chern, indem Sie behaupten. Sie hätten einen Großteil 
der Dinge, die hier drinstehen, mit Ihrem Machwerk 
bereits erledigt. 

(Frau Limbach [CDU/CSU]: Das haben wir 
auch! — Kirschner [SPD]: Unglaublich!) 

Das stimmt doch nicht. Das wissen Sie doch besser als 
jeder andere. 

Im zweiten Teil werden Sie gleich beschließen, daß 
das Ding erfolgreich ist. 

(Egert [SPD]: Das ist Propaganda!) 

Ich finde das glorreich. Es ist erfolgreich im Abkassie- 
ren. Das ist doch gar keine Frage. 

(Bohl [CDU/CSU]: Bleiben Sie mal bei der 
Wahrheit!) 

Das ist der einzige Erfolg, der eingetreten ist. Im übri- 
gen ist das eine Verhöhnung der Opfer, die hier auf 
der Strecke bleiben, meine Damen und Herren. So 
etwas werden Sie mit uns und unseren Stimmen na- 
türlich nicht tun können. 

(Beifall bei der SPD) 
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(A) Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla- 
mentarische Staatssekretär im Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung, Herr Seehofer. 


Seehofer, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Situation ist 
wirklich eigenartig. Auf der einen Seite ist seit einem 
halben Jahr das Gesundheits-Reformgesetz in Kraft 
getreten. Diese Reform gibt Antworten auf zentrale 
gesundheitspolitische Fragen. Ihre ersten — auch fi- 
nanziellen — Erfolge sind für jedermann ersichtlich. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Auf der anderen Seite wollen die Kollegen der SPD 
dies aber einfach nicht zur Kenntnis nehmen. Sie star- 
ren wie das Kaninchen auf die Schlange, und sie 
schauen wie gebannt auf die Arbeiten dieser En- 
quete-Kommission. Von dort erwarten sie die Anre- 
gungen, die ihnen helfen sollen, ihre eigenen Konzep- 
tionslosigkeit zu kaschieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es gibt in Bayern eine alte Volksweisheit, die Sie 
sich hinter die Ohren schreiben sollten: Wenn man so 
wie Sie nicht weiß, wohin die Reise gehen soll, hat es 
wenig Sinn, jemanden nach dem Weg zu fragen — die 
Enquete-Kommission — , wie Sie das gemacht ha- 
ben. 

Meine Damen und Herren, für die Koalition war von 
Anfang an klar: 

(Egert [SPD]: Daß der Weg in die Irre 
(B) führt!) 

Mit dem Antrag, die Enquete-Kommission einzuset- 
zen, verfolgte die Opposition im wesentlichen zwei 
Ziele — ich sagte das damals hier schon als Abgeord- 
neter — : Erstens wollten Sie auf Zeit spielen, und 
zweitens wollten Sie davon ablenken, daß Sie über 
kein eigenes Reformkonzept verfügen. 

(Dr. Thomae [FDP]: Richtig!) 

Damals bei der Einsetzung der Kommission haben 
Sie den Vorwurf, Sie wollten auf Zeit spielen, noch 
weit von sich gewiesen. Doch heute frage ich Sie: Wo 
wären wir eigentlich angelangt, wenn wir der Forde- 
rung der SPD gefolgt wären und die Gesundheitsre- 
form bis zum Abschluß der Arbeit der Enquete-Kom- 
mission vertagt hätten? Wir hätten heute, rund zwei 
Jahre nach dem Antrag der SPD, immer noch keinen 
Gesetzentwurf in diesem Hohen Haus beraten kön- 
nen, 

(Jaunich [SPD]: Bei Ihrer Obstruktion si- 
cher!) 

ja wir hätten noch nicht einmal ein schlüssiges Re- 
formkonzept. Der Zwischenbericht zeigt doch ganz 
deutlich: Die Enquete-Kommission vermag zwar eine 
Fülle von Optionen, die in der Öffentlichkeit diskutiert 
werden, zusammenzutragen, aber ein Handlungskon- 
zept, einen brauchbaren Vorschlag für den Gesetzge- 
ber hat sie daraus nicht formuliert. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Die Kommission ist beispielsweise weit davon ent- 
fernt, ein in sich geschlossenes, tragfähiges und in sei- 
nen Konsequenzen überschaubares Konzept vorzule- 


gen. Die Kommission bescheinigt sich ja selbst, daß (C) 
ihre Diskussionen — ich zitiere — zu keinem einheit- 
lichen, von allen Mitgliedern der Kommission glei- 
chermaßen akzeptierten Konzept geführt hätten 

(Zurufe von der SPD) 

— hören Sie genau zu — und deshalb nur eine Skizze 
der diskutierten Alternativen vorgelegt werden 
könne. 

(Dr. Thomae [FDP]: So ist es!) 

Das ist der eigentliche Inhalt dieses Zwischenbe- 
richts. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Solch eine von uns gewünschte Alternative ist wohl 
auch mit dem Schlußbericht, der für Ende dieses Jah- 
res angekündigt ist, nicht zu erwarten. 

Ich halte noch einmal fest: Die SPD hat bis heute 
keine schlüssige Konzeption für die Reform des Ge- 
sundheitswesens vorlegen können und nur auf Zeit 
gespielt. Die Bundesregierung hat dagegen gehan- 
delt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich frage noch einmal: Wohin wären wir gekom- 
men, hätten wir uns auf die Verzögerungstaktik der 
Sozialdemokraten eingelassen? Erstens. Die Ausga- 
ben der Krankenversicherung wären weiter geklet- 
tert. Der Beitragssatz bei den Krankenkassen hätte 
inzwischen vermutlich 13,5 % erreicht. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Mindestens!) pj 

Das hätte allein in diesem Jahr eine Mehrbelastung 
der Beitragszahler von rund 5 Milliarden DM bedeu- 
tet. 

(Kirschner [SPD]: Das sehen Sie ja bei Audi in Ihrem 
Wahlkreis!) 

— Herr Kollege Kirschner, wenn Sie noch lange Zuru- 
fen, sage ich Ihnen eine zweite bayerische Volksweis- 
heit. 

(Kirschner [SPD]: Immer raus damit!) 

— Herr Kirschner, auf Ihren erneuten Zwischenruf 
sage ich Ihnen, wir sagen in Bayern: Die lautesten 
Kühe geben die wenigste Milch. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Zweitens. Überhöhte Preise und Verschwendung, 
aber auch eine Unterversorgung und Versorgungsde- 
fizite wären weiter auf der Tagesordnung. 

Drittens. Den schwer Pflegebedürftigen wäre nicht 
geholfen worden. 

Viertens. Eigenverantwortung und Wirtschaftlich- 
keit wären weiter Fremdworte in unserem Gesund- 
heitswesen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Fünftens. Das Leistungsgeschehen wäre nach wie 
vor eine Dunkelkammer. Den Vertragspartnern stän- 
den immer noch keine Instrumente zum Erreichen von 
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(A) mehr Transparenz und Wirtschaftlichkeit bei den Lei- 
stungserbringern zu Verfügung. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Auch das ha- 
ben wir gesagt!) 

Das alles hätten wir hinnehmen müssen. Das wäre 
sozialpohtisch und gesundheitspolitisch unverant- 
worthch gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Selbst die bürokratische Kostendämpfung, wie sie 
die SPD seit Mitte der 70er Jahre praktiziert hat, wäre 
verantwortungsvoller als diese neue SPD-Taktik, die 
sich letztendhch gegen die Beitragszahler und die 
Kranken wendet. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Mit Recht haben wir uns nicht darauf eingelassen. Wir 
haben nicht gewartet, sondern gehandelt. Gegen in- 
teressenpolitisch bestimmte Widerstände haben wir 
dem Gemeinwohl zum Durchbruch verhelfen und die 
Krankenversicherung wirklich reformiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei der SPD) 

Wir haben nicht schlichte Kostendämpfung betrieben, 
die nur an Symptomen kuriert, sondern haben bei den 
Ursachen angesetzt. 

(Zuruf von der SPD: Wo denn?) 

Wir haben die Krankenversicherung für die Zukunft 
leistungsfähig gemacht und auch finanzierbar erhal- 
ten. 

(B) Die Erfolge sind sichtbar. Zum erstenmal seit über 
zehn Jahren sind im ersten Quartal 1989 die Lei- 
stungsausgaben der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung gesunken. Zum erstenmal seit über zehn Jah- 
ren! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Zuruf von der SPD: Sie wissen doch auch, 
warum!) 

Der Rückgang dieser Ausgaben wird sich in den fol- 
genden Quartalen fortsetzen. Er wird weitere Bei- 
tragssenkungen über die in den 60 Krankenkassen 
schon beschlossenen hinaus ermöghehen. 

(Kirschner [SPD]: Und zu Betriebskranken- 
kassengründungen führen!) 

Die Kritiker, die unsere soliden Finanzberechnungen 
zunächst als Luftbuchungen bezeichnet haben, sind 
deutlich widerlegt worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Egert [SPD]: Der Raubzug durch die Taschen 
der Versicherten hat schon stattgefunden!) 

Bereits bevor die ersten Festbeträge in Kraft treten, 
senken viele pharmazeutische Unternehmen über- 
höhte Preise. Einen schlüssigeren Beweis für die Rich- 
tigkeit des Festbetragskonzepts kann es nicht geben. 
Herr Kollege Jaunich, ich gebe zu, der Weg dahin ist 
nicht ganz einfach. Aber wer Erfolg haben will, muß 
auch einen schwierigen Weg gehen. Und diesen Weg 
gehen wir. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Lachen bei der SPD) 


Die Festbeträge sind für uns ein Eckpfeiler dieser (C) 
Reform. Allein die Vorschläge für Festbeträge für 
zehn Wirkstoffe, die jetzt vorhegen und wahrschein- 
lich nächste Woche beschlossen werden, bringen Ein- 
sparungen von rund 400 Milhonen DM und bei den 
Versicherten Einsparungen in Höhe von 140 Millio- 
nen DM durch die wegfaUende Rezeptblattgebühr. 

Das ist soziale Krankenversicherungsreform. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es wäre töricht, anstatt Festbeträge einzuführen, 
auf den Vorschlag der Enquete-Kommission einzuge- 
hen, den Arzneimittelmarkt durch Positivlisten zu reg- 
lementieren. 

(Dr. Thomae [FDP]: Das wäre eine Katastro- 
phe!) 

Festbeträge sind ein freiheithehes Instrument. Sie be- 
wahren die Therapie freiheit des Arztes, und der Ver- 
sicherte erhält eine in der Quahtät gute medizinische 
Versorgung ohne Zuzahlung. Die Positivliste wäre 
demgegenüber bürokratischer Dirigismus. 

(Dr. Thomae [FDP]: Richtig!) 

Sie würde die Therapiefreiheit beseitigen. Preisver- 
handlungen mit Positivlisten sind, wie wir ja aus den 
Vertragsverhandlungen in der Vergangenheit gese- 
hen haben, auch nicht in der Lage, den Preiswettbe- 
werb so zu mobilisieren, wie dies mit Festbeträgen 
möghch ist. Die Richtigkeit des Festbetragskonzepts 
bestätigt die Enquete-Kommission im übrigen, wie 
dies Frau Kollegin Limbach gerade ausgeführt hat. 

Die Erfolge der Gesundheitsreform zeigen sich auch 
dort, wo wir Versorgungsdefizite abbauen. Gerade 
jetzt, meine Damen und Herren, zu Beginn der Ur- 
laubszeit, zeigt es sich, wie wichtig die Einführung des 
Pflegeurlaubs ist. Sie ist eine historische Weichenstel- 
lung in der Sozialpolitik. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vielen Angehörigen, die seit langen Jahren einen Sa- 
mariterdienst in den Famihen versehen, wird zum er- 
stenmal ein Ausspannen von der Betreuung der Pfle- 
gebedürftigen ermöglicht. Meine Damen und Herren, 
wenn wir dies nicht täten, würden die Pflegenden von 
heute die Pflegebedürftigen von morgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Hunderte von Anträgen hegen vor und werden zur 
Zeit bewiUigt. Wenn die zweite Stufe der Pflegelei- 
stungen in lö*aft getreten ist, werden die Krankenkas- 
sen für diese Leistungsverbesserung über 5 Milhar- 
den DM ausgegeben haben. 

(Egert [SPD]: Das ist doch einfach nicht 
wahr!) 

Wären wir der SPD gefolgt, meine Damen und Herren, 
würden wir immer noch darüber diskutieren, ob 
Pflege eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist oder 
nicht. 

Auch die Enquete-Kommission und hier insbeson- 
dere die SPD haben vor dieser Diskussion resigniert. 
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(A) Den Bürger interessieren aber nicht Diskussionen; 
den Bürger interessieren die tatsächlichen Hilfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Scharrenbroich [CDU/CSU]: Da ist die SPD 
wieder sprachlos!) 

Meine Damen und Herren, die Enquete-Kommis- 
sion war ohne Zweifel fleißig. Der geballte Sachver- 
stand hat viele Seiten beschriftet und viele Probleme 
beschrieben. Aber Probleme lassen sich nicht durch 
Beschreibung lösen. Gefragt ist politischer Mut; ge- 
fragt ist zukunftsorientiertes Handeln. Beides haben 
wir mit der Gesundheitsreform bewiesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Die Fraktion der SPD hat beantragt, den Zwischen- 
bericht der Enquete-Kommission zur Strukturreform 
der gesetzlichen Krankenversicherung zur federfüh- 
renden Beratung an den Ausschuß für Arbeit und So- 
zialordnung und zur Mitberatung an den Ausschuß 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit zu über- 
weisen. 

Wer stimmt für diesen Antrag? — Wer stimmt dage- 
gen? — Enthaltungen? — Es gibt keine Enthaltung. 
Dann ist die Überweisung mit knapper Mehrheit ab- 
gelehnt worden. 

Wir kommen dann zur Abstimmung über den Ent- 
schließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP auf Drucksache 11/4748. Wer stimmt für diesen 
(ß) Entschließungsantrag? — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Dann ist der Entschließungsantrag 
mit der gleichen Mehrheit angenommen worden. 


Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 25 auf: 

a) Beratung der Unterrichtung durch die Bundes- 
regierung Achte Zusammenfassung der Be- 
richte von in Südafrika engagierten deutschen 
Unternehmen über die bei der Anwendung des 
Verhaltenskodex der Europäischen Gemein- 
schaft für Unternehmen mit Tochtergesell- 
schaftenr Zweigniederlassungen oder Vertre- 
tungen in Südafrika erzielten Fortschritte und 
deren Bewertung durch die Bundesregierung 

— Drucksache 11/3802 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 

Auswärtiger Ausschuß 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Ausschusses für Wirtschaft (9. Aus- 
schuß) zu dem Antrag der Abgeordneten Frau 
Saibold, Frau Eid und der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN 

Kein Tourismusverkehr mit dem Apartheid- 
Staat 

— Drucksachen 11/3161, 11/4453 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Lattmann 


c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau (C) 
Eid, Frau Schilling und der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN 

Unterstützung der Kriegsdienstverweigerer 
Südafrikas — 15. Mai 1989, Internationaler Tag 
der Kriegsdienstverweigerer 

— Drucksache 11/4572 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 

Auswärtiger Ausschuß 

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Schmude, Ganseforth, Leidinger, Dr. Oss- 
wald, Dr. Timm, Toetemeyer, Verheugen, 
Weisskirchen (Wiesloch), Dr. Böhme (Unna), 

Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 

Aufnahme südafrikanischer Kriegsdienstver- 
weigerer in der Bundesrepublik Deutschland 

— Drucksache 11/4652 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 

Auswärtiger Ausschuß 

Zum Tagesordnungspunkt 25 b liegt ein Ände- 
rungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksa- 
che 11/4771 vor. 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat sind eine 
gemeinsame Beratung dieser Tagesordnungspunkte 
und ein Beitrag bis zu fünf Minuten für jede Fraktion 
vereinbart worden. — Ich sehe dazu keinen Wider- 
spruch. Dann ist das so beschlossen. 

(Unruhe) (D) 

Darf ich vorschlagen, daß die Diskussion derjeni- 
gen, die jetzt gerade 90 Minuten diskutiert haben, 
draußen fortgesetzt werden, damit wir hier über Süd- 
afrika reden können. Auch mein Kollege Jaunich wird 
darum gebeten. Herr Kollege Jaunich, ich würde Vor- 
schlägen, die Diskussion nach 90 Minuten, wenn 
schon, dann draußen fortzusetzen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Kolle- 
gin Frau Eid. 


Frau Eid (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Kollegen 
und Kolleginnen! In der vergangenen Woche fand in 
den Räumen des Deutschen Bundestages eine Konfe- 
renz über Menschenrechtsverletzungen in Südafrika 
statt, organisiert von der Vereinigung westeuropäi- 
scher Parlamentarier für Aktionen gegen Apartheid. 
Die Gäste aus Südafrika haben in eindringlicher 
Weise Zeugnis gegeben von dem menschenverach- 
tenden, widerwärtigen Charakter des südafrikani- 
schen Apartheidsystems. Sie sind das Risiko einge- 
gangen, nach ihrer Rückkehr verhaftet zu werden und 
in der Zukunft keinen Paß mehr für eine Reise ins 
Ausland zu erhalten. Sie haben den beschwerlichen 
Weg hierher auf sich genommen, um in der Bundes- 
republik, dem größten Unterstützerland des Apart- 
heidregimes, der Öffentlichkeit ins Gewissen zu re- 
den und an die verantwortlichen Politiker zu appellie- 
ren, endlich diese Unterstützung zu beenden, das Re- 
gime in Pretoria wirtschaftlich zu boykottieren und 
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(A) politisch zu isolieren, bis die Apartheid abgeschafft 
ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Doch wir, die Politiker, standen mit leeren Händen 
da, und ich habe mich geschämt. Ich habe mich ge- 
schämt, und es tut mir weh, daß es uns GRÜNEN, daß 
es mir im Deutschen Bundestag nicht gelungen ist, 
Kollegen und Kolleginnen für die Unterstützung unse- 
rer Anträge, selbst solcher, die nur kleinste Schritte 
forderten, zu gewinnen. Ich habe mich für dieses Par- 
lament geschämt, den Gästen aus Südafrika, für die 
wir eine große Hoffnung sind, sagen zu müssen, daß 
alle unsere Initiativen im Bundestag von CDU/CSU 
und FDP abgelehnt worden sind. Selbst unsere Forde- 
rung vom letzten Dezember nach einem Moratorium 
für die Vollstreckung von Todesstrafen erhielt nicht 
die Unterstützung von CDU/CSU und FDP. 

Wenn die Kollegen Hirsch und Baum hier wären, 
würde ich speziell sie fragen: Wie können Sie es ange- 
sichts der fortwährenden Vollstreckungen von Todes- 
strafen in Südafrika und der Verlängerung des Aus- 
nahmezustandes am vergangenen Wochenende ver- 
kraften, wenn Ihnen in der Südafrikafrage klar wer- 
den muß, daß Sie in dieser Regierung Ihrem eigenen 
Anspruch an Menschenrechtspolitik überhaupt nicht 
gerecht werden? Spätestens bei jener Abstimmung 
über das Moratorium habe ich erkannt, daß Politike- 
rinnen und Politiker, auch wenn sie persönlich noch so 
integer sein mögen, wie z. B. Frau Hamm-Brücher, 
Herr Baum und Herr Hirsch, das Feigenblatt für die 
FDP-Menschenrechtspolitik sind. 

Ich habe mich für die Regierungsparteien ge- 
schämt. Sie, meine Herren und Damen, die die Macht 
hätten, Druck auf das Regime in Pretoria auszuüben, 
haben entweder rhetorische Eiertänze aufgeführt 
oder auf die drängenden Fragen der südafrikanischen 
Gäste geschwiegen. 

Dr. Beyers Naude, der ehemalige Generalsekretär 
des Südafrikanischen Kirchenrates, machte erneut 
deutlich: Die Zeit ist um, in der die Entrechteten und 
Verfolgten in Südafrika hohlen Worten Glauben 
schenken. Eindringlich bat er um Antwort der hiesi- 
gen verantwortlichen Politiker und Politikerinnen auf 
zehn bei der Konferenz vorgelegte Fragen. CDU/CSU 
und FDP sind klare Antworten schuldig geblieben. 

Herr Hirsch hat sich auf der Konferenz ausdrück- 
lich, auch im Namen seiner Fraktion, für die Einstel- 
lung des direkten Luftverkehrs zwischen der Bundes- 
republik und Südafrika ausgesprochen. Er hat erklärt, 
daß es — ich zitiere — „natürlich keine Umschuldun- 
gen für Südafrika'' geben dürfe. Er hat angekündigt, 
dafür einzutreten, daß — ich zitiere wieder — „süd- 
afrikanische Kohlenmanager natürlich keinen Paß er- 
halten sollen, um in Frankfurt Kohle anbieten zu kön- 
nen". 

Jetzt ist es an den Kollegen und Kolleginnen der 
FDP, die Impulse, die uns aus niederschmetternden 
Berichten von Frauen und Männern aus Südafrika 
gegeben wurden, umzusetzen. Unterstützen sie un- 
sere Anträge und tragen Sie mit dazu bei, daß erstens 
junge Männer, die aus Gewissensgründen den 
Kriegsdienst in der südafrikanischen Rassistenarmee 
verweigern, bei uns Zuflucht gewährt bekommen, daß 


zweitens der von Ihnen selbst schon geforderte und (C) 
am Dienstag auch im Namen Ihrer Fraktion — ich 
meine die FDP — vor der AWEPAA-Konferenz befür- 
wortete Entzug der Landerechte für die südafrikani- 
sche Fluglinie verwirklicht und ein Verbot von Linien- 
und Charterflügen bundesdeutscher Fluggesellschaf- 
ten nach Südafrika verhängt wird! 

Ich hätte heute gern an Herrn Hirsch und Herrn 
Baum appelliert, die gegebene Zusage einzulösen, 
selektiven Sanktionen gegen Südafrika zuzustimmen. 
Unterstützen Sie, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle- 
gen von der FDP, gegen die Stimmen Ihrer eigenen 
Kollegen in Verkehrs- und Wirtschaftsausschuß unse- 
ren Antrag, daß das im Besitz der Deutschen Bundes- 
bahn befindliche Deutsche Reisebüro und die Luft- 
hansa keine Werbung mehr für touristische Reisen 
nach Südafrika durchführen dürfen! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Herr Präsident, erlauben Sie mir zum Schluß nur ein 
paar persönliche Worte. 

Vizepräsident Westphal: Ja, aber die Zeit ist über- 
schritten. Ich gestatte Ihnen einen Satz. 

Frau Eid (GRÜNE): Ja, danke. 

Ich wollte mich bei Ihnen, Herr Präsident, dafür 
bedanken, daß Sie am Dienstag bei der AWEPAA- 
Konferenz im Auftrag der Präsidentin den Empfang 
eröffnet haben. Ich wollte mich für Ihre Rede bedan- 
ken. Und da Sie ihren 65. Geburtstag gefeiert haben, 
wollte ich hier, von dieser Stelle aus, die Glückwün- 
sche meiner Fraktion übermitteln und Ihnen noch viel 
Kraft und Energie wünschen, daß Sie noch lange Poli- 
tiker bleiben können; denn Menschen, Politiker wie 
Sie, sind noch eine Hoffnung für unsere Generation. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPD und 
bei Abgeordneten der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Und da sollte ich nun die 

Redezeit nach der Geschäftsordnung abbrechen. Das 
konnte ich nicht. Ich bitte um Verzeihung. Danke 
schön. 

Herr Hornhues ist der nächste Redner. 

Dr. Hornhues (CDU/CSU): Herr Präsident, Ihnen 
auch meine Glückwünsche und alles Gute in aller 
Kürze, wegen der Redezeit. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kol- 
leginnen und Kollegen! Meldungen und Berichte aus 
Südafrika sind in letzter Zeit wieder einmal bunt ge- 
worden. Auf der einen Seite erreichen uns Meldun- 
gen, die zu Hoffnung Anlaß geben könnten. Das gilt 
z. B. wenn der südafrikanische Außenminister erklärt, 
das System der Apartheid habe keine Zukunft, wenn 
der designierte südafrikanische Staatspräsident de 
Klerk noch klarere Sätze in seinem Parlament spricht 
und wenn die Nederduitse Gereformeerde Kerk, die 
Staatskirche der Buren, Apartheid zur Sünde erklärt. 

Dies sind Sätze, die immer wieder hoffen lassen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
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Dr. Hornhues 

(A) Auf der anderen Seite aber, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, müssen wir genauso zur Kenntnis 
nehmen, daß es den Ausnahmezustand und alles, was 
damit verbunden ist, gibt, daß neue Todesurteile da- 
zugekommen sind und daß weitere politische Organi- 
sationen gebannt sind. Dies bedeutet, auch mit Blick 
auf manche Anträge, daß viele junge weiße Südafri- 
kaner vor der Frage stehen, ob sie denn bereit sein 
sollen, in eine Armee einzutreten, die im Zweifelsfalle 
gegen die eigenen Landsleute eingesetzt wird. Dies 
führt für viele zu gewaltigen Gewissensqualen. Wenn 
sie den Wehrdienst verweigern, können sie bis zu 
sechs Jahren Gefängnis bekommen. Das ist eine un- 
akzeptable Angelegenheit. Auf diesem Hintergrund 
werden sicherlich die hier gestellten Anträge, die 
überwiesen werden sollen, ernsthaft beraten werden 
müssen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die ande- 
ren Punkte beziehen sich zunächst einmal auf den 
erneut vorgelegten Bericht der Bundesregierung über 
die Anwendung des Verhaltenskodex der Europäi- 
schen Gemeinschaft. Ich habe mit Befriedigung zur 
Kenntnis genommen, daß die Bundesregierung be- 
richtet, daß weitgehend dieser Kodex eingehalten 
wird und bei den deutschen Firmen von daher ein 
Mindeststandard in den Arbeitsbeziehungen weitge- 
hend gewährleistet ist. Daß weitere Verbesserungen 
nötig sind, ist ebenso klar. 

In diesem Zusammenhang möchte ich nachdrück- 
lich den 14-Punkte-Katalog der IG Metall und ihres 
Vorsitzenden Steinkühler begrüßen, der, glaube ich, 
einen sehr konstruktiven Beitrag für die weitere Ent- 

ß) Wicklung der Beziehungen bedeutet. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Ich freue mich auch — weil man ja sonst immer nur 
Negatives zu berichten oder zu kritisieren hat — , daß 
große Teile der in Südafrika tätigen deutschen Wirt- 
schaft, Forderungen dieses Katalogs in Verhandlun- 
gen mit ihren Gewerkschaften akzeptiert und über- 
nommen haben. Dies ist ein weiterer wichtiger Schritt 
dazu, daß Apartheid, so hoffe ich, auf friedliche Weise 
Schritt um Schritt überwunden werden kann. Alle 
Unternehmen, die sich bisher, aus welchen Gründen 
auch immer, nicht haben entschließen können, da mit- 
zumachen mächt ich nachdrücklich auffordern, hinzu- 
treten und mitzumachen, diesen Weg auch zu gehen, 
denn Sie tun damit einiges zur Abschaffung der 
Apartheid. Sie tun aber auch einiges für sich selber 
— wenn das erste Argument sie nicht allzu sehr über- 
zeugen sollte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zu dem 
hier zur Entscheidung anstehenden Antrag, den Tou- 
rismus nach Südafrika zu unterbinden, verweise ich 
auf die Begründung in der Beschlußempfehlung des 
Ausschusses. Wir meinen in bezug auf Tourismus, daß 
wir es unseren Bürgern freisteilen sollten, wohin sie 
reisen. Wir sollten Sie nicht bevormunden, wiewohl 
ich nicht traurig wäre, Frau Kollegin Eid, wenn viele 
der Deutschen, die nach Südafrika reisen, sich nicht 
nur die schönen Strände, die schönen Berge und die 
Tiere ansähen, sondern sich auch mit den Problemen 
dieses Landes beschäftigen würden. Viele mögen es 
nicht tun. Aber ich versichere Ihnen: Einige tun es. 


Und die würden Sie mit Ihrem Antrag hindern, (C) 
schlauer zu werden. Wir lehnen diesen Antrag ab. 

Die letzte Anmerkung: In der kommenden Woche 
wird der südafrikanische Erziehungsminister de Klerk 
in Bonn sein. Er wird Gespräche mit dem Außenmini- 
ster und dem Bundeskanzler führen. Ich begrüße dies 
nachdrücklich, weil nach allem, was vorhersehbar ist, 
er der nächste südafrikanische Staatspräsident sein 
wird. 

Ich verbinde für mich und, ich hoffe, für alle meine 
Freunde mit diesen Gesprächen die Erwartung, daß 
die Bundesregierung deutlich macht, wie sehr wir 
daran interessiert sind und uns daran gelegen ist, daß 
endlich in Südafrika ein konkreter Versuch unternom- 
men wird, die Probleme des Landes zu lösen und die 
Überwindung der Apartheid durch Verhandlungen 
zu erreichen, und daß deutlich wird und es vielleicht 
auch Zusagen gibt, daß die Aufhebung des Ausnah- 
mezustands, der die Verhaftung bestimmter Perso- 
nen, etwa Nelson Mandelas, bedeutet, die entschei- 
dende und unverzichtbare Voraussetzung dafür sein 
muß, daß es überhaupt zu Verhandlungen kommen 
kann. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Dr. Schmude. 


Dr. Schmude (SPD): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! „Apartheid bedeutet Trennung; pj 
die Aufgabe der südafrikanischen Armee ist es, die 
Politik der Trennung zu stützen. " Das war die Erklä- 
rung, mit der der 18jährige Charles Bester seine Ver- 
weigerung des Militärdienstes in Südafrika begründet 
hat. Er wurde dafür mit sechs Jahren Gefängnis be- 
straft. 

Wir wissen: Apartheid bedeutet im einzelnen noch 
viel mehr. Sie bedeutet Diskriminierung, Entrech- 
tung, Unterdrückung, Gewalt gegen Menschen, die 
Unrecht nicht länger hinnehmen wollen. Auch aus 
den Berichten junger Wehrpflichtiger wissen wir: 
Durch das Militär werden Menschen verletzt, gefol- 
tert, getötet. 

Die UNO-Generalversammlung hat wiederholt ap- 
pelliert zum einen an die jungen Männer in Südafrika, 
den Wehrdienst zu verweigern, zum anderen an alle 
Mitgliedstaaten, solche Wehrdienstverweigerer auf- 
zunehmen und ihnen Schutz vor drohender Bestra- 
fung zu gewähren. 

Die jungen Männer verweigern, wenn auch in klei- 
ner Zahl. Einige nehmen harte Strafen dafür in Kauf. 
Andere müssen flüchten. Einige sind hier und bemü- 
hen sich um Aufnahme. 

Was tun wir? Nehmen wir sie auf? Unser Asylver- 
fahren hat sich als umständlich erwiesen. Die Sprü- 
che, die da herausgekommen sind, sind inhaltlich un- 
befriedigend. Wir können dieses Asylverfahren nicht 
vom Bundestag her durch Entschließungen beeinflus- 
sen. 

Deshalb unser sozialdemokratischer Antrag, die 
Bundesregierung möge erklären, daß sie bereit ist. 
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Dr. Schmude 

(A) nach § 22 des Ausländergesetzes die Übernahmezu- 
sage für alle jungen Männer zu geben, die als Kriegs- 
dienstverweigerer Schutz vor drohender Bestrafung 
suchen. 

Wir wissen: Wir können in der Bundesrepubhk 
nicht alle Kriegsdienstverweigerer der Welt in einer 
solchen Weise aufnehmen. Aber Südafrika ist ein Son- 
derfall, aus den genannten Gründen und auch des- 
halb, weil die UNO-Generalversammlung wiederholt 
Beschlüsse gefaßt hat, an die wir uns halten sollten. 

Vielleicht kann man auf der Regierungsbank die 
Unterhaltung etwas leiser führen. Es stört hier 
vorne. 

Es handelt sich um eine kleine Zahl von jungen 
Männern, die da in Betracht kommt. Aber wenn wir 
die Aufnahmebereitschaft erklären, wäre das ein 
großartiges Signal, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN sowie 
des Abg. Irmer [FDP]) 

Es wäre ein Signal der Ermutigung für die jungen 
Männer; man würde sie hier willkommen heißen. Es 
wäre ein Signal der Mißbilligung für ein Regime, das 
Schwarze unterdrückt und das deshalb für uns illegi- 
tim ist und keinerlei Anerkennung finden kann. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN sowie 
des Abg. Irmer [FDP]) 

Der Antrag der GRÜNEN sieht darüber hinaus vor, 
die Bundesregierung solle sich für die Freilassung der 
Inhaftierten einsetzen. Wir stehen dem mit Sympathie 
gegenüber. Aber es ist sicher schwierig, dies durchzu- 

(B) führen.^ 

Was die deutschen Staatsangehörigen anlangt, die 
in der südafrikanischen Armee Dienst tun, bin ich 
dafür, daß wir in der Ausschußberatung sehr sorgfäl- 
tig die Rechtsfragen, die hier eine Rolle spielen, um 
der Sache wirklich auf den Grund zu gehen. 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Was soll das kon- 
kret heißen!) 

Für die Kriegsdienstverweigerer aber können wir 
schnell und problemlos etwas tun. Auf dieses Thema 
sollten wir uns konzentrieren und sollten auch eine 
positive Entscheidung treffen. Herr Hornhues, ich bin 
Ihnen dankbar, daß Sie ernsthafte Beratungen in Aus- 
sicht gestellt haben. 

Nun gilt es heute noch abzustimmen über einen 
Antrag der GRÜNEN, mit dem die Tourismus- 
werbung bei bundeseigenen oder vom Bund be- 
herrschten Unternehmen beendet werden soll und mit 
dem Landerechte gestrichen werden sollen, mit dem 
Ergebnis, daß es eine direkte Flugverbindung nicht 
mehr gibt. 

Namens der Sozialdemokratischen Partei zeige ich 
Ihnen an, daß wir dem zustimmen werden und zwar in 
der geänderten Form Ihres Antrages, woran uns sehr 
viel liegt. 

Es geht nicht um Bevormundung. Aber Tourismus, 
wie er heute praktiziert wird, dient der südafrikani- 
schen Regierung zur Verschleierung und Irrefüh- 
rung. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 


Das soll man nicht noch durch Bundesuntemehmen (C) 
unterstützen. 

(Abg. Hinsken [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage!) 

— Meine Redezeit geht zu Ende, es geht nicht 
mehr. 

(Hinsken [CDU/CSU]: An die Leibwächter 
Winnie Mandelas, die unschuldige Men- 
schen niedergemacht haben, haben Sie 
keine Signale ausgesandt! Das haben Sie 
völlig vergessen!) 

Die Landerechte zu entziehen und die Direktver- 
bindung zu unterbrechen, das wäre ein wichtiges Zei- 
chen dafür, daß wir eine normale Verbindung dorthin, 
nach Südafrika, nicht haben. 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Wohin dürften 
wir dann überhaupt noch fliegen!) 

— Stören Sie mich doch nicht. Wenn man unterwegs 
umsteigt, dann wird manchem deutlicher werden, daß 
dies kein Staat wie jeder andere ist und daß man nicht 
kurzerhand mit ihm normale Verbindungen haben 
kann. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich bin betroffen durch die Ablehnung im Wirt- 
schaftsausschuß, wo es hieß, das seien Sanktionen. Ja, 
ist denn das ein Tabu? Normalerweise sagt man uns, 
die Schwarzen seien betroffen. Hier sind sie nicht be- 
troffen, hier können wir wirklich etwas tun, wenn 
auch wenig. 

(Kalisch [CDU/CSU]: Natürüch sind sie be- 
troffen!) 

— Nun beklagen Sie nicht fortwährend das Schicksal 
der Menschen dort, klagen Sie nicht gegen die Apart- 
heid, tun Sie was! Hier haben Sie die Chance. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN - 
Hinsken [CDU/CSU]: Seien Sie doch nicht so 
einseitig! — Weiterer Zuruf von der CDU/ 

CSU: Das ist fast wie auf dem Evangelischen 
Kirchentag!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Irmer. 

Irmer (FDP): Vielen Dank, Herr Präsident. 

Ich beginne mit den Kriegsdienstverweigerern. 
Auch ich bin der Auffassung, daß dies ein guter Vor- 
schlag ist, den wir uns im Ausschuß sehr ernsthaft 
überlegen müssen. Ich neige heute schon von der 
Tendenz her dazu zu sagen, ohne nähere Prüfung, daß 
man das machen soll und zwar ganz einfach aus dem 
Grund, weil hier eine Möglichkeit besteht, ohne ir- 
gendwelche negativen Folgen, ohne irgendjemanden 
zu schädigen, wirklich mal ein deutliches Zeichen zu 
setzen. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Noch ein Eiertanz!) 

Es sind ja nicht Kriegsdienstverweigerer im klassi- 
schen Sinne, sondern ganz andere. Das sind Men- 
schen, die im Grunde die Apartheid verweigern, die 
die Unterdrückung verweigern und die den Bürger- 
krieg verweigern; es sind Bürgerkriegsverweigerer, 
weil sie es nämhch mit ihrem Gewissen nicht verein- 
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Inner 

(A) baren können, notfalls auf schwarze Südafrikaner zu 
schießen, die sie so wie wir als südafrikanische Staats- 
bürger betrachten, auch wenn die südafrikanische 
Regierung beharrlich behauptet, die Schwarzen hät- 
ten keine Staatsbürgerschaft in Südafrika, 

Meine Damen und Herren, zu dem Verhaltensko- 
dex und seiner Einhaltung stellen wir mit Befriedi- 
gung fest, daß sich die meisten der deutschen Firmen 
in Südafrika offensichtlich wohl an den Kodex halten. 
Für mich wäre die Liste der Firmen, die nicht Bericht 
erstattet haben, allerdings fast noch interessanter zu 
lesen als die Liste der Firmen, die Bericht erstattet 
haben. Ich wäre der Bundesregierung dankbar, wenn 
sie hier noch nachbessern würde. 

(Toetemeyer [SPD]: Das fordern wir seit zwei 
Jahren vergeblich! — Zuruf von den GRÜ- 
NEN: Sie hat keine Sanktionsmöglichkeit, 
sagt sie!) 

Außerdem möchte ich ausdrücklich, wie es auch 
Herr Hornhues getan hat, den Forderungskatalog der 
IG Metall und des internationalen Gewerkschafts- 
bundes begrüßen. Wir gehören ja nicht zu denen, die 
der IG Metall bei allem, was sie fordert, ständig zuju- 
beln. 

(Hinsken [CDU/CSU] : Es gäbe auch keinen 
Anlaß dafür!) 

Aber wenn sie wirkhch mal etwas sehr Gutes tut, dann 
wollen wir das auch laut sagen: Vielen Dank, Herr 
Steinkühler, für diese wichtige Initiative. 

(B) Ich bitte die Bundesregierung, sich nachdrücklich 
dafür einzusetzen, daß der EG- Verhaltenskodex 
durch diesen Forderungskatalog, der von der IG Me- 
tall aufgestellt wurde, angereichert und ergänzt 
wird. 

(Toetemeyer [SPD]: Sehr gut!) 

Es wäre nützlich, wenn sich alle europäischen Firmen 
daran halten würden. Ich ermuntere auch alle Unter- 
nehmen, die das bisher nicht getan haben — dan- 
kenswerterweise haben es schon einige erklärt — mit 
den südafrikanischen Gewerkschaften entspre- 
chende Vereinbarungen zu treffen und sich diesem 
Forderungskatalog auch zu unterwerfen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und den GRÜ- 
NEN sowie bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Zur Frage der Landerechte: Herr Hirsch hat mit 
Recht gesagt, Frau Eid, daß es einen Bundespartei- 
tagsbeschluß der FDP gibt, in dem wir sagen: Das muß 
auch in die möglichen Maßnahmen mit einbezogen 
werden. Nur, Frau Eid, Ihr Antrag ist aus einem ganz 
einfachen Grunde unsinnig: Sie fordern das von der 
Lufthansa. Ja, wissen Sie, was dann passiert? Dann 
weichen alle auf andere europäische Fluggesellschaf- 
ten aus. Das muß, damit es überhaupt wirkt, EG-weit 
gemacht werden, sonst bringt es überhaupt nichts. 

(Beifall bei der FDP — Widerspruch bei den 
GRÜNEN - Frau Eid [GRÜNE]: Wir sind 
Deutsche, Herr Irmer!) 

Das ist Punkt 1. 


Zweitens. Ich frage Sie: Was wollen Sie denn damit (C) 
erreichen? Glauben Sie, daß, wenn wir das jetzt ma- 
chen, dadurch das Apartheidregime in die Knie geht? 

Ich sage Ihnen: Wir sollten uns solche gezielten Ein- 
zelmaßnahmen, die durchaus sinnvoll sein können, 
für Momente aufsparen, wo wir damit ein begrenztes 
Einzelziel auch durchsetzen können, 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Der Moment ist jetzt 
da!) 

wo wir dann, an eine konkrete Situation angepaßt, 
Druck ausüben können und die Regierung in Süd- 
afrika dazu zwingen können, etwas Bestimmtes zu 
tun, z. B. Todesurteile aufzuheben oder nicht zu voll- 
strecken. Wir machen doch die Sanktionen zur klei- 
nen Münze, wenn wir mit Maßnahmen wie dieser ver- 
suchen, gegen das Apartheidregime als solches anzu- 
gehen. 

(Abg. Frau Eid [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Frau Eid, ich sage doch gar nicht, daß ich nicht 
innerhch vollkommen auf Ihrer Seite wäre. 

(Frau Eid [GRÜNE]: Dabei bleibt es dann 
aber auch!) 

Aber was bringt es? Wir sind hilflos; ich gebe es zu. 

(Seesing [CDU/CSU]: Die Redezeit ist zu 
Endel) 

— Ist sie zu Ende, Herr Präsident? 

Vizepräsident Westphai: Ich versuche schon die 
ganze Zeit, Sie zu unterbrechen. 

(D) 

Irmer (FDP): Dann möchte ich zum Schluß auch 
noch meinerseits dem Herrn Präsidenten nachträglich 
herzlich zum Geburtstag gratulieren. 

(Beifall) 

Nun ist meine Redezeit also zu Ende. Frau Eid, das 
ist ja ein altes Thema, über das wir schon oft gespro- 
chen haben. Wir kennen gegenseitig unsere Stand- 
punkte. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphai: Bei dieser Menge von 
Frermdlichkeit hätte ich die Zwischenfrage glatt noch 
zugelassen! 

Der nächste Redner ist der Herr Parlamentarische 
Staatssekretär Dr. Riedl aus dem Bundesministerium 
für Wirtschaft. 

Dr. Riedi, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Ich möchte hier zum Verhaltens- 
kodex der EG sprechen und für die Bundesregierung 
folgendes erklären: 

Die 8. Zusammenfassung der Berichte von in Süd- 
afrika engagierten deutschen Unternehmen hat den 
EG-Verhaltenskodex von 1977 in der Fassung von 
1985 zur Grundlage. Der Kodex schreibt eine jährliche 
Berichterstattung vor. Die vorliegende 8. Zusammen- 
fassung erfaßt den Zeitraum vom 1. Juli 1986 bis zum 
30. Juni 1987. 
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Pari. Staatssekretär Dr. Riedl 

(A) Die 94 Unternehmen, über die berichtet wird, be- 
schäftigen, Herr Kollege Irmer, 88 % aller Arbeitneh- 
mer in Niederlassungen mit deutscher Beteiligung in 
der Republik Südafrika und sind damit durchaus re- 
präsentativ. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der 
Verhaltenskodex der Europäischen Gemeinschaft für 
Unternehmen mit Tochtergesellschaften, Zweignie- 
derlassungen oder Vertretungen in Südafrika einen 
wichtigen Beitrag zur Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Schwarzen in Betrieben eu- 
ropäischer Tochtergesellschaften in Südafrika leistet 
und dadurch zur Beseitigung der wirtschaftlichen 
Auswirkungen der Apartheid beiträgt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Er gibt Empfehlungen für die Ausgestaltung der Be- 
ziehungen zwischen den Tarifvertragsparteien sowie 
der Entlohnung, der Ausbildung, des Aufstiegs und 
der freiwilligen Sozialleistungen und fordert die Auf- 
hebung der Rassentrennung am Arbeitsplatz. Zudem 
nimmt er sich der Probleme der Wanderarbeitnehmer 
und der Förderung von Unternehmensgründungen 
durch Schwarze an. 

Die Tochtergesellschaften der deutschen Unterneh- 
men in Südafrika befolgen die Empfehlungen des Ko- 
dex in hohem Maße. Die Ausfüllung des Kodex hat 
sich daher als Beitrag der Wirtschaft zum Abbau der 
Rassendiskriminierung im Arbeits- und Sozialleben in 
der Republik Südafrika bewährt. 

Unbeschadet des hohen Beteiligungsgrades drängt 
die Bundesregierung, unterstützt von den Spitzenver- 

(B) bänden der deutschen Wirtschaft, darauf, daß alle 
deutschen Firmen die Empfehlungen des Kodex ein- 
halten und voll anwenden. 

Auch dies, Herr Kollege Irmer, ist eine Antwort auf 
Ihre Frage nach den Unternehmen, die sich nicht ge- 
meldet haben. 

Bei leichter konjunktureller Belebung, langfristig 
aber eher skeptisch zu betrachtender Wirtschaftsent- 
wicklung haben die Unternehmen gleichwohl ihre 
Anstrengungen zur Erreichung und Einhaltung der 
Kodexforderungen fortgesetzt. So liegt die Zahl der 
Unternehmen, die die Mindestlohn empfehlung befol- 
gen, bei 90 mit fast 90 % der Arbeitnehmer. Die Zu- 
sammenarbeit mit den Gewerkschaften wurde erneut 
intensiviert und ausgebaut und erfaßt bereits mehr als 
80 % der Arbeitnehmer. 

Besonders positiv ist die Haltung der deutschen Un- 
ternehmen zur Aus- und Fortbildung ihrer Arbeitneh- 
mer zu werten. Vier Fünftel der Unternehmen mit 
80 % der Beschäftigten bieten besondere betriebliche 
oder überbetriebliche Ausbildung an. Mit Nachdruck 
sollten sie die Ausbildungsmaßnahmen fortsetzen und 
ausbauen, um zu einer verstärkten Mitwirkung von 
Schwarzen am Wirtschaftsgeschehen beizutragen. 

Insgesamt ist die Entwicklung der sozialen und ar- 
beitsrechtlichen Beziehungen bei den deutschen Un- 
ternehmen in Südafrika positiv zu bewerten. 

Mit Befriedigung stellt die Bundesregierung fest, 
daß bei keinem der berichtenden deutschen Unter- 
nehmen Rassentrennung am Arbeitsplatz besteht und 
daß gleiche Arbeitsbedingungen gewährleistet sind. 


Auch im Arbeitsumfeld werden bei 80 % der Arbeit- (C) 
nehmer keine rassischen Unterschiede mehr ge- 
macht. Meine Damen und Herren, das ist ein elemen- 
tarer Vorteil, und ich wundere mich, daß dies von der 
Opposition überhaupt nicht anerkannt wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider!) 

Indessen legt die Bundesregierung unverändert 
Wert darauf, daß auch hier die Rassendiskriminierung 
vollständig abgebaut wird. Soweit verbleibende Ras- 
sentrennung im Arbeitsumfeld auf nicht von den Un- 
ternehmen zu vertretende Umstände zurückzuführen 
ist, fordert die Bundesregierung die Unternehmen auf, 
sich um Ausnahmeregelungen zu bemühen. 

Im Rahmen der Europäischen Politischen Zusam- 
menarbeit sind Inhalt und Form der Neufassung des 
Verhaltenskodex vom 19. November 1985 abge- 
stimmt worden. Der Empfehlungscharakter ist der ge- 
meinsamen politischen Zielrichtung angemessen. Die 
sehr weitgehende Befolgung des Kodex durch die 
Unternehmen spricht für den Wirkungsgrad der Emp- 
fehlungen. Ein als zwingende Rechtsvorschrift ausge- 
stalteter Kodex würde wohl kaum noch eine Verbes- 
serung der Ergebnisse erreichen. 

Angesichts der schwierigen politischen, wirtschaft- 
lichen und rechtlichen Rahmenbedingungen in Süd- 
afrika erkennt die Bundesregierung die erneuten 
Fortschritte an, die die deutschen Unternehmen bei 
der Anwendung des Kodex gemacht haben. Die Bun- 
desregierung ruft die deutschen Unternehmen auf, 
ihrer sozialpolitischen Verantwortung auch in der Zu- 
kunft gerecht zu werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Zu Tagesordnungspunkt 25 a — das ist die Unter- 
richtung durch die Bundesregierung zur Achten Zu- 
sammenfassung der Berichte — schlägt der Ältesten- 
rat vor, die Vorlage an die in der Tagesordnung auf- 
geführten Ausschüsse zu überweisen. 

Die Vorlagen zu den Tagesordnungspunkten 25 c 
und 25 d — sie betreffen die Kriegsdienstverweigerer 
Südafrikas — , die ich jetzt zuerst aufrufe, sollen nach 
einer interfraktionellen Vereinbarung anders, als in 
der Tagesordnung vorgesehen, zur federführenden 
Beratung an den Innenausschuß und zur Mitberatung 
an den Auswärtigen Ausschuß überwiesen werden. 
Sind Sie mit diesen Überweisungen einverstanden? — 
Das ist offensichtlich der Fall. Dann sind diese Über- 
weisungen so beschlossen. 

Wir kommen jetzt zum Tagesordnungspunkt 25b, 
und zwar zuerst zur Abstimmung über den Ände- 
rungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksa- 
che 11/4771. Wer stimmt für diesen Änderungsan- 
trag? — Wer stimmt dagegen? — Gibt es Enthaltun- 
gen? — Dann ist dieser Änderungsantrag mit Mehr- 
heit der Koalitionsfraktionen abgelehnt worden. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Wirtschaft 
auf Drucksache 11/4453. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 
11/3161 abzulehnen. Wer stimmt für die Beschluß- 
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(A) 


Vizepräsident Westphal 

empfehlung des Ausschusses? — Wer stimmt dage- | Meine Damen und Herren, es ist noch über einen 


gen? — Enthaltungen? — Dann ist die Beschlußemp- 
fehlung des Ausschusses mit der Mehrheit der Koali- 
tionsfraktionen angenommen worden. 

Ich rufe nunmehr den Tagesordnungspunkt 26 
auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Börsengesetzes 

- Drucksachen 11/4177, 11/4333 - 

Beschlußempfehlung und Bericht des Finanz- 
ausschusses (7. Ausschuß) 

— Drucksache 11/4721 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Dr. Fell 
Dr. Solms 
Dr. Wieczorek 

(Erste Beratung 134. Sitzung) 

Bei den Rednern besteht Bereitschaft, meine Damen 
und Herren, daß die Redebeiträge zu diesem Tages- 
ordnungspunkt zu Protokoll gegeben werden. 

(Beifall) 

Das ist eine Abweichung von der Geschäftsordnung. 
Sind Sie damit einverstanden? — Das kann ich fest- 
stellen. Das ist mit der erforderlichen Mehrheit so be- 
schlossen. * ) 

Nun muß der Abgeordnete Solms das Wort zu einer 
kurzen Berichtigung bekommen. Bitte schön. 

Dr. Solms (FDP): Vielen Dank, Herr Präsident. In 
der Beschlußempfehlung, Drucksache 11/4721, hat 
sich leider der Druckfehlerteufel eingeschlichen. Auf 
Seite 14 unter Art. 2 muß es anstatt „Aufhebung der 
Vorschriften“ „Aufhebung von Vorschriften“ heißen. 
Ich bitte, daß dieses korrigiert wird. 

Vielen Dank. 


Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Einzelbe- 
ratung und Abstimmung über den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung zur Änderung des Börsengesetzes. 

Ich rufe die Art. 1 bis 4, Einleitung und Überschrift 
in der Ausschußfassung auf. Wer den aufgerufenen 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
ein Handzeichen, — Wer stimmt dagegen? — Enthal- 
tungen? — Dann sind diese Vorschriften mit der 
Mehrheit der Koalitionsfraktionen bei Gegenstimmen 
der GRÜNEN und Enthaltungen der SPD-Fraktion 
angenommen worden. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Enthal- 
tungen? — Mit der gleichen Mehrheit ist der Gesetz- 
entwurf angenommen worden. 

*) Die Reden werden als Anlage 2 im Plenarprotokoll 11/150 
abgedruckt. 


Entschließungsantrag abzustimmen, dessen An- 
nahme der Finanzausschuß auf Drucksache 11/4721 
unter Nr. 2 empfiehlt. Wer stimmt für diese Entschlie- 
ßung? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Also auch diese Entschheßung ist mit der gleichen 
Mehrheit, den gleichen Gegenstimmen und Enthal- 
tungen angenommen worden. 


Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 27 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be- 
richts des Ausschusses für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit (20. Ausschuß) 

a) zum Antrag der Fraktion der SPD 

Förderung von Frauen in Entwicklungslän- 
dern 

b) zum Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 

Frauen in der Entwicklunqszusammenar- 
beit 

- Drucksachen 11/859, 11/1917, 11/3732 - 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Frau Luuk 

Frau Männle 

Die Redner und Rednerinnen sind auch in diesem 
Falle einverstanden, daß die Redebeiträge zu diesem 
Tagesordnungspunkt zu Protokoll gegeben werden. 

(Beifall) 

Ich möchte in dem Zusammenhang darauf hinwei- 
sen: Sie geben nicht nur zu Protokoll, sondern es steht 
nachher tatsächlich darin. 

Sie sind mit dieser Abweichung von der Geschäfts- 
ordnung offensichtlich einverstanden. — Ich stelle 
fest, daß dies die erforderliche Mehrheit hat und so 
beschlossen ist, * ) 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß- 
empfehlung des Ausschusses für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit auf Drucksache 1 1/3732. Der Ausschuß 
empfiehlt auf dieser Drucksache unter dem Buchsta- 
ben a), den Antrag der Fraktionen der SPD auf Druck- 
sache 11/859 in der Ausschußfassung anzunehmen. 
Wer stimmt für die Beschlußempfehlung, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Ent- 
haltungen? — Dann ist diese Beschlußempfehlung un- 
ter Buchstabe a) mit der Mehrheit der Koalitionsfrak- 
tionen und der SPD-Fraktion bei Stimmenthaltungen 
der GRÜNEN angenommen worden. 

Der Ausschuß empfiehlt weiter auf Drucksache 
11/3732 unter dem Buchstaben b), den Antrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/1917 abzu- 
lehnen. Wer stimmt für diese Beschlußfassung? — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Bei der Mehr- 
heit der Koalitionsfraktionen, gegen die Stimmen der 
GRÜNEN, bei zwei Gegenstimmen der SPD-Fraktion 
und sonstiger Enthaltung der SPD ist die Beschluß- 
empfehlung angenommen worden. 

*) Anlage 2 


(C) 



11166 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 149. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 15. Juni 1989 


Vizepräsident Westphal 

(A) Ich rufe den Tagesordnungspunkt 28 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über den Beruf der Rettungsassisten- 
tin und des Rettungsassistenten (Rettungsassi- 
stentengesetz — RettAssG) 

— Drucksache 11/2275 — 

a) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus- 
schusses für Jugend, Familie, Frauen und Ge- 
sundheit (13. Ausschuß) 

— Drucksache 11/4542 — 

Berichterstatter; 

Abgeordneter Wittich 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus- 
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 11/4664 — 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Kalb 
Frau Dr. Wegner 
Frau Rust 

(Erste Beratung 81. Sitzung) 

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 11/4753 vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat, meine Da- 
men und Herren, sind für die Beratung 30 Minuten 
vorgesehen. — Ich sehe dazu keinen Widerspruch. 
Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge- 
ordnete Werner (Ulm). 


Werner (Ulm) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nach fast vierjähriger Vorberei- 
tung wird heute endlich das Berufsbild für den haupt- 
amtlichen Sanitäter im Notfall- und Rettungsdienst 
verabschiedet. Wie im Gesetzentwurf vorgesehen, 
soll er nunmehr Rettungsassistent heißen und eine 
zweijährige Ausbildung erhalten, die den vielfältigen 
Anforderungen bei der Erstversorgung und beim 
Transport von Unfallopfern und von Kranken in Le- 
bensgefahr gerecht wird. 

Die Rettungsassistenten sollen für den Arzt qualifi- 
zierte Helfer sein und bis zu dessen Eintreffen die not- 
wendigen lebensrettenden Maßnahmen einleiten 
können. Die richtige Hilfe in den ersten Minuten ent- 
scheidet über die Überlebensaussichten von Men- 
schen in Lebensgefahr. Sie erhöht die Chancen der 
gesundheitlichen Wiederherstellung und kann, auch 
volkswirtschaftlich gesehen, somit in erheblichem 
Ausmaß Kosten reduzieren. Wir hoffen, daß die Län- 
der durch Rettungsgesetze sicherstellen, daß in Zu- 
kunft jeweils mindestens ein Rettungsassistent auf 
dem Rettungstransportfahrzeug sein wird. 

Mit Nachdruck haben wir uns in den Beratungen für 
die Beibehaltung der ehrenamtlichen Rettungshelfer 

mit einer Ausbildung von 250 Stunden und der Ret- 
tungssanitäter mit 520 Stunden Ausbildung ausge- 
sprochen; denn ohne deren Engagement wären die 
Rettungsorganisationen sowohl personell als auch fi- 
nanziell überfordert, ihre Aufgaben sinngemäß und 
sachgerecht zu erfüllen. 


Deshalb blieben wir schließlich, auch wegen der (C) 
Gliederung und der Verdeutlichung der Berufsbe- 
zeichnung, doch bei dem Begriff „Rettungsassistent“. 

Ein zweijährig ausgebildeter „staatlich geprüfter Ret- 
tungssanitäter“ hätte nach Meinung der Rettungsor- 
ganisationen zu rechtlichen Schwierigkeiten geführt 
und die unterschiedlichen Ausbildungs- und Einsatz- 
kriterien verwischt. Um der Klarheit und Vergleich- 
barkeit mit anderen Ausbildungsgängen willen haben 
wir auch die Bezeichnung „Rettungssanitäter mit Di- 
plom“ schließlich verworfen; denn ein Diplom legt 
letztendlich ja eine Ausbildung auf Fachhochschul- 
ebene nahe. 

Auf Grund der Anhörung und zahlreicher Gesprä- 
che glauben wir, daß eine zweijährige Vollzeitausbil- 
dung den gesteigerten Anforderungen im Noteinsatz 
durchaus gerecht wird. Die Ausbildungs- und Prü- 
fungsverordnung, deren Rahmen uns schon vorliegt, 
wird die einzelnen Ausbildungsabschnitte festlegen. 
Damit die Ausbildung auch im Lehrgangsjahr praxis- 
nah geschieht, haben wir im Ausschuß die Vorgabe 
gemacht, daß der Schüler mindestens drei Wochen in 
einem Stück an einer Rettungswache hospitieren 
müsse. Als notwendig erachten wir auch, daß im Prak- 
tikumsjahr eine regelmäßige Eignungskontrolle mit- 
tels Testaten erfolgt. 

Die staatliche Prüfung selber liegt in der Mitte der 
Ausbildung, weil der Auszubildende bereits im zwei- 
ten Jahr an Einsätzen teilnimmt. Aus diesem Grunde 
haben wir den ursprünglich aufgegriffenen Vor- 
schlag, die Prüfung an das Ende der zweijährigen 
Ausbildung zu setzen, nicht mehr weiterverfolgt. 

Von Bedeutung für die Berufsverbände und die Ret- 
tungsorganisationen ist, daß die Übergangsregelung, 
nach der Rettungssanitäter mit der bisherigen 520- 
Stunden-Ausbildung den Status von Rettungsassi- 
stenten erhalten können, sehr großzügig gehalten und 
gefaßt wurde. Es dürften bei der Umsetzung des Ge- 
setzes keine allzu großen Engpässe auftreten, auch 
nicht während des Lehrgangsjahres, das im wesentli- 
chen an den vorhandenen Schulen der Rettungsorga- 
nisationen stattfinden wird. 

Hier noch ein Wort zu dem vorgesehenen Schüler- 
status. Gerade durch die Anhörung wurden wir in 
unserer Auffassung bekräftigt, die Ausbildung bei 
zwei Jahren zu belassen und nicht die Grundzüge des 
Berufsbildungsgesetzes hierfür zu übernehmen. Das 
bedeutet allerdings, daß wie in anderen Heilhilfsberu- 
fen der Auszubildende Schulgeld bezahlen wird. Das 
wird auch bedeuten, daß es tarifrechtliche Vereinba- 
rungen, so wie dies die SPD vorgeschlagen hat, nicht 
geben wird. 

Auch an diesem Punkt haben wir uns letztlich an 
der Bund-Länder-Kommission für das Rettungswesen 
und an den Rettungsorganisationen orientiert, die be- 
sonderen Wert sowohl auf die Begrenzung der Kosten 
als auch auf eine wirklich anforderungsgemäße Aus- 
bildungsdauer legten. Es mag sein, daß in der Anlauf- 
phase des Gesetzes vereinzelt Schwierigkeiten auf- 
treten werden. Je elastischer die Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung jedoch sein wird, um so geringer 
werden diese sein. Die Frage der eventuellen späteren 
Umschulung wird in anderen Gesetzen zu regeln sein; 
ich weise darauf hin. 
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(A) Wir glauben, daß wir insgesamt eine bedarfsge- 
rechte, sachbezogene und durchführbare Regelung 
der Ausbildung zum Rettungsassistenten gefunden 
haben. Sie trägt den hohen Anforderungen im Notfall- 
einsatz, den Erfordernissen der Rettungsorganisatio- 
nen und den Wünschen der Auszubildenden nach ei- 
ner soliden, qualifizierten Ausbildung im Rahmen ei- 
nes festumrissenen Berufsbildes Rechnung. Wir hof- 
fen, daß durch den Einsatz der Rettungsassistenten 
mehr Menschenleben am Unfallort und auf dem 
Transport gerettet werden können. Wir danken an 
dieser Steile ausdrücklich all denen, die sich schon 
bisher der Lebensrettung verschrieben haben, und 
denen, die auch in Zukunft diesen Beruf ergreifen 
werden. 

Zu den Änderungsanträgen der SPD, Herr Kollege 
Wittich, muß ich sagen, daß sie eigentlich nur die Wie- 
derauflage dessen sind, was wir schon im Ausschuß 
beraten und mit Mehrheit abgelehnt haben. Wir wer- 
den deswegen Ihren Vorschlägen auch hier nicht zu- 
stimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal; Das Wort hat der Abgeord- 
nete Wittich. 

Wittich (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! In allen Phasen des Beratungsverfahrens zum 
Entwurf eines Gesetzes über den Beruf der Rettungs- 
assistentin und des Rettungsassistenten haben wir So- 
zialdemokraten unsere Positionen klar abgesteckt. 

(B) Immer haben wir unmißverständlich deutlich ge- 
macht, daß es uns einmal um die qualitative Anhe- 
bung des bisherigen Leistungsniveaus geht, um den 
neuesten Erkenntnissen der Notfallmedizin Rech- 
nung zu tragen. Zum anderen haben wir konsequent 
das Ziel verfolgt, den Status der Auszubildenden so- 
zial und rechtlich abzusichern. 

Der vorliegende Entwurf wird diesem Anliegen 
nicht gerecht, weil erstens die Struktur der Ausbil- 
dung gravierende Mängel enthält. Schon in der ersten 
Lesung habe ich diese strukturellen Mängel aufge- 
zeigt: keinen sinnvoll abgestuften Lernprozeß, den 
Wechsel zwischen Klinik, Schule und Rettungsdienst, 
die fehlende Verzahnung von Theorie und Praxis, die 
Verschulung der ersten Ausbildungsphase, die Pla- 
zierung der Prüfung zwischen Lehrgang und Prakti- 
kum, die Abwertung des praktischen Teils der Ausbil- 
dung und schließlich die Möglichkeit des mißbräuch- 
lichen Einsatzes der Praktikanten. 

Der vorliegende Entwurf ordnet zweitens den Aus- 
zubildenden den Rechtsstatus des Schülers zu. Dieser 
Sozialstatus schließt die arbeitsrechtliche und soziale 
Absicherung der Teilnehmer aus und ist mit erhebli- 
chen Nachteilen für die Auszubildenden verbunden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Angesichts der strukturellen Mängel des Ausbil- 
dungsprogramms und wegen des fehlenden rechtli- 
chen und sozialen Schutzes der Auszubildenden leh- 
nen wir den Gesetzentwurf in der jetzigen Form ab. 
Wir dürfen einfach nicht hinnehmen, daß jungen 
Menschen, die bereit sind, durch ihre Berufsentschei- 
dung eine besondere Leistung unter erschwerten Be- 


dingungen zu erbringen, die Chance zur optimalen (C) 
Ausbildung genommen wird. 

(Beifall bei der SPD — Jaunich [SPD]: „Lei- 
stung muß sich wieder lohnen!") 

Schließlich hängen von ihrer Qualifikation das höch- 
ste Gut, das Leben, die Rettung des menschlichen 
Lebens ab. 

(Jaunich [SPD]: Deswegen dürfen die Schul- 
geld bezahlen!) 

Ich betone: Wir dürfen auch nicht akzeptieren, daß 
in einer Zeit, in der Spitzenverdiener im Gesundheits- 
wesen nicht selten obszöne Gewinne erwirtschaften, 
junge Menschen mit einem Trinkgeld abserviert und 
zu Schulgeldzahlungen verpflichtet werden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Das steht in einem eklatanten Gegensatz zum Selbst- 
verständnis und zur Tradition unserer Partei. Deshalb 
bringen wir den Änderungsantrag der SPD-Fraktion 
in die zweite Beratung des Gesetzentwurfs der Bun- 
desregierung ein. 

Welche Ziele verfolgen wir mit der Einbringung 
unseres Änderungsantrags? Erstens. Um das einjäh- 
rige Praktikum als integralen Bestandteil der gesam- 
ten Ausbildung zu erhalten und dessen Verzahnung 
mit dem Lehrgang sicherzustellen, beantragen wir, 
das erste Jahr mit einer Zwischenprüfung abzuschlie- 
ßen und die staatliche Abschlußprüfung an das Ende 
der zweijährigen Ausbildung zu steilen. Mit diesem 
Verlangen bewegen wir uns in voller Übereinstim- 
mung mit den Forderungen der Sachverständigen, die (D) 
im Rahmen der öffentlichen Anhörung vom 1. Dezem- 
ber 1988 diese Alternative als einzig sinnvolle und der 
Sache angemessene Lösung bezeichnet haben. Die 
Prüfung zwischen Lehrgang und Praktikum macht 
einfach keinen Sinn. 

Sie führt geradewegs zur Abwertung des praktischen 
Teils. Darüber hinaus sind wir in die Pflicht genom- 
men, mit einer eindeutigen Regelung jede Möglich- 
keit des Mißbrauchs auszuschließen. Wir dürfen nicht 
zulassen, daß Praktikanten im zweiten Jahr die Rolle 
einer billigen Aushilfskraft übernehmen müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Wir beantragen die Durchführung eines 
Rettungsdienstpraktikumsr das mindestens drei Wo- 
chen dauert und in den ersten sechs Monaten abzu- 
leisten ist. Ein Praktikum im Rettungsdienst muß zum 
Ausbildungsprogramm des Lehrgangs gehören, um 
den Auszubildenden frühzeitig die Gelegenheit zu 
geben, ihren Aufgabenbereich praxisnah kennenzu- 
lernen, ihre Eignung für die Ausübung des Berufes 
richtig einzuschätzen und gegebenenfalls eine Fehl- 
entscheidung zu korrigieren. 

Drittens. Wir beantragen des weiteren, die im Ent- 
wurf enthaltenen Bezeichnungen „Rettungsassisten- 
tin" und „Rettungsassistent" durch „Staatlich ge- 
prüfte Rettungssanitäterin" bzw. „Staatlich geprüfter 
Rettungssanitäter" zu ersetzen. Die im Entwurf vorge- 
sehene Berufsbezeichnung steht im Widerspruch zu 
den im öffentlichen Bewußtsein fest verankerten Be- 
griff „Rettungssanitäter/Rettungssanitäterin" und im 
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(A) Gegensatz zum Selbstverständnis der im Rettungs- 
dienst Beschäftigten. 

Viertens. Um die gravierenden Nachteile, die mit 
dem Rechtsstatus des Schülers verbunden sind, aufzu- 
heben und die Auszubildenden sozial und rechtlich 
abzusichern, beantragen wir eine gesetzhche Rege- 
lung analog dem Abschnitt III des Gesetzes über die 
Berufe in der Krankenpflege vom 4. Juni 1985. Das ist 
der zentrale Punkt unseres Änderungsantrages. Er 
bedarf deshalb einer intensiveren Betrachtung. 

Ein Gesetz zur Regelung des Berufsbildes und der 
Ausbildung für einen Fachberuf darf sich nicht an den 
Leitbildern für die Bildung einer höheren Töchter- 
schule des 19. Jahrhunderts orientieren. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Schon wieder frauenfeindlich!) 

Erwachsene Menschen, die den Beruf des Rettungssa- 
nitäters ergreifen wollen — Voraussetzung ist die 
Vollendung des 18. Lebensjahres, ein Hauptschul- 
abschluß oder eine abgeschlossene Berufsausbil- 
dung — , werden durch den vorhegenden Gesetzent- 
wurf in ein Schulsystem eingeordnet, in dem sie weit- 
gehend rechtlos sind. 

Weder sind im Gesetz Kündigungsschutzvorschrif- 
ten geregelt, noch ist eine Interessenvertretung der 
Teilnehmer vorgesehen. Die Pflichten der Ausbil- 
dungsträger bleiben ebenso offen wie die Fragen der 
Kosten der Ausbildungsmittel. Dies alles wird der 
wohlwollenden Regelung der Träger der Schulen 
überlassen. Nun hege ich kein Mißtrauen gegen die 
freien Wohlfahrtsverbände, die in der Regel Träger 
der Schulen sein werden. Gesetzliche Regelungen lie- 
gen auch im Interesse dieser Wohlfahrtsverbände. 
Eindeutige Regelungen schaffen Klarheit und bringen 
die Verbände, die für den Rettungsdienst verantwort- 
lich sind, nicht in Verruf. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich halte es jedoch für einen sozial- und berufspoli- 
tischen Rückschritt, allgemein anerkannte Grund- 
sätze und soziale Sicherungen für die Berufsausbil- 
dung, wie sie letztlich im Berufsbildungsgesetz ihren 
Niederschlag gefunden haben, für bestimmte Berufe 
auszuschließen. Eine qualifizierte Berufsausbildung 
ist für den weiteren Lebensweg eines jeden Menschen 
von zentraler Bedeutung, daß jede Berufsausbildung 
des gleichen Schutzes des Gesetzes bedarf. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir haben daher in unserem Änderungsantrag Rück- 
griff auf die Schutzvorschriften des Berufsbildungs- 
gesetzes in der Form genommen, wie sie mit gutem 
Grund ebenfalls in das Krankenpflegegesetz über- 
nommen worden sind. 

Uns geht es aber nicht allein um die Schutzvor- 
schriften für die Teilnehmer der Ausbildung, sondern 
grundsätzhch auch darum, daß die gesamte Ausbil- 
dung tarifvertragsfähig wird und daß die Teilnehmer 
der Ausbildung gegenüber den Trägern der Ausbil- 
dung ihrerseits auf eine organisierte Interessenvertre- 
tung zurückgreifen können. 

Eine Einbeziehung der Vorschriften des Berufsbil- 
dungsgesetzes führt letztlich auch dazu, daß während 


der gesamten Ausbildung eine Ausbildungsvergü- (C) 
tung zu gewähren ist, und das wollen wir Sozialdemo- 
kraten. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier suchen wir in Ihrem Gesetzentwurf vergebhch 
nach einer Regelung, Im Gegenteil: Die Bundesregie- 
rung weist in ihrem Gesetzentwurf sogar zweimal auf 
die Möghchkeit hin — sowohl in der Einleitung als 
auch in der Begründung — , daß Schulgeld erhoben 
werden kann. Wir halten es für einen sozialpohtischen 
Skandal, daß in einem Gesetz, das eine quahfizierte 
Berufsausbildung regeln soll, heute noch die Möghch- 
keit festgeschrieben wird, Schulgeld zu verlangen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Regelungen, die Sie jetzt vorlegen, bedeuten im 
Grunde genommen, daß eine Ausbildung erkauft 
werden muß. Dadurch wird letztlich erreicht, daß 
junge, engagierte Menschen aus sozial schwachen 
Familien wegen Erhebung dieses Entgeltes von die- 
sem Berufsweg ausgeschlossen werden. Das ist für 
uns nicht hinnehmbar. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich hebe es noch einmal hervor: Eine solche Rege- 
lung ist mit uns Sozialdemokraten nicht zu machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord- 
nete Frau Würfel. 


Frau Würfel (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident! (l^) 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Raten Sie einmal, 
was Abgeordnete und Rettungssanitäter gemeinsam 
haben? — Sie kommen nicht drauf: die Einsatzbereit- 
schaft rund um die Uhr. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Mit der heutigen Verabschiedung des Rettungsassi- 
stentengesetzes geht für die im Rettungswesen haupt- 
beruflich Tätigen eine seit 1972 bestehende Phase des 
Wartens auf ein neues Berufsgesetz zu Ende; traurig, 
aber wahr! Endhch sind die Voraussetzungen für die 
rechtliche Absicherung des Berufes einer Rettungsas- 
sistentin bzw. eines Rettungsassistenten geschaffen. 

Mit diesem Gesetz werden die hauptberuflichen Le- 
bensretterinnen und -retter aus ihrer bisherigen Hilfs- 
arbeiterstellung herausgehoben; das wird auch höch- 
ste Zeit. 

Dieses Gesetz wurde in enger Abstimmung mit den 
Rettungsorganisationen und den Berufsverbänden er- 
arbeitet. 

(Zuruf von der SPD) 

— Jawohl, Sie waren genauso daran beteiligt. Neben 
der rechthchen Absicherung des Berufes ist das 
Hauptanliegen des Gesetzes die Verbesserung der 
Qualität der Ausbildung und die Anpassung der Aus- 
bildung an die gestiegenen Anforderungen in der 
Notfallrettung. 

Am Schluß der Beratungen war insbesondere die 
Frage der Bezeichnung für die vollzeitausgebildeten 
Kräfte kontrovers diskutiert worden. Ich möchte Ihnen 
nicht alles wiederholen, wie sehr wir um diese Berufs- 
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Frau Würfel 

(A) bezeichnung gerungen haben. Es war zum Schluß 
schon gar nicht mehr witzig. 

Nach Abwägung aller Argumente sind wir zu dem 
Ergebnis gekommen, daß die im Gesetzentwurf vor- 
gesehene Bezeichnung „Rettungsassistentin“ und 
„ Rettungsassistent “ hinsichtlich der Gleichstellung 
mit den übrigen Assistenzberufen im Gesundheitswe- 
sen sinnvoll ist. 

Eine Ausweitung der Ausbildung auf drei Jahre, 
was von den Beruf sverbänden vorgeschlagen wurde, 
sollte unserer Meinung nach nach einigen Jahren der 
Erfahrung mit der Vollzeitausbildung mit diesem Ge- 
setz überprüft werden. 

Für uns war wichtig, sicherzustellen, daß das ehren- 
amtliche Element im Rettungswesen durch das Be- 
rufsgesetz in keinster Weise beeinträchtigt wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Das Nebeneinander von ehrenamtlich und hauptbe- 
ruflich Tätigen halten wir für unverzichtbar. Dabei 
geht es nicht um finanzielle Belange. Die Ehrenamt- 
lichkeit in unserem Gemeinwesen darf nicht zurück- 
gedrängt werden; vielmehr muß sie gestärkt werden. 
Die Bereitschaft vieler Mitbürgerinnen und Mitbürger 
zum ehrenamtlichen Engangement im Sozialbereich 
entspringt und ist Ausdruck einer zwei Jahrtausende 
alten christlichen Tradition der Nächstenliebe. Sie zu 
fördern und nicht zu unterbinden, darauf müssen un- 
sere Anstrengungen gerichtet sein. Deshalb war es für 
uns wichtig, daß auch in Zukunft ehrenamüiche 
Kräfte auf der Basis der alten 520-Stunden-Ausbil- 
dungsregelung weiter ausgebildet und auch einge- 
setzt werden können. 

/Ü\ 

^ ^ Die Übergangsregelungen stellen sicher, daß dieje- 
nigen, die schon heute auf Grund langjähriger Erfah- 
rungen qualifiziert im Rettungswesen tätig sind, die 
Berechtigung zur Führung der neuen, gesetzlich ge- 
schützten Berufsbezeichnung erhalten. 

In der Anhörung des Ausschusses ist glaubhaft dar- 
gelegt worden, daß die neuen Ausbildungsinhalte 
und -anforderungen von den Schulen sichergestellt 
werden können. Wichtig war uns dabei auch, daß die 
Ausbildungsmöglichkeiten für Mitarbeiter privater 
Rettungsdienste gewährleistet sind. Wir sind der Mei- 
nung, daß somit alle Voraussetzungen erfüllt sind, die 
Ausbildung zum Beruf der Rettungsassistentin bzw. 
des Rettungsassistenten entscheidend zu verbessern 
und damit zugleich einem im wahrsten Sinne des 
Wortes lebensrettenden Beruf die gesellschaftliche 
Aufwertung zu geben, die im nächsten Schritt die 
Altenpflegerinnen und Altenpfleger erhalten müs- 
sen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphai: Das Wort hat die Abgeord- 
nete Frau Wilms-Kegel. 

Frau Witms-Kegel (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Gesetzentwurf, den Sie heute 
verabschieden, hat eine lange und unerfreuliche Ge- 
schichte. Bereits 1972 ist der erste Versuch der sozial- 
liberalen Koalition, für die im Rettungswesen Beschäf- 
tigten eine dreijährige Berufsausbildung zu gewähr- 
leisten, an den Hilfsorganisationen mit dem faden- 


scheinigen Argument „nicht finanzierbar“ geschei- (C) 
tert. 

1979 hat der Berufsverband der Rettungssanitäter 
dann einen Gesetzesvorschlag vorgelegt. Nach hefti- 
gem Widerstand haben die Hilfsorganisationen 
schließlich vor gut zwei Jahren die Initiative übernom- 
men und der Bundesregierung den jetzigen Gesetzes- 
text in die Feder diktiert. Sie haben dadurch erreicht, 
daß sich in der dringend reformbedürftigen Praxis im 
Rettungswesen nichts geändert hat, außer dem Etiket- 
tenschwindel, der ab demnächst mit dem neuen Be- 
griff des Rettungsassistenten betrieben wird — übri- 
gens entgegen allen Empfehlungen von Sachverstän- 
digen, Gewerkschaften und Berufsverbänden. 

Die nach dem Gesetzestext vorgesehene Prüfungs- 
verordnung des BMJFFG entspricht ebenfalls wört- 
lich den Wunschvorstellungen etablierter Hilfsorgani- 
sationen. Deren Druck, der bis zuletzt auf den Aus- 
schuß ausgeübt wurde, hat dazu geführt, daß die In- 
teressen dieser Verbände sogar Vorrang erhalten ha- 
ben vor den Interessen der Unternehmen des von die- 
ser Koalition sonst nicht hoch genug geschätzten 
freien Marktes. Denn die Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beiter der freien privaten Anbieter im Rettungswesen 
kommen nicht in den Genuß der Übergangsregelung 
und haben so gegenüber den etabherten Wohlfahrts- 
verbänden extreme Wettbewerbsnachteile. 

Das Hauptargument für uns GRÜNE aber, weswe- 
gen wir diesen Entwurf ablehnen, ist, daß sich auch 
dieses Gesetz unverkennbar in die Reihe der Kosten- 
dämpfungen im Gesundheitswesen einfügt. Das Be- 
rufsbild des Rettungsassistenten und der Rettungsas- (D) 
sistentin, das hiermit neu geschaffen wird, ist eine 
absolute Notausgabe dessen, was wir als eine quahfi- 
zierte Berufsgruppe im Gesundheitswesen begrei- 
fen. 

Mit der Verabschiedung dieses Gesetzes steht fest, 
daß es gerade für die Berufsgruppe, die für Tausende 
von Menschen lebensrettend war oder noch werden 
wird, keine diesen hohen Anforderungen entspre- 
chende Ausbildung geben wird. Theorie und Praxis 
sind in der ohnehin zu kurzen Ausbildungszeit von 
zwei Jahren strikt voneinander getrennt, statt mitein- 
ander verzahnt. Das Abschlußexamen findet in der 
Mitte der Ausbildung, nämlich nach einem Jahr, statt. 

Die gesamte Ausbildung endet mit einem sogenann- 
ten Abschlußgespräch mit den Praxisanleitern. Eine 
Prüfung durch eine unabhängige Stelle ist nicht vor- 
gesehen. Es gibt auch keine Ausbildungsvergütung 
und dergleichen mehr — der Kollege Wittich ist so- 
eben sehr ausführlich darauf eingegangen — , was bei 
anderen Berufsgruppen im Gesundheitswesen 
schlicht undenkbar erscheint. 

Die Diskrepanz zwischen dem technischen Stan- 
dard im Rettungswesen und der Ausbildungsquahtät 
beim Rettungspersonal ist bereits seit langem unver- 
antwortiich. Sie wird durch dieses Gesetz weiter fort- 
geschrieben. Krankenwagen dürfen weiter von der 
großen Zahl ehrenhalber bezahlter und in 520 Stun- 
den ausgebildeter Rettungssanitäter bedient werden. 

Wir halten dies sowohl dem Personal als auch den 
Patientinnen und Patienten gegenüber für eine Zu- 
mutung und lehnen deshalb das Gesetz in der vorlie- 
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Frau Wilms-Kegel 

(A) genden Form ab. Ein Rettungssanitätergesetz ist zwar 
überfällig, aber dieses Rettungsassistentengesetz ist 
ganz einfach schlecht. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Parla- 
mentarische Staatssekretär im Bundesministerium für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit, Herr Pfei- 
fer. 


Pfeifer, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Im Gegensatz 
zu dem, was ich soeben gehört habe, messe ich dem 
vorliegenden Gesetzentwurf, vor allem im Hinblick 
auf das Fortbestehen eines leistungsfähigen Rettungs- 
wesens, eine erhebliche Bedeutung zu. Unser Ret- 
tungswesen steht auf einem weltweit anerkannt ho- 
hen Niveau. 

(Jaunich [SPD]: Auch ohne dieses Gesetz, 
ganz offensichthch!) 

— Auch ohne dieses Gesetz, aber anschließend vor 
allem auch durch dieses Gesetz. 

(Heiterkeit) 

— Ja, ich werde das noch ausführen. — Es wird von 
einem engagierten, stark motivierten Rettungsperso- 
nal getragen. Und es ist in den letzten 20 Jahren auch 
auf dem technischen Sektor zu einem hochqualifizier- 
(B) ten System entwickelt worden. Um dieses Niveau 
auch für die Zukunft zu gewährleisten, ist eine ent- 
sprechende berufliche Qualifizierung des Rettungs- 
personals unumgänglich. Meine Damen und Herren, 
dem dient dieses Gesetz. Ich möchte als wesentiiche 
Elemente dafür folgende Punkte hervorheben. 

Erstens. Die Neuordnung der Ausbildung ist erfor- 
derlich, um die Ausbildungsqualität den gestiegenen 
Anforderungen im Rettungswesen anzupassen und 
dadurch auch für die Zukunft einen leistungsfähigen 
Rettungsdienst zu sichern. 

Zweitens. Das ärztliche Behandlungsmonopol wird 
nicht angetastet. Der Rettungsassistent ist und bleibt 
ein gut ausgebildeter Helfer des Arztes. 

Drittens. Das ehrenamtliche Element als Rückgrad 
des Rettungswesens bleibt erhalten. Wir können und 
wollen auf dieses ehrenamtliche Engagement nicht 
verzichten. Wir wollen im Gegenteil auch in Zukunft 
dieses ehrenamtliche Engagement soviel wie möglich 
herausfordern und motivieren. Durch großzügige 
Überleitungsregelungen wird für bisherige Rettungs- 
sanitäter der Statuswechsel zum Rettungsassistenten 
ermöglicht, ohne daß hiermit eine Festlegung auf 
haupt- oder nebenberufliche Tätigkeiten verbunden 
ist. 

Viertens. Die Absolventen von Sanitätslehrgängen 
der Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes oder der 
Polizei sowie Angehörige anderer Heilhilfsberufe 
können über Sonderregelungen den Status des Ret- 
tungsassistenten erwerben, wodurch dem Rettungs- 
wesen ein breites Spektrum heilhilfsberuflicher Qua- 
lifikationen erschlossen wird. 


Fünftens. Die staatliche Anerkennung des Berufs- (C) 
bildes unterstreicht die Bedeutung des Rettungswe- 
sens und sichert seine Attraktivität in der Zukunft. Wir 
müssen allein schon aus demographischen Gründen 
darauf achten, daß bei insgesamt zurückgehender 
Ausbildungsnachfrage ein attraktives Berufsbild per- 
sonelle Engpässe in diesem wichtigen Bereich ver- 
meidet. 

Meine Damen und Herren, Sie sehen damit — das 
beweisen diese fünf Punkte daß dieses Gesetz in 
der Tat das leistungsfähige Rettungswesen in der Zu- 
kunft sichern wird. Ich werte den Ihnen vorliegenden 
Gesetzentwurf deshalb nicht nur für den Berufsstand 
der im Rettungsdienst tätigen haupt- und ehrenamth- 
chen Helfer des Notarztes als Erfolg. Noch größer ist 
seine Bedeutung für Notfallpatienten, deren Gesund- 
heit und Leben von sachkundig aus gebildeten Ärzten 
und medizinischem Assistenzpersonal abhängen. 

Ich bitte Sie deshalb, diesem Gesetzentwurf zuzu- 
stimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstimmung 
über das von der Bundesregierung eingebrachte Ret- 
tungsassistengesetz. Zum Gesetzentwurf liegt ein Än- 
derungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
11/4753 vor, der sich auf verschiedene Vorschriften 
des Entwurfs bezieht. Wer für den Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 11/4753 stimmt, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Der Änderungsantrag ^ ^ 
ist mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen abge- 
lehnt worden. 

Ich rufe die §§ 1 bis 16, Einleitung und Überschrift 
mit den vom Ausschuß empfohlenen Änderungen auf. 

Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann sind die 
auf gerufenen Vorschriften mit der gleichen Mehrheit 
wie eben angenommen worden: Die Koalitionsfrak- 
tionen haben zugestimmt. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — Enthal- 
tungen? — Der Gesetzentwurf ist mit der Mehrheit der 
Koalitionsfraktionen angenommen worden. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun- 
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Deutsche Siedlungs- und 
Landesrentenbank (DSL Bank-Gesetz — 
DSLBG) 

— Drucksache 11/2169 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Finanz- 
ausschusses (7. Ausschuß) 

— Drucksache 11/4759 — 
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Vizepräsident Westphal 
(A) Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Meyer zu Bentrup 

(Erste Beratung 80. Sitzung) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Beratung 30 Minuten vorgesehen. — Ich sehe 
dazu keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlos- 
sen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge- 
ordnete Meyer zu Bentrup. — Bitte schön. 


Dr. Meyer zu Bentrup (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Dieser Ge- 
setzentwurf, den wir heute verabschieden, schafft die 
Grundlage für die Teilprivatisierung der Deutschen 
Siedlungs- und Landesrentenbank. Es ist ein Schritt 
in die richtige Richtung. 

Die Beteihgung des Bundes an dieser Bank wird auf 
51 % zurückgeführt. Die Rechtsform der Bank als An- 
stalt des öffentlichen Rechts bleibt erhalten. Neue Be- 
teiligungen Privater bis zu 49 % am Grundkapital der 
Bank werden ermöglicht. 

Mit diesem Gesetzentwurf wird die marktwirt- 
schaftliche Linie fortgesetzt. Seit 1982 ist Privatisie- 
rung von Staatsbesitz ein wichtiges Element der 
neuen Ordnungspolitik. Der Bund hat sich von einem 
hohen Anteil seiner Unternehmensbeteiligungen mit 
Erfolg getrennt. 

Die Deutsche Siedlungs- und Landesrentenbank 
hat seit ihrem Fusions- und Gründungsjahr 1966 eine 
großartige Entwicklung erlebt. Die Bilanzsumme stieg 
(B) von 8,3 Milliarden DM auf 44 Milliarden DM am Ende 
1988. Das Auftragsgeschäft erreichte 1966 76%. Es 
waren im wesentlichen die Finanzierung der Agrar- 
struktur und der Eingliederung der vielen heimatver- 
triebenen Landwirte. 

(Pfuhl [SPD]: Und heute?) 

Das Eigengeschäft, also das Wettbewerbsgeschäft, er- 
reichte im Jahre 1966 24%, hier besonders im Hypo- 
theken- und Kommunaldarlehensbereich. 1988 ent- 
fielen auf das Eigengeschäft 86%, auf das klassische 
Auftragsgeschäft der Bank nur noch 13,6%. Dieser 
Anteil wird weiter rückläufig sein. Das Wachstums- 
potential liegt im Wettbewerbsgeschäft. Es ist das Ziel 
dieser Novelle, die Stellimg der Bank im Wettbe- 
werbsgeschäft zu stärken, ohne das Auftragsgeschäft 
zu beeinträchtigen. 

Der Binnenmarkt 1992 verlangt konkurrenzfähige 
Formen. Die Alternative, schon heute einen Zeitpunkt 
für eine Vollprivatisierung des Institutes festzulegen, 
ist nicht weiter verfolgt worden. 

(Pfuhl [SPD]: Wann kommt sie?) 

Die Bundesregierung hat ihren Gesetzesvorschlag 
damit begründet, daß das Kreditgeschäft für den länd- 
lichen Raum mit 44 % ein wesentlicher Faktor sei, das 
die gegenwärtige Struktur der Bank als Geschäfts- 
bank wie als Hypothekenbank präge und auf Grund 
seines öffentlich-rechtlichen Charakters seine Refi- 
nanzierung durch Ausgabe von Schuldverschreibun- 
gen bestimmend sei. 

Der Finanzausschuß hat das Ziel der Vollprivatisie- 
rung mit der Aussage bekräftigt: 


Der Ausschuß nimmt an, daß der Anteil des öf- (C) 
fentlichen Auftragsgeschäftes (1988: 13,6 v. H.) 
in Zukunft weiter zurückgehen wird. Er erwartet 
eine Geschäftspolitik der Bank, die insgesamt 
eine Vollprivatisierung des Institutes zu einem 
späteren Zeitpunkt ermöglicht. 

Die Deutsche Siedlungs- und Landesrentenbank 
hat ein hervorragendes Fundament für eine zukünf- 
tige Entwicklung. Sie wird sich im Wettbewerb mit 
anderen Banken hervorragend behaupten. Ihre Ge- 
schäftspolitik wird sich zukünftig noch stärker an Er- 
tragsgesichtspunkten ausrichten, da sie eine markt- 
übhche Verzinsung des Eigenkapitals erbringen und 
wegen Beteiligung Privater entsprechende Ausschüt- 
tungen vornehmen muß. 

Wir wünschen der Bank, meine Damen und Herren, 
daß ihre erfolgreiche Entwicklung der vergangenen 
Jahre unter neuer Beteiligung und neuer Führung 
weiter unternehmerisch orientiert fortsetzen kann, im 
Inland wie im Ausland. 

Wir stimmen dem Gesetzentwurf zu. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Roth. 


Roth (SPD): Herr Präsident! Meine verehrten 
Schriftführerinnen! Meine Damen und Herren! Ge- 
rade hat mein Vorredner geschildert, wie erfolgreich 
die Bank gearbeitet hat. Wenn man so erfolgreich war 
in der bisherigen Rechtsform, nämlich als öffentliche 
Anstalt, verstehe ich nicht 

(Glos [CDU/CSU]: Sie verstehen manches 
nicht, Herr Kollege Roth!) 

— Herr Glos — , wie man jetzt sagt: Nachdem das so 
gut gelaufen ist — von 8 Milliarden DM auf 40 Milli- 
arden DM Büanzsumme — , müssen wir das jetzt än- 
dern. 

(Gilges [SPD]: Ja, weil sie an die Gewinne 
ran wollen!) 

Darin ist keine Logik. 

(Bohl [CDU/CSU]: Doch!) 

Im übrigen: Wir haben in der Bundesrepublik 
Deutschland eine Bankenstruktur, die sich dadurch 
auszeichnet, daß wir große Privatbanken haben, Pri- 
vatbanken, die kleinere Bilanzsummen aufweisen, 
Sparkassen, Volksbanken und schließlich öffentliche 
Banken. Die DSL-Bank, von der wir heute reden, war 
eine öffentliche Bank. Sie hat sich allmählich — wie 
wir von meinem Vorredner gehört haben — erfolg- 
reich am Markt plaziert. Aber ich bitte Sie: Warum 
müssen wir eine erfolgreiche Bank jetzt in ihrer 
Rechtsstruktur ändern? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich bitte Sie. Warum soll sie nicht weiterhin Her- 
ausforderer gegenüber den anderen Banken sein? 
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Roth 

(A) Jetzt sind wir bei dem Thema so weit gekommen. 
Dann hat die Bundesregierung gesagt: Jetzt machen 

wir Privatisierung. 

(Pfuhl [SPD]: Aber nicht zuviel!) 

Wir haben im Finanzausschuß also im ersten Durch- 
gang Privatisierung gehört. Im Finanzausschuß hat 
die Mehrheit nicht nur plötzhch der Privatisierung 
zugestimmt, sondern gleichzeitig gesagt: Nach der 
Tradition war das zwar eine landwirtschaftlich orien- 
tierte Bank, aber das hat jetzt nichts mehr zu sagen; 
wir privatisieren jetzt. Dann hat man die Aufsicht des 
Landwirtschaftsministeriums durch eine Mehrheits- 
entscheidung der CDU/CSU und der FDP herausge- 
schmissen. 

(Gilges [SPD]: Herr Kiechle versteht ja nichts 
von Banken! — Pfuhl [SPD]: So haben die 
den Kiechle behandelt!) 

Dann habe ich gedacht, jetzt meinen sie es ernst mit 
der Privatisierung. Dann kam aber eine weitere Sit- 
zung. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Diejenige, von der ich eben gesprochen habe, fand 
im Februar 1989 statt. Die letzte Sitzung fand vorge- 
stern statt. 

(Uldall [CDU/CSU]: Warum sind Sie denn 
nie dabeigewesen?) 

— Das ist der falsche Zwischenruf. Ich war beide Male 
da. Herr Glos gibt mir recht. 

Dann haben Sie plötzlich gesagt: Wir wollen priva- 

(B) tisieren, aber wir wollen nicht so privatisieren, daß das 
privat wird, sondern wir wollen die Fachaufsicht des 
Finanzministers und des Landwirtschaftsministers. In 
einer privaten Bank! Überlegen Sie mal diesen Vor- 
gang. Diese Bundesregierung sagt also: Wir privati- 
sieren eine Bank, wir sind aber trotzdem der Auffas- 
sung, daß der Landwirtschaftsminister und der Fi- 
nanzminister weiterhin zuständig sind. 

Herr Kiechle, Sie sitzen da so nett. Kommen Sie mal 
vor und erklären Sie mir, warum eine Bank privatisiert 
werden muß, die gleichzeitig zwei Ministerien als 
Aufsichtsbehörden hat. Das müßte mir einmal erklärt 
werden. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Aber jetzt noch einmal zurück zu meinem Aus- 
gangspunkt — den meine ich sehr ernst — : In der 
Bundesrepublik Deutschland haben wir eine Über- 
macht der großen Privatbanken; Deutsche Bank, 
Commerzbank, Dresdner Bank. Gegen diese Über- 
macht dieser Großbanken gibt es viel Kritik. Übrigens 
hätte ich es ganz gern gesehen, wenn jetzt mein 
Freund Graf Lambsdorff hier wäre; ich denke an die 
Diskussion über die Übermacht der Privatbanken. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Freund?) 

Wir haben eine Gegenmacht durch die Sparkassen- 
organisationen und die Volksbanken sowie durch die 
öffentlichen Banken. Wenn man für einen Leistungs- 
wettbewerb ist, verstehe ich wirklich nicht, warum 
man jetzt eine öffenthche Bank privatisiert oder teil- 
privatisiert, die bisher so erfolgreich gewesen ist, wie 
es mein Vorredner gesagt hat. Warum eigentlich? 


Kann mir irgendeiner erklären, warum Sie nicht für (C) 
diese Wettbewerbsstruktur eintreten? 

(Gilges [SPD]: Das ist Klüngel, sonst 
nichts!) 

Die letzte Bemerkung: Ich habe im Finanzausschuß 
genau zugehört. Im Finanzausschuß hat die FDP 
plötzlich gesagt, sie sei im Grunde gegen das öffent- 
lich-rechtliche Emissionsrecht dieser Bank. 

Ich hätte die Bitte, daß die Nachredner aus der 
Koalition jetzt sagen, was sie mit dieser Bank Vorha- 
ben. Wollen Sie, daß diese Bank als Wettbewerber 
weiter am Markt bleibt, oder wollen Sie das nicht? Die 
Existenzmöglichkeit dieser Bank ist durch das Emis- 
sionsrecht bisher garantiert worden. Das ist auch der 
Grund des Erfolgs. 

Meine Bitte ist, daß mein Nachredner jedenfalls 
sagt, er tritt in dieser Debatte für die weitere Stabilität 
dieser Bank ein. Das bedeutet für 800 Leute hier in 
Bonn einen sicheren Arbeitsplatz. Bitte schön, Sie ha- 
ben die Möglichkeit, hier etwas zu sagen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sagen wir so- 
gar öffentlich! - Abg. Uldall [CDU/CSU] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

— Ja, natürlich bin ich bereit, die Zwischenfrage zuzu- 
lassen. 

Vizepräsident Westphal: Nein, es tut mir furchtbar 
leid. Die für Sie angemeldete Redezeit ist längst über- 
schritten. Ich habe mehrere Versuche gemacht. Sie 
zum Ende zu bringen. Insofern kann ich keine Zwi- 
schenfragen mehr zulassen. 

(D) 

Roth (SPD): Also, dann kann ich leider die Zwi- 
schenfrage nicht zulassen. Aber ich bin sicher, er hätte 
eine gute gehabt. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Jetzt kommt der Abgeord- 
nete Rind als nächster Redner. 

Rind (FDP): Herr Präsident! Meine Kolleginnen und 
Kollegen! Ich geh auf einige Punkte ein. Ich tue dies 
nicht am Anfang, sondern ich bringe es an den Punk- 
ten an, an denen ich es für in das Konzept passend 
befinde. 

Es verwundert Sie sicherlich nicht, wenn ich meinen 
Beitrag mit der Feststellung beginne: Wir unterstüt- 
zen alle Bemühungen mit dem Ziel, die unternehme- 
rische Betätigung des Staates zugunsten der unter- 
nehmerischen Betätigung Privater zurückzudrän- 
gen. 

Dabei kann ich gleich auf den ersten Punkt zu spre- 
chen kommen, Herr Roth. Der Erfolg dieser Bank hat 
natürlich u. a. seinen Hintergrund in der Tatsache, 
daß diese Bank unter nicht gleichen Bedingungen im 
Wettbewerb angetreten ist und insofern gegenüber 
privaten Banken begünstigt war. Wir begrüßen aus 
diesem Grunde, daß der vorliegende Gesetzentwurf 
den Rückzug des Bundes aus der DSL-Bank einleitet. 
Ausgehend von unserer Grundphilosophie kann uns 
die vorgesehene Teilprivatisierung nicht in vollem 
Umfang zufriedenstellen. 
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Rind 

(A) Dieses Gesetz ist ein Schritt in die richtige Richtung 

— aber nicht mehr — , dies insbesondere, weil die spä- 
tere Vollprivatisierung nicht behindert wird. Wir le- 
gen großen Wert auf die im Bericht auf geführte An- 
nahme des Finanzausschusses, daß der Anteil des öf- 
fenthchen Auftragsgeschäfts von 13,6% in Zukunft 
weiter zurückgehen soll. So steht es im Ausschußbe- 
richt. Wir erwarten auch, wie im Bericht niedergelegt, 
von der DSL-Bank eine Geschäftspolitik, die eine 
Vollprivatisierung zu einem späteren und nicht zu fer- 
nen Zeitpunkt ermöglicht. 

Die bisherige Entwicklung der Bank spricht für sich. 
1966, am ersten Bilanzstichtag nach der Fusion der 
Deutschen Landesrentenbank und der Deutschen 
Siedlungsbank zur DSL-Bank, betrug das öffentliche 
Auftragsgeschäft 76% und umfaßte 6,3 Milliarden 
DM, während das Wettbewerbsgeschäft 24 % betrug 
und nur knapp 2 Milliarden DM umfaßte. Inzwischen 
beträgt das Eigengeschäft, mit dem die DSL-Bank am 
Wettbewerb teilnimmt, rund 86 %. Dies, Kollege Roth, 
ist der Grund dafür, daß wir sagen: Die Privatisierung 
dieser Bank ist angesagt, wenn der Wettbewerbsan- 
teil des Geschäfts einen solchen Anteil von 86 % ange- 
nommen hat, dann ist Privatisierung angesagt, um 
gleiche Wettbewerbschancen zu gewährleisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir verschließen uns nicht den Argumenten, die 
einer umfassenden Privatisierung zum gegenwärti- 
gen Zeitpunkt entgegenstehen. Immerhin ist das öf- 
fentliche Auftragsgeschäft mit 6 Milharden DM kon- 
stant gebheben. Es hat sich nur in Prozentverhältnis- 
sen verändert, weil das Volumen entsprechend ge- 
wachsen ist. Wir wissen, daß 40 % des Geschäfts nach 
wie vor wegen öffenthcher Belange in den ländhchen 
Raum vergeben werden. Wir wissen, daß das Hypo- 
thekengeschäft der Bank und ihre dünnere Refinan- 
zierungsdecke für die Konstruktion der DSL-Holding 
und der privaten Beteihgung bis zu 49 % am Grund- 
kapital sprechen. 

Hier komme ich auf die Frage der Aufsicht zu spre- 
chen. Die Rechtsaufsicht hat natürhch ihren Ansatz 
darin, daß 51 % der Anteile noch beim Bund verblei- 
ben, so daß die Aufsicht noch nötig ist. Herr Kollege 
Roth, das werden auch Sie wohl akzeptieren. 

(Zuruf von der SPD: Das ist inkonsequent!) 

— Das ist nicht inkonsequent. Wenn unser Ziel er- 
reicht wird, daß das unter 50% sinkt, brauchen wir 
uns nicht mehr darüber zu unterhalten, daß die Voll- 
privatisierung einsetzt und die Aufsicht sowohl des 
Bundesministers der Finanzen als auch des Bundes- 
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
entfallen kann, 

Liebe Parteifreunde, hätte ich beinahe gesagt 
(Heiterkeit und Beifall) 

— ich spreche natürhch besonders gern zu meinen 
Parteifreunden, und der Europawahlkampf zeigt 
seine Spuren — , 

(Bindig [SPD]: Da reden Sie nämhch nur vor 
Parteifreunden, andere kommen nicht! — 

Roth [SPD]: Das Ganze ist eine Zitterpartie, 
das ist eine Zitterrede!) 


wir legen großen Wert darauf, zu der Frage der Auf- (C) 
sicht festzustellen, daß uns die Aufsicht allein beim 
Bundesminister der Finanzen Heber gewesen wäre. 

Wir sind aber der Meinung, daß diese Frage kein 
Essential ist, an dem wir das Gesetzesvorhaben schei- 
tern lassen müßten. Wir haben — Kollege Roth hat 
darauf hingewiesen — diese Auseinandersetzung 
auch im Finanzausschuß offen und fair ausgetragen 
und sind zu dem Ergebnis gekommen, dem Gesetz 
trotz dieses Schönheitsfehlers in § 6 zuzustimmen. 

Die weitere Privatisierung der Bank ist unserer Auf- 
fassung nach sichergestellt, wenn nun die Geschäfts- 
poHtik eingeleitet wird, wie sie im Bericht gefordert 
wurde. Die Holding und damit ihre privaten Kapital- 
geber tragen trotz der Anstaltslast des Bundes ein 
volles unternehmerisches Risiko mit Verlustbeteüi- 
gung, und dies unabhängig davon, ob es sich um stille 
oder atypische stille Gesellschafter handelt. 

Die FDP erwartet von der Bundesregierung, daß ein 
weiterers Element echter Privatisierung hinzutritt. 

Das private Beteiligungskapital soll möghchst bald 
und möghchst breit gestreut werden und, Herr Kol- 
lege Roth, Sie wissen auch, daß in dem Vertrag mit 
dem Konsortialführer bereits festgelegt ist, daß es 
nicht zu einem Besitz in Händen der Großbanken 
kommen wird, sondern zu einer breiten Streuung des 
Kapitals. Das war unser wichtiges Anhegen; dies ist 
auch verwirkhcht. 

(Zuruf von der SPD: Wir kommen darauf zu- 
rück!) 

Dieses Gesetz lebt von dem Geist, daß es ein erster 
Schritt auf dem Wege zur voUen Privatisierung der 
DSL-Bank ist, und diese Feststellung ermöghcht es (D) 
uns, dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr Ab- 
geordnete Hüser. 

Hüser (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Um es hier gleich vorweg zu sagen: Die GRÜ- 
NEN befürworten weder die Teilprivatisierung noch 
eine Teilprivatisierung mit Kapitalerhöhung. 

(Zuruf von der FDP: Das wundert uns aber 
sehr!) 

— Ich glaube, daß Sie das nicht verwundert; das ha- 
ben wir schon bei der ersten Rede gesagt, und die 
Ausschußberatungen haben uns keine anderen Ein- 
sichten gebracht, was auch zu erwarten war. 

Wir sind der Auffassung, daß es zur genüge öffent- 
liche Aufgaben gibt, die über die DSL-Bank abzuwik- 
keln sind, z. B. die Finanzierung von Projekten, von 
Bau- und Umbauvorhaben, die der Einghederung von 
Flüchtlingen und Asylsuchenden dienen, oder die Fi- 
nanzierung in dringend notwendigen Umstellungen 
der Landwirtschaft auf umweltverträghchen Land- 
bau, damit hier z. B. die Vergiftung unseres Grund- 
wassers gestoppt wird. Beides sind Aufgaben, für die 
diese Bank einst gegründet worden ist, und Aufga- 
ben, die noch weiter bestehen. Im neuesten Ge- 
schäftsbericht der DSL ist zu lesen, daß beim Auftrags- 
geschäft zur Einghederung von Flüchtlingen und 
Spätaussiedlern sowie für Agrarstrukturmaßnahmen 
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Hüser 

(A) ein Rückgang von ungefähr 204 Millionen DM zu ver- 
zeichnen ist, und angesichts des steigenden Bedarfs 
an Investitionen gerade in diesen beiden Bereichen ist 
eigentlich so eine Rückentwicklung überhaupt nicht 
einzusehen und auch nicht zu verstehen. 

Wir sind auch der Meinung, daß sich die Bundesre- 
gierung hiermit selbst ein wirtschaftspolitisches In- 
strument aus der Hand nimmt, was eigenthch noch 
dringend benötigt wird. 

Es ist bedauerlich, daß die Bundesregierung die Pri- 
vatisierung einfach so blind vorantreibt und daß sie 
nicht flexibel genug ist, angesichts dieser drängenden 
Probleme auf dem Wohnungsmarkt das Projekt der 
Privatisierung zurückzustellen. Ich denke, es wäre 
auch gar nicht schwierig, einen Rückzieher zu ma- 
chen, zumal alle Bankenverbände schwerwiegende 
Bedenken angemeldet haben. Aber im Gegenteü sah 
sich die Bundesregierung sogar genötigt, einen Kom- 
promiß mit den Banken einzugehen und einer Kapi- 
talerhöhung zuzustimmen, die den Bund nochmal 
76,5 Millionen DM kostet. Damit wird dieses Vorha- 
ben immer absurder. Zur Senkung der Staatsquote ist 
eine Erhöhung der Staatsausgaben nötig; wirtschafts- 
politisch, denke ich, macht dies überhaupt keinen 
Sinn. 

Aber im Verlauf der Privatisierungsdiskussion sind 
noch einige andere interessante Details auf den Tisch 
gekommen, und deshalb ist es ganz gut, daß wir hier 
noch die Gelegenheit zur Debatte haben, auch wenn 
man das ruhig hätte schrifüich abgeben können, denn 
dann hätte man es nachlesen können. 

Zum Beispiel ist es, denke ich, sehr interessant, daß 
Herr Tietmeyer, sonst eigentlich eher als Prediger der 
Sparsamkeit bei öffentiichen Mitteln bekannt, schon 
im Vorfeld der Diskussion der Dresdner Bank die Kon- 
sortialführung bei der Emission der DSL-Bank- Aktien 
versprochen hat, und zwar laut „ Spiegel “ -Bericht vom 
13. März dieses Jahres ohne Angaben von Bankver- 
gütung und Verkaufspreis. Dies soll erst später ent- 
schieden werden. 

(Zuruf von der FDP: Das ist keine sichere 
Quelle!) 

— In der Regel ist das eine sichere Quelle. Wir werden 
dann ja sehen, ob dies dann zutrifft oder nicht. 

Wieso geht dieses lukrative Geschäft, was doch 
wohl einige MiUionen DM an Gewinn einbringen 
wird, nicht an die Bank, die die günstigen Konditionen 
bietet? Ich denke, hier ist dann doch noch einiges zu 
tun. 

So kurz vor seiner Übersiedlung in die Bundesbank 
nach Frankfurt fragt man sich natürlich auch, welche 
Hintergedanken dieser Art Freundschaftsdienste viel- 
leicht zugrunde liegen können. 

Ziemlich durchsichtig ist auch die Hin- und Her- 
schieberei von Parteifreunden. So kam unlängst das 
Gerücht auf, der ehemalige Regierungssprecher Ost 
solle in der DSL-Bank seinen Vorstandsposten quasi 
als Abfindung bekommen. 

Ich denke, man darf auch gespannt sein, wenn es 
darum geht, die sechs neu zu schaffenden Aufsichts- 
ratsposten der zukünftigen DSL-Holdinggesellschaft 
zu besetzen. Hier dürften sich vielleicht einige ausge- 


diente Herren aus der Dresdner Bank oder auch aus (C) 
der Bonner Politik, die ja auf Ihrer Seite demnächst 
wohl noch in größerer Zahl da sein werden, wieder- 
finden. 

Interessant, denke ich, ist es auch, ob es Herrn Tiet- 
meyer noch gelingen wird, seinen Freund, Herrn 
Sehrbrock, ehemals Vorstandsvorsitzender der DSL- 
Bank, irgendwo unterzubringen. Das sind Sachen, die 
wir bei der weiteren Durchsetzung dieser Privatisie- 
rung beobachten werden. Das ist auch ein Grund, 
warum wir hier dagegenstimmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Der erste Redner des heu- 
tigen Morgens ist der Parlamentarische Staatssekretär 
im Bundesministerium der Finanzen, Herr Dr. Voss. 

Dr. Voss, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Präsident! Guten Morgen, meine 
Damen und Herren! Die Bundesregierung hat im Rah- 
men ihrer Gesamtkonzeption für die Privatisiemngs- 
und Beteiligungspolitik des Bundes bereits im März 
1985 beschlossen, die Kapitalbeteiligung des Bundes 
an der Deutschen Siedlungs- und Landesrentenbank 
auf eine einfache Mehrheit zurückzuführen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf schafft die Voraus- 
setzungen, daß sich erstens Private an dem Kreditin- 
stitut beteiligen können, daß zweitens sein öffentlich- 
rechtlicher Status gewahrt bleibt und daß drittens 
seine Unabhängigkeit dauerhaft gesichert wird. Die 
Privatisierung von Beteiligungsbesitz der nicht zur Er- 
reichung staatlicher Ziele erforderlich ist, ist Teil einer 
Politik von Mehr Markt und weniger Staat. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Mit der Teilprivatisierung der Deutschen Siedlungs- 
und Landesrentenbank wird nach der Deutschen Ver- 
kehrskreditbank ein zweites Kreditinstitut des Bundes 
teilweise in private Hände überführt. 

Die Teilprivatisierung erfordert eine gesetzhche 
Änderung in Form der konstitutiven Neufassung des 
Gesetzes. Der zur Beratung stehende Entwrurf läßt of- 
fen, in welcher Form sich Private an der Bank beteili- 
gen, ob unmittelbar oder mittelbar, ob als echte gesell- 
schaftsrechtliche Beteiligung oder in Form einer stil- 
len Gesellschaft. 

Mit Rücksicht auf die nach wde vor bestehenden 
öffentlichen Aufgaben der Bank bleibt der Bund am 
Grundkapital der Bank weiterhin mit mindestens 
51% beteiligt. 

Die Teilprivatisierung soll so verwirkhcht werden, 
daß sich eine noch zu gründende Holding in Form 
einer Aktiengesellschaft als stille Gesellschafterin, je- 
doch mit mituntemehmerischen Rechten, an der Bank 
beteiligt. Auf sie überträgt der Bund 48 % der Anteile 
am Kapital der Bank. Die Anteile an dieser Holding 
sollen breit gestreut werden. Dadurch wird eine Betei- 
ligungsform geschaffen, die einer unmittelbaren Be- 
teiligung an der Bank weitgehend entspricht, mit al- 
len damit verbundenen Chancen und Risiken. 

Der Gesetzentwurf orientiert sich im übrigen 
ebenso wie der auf seiner Grundlage erarbeitete Sat- 
zungsentwurf so weit wie möghch an den Vorschriften 
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Pari. Staatssekretär Dr. Voss 

(A) des Aktiengesetzes, Die Aktionäre der Holding wer- 
den also eine Beteiligung vorfinden, die weitgehend 
aktienrechtlichen Regelungen entspricht. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Ak- 
tien im Herbst dieses Jahres plaziert werden können. 
Nach der Verabschiedung des Gesetzes kann die Hol- 
ding gegründet werden. Derzeit werden Gutachten 
erarbeitet, um verläßliche Annahmen für den Ausga- 
bekurs und den Erlös an dem Verkauf der Holding- 
Aktien zu erhalten. 

Der Einnahmeansatz von 200 Millionen DM im 
Haushalt 1989, bei dem die aus dem Privatisierungs- 
erlös zu finanzierende Kapitalerhöhung berücksich- 
tigt ist, dürfte zu erreichen sein. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Ak- 
tien vom Markt mit regem Kaufinteresse aufgenom- 
men werden. 

Die Teilprivatisierung der Deutschen Siedlungs- 
und Landesrentenbank geht allerdings den einen zu 
weit, während sie den anderen nicht ausreicht. 

Die Deutsche Siedlungs- und Landesrentenbank ist, 
was ihr Neugeschäft betrifft, weitgehend im Wettbe- 
werb tätig, wie es hier bereits mehrmals zum Aus- 
druck gekommen ist. In diesem Bereich erfüllt sie 
keine öffentlichen Aufgaben. 

Andererseits verwaltet die Bank einen beachtlichen 
Bestand an Krediten aus öffentlichen Programmen. 
Aus ihnen werden auch heute noch Kredite vergeben, 
die in den Büchern der Bank noch lange geführt wer- 
den müssen. Die Bank erfüllt somit neben dem Wett- 

(B) bewerbsgeschäft einen öffentlich-rechtiichen Auf- 
trag. 

Dies rechtfertigt es, auf absehbare Zeit die öffentli- 
che Rechtsform beizubehalten. 

Die Bundesregierung hat auch die Möglichkeit ei- 
ner Vollprivatisierung sorgfältig geprüft. Neben dem 
schon erwähnten öffentlichen Auftragsgeschäft spre- 
chen zumindest auf absehbare Zeit zwei weitere Ge- 
sichtspunkte gegen die Vollprivatisierung. 

Zum einen ist die Bank im Wettbewerbsgeschäft 
sowohl als Geschäftsbank als auch als Hypotheken- 
bank tätig. Nach geltendem Recht darf eine private 
Hypothekenbank aber nur als Spezialinstitut betrie- 
ben werden. 

Zum anderen refinanziert sich die Bank ganz über- 
wiegend durch Ausgabe ungedeckter Schuldver- 
schreibungen, die bei privaten Kreditinstituten men- 
genmäßig beschränkt ist. Diese Refinanzierungs- 
grundlage soll der Bank erhalten bleiben. 

Die Bundesregierung hält es für ordnungspolitisch 
besser, die öffentliche Rechtsform beizubehalten, als 
zugunsten eines Instituts in privater Rechtsform die- 
sem auf Dauer Sonderregelungen einzuräumen. 

Zudem erlangt die Bank aus der Beibehaltung der 
öffenthchen Rechtsform keinen Wettbewerbsvorteil. 
Im Gegenteil, sie wird bei Beteiligung Privater deren 
Gewinn- oder Ausschüttungserwartungen erfüllen 
müssen. Schon deshalb wird sie ihre Angebote wie 
jede andere Bank unter Ertragsgesichtspunkten sehr 
genau zu bewerten haben. 


Im Beteiligungsvertrag wird geregelt sein, daß die (C) 
Aktionäre der Holding durch die Beibehaltung der 
öffentlichen Rechtsform und der damit verbundenen 
Anstaltslast des Bundes keinen Sonderstatus erhalten 
werden. Denn die Anstaltslast schützt nicht die An- 
teilseigner, sondern nur die Gläubiger. 

Ich fasse zusammen: Der Gesetzentwurf ist das Er- 
gebnis einer sorgfältigen Abwägung zwischen den 
langfristig anzustrebenden Zielen und dem derzeit 
Möglichen. Er gestattet die Beteüigung Privater so 
weit wie möglich und erhält den öffenthchen Auftrag 
und die öffentliche Rechtsform der Bank so weit wie 
nötig bei. 

Ich bitte Sie daher um Zustimmung. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Westphal: Ich schheße die Ausspra- 
che. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstimmung 
über den Gesetzentwurf der Bundesregierung über 
die Deutsche Siedlungs- und Landesrentenbank. Es 
handelt sich um die Drucksachen 11/2169 und 
11/4759. 

Ich rufe auf die §§ 1 bis 21, Einleitung und Über- 
schrift mit der vom Ausschuß empfohlenen Änderung 

— es ist eine einzige Änderung — . 

Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer p) 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die aufgerufe- 
nen Vorschriften sind mit der Mehrheit der Koahtions- 
fraktionen angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. 

Wer dem Gesetzentwurf zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. — Wer stimmt 
dagegen? — Gibt es Enthaltungen? — Nein. Der Ge- 
setzentwurf ist mit derselben Mehrheit angenommen 
worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

— Ich hoffe, dieses Klatschen gilt insbesondere den 
Mitarbeitern, den Stenographen vor und hinter uns, 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

die heute sehr, sehr lang ausharren müssen und von 
denen wir wissen, daß sie heute früh wieder antreten 
müssen; einige der Mitarbeiter müssen erst noch ab- 
räumen und heute früh wieder hier sein. 

Wir sind am Schluß unserer heutigen Tagesord- 
nung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun- 
destages auf heute, Freitag, den 16. Juni 1989, 9 Uhr, 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16. Juni 1989, 

0.09 Uhr) 
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(A) 


Anlagen zum Stenographischen Bericht (C) 


Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 


Abgeordnete(r) 

Fraktion 

entschuldigt bis 
einschließlich 

Dr. Ahrens 

SPD 

16. 06. 89* 

Andres 

SPD 

16. 06. 89 

Frau Berger (Berlin) 

CDU/CSU 

16. 06. 89 

Bühler (Bruchsal) 

CDU/CSU 

15. 06. 89 * 

Frau Conrad 

SPD 

16. 06. 89 

Daweke 

CDU/CSU 

16. 06. 89 

Frau Dr. Däubler-Gmelin 

SPD 

15. 06. 89 

Engelhard 

FDP 

15. 06. 89 

Esters 

SPD 

16. 06. 89 

Frau Folz-Steinacker 

FDP 

16. 06. 89 

Francke (Hamburg) 

CDU/CSU 

16. 06. 89 

Frau Frieß 

GRÜNE 

15. 06. 89 

Gattermann 

FDP 

15. 06. 89 

Dr. Geißler 

CDU/CSU 

16. 06. 89 

Dr. Glotz 

SPD 

16. 06. 89 

Frau Dr. Götte 

SPD 

15. 06. 89 

Frhr. Heereman von 



Zuydtwyck 

CDU/CSU 

15. 06. 89 

Frau Hensel 

GRÜNE 

16. 06. 89 

Frau Hillerich 

GRÜNE 

16. 06. 89 

Hörster 

CDU/CSU 

15. 06. 89 

Ibrügger 

SPD 

16. 06. 89 

Klein (Dieburg) 

SPD 

16. 06. 89 

Kolbow 

SPD 

16. 06. 89** 

Dr. Kreile 

CDU/CSU 

16. 06. 89 

Kuhlwein 

SPD 

16. 06. 89 

Kühbacher 

SPD 

16. 06. 89 

Lamers 

CDU/CSU 

16. 06. 89 

Lintner 

CDU/CSU 

16. 06. 89 

Dr. Mertens (Bottrop) 

SPD 

15. 06. 89 

Dr. Müller 

CDU/CSU 

16. 06. 89* 

Neuhausen 

FDP 

16. 06. 89 

Niegel 

CDU/CSU 

16. 06. 89* 

Frau Pack 

CDU/CSU 

16. 06. 89 

Petersen 

CDU/CSU 

16. 06. 89** 

Reuschenbach 

SPD 

16. 06. 89 

Frau Rock 

GRÜNE 

16. 06. 89 

Dr. Schulte 



(Schwäbisch Gmünd) 

CDU/CSU 

16. 06. 89 

Tietjen 

SPD 

16. 06. 89 

Frau Dr. Timm 

SPD 

15. 06. 89 

Dr. Uelhoff 

CDU/CSU 

16. 06. 89 

Dr. Vondran 

CDU/CSU 

16. 06. 89 

Vosen 

SPD 

15. 06. 89 

Graf von Waldburg-Zeil 

CDU/CSU 

16. 06. 89 

Weisskirchen (Wiesloch) 

SPD 

16. 06. 89 

Dr. Wieczorek 

SPD 

16. 06. 89 

Wilz 

CDU/CSU 

15. 06. 89 

Frau Dr. Wisniewski 

CDU/CSU 

16. 06. 89 

Zumkley 

SPD 

15. 06. 89** 


* für die Teilnahme an Sitzimgen der Parlamentarischen Versamm- 
lung des Europarates 

* * für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Versamm- 
lung 


Anlage 2 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Punkt 27 der Tagesordnung 
(Antrag der Fraktion der SPD: Förderung von Frauen 
in Entwicklungsländern und Antrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN: Frauen in der Entwicklungszusammenar- 
beit) 

Frau Luuk (SPD): Die SPD-Fraktion brachte am 
25, September 1987 den Antrag „Förderung von 
Frauen in Entwicklungsländern" ein. Nach der im 
März 1988 geführten Aussprache ging der Antrag in 
die Ausschüsse zur Beratung. Heute kurz vor Mitter- 
nacht steht dieser Antrag hier zur Abstimmung, und 
ich freue mich, daß wir es bei diesem Thema zu einer 
gemeinsamen Haltung gebracht haben. Die Kollegin- 
nen der Koalitionsfraktionen haben das Anliegen un- 
seres Antrages mit unterstützt. Allerdings haben wir 
dieser Gemeinsamkeit als Sozialdemokraten auch 
Opfer gebracht, halten wir doch weiterhin die Einrich- 
tung eines eigenständigen Querschnittreferates im 
BMZ, das die Aufgabe der Frauenförderung auf allen 
Ebenen planen, überprüfen und in die Wege leiten 
sollte, für notwendig. Mit der Einrichtung eines 
Bauchladenreferates, das neben anderen Gesichts- 
punkten auch die Belange von Frauen zur Aufgabe 
hat, sind wir nicht zufrieden, selbst wenn dieses Refe- 
rat inzwischen von einer Frau geleitet wird. 

Selbstbewußt singen die Afrikanerinnen „Wir sind 
die Welt, wir sind die Frauen", und auf der Weltfrau- 
enkonferenz in Nairobi stimmten Frauen aus allen pj 
Ländern der Welt begeistert ein. Wie aber ist die Welt 
der Frauen in den Entwicklungsländern im Alltag? 

Der Frauenreichtum an Energie, Ideen und Tatkraft, 
an Tänzen und Liedern, Offenheit und Freundhchkeit 
beeindruckt. Er steht im krassen Gegensatz zu der 
Härte des Überlebenskampfes der Frauen. „Wir tra- 
gen eine schwere Last", meinen die Frauen aus Sim- 
babwe. „Aber: wer soll sie tragen, wenn nicht wir 
Frauen?“ 

Koloniahsmus, pohtische und wirtschafthche Rah- 
menbedingungen, Welthandel und Weltwirtschafts- 
ordnung prägen die Lage der Frauen: sie leisten zwar 
zwei Drittel aller Arbeitsstunden und sind in den mei- 
sten Ländern für die Versorgung der Bevölkerung mit 
Nahrungsmitteln zuständig. Dennoch sind sie es, die 
zuletzt schlafen und essen. Sie sind es, denen der 
Zugang zu Bildung und Ausbildung, bezahlter Er- 
werbsarbeit, Krediten und Grundbesitz und gesund- 
heithcher Grundversorgung fehlt. Sie tragen die La- 
sten der Unterentwicklung in ihren Ländern. Sie sind 
es aber auch, die „Entwicklung" bezahlen. 

Zu Recht beklagte Marie Schlei, die verstorbene 
erste und einzige Entwicklungsministerin der Bun- 
desrepublik Deutschland, die zusätzhchen Lasten von 
Entwicklungshilfe auf dem Rücken der Frauen. Am 
Niger nahmen die Fischergenossenschaften Frauen 
ihren lohnenden Arbeitsplatz als Fischhändlerin und 
Zwischenhändlerin. In Sierra Leone verfaulten Fische 
am Strand, weil die Entwicklungsmaßnahmen des 
einheimischen Fischfangs nur an den Bedürfnissen 
der männhchen Fischer ausgerichtet waren. Die 
Frauen, die den Fisch verarbeiten und vermarkten. 
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(A) hatte „mann" vergessen. Die Nutzung des Bodens für 
Exportwirtschaft vertrieb Frauen von fruchtbarem 
Land, beschäftigte Männer als Lohnarbeiter und über- 
ließ Frauen und ihren Familien nur den Ertrag des 
kargen Bodens. Weder Geld noch Nahrung waren 
vorhanden. Die Folge: Hunger und Armut. 

Frauen suchen immer wieder Auswege: sie schuf- 
ten als Bäuerinnen auf dem Lande, als sozial unabge- 
sicherte Niedriglohnarbeiterinnen in den Freien Pro- 
duktionszonen der Entwicklimgsländer. Sie sind den 
Laimen der Polizei ausgesetzt, wenn sie als Händle- 
rinnen in den Städten Waren ohne Genehmigung ver- 
kaufen. Sie werden ausgebeutet als Hausgehilfinnen 
mit 15-Stunden-Tag, Sie tragen ihre Haut zu Markte 
als Prostituierte in Entwicklimgsländem und in Eu- 
ropa, als gekaufte Ehefrauen von Europäern. 

Die hohe Verschuldung der Entwicklungsländer 
wirkt sich zusätzlich negativ aus. Frauen tragen die 
Verantwortung für die Familie und ihre Versorgung. 
Weltbank und Internationaler Währungsfonds neh- 
men Entwicklungsländer in den Würgegriff und ver- 
langen ihnen Sparmaßnahmen ab, wenn sie ihnen 
Kreditwürdigkeit bescheinigen. Die Streichung der 
Subventionen für Brot und Bohnen, Mais und Reis, 
Strom, Gesxmdheit oder Bildung trifft immer die 
Frauen am härtesten; denn sie bezahlen mit weiterer 
Ausbeutung ihrer Person. 

Seit die Weltbank und die internationalen Entwick- 
lungsagenturen fristgerecht zum Ende des UNO- 
Frauenjahrzehnts die Frau als Schlüssel zur Lösung 
der Probleme Überbevölkerung und Hunger entdeck- 
ten, gibt es eine neue Gefahr. Frauen sollen in die 
Entwicklungsprozesse ihrer Länder integriert werden. 
Da sich alle Entwicklungen an westlichen oder östli- 
chen Entwicklungsmodellen orientieren, spitzen sich 
die Benachteiligungen der Frauen zu: zu ihrer Be- 
nachteiligung durch die fehlende Teilhabe an Ent- 
wicklung kommt die Benachteiligung als Frau in ei- 
nem Industrialisierungsprozeß hinzu. Die Frau verliert 
ihre Rolle als Versorgerin. Sie kann sie nicht oder nur 
schlecht erfüllen. Sie verliert ihre sozialen und kultu- 
rellen Traditionen, weil sie sich auf neue Entwick- 
lungswerte einläßt, ohne darauf vorbereitet zu sein 
oder ihre Auswirkungen zu kennen. 

Oft können Frauen sich gegen diese Integration 
nicht wehren, weil sie die einzige Chance für sie ist, 
den Teufelskreis von Unwissenheit, Hunger und Ar- 
mut zu durchbrechen. Es gibt aber auch Frauen, die 
mutig genug sind, einen eigenen Entwicklungsweg 
zu versuchen. Sie gründen Selbsthilfeorganisationen 
oder Frauengruppen. Hier planen sie Projekte wie 
z. B. eine Schweine- oder Hühnerzucht, ein Bewässe- 
rungsprojekt und Gemüseanbau, Kunsthandwerk, 
Nähwerkstätten oder Lederverarbeitimg. Sie planen 
und diskutieren, sie fangen an. Sie glauben an das, 
was sie tun. 

Diese Frauen und Frauengruppen sind es, mit de- 
nen wir Projekte machen müssen. Den Frauen fehlt es 
an Geld und an Ausbildung, um ihre Lebensbedin- 
gungen zu verbessern. Wir müssen versuchen, durch 
Fördenmg dieser Projekte einen Beitrag zur Armuts- 
überwindung zu leisten und die Frauen zu unterstüt- 
zen, auf einem von ihnen selbst gewählten Weg dieses 
Ziel zu erreichen. Dabei kann sich nur marginal etwas 


für die Frauen verändern, weil Welthandel und Welt- (C) 
Wirtschaft die Situation der Frauen bestimmen. Was 
nützt ein Ausbildungsprogramm für Sekretärinnen, 
wenn die öffentliche Verwaltung keine Frauen ein- 
stellen kann? Was nützt ein Ausbildungsprojekt im 
Gemüseanbau, wenn die importierten Produkte biUi- 
ger sind? Was nützt ein Nähprojekt, wenn doch Klei- 
dung aus den Kleidersammlungen in Europa auf dem 
Markt billiger zu erwerben ist? 

Aber das Selbstwertgefühl, die Rolle und das Ver- 
hältnis von Männern und Frauen verändern sich 
durch die Frauenprojekte. Sie ermutigen Frauen, ihre 
Probleme als gesellschaftliche und nicht individuelle 
Fragen zu begreifen und ihren Anteil an Entwicklung 
zu hinterfragen. Und: die Frauen wollen Hilfe, weil sie 
überleben und besser leben wollen. Trotz aller Unter- 
schiede in Kultur, Tradition und Wirtschaft teilen 
Mädchen aus allen Entwicklungsländern ein Schick- 
sal: sie haben weniger Bildung und Ausbildung als 
Jungen. Und zwischen Analphabetentum und Armut 
besteht ein Zusammenhang. 

Unser Antrag will aber über die Förderung von 
Frauenprojekten hinausgehen. Wir wollen die Rah- 
menbedingungen ändern, um nachhaltige Wirkung 
für Frauen zu erzielen. Frauen und Entwicklung heißt: 

Die Frauen haben das Recht, den Entwicklungsprozeß 
ihre Landes mitzubestimmen und an der Entwicklung 
des Landes teilzuhaben, weil sie die gleichen Rechte 
wie die Männer haben. Dieser Anspruch ergibt sich 
nicht nur aus der UNO-Charta, sondern auch aus der 
Mehrzahl der Verfassungen der Länder. Dieser An- 
spruch verpflichtet uns, weil auch die Bundesrepublik 
Deutschland von der Gleichberechtigung der Frau (D) 
ausgeht. 

Die Interessen und Bedürfnisse der Frauen sind in 
die Planung und Entscheidungsprozesse über Ent- 
wicklungszusammenarbeit einzubeziehen. Frauen 
sind nicht integrationsbedürftige Objekte zur Produk- 
tivitätssteigerung und Steuerung der Familienpla- 
nimg, sondern als handelnde Subjekte zu betrachten. 
Strukturverbesserung der Gesellschaft müssen im 
Mittelpunkt von Entscheidungen stehen. Daher müs- 
sen alle Maßnahmen dahin gehend überprüft werden, 
inwieweit sie die Interessen und Bedürfnisse von 
Frauen beeinflussen und inwieweit sie positiv zu 
Strukturveränderungen beitragen, diese möglich ma- 
chen oder Vorschläge von Frauen einbeziehen. 

Im Politikdialog kann sicher nur etwas dxirch die 
Demonstration unseres ernsthaften Bemühens er- 
reicht werden. Außerdem wird eine weitere Vernet- 
zung im nationalen und internationalen Bereich Re- 
sultate bringen. Es ist unsere gemeinsame Welt, in der 
wir leben und das Überleben gewährleisten müssen. 
Fangen wir an, den Frauen in den Entwicklungslän- 
dern ihr Überleben durch unsere Beiträge zu erleich- 
tern. 

Ich bitte Sie, der vorliegenden Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zuzustimmen. 

Frau Männle (CDU/CSU): Frau sein in der Dritten 
Welt heißt: mehr arbeiten, aber weniger gelten als ein 
Mann, weniger verdienen, weniger essen, weniger 
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(A) lernen, weniger politisch mitbestimmen. Als der ke- 
nianische Präsident Arap Moi 1985 bei der Weltfrau- 
enkonferenz zum Abschluß der Dekade der Frau der 
Vereinten Nationen im großen Konferenzzentrum von 
Nairobi vor rund 2 000 Delegierten aus aller Welt 
seine Begrüßungsansprache hielt, bezeichnete er — in 
treffenden Worten das Wesentiiche zusammenfas- 
send — die Frauen als das „Rückgrat der Gesell- 
schaft". Sicherlich meinte er in erster Linie die Frauen 
der Dritten Welt, aber wohl nicht nur sie. Ich frage 
mich: Waren Männer in diesem Bild als Kopf mitge- 
dacht, der obenauf sitzt? Ein Rückgrat hält viel aus. Es 
ist fähig, Lasten zu tragen — so wie es z. B. die Frauen 
in der Dritten Welt Tag für Tag tun. Da werden Brenn- 
holz und Wasser zum Kochen oft kilometerweit heran- 
geschleppt, Steine für ein Projekt herbeigeschafft, fast 
immer zusätzlich ein Kind auf dem Rücken, unter der 
sengenden Sonne, im Gedanken an die auch noch zu 
verrichtende Haus- und Feldarbeit oder den zu betrei- 
benden Handel. 

Frauen — so stellte eine Studie der Vereinten Natio- 
nen fest leisten — bezahlt, unterbezahlt oder unbe- 
zahlt — weltweit zwei Drittel aller Arbeitsstunden. Sie 
erbringen in den Entwicklungsländern beispielsweise 
drei Viertel aller Arbeitsleistungen auf dem Land. Sie 
spielen eine Schlüsselrolle in der Energie- und Was- 
serversorgung, in Hauswirtschaft, Ernährung, Ge- 
sundheit, Kindererziehung — zum Teil auch in Hand- 
werk, Handel und moderner Industrieproduktion, 
Frauen leben jedoch häufig unter Bedingungen, die 
zu Benachteiligungen und Belastungen führen, wel- 
che ihnen die Erfüllung ihrer Aufgaben besonders 
erschweren. Denken wir hier nur beispielsweise an 
die schwierigen Lebensbedingungen sehr vieler 
Frauen in Indien. Mit Kolleginnen aller Fraktionen 
habe ich dort unlängst Frauenprojekte besucht. Ange- 
sichts des überaus harten Überlebenskampfes war ich 
fasziniert von der Kraft, die von den Frauen ausgeht, 
von ihrem erfolgreichen Bemühen, den Widerständen 
zu trotzen und die Schwierigkeiten zu besiegen. Sei es 
als Müllsammlerin oder als Lastenträgerin, hier wie 
auch in anderen Teilen der Dritten Welt zeigen 
Frauen, daß sie in der Lage sind, eine „Kultur des 
Überlebens" aus eigener Anstrengung aufzubauen. 

Frauen sind — allerdings nicht nur in der Dritten 
Welt — die einzige Mehrheit mit Minderheitenstatus 
hinsichtlich wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und 
pohtischer Mitsprache. Durch die Dekade der Frau 
der Vereinten Nationen ist jedoch so viel in Bewegung 
geraten, daß sich eine Entwicklung in Richtung auf 
ein selbstbestimmtes Leben für Frauen nicht mehr 
verhindern läßt. Sie kann verlangsamt oder beschleu- 
nigt, aber nicht mehr aufgehalten werden. Allen 
dürfte inzwischen einsichtig geworden sein, daß sich 
die Wirksamkeit der von uns und anderen geleisteten 
Entwicklungshilfe erhöht, wenn Frauen — Trägerin- 
nen von Entwicklung — gezielt in den Entwicklungs- 
prozeß einbezogen werden, wenn man sie an Ent- 
scheidungen bezüglich der Planung und Durchfüh- 
rung von Projekten beteihgt. Darüber hinaus — dies 
ist mir wichtig — hat Frauenförderung noch eine an- 
dere Dimension. Frauen haben einen Anspruch auf 
Förderung aus eigenem Recht. Auch Frauen müssen 
die Möghchkeit haben, in Staat und Gesellschaft, in 
der Wirtschaft und im Bildungswesen den ihnen zu- 


stehenden Platz einzunehmen. Eine Lesart, die Men- (C) 
schenrechte mit Männerrechten gleichsetzt, ist falsch 
und gefährlich. 

„Ich bin eher eine Frau der Tat als der Worte." So 
stellte sich im vergangenen Jahr eine Frau aus der 
Dritten Welt bei einer öffentlichen Anhörung des 
Deutschen Bundestages vor. Meine Damen und Her- 
ren, auch bei uns kommt es darauf an, Tatkraft zu 
beweisen, politischen Willen gezielt in poütisches 
Handeln umzusetzen — und zwar in der Unterstüt- 
zung dieser Frauen. Im Rahmen der Förderung von 
Frauen in der Dritten Welt sind einige Schritte in die 
richtige Richtung bereits gegangen worden. Diese 
will ich hier ausdrückhch begrüßen, so vor allem die 
Schaffung des mit Frauenfragen befaßten Referates 
im Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit, das auf unser wiederholtes Anmahnen hin in- 
zwischen von einer Frau geleitet wird, und so die vor 
genau einem Jahr erfolgte Vorlage des umfassenden 
Konzeptes für die Förderung von Frauen in den Ent- 
wicklungsländern. 

Der jetzt hier zur Debatte stehende Antrag „Frauen 
in der Entwicklungszusammenarbeit" enthält weitere 
darüber hinausgehende, wichtige Forderungen: 

Durch das Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit sollen Forschungs- und Evalu- 
ierungsaufträge über kurz- und langfristige Auswir- 
kungen von Entwicklungsprojekten auf die Lebenssi- 
tuationen von Frauen vergeben werden; 

es sollen Fortbildungskurse durchgeführt werden 
für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Ministe- 
riums und der Entwicklungshilfeorganisationen, die p) 
für die besonderen Probleme von Frauen in der Drit- 
ten Welt sensibihsieren; 

statistisches Material zur sozio-ökonomischen Si- 
tuation der Frau in den Entwicklungsländern soll ge- 
sammelt bzw. ergänzt und genutzt werden; 

Frauenförderung soll in der Öffentlichkeitsarbeit 
des Ministeriums stärkere Berücksichtigung finden; 

der Erfahrungsaustausch mit Nicht-Regierungsor- 
ganisationen soll verstärkt gesucht werden; 

Frauenförderung soll zum Gegenstand des interna- 
tionalen Pohtikdialogs werden; 

bis Ende 1989 ist dem Deutschen Bundestag seitens 
des Ministeriums über die Umsetzung der Ziele im 
Bereich der Frauenförderung in der Dritten Welt Be- 
richt zu erstatten. 

Daß wir uns innerhalb der Fraktionen der CDU/ 
CSU, der FDP und der SPD auf einen gemeinsamen 
Antrag einigen konnten, halte ich für einen großarti- 
gen Erfolg. Unsere Solidarität in der Dritte-Welt-Frau- 
enförderungspohtik ist Zeichen für eine neue Art der 
Nord-Süd-Pohtikgestaltung: Kooperation statt Kon- 
frontation, Sohdarität statt Fraktionierung. Die aus- 
scherenden GRÜNEN sollten unserem Antrag ruhig 
zustimmen. 

Meine Damen und Herren, das Rückgrat der Frauen 
der Dritten Welt ist gebeugt. Ungebeugt aber ist ihre 
Überlebensenergie, unvermindert ihre Fähigkeit, 
auch für andere Überleben zu sichern. In der von 
Katastrophenmeldungen gebeutelten entwicklungs- 



11180 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 149. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 15. Juni 1989 


(A) politischen Landschaft gibt es einen Lichtstreif: Das 
Rückgrat der Frauen trägt zugleich mit all der Last die 
Hoffnung auf ein zukünftig menschenwürdiges Leben 
für alle. Fördern wir Frauen über schöne Worte hinaus 
— aus eigenem Recht und zum Wohl der einen 
Welt. 

Frau Eid (GRÜNE): Die vorhegenden Anträge sind 
die Konsequenz aus einer Negativbilanz der bisheri- 
gen entwicklungspohtischen Frauenförderung. Seit 
1978, als im BMZ unter Ministerin Schlei ein Grund- 
satzpapier zur Frauenförderung verfaßt und eine 
halbe Stelle dafür eingerichtet worden war, ist nicht 
viel geschehen und allzuoft das Falsche, 

Die einen, stellvertretend sei die Weltbank genannt, 
sahen Frauen als „untergenutzte Ressource"' an. Es 
galt, sie stärker und effektiver durch ihre Einbindung 
in die Geld- und Marktwirtschaft für die von außen 
bestimmten Entwicklungsziele einzusetzen. 

Auf der anderen Seite stehen, wie Christa Wichte- 
rich formuhert, die „nicht- staathchen Frauen- 
freunde". Diese wollten mit ihren Maßnahmen die 
Frauen in der Dritten Welt zu Nutznießerinnen der 
Entwicklung machen mit dem Ziel von Gleichheit und 
sozialer Gerechtigkeit zwischen den Geschlechtern. 

Ihnen allen ist gemeinsam eine gehörige Portion 
patemalistischer Überheblichkeit — und mit selbst- 
kritischem Bhck auf meine eigene Partei füge ich 
hinzu: auch eine kleine Portion maternalistischer 
Überheblichkeit. Alle glaubten zu wissen, was für die 
Frauen in der Dritten Welt gut ist. Sie setzten ihre 

(B) Hoffnung auf die Beseitigung der Benachteiligung der 
Frauen durch Förderpläne, die die Integration der 
Frauen in den Entwicklungsprozeß sicherstellen soll- 
ten. 

Schon die bisherigen bescheidenen Ansätze der 
Frauenförderung deckten gravierende Fehler auf und 
führten u. a. zu folgenden Erkenntnissen: 

Erstens. Es gibt keine allgemein gültigen Modelle 
zur Frauenförderung, ebenso wenig, wie es den Kö- 
niginnenweg der Frauenbefreiung gibt. Traditionen, 
soziokulturelle und ökonomische Bedingungen sind 
so unterschiedlich, daß Fördermaßnahmen für eine 
moslemische Frau im Jemen nicht automatisch richtig 
sind für eine Bäuerin in Haiti. 

Zweitens. Es wurde deuthch, daß Frauenförderung 
keine wirksame Maßnahme gegen Verarmung von 
Frauen, Entwertung ihrer Leistungen im Subsistenz- 
bereich und Verlust ihrer traditionellen Rechte und 
sozialen Anerkennung ist. 

Dies alles sind Auswirkungen einer wachstums- 
und exportorientierten Entwicklungsstrategie, die die 
meisten Länder der Dritten Welt in den Weltmarkt 
einbinden. Diese Strategie schadet den Frauen und 
der Masse der Armen. Frauenförderung kann ihr nicht 
entgegenwirken. 

Drittens. Förderprojekte für Frauen eröffnen zwar 
den Betroffenen neue Lebenschancen und Hand- 
lungsspielräume. Sie haben sich jedoch insgesamt 
bisher als Bluff erwiesen, denn Frauen blieben von 
pohtischen und ökonomischen Schlüsselpositionen 
weitgehend ausgeschlossen. Die traditionelle Ge- 


schlechterhierarchie wurde nicht gestört, sondern le- (C) 
diglich modernisiert. Frauenprojekte können ange- 
sichts der strukturellen Benachteiligung von Frauen 
wenig ausrichten, zumal imphzite Annahmen über die 
Rolle der Frau, die oft der Entwicklungszusammenar- 
beitzugrunde liegen, selbst zu einer Verfestigung die- 
ser strukturellen Benachteiligung beitragen. 

Was für Konsequenzen sind daraus zu ziehen? Klar 
ist — das hat Gudrun Lachenmann in ihrer kürzlich 
vom DIE veröffenthchten Studie herausgearbeitet — , 
daß Frauen der Zugang zu produktiven Ressourcen, 
zu Organisationsmöglichkeiten, zu Informationsnet- 
zen und zu eigener entwicklungspohtischer Gestal- 
tungsmacht geöffnet werden muß. 

Ich möchte anhand von einigen Beispielen verdeut- 
hchen, was ich damit meine: 

Erstens, Zugang zu Wissen. Wissen und Information 
sind eine wichtige Ressource, die vielen Frauen vor- 
enthalten wird. Allgemeines Wissen, aber auch Wis- 
sen über Frauen muß angemessen aufbereitet und für 
Frauen zugänglich sein. 

Zweitens. Zugang zur Technologie. Die Erfahrun- 
gen, speziell in Afrika, zeigen, daß Zuständigkeitsbe- 
reiche und in der Folge auch Einkommensbereiche oft 
von Männern übernommen werden, sobald Technolo- 
gien eingeführt werden. Diesem Mechanismus ist ent- 
gegenzuwirken, indem die neuen Technologien in die 
Lebensorganisation der Frauen eingegliedert werden. 
Denkbar wäre z. B., wie Gudrun Lachenmann anhand 
des Netzwerkes „Development Alternatives with Wo- 
men for a New Era" vorschlägt die Förderung von 
Frauentechnologiezentren zur „Entwicklung, Umset- pj 
zung und Verbreitung von technisch angepaßter, öko- 
logisch sinnvoller und gesellschaftlich angemessener 
Technologie vor allem für die Frauenarbeitsbereiche 
des täglichen Bedarfs". 

Drittens. Zugang zu Organisationsmöghchkeiten. 
Viele Frauen haben erkannt, daß es für ihre Zukunft 
nicht ausreicht, bei fremdbestimmten, in der Regel 
von Männern dominierten Entwicklungsprogrammen 
„berücksichtigt" zu werden oder „partizipieren" zu 
dürfen. Sie haben sich vielerorts an der Basis organi- 
siert; denn sie haben erkannt, daß eine Verbreiterung 
zu einer sozialen Bewegung die Voraussetzung ist für 
Teilhabe an gesellschafthcher Macht und für den Zu- 
gewinn an Entscheidungs- und KontroUbefugnissen. 

Christa Wichterich zitiert Frauen aus der Dritten 
Welt. Sie fordern: „Zukünftig eine verstärkte Förde- 
rung des Aufbaus von Frauenorganisationen und der 
Widerstandskämpfe gegen ökonomische, politische 
und patriarchale Unterdrückung — ohne ihnen das 
Konzept aus der Hand zu nehmen. " Das heißt — ich 
zitiere weiter — „Die Frauen als Subjekte mit eigenen 
Interessen, Vorstellungen und Träumen, die keines- 
wegs mit denen der Männer übereinstimmen, ernst zu 
nehmen, damit sie Selbstbestimmungsrechte über ihr 
Leben und ihre Zukunft gewinnen können. " 

Zum Schluß ein paar Worte zu den Anträgen: Die 
Tatsache, daß wir GRÜNEN auch nach der Beratung 
im Ausschuß unseren eigenen Antrag aufrechterhiel- 
ten, bedeutet nicht, daß ich meine, er sei um vieles 
besser als der gemeinsame Antrag von CDU/CSU, 

FDP und SPD. Einige Forderungen sind aus unserem 
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(A) Antrag ja auch übernommen worden. Der Antrag in 
der Beschlußempfehlung trifft jedoch hauptsächlich 
im Teil I einige Feststellungen, denen wir nicht zu- 
stimmen können. Ich schlage deshalb meiner Fraktion 
vor, sich zu enthalten. 

Frau Wair (FDP): Simone de Beauvoir hat vor Jahr- 
zehnten visionär über das „Andere Geschlecht" ge- 
schrieben. Sie hat von einer besseren und schöneren, 
von einer gerechteren Welt geredet und geträumt, in 
der die Frauen kraft ihres Andersseins den Mut haben 
werden, das Schicksal einer solchen Welt mitzube- 
stimmen. Anders als diese Hohepriesterin der Eman- 
zipation gedacht hat, entscheiden heute die Frauen 
die Zukunft unseres Globus. Sie entscheiden darüber, 
ob das Bevölkerungswachstum gestoppt werden 
kann. Sie werden mit ihrer Fruchtbarkeit darüber be- 
stimmen, ob wir in 30 bis 40 Jahren 8,5 oder sogar 
14 Milharden Menschen ernähren müssen. Zum Ver- 
gleich: heute 5,2 Milliarden, zu denen jährlich 90 Mil- 
honen bis zur Jahrhundertwende kommen werden. Es 
gehört tatsächhch nicht viel Phantasie dazu, um sich 
die Folgen für uns alle auszumalen. Nur, uns allen 
geht zuvor ein Schauer über den Rücken — manche 
meinen sogar, wir könnten auch dieses Problem wis- 
senschaftsgläubig lösen — , aber dabei bleibt es. 
Meine Damen und Herren, Fruchtbarkeit wird zum 
Fluch, Mutter Erde verschlingt ihre Kinder; sie läßt sie 
verhungern. 

8,5 oder 14 Milharden Menschen wollen ernährt 
sein. Doch heute schon entziehen wir den Menschen 
ihre Ernährungs- und damit ihre Lebensgrundlage 

(B) durch Raffgier und verantwortungsloses Handeln. Die 
tropischen Regenwälder werden vernichtet, der Ak- 
kerboden durch Wind und Wasser zerstört. Die Wü- 
sten breiten sich aus, und durch Versalzen und Ver- 
sumpfen, durch Pestizide und Fungizide vergiften und 
reduzieren Menschen Anbauflächen und damit Le- 
bensmöglichkeiten. Am meisten davon betroffen sind 
die Ärmsten der Armen, sind die Frauen. 

In den ländhchen Gebieten wird ihnen die Existenz- 
grundlage entzogen, und sie werden gezwungen, ihre 
ausgelaugten, zerstörten Böden zu verlassen und in 
die Städte zu ziehen. Die Urbanisierung mit ihren 
katastrophalen Auswirkungen ist in vollem Gange. 
Die Situation der Frauen verbessert sich dadurch 
nicht, sie sind in einer ihnen entfremdeten Welt durch 
Analphabetentum und schlechte Ausbildung häufig 
einem unvorstellbaren Elend und Erniedrigung aus- 
geliefert. 

Frauen in ihrer traditionellen Rolle kochen für ihre 
Famiüen, sie bestellen das Land, und als Händlerin- 
nen kämpfen und feilschen sie um das tägliche Brot. In 
vielen Ländern sichern sie und nicht die Männer die 
Existenz der Familie. Sie bestimmen über das Wohler- 
gehen ihrer Kinder und entscheiden damit über die 
Zukunft und den Fortschritt eines ganzen Landes. Es 
sind also Frauen, die darüber bestimmen, ob die Poli- 
tik ihrer Länder, ob unsere Hilfen erfolgreich sind, ob 
sie die Grundbedürfnisse der Menschen und Sehn- 
süchte der Menschen jenseits von Hunger und Not zu 
leben, erfüllen. 

Frauen sind es, die durch die Zerstörung ihrer natür- 
lichen Umwelt gezwungen werden, ihre eigene Um- 


welt weiter zu zerstören. Brennstoffknappheit bringt (C) 
sie dazu, auch noch den letzten Strauch, den letzten 
Baum abzuholzen. Viele gut gemeinte Projekte 
— auch deutscher Entwicklungshilfe — sind so buch- 
stäbhch als Rauch und Asche übrig gebheben. Durch 
Brennstoffknappheit sind Frauen gezwungen, Dung 
zu verbrennen, den sie als Düngemittel zur Erzeu- 
gung von Frucht dringend brauchen. 

Welch ein verhängnisvoller Kreislauf! Dies alles 
wissen wir inzwischen, doch Frauen in den Entwick- 
lungshilf eprogrammen erfordern eine neue Kategorie 
des Nachdenkens. Manchmal hat es jedoch den An- 
schein, als weigerte sich die andere Hälfte der Welt, 
die männliche, die westliche, diesen simplen Zusam- 
menhängen zu folgen. Und auch wir, die reichen 
Schwestern, reden über unsere armen Schwestern in 
der Dritten Welt, als seien wir Angehörige der Heils- 
armee, die mit frommen Gesängen und klingendem 
Spiel um einen Beitrag für die warmen Suppen der 
Armen bitten. 

Meine Damen und Herren, was wir brauchen, ist 
das Erkennen von Zusammenhängen, was wir brau- 
chen, ist ein Umdenken in unseren Absichten zur Ent- 
wicklung einer menschlichen Gesellschaft und zur 
Erhaltung der Schöpfung. Was wir deshalb nötig ha- 
ben, ist das Erkennen: Frauen nehmen in dieser Welt 
eine wichtige Schlüsselrolle ein. Wir müssen erken- 
nen, daß Frauen in vielen Ländern der Dritten Welt 
vorenthalten wird, was für uns selbstverständlich ist: 
Menschenrechte, soziale Gerechtigkeit, gleichbe- 
rechtigtes Mitwirken an der Zukunft ihrer Länder. 

Wie sehr wir diese Prinzipien verletzen, zeigen un- 
sere eigenen Entwicklungshilfeprogramme. Auch wir 
müssen lernen, die Frauen stärker bei der Formulie- 
rung unserer Absichten miteinzubeziehen. Für uns 
muß es selbstverständlich sein, Programme auf ihre 
nachteiligen Folgen für die Frauen zu untersuchen. 
Unsere Programme müssen sich in vielen Bereichen 
direkt an der Lebenswirklichkeit von Frauen orientie- 
ren, und sie müssen sensibel genug die kulturellen, 
religiösen und wirtschaftlichen Gegebenheiten von 
Frauen beachten. 

Unter anderem muß es darum gehen: Erstens. Un- 
sere Bildungsprogramme müssen sich stärker an 
Frauen richten, sie einbeziehen. 

Zweitens. Familienplanungsprogramme allein hel- 
fen nicht, wir müssen den Ländern, die dazu in der 
Lage sind, beim Aufbau von sozialen Sicherungssy- 
stemen mit Rat und Tat zur Seite stehen. Der unheil- 
volle Gleichklang Kinderzahl — soziale Sicherung 
muß aufgelöst werden. 

Drittens. Entscheidend wird in Zukunft für die 
Frauen der Dritten Welt die Gewährung von Existenz- 
gründungs- und Sicherungsdarlehen sein, wobei wir 
auch hier hilfreich bei der Unterstützung neuer For- 
men des Spar- und Kreditwesens sein können. 

Viertens. Eine besondere Aufgabe kommt den In- 
dustrieländern mit ihrer hochentwickelten Forschung 
auf dem Gebiet der erneuerbaren Energien zu. In den 
Ländern der Dritten Welt werden vor allem die Frauen 
und die Umwelt davon profitieren, wie schnell und 
wie preiswert diese Techniken eingesetzt werden 
können. 
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(A) Meine Damen und Herren, wir stehen am Anfang 
von Überlegungen, die dem anderen Geschlecht gel- 
ten und von deren offener und vorurteilsfreier Beur- 
teilung auch unsere Chancen des Überlebens abhän- 
gen. Machen wir uns im Dialog mit den Entwicklungs- 
ländern zu den Fürsprechern der Frauen und ihrer 
Bedürfnisse! 

Repnik, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Frauen stellen 
die Hälfte der Weltbevölkerung. Sie leisten fast zwei 
Drittel aller Arbeit. Aber: Sie erhalten nur ein Zehntel 
des Welteinkommens, und sie besitzen weniger als 
ein Hundertstel des Weltvermögens. Der Beschluß- 
empfehlung zur stärkeren Berücksichtigung der 
Frauen im Entwicklungsprozeß liegt einerseits ein 
breiter Konsens im Ausschuß für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit — quer durch die Fraktionen — zu- 
grunde; andererseits freut es mich, daß diese Be- 
schlußempfehlung mit dem BMZ-eigenen Frauen- 
konzept vom Mai 1988 inhaltlich weitgehend überein- 
stimmt. Dies reicht von der „großen Linie" bis hin zu 
einzelnen Empfehlungen in dem Antrag des Aus- 
schusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit. Schade, 
daß sich die Fraktion der GRÜNEN der Ausschuß- 
empfehlung des AWZ nicht angeschlossen hat. 

Frauen nehmen in vielen Entwicklungsländern eine 
Schlüsselrolle ein, sie ziehen nicht nur Kinder auf. 
Häufig tragen sie die Hauptverantwortung für den 
Lebensunterhalt der ganzen Familie. Aber auch im 
Wirtschaftsleben, vor allem in der Landwirtschaft und 
im informellen Sektor der Städte, stehen Frauen oft im 
Zentrum. In Afrika und Asien produzieren Frauen 60 
bis 80% der Nahrungsmittel, in Lateinamerika er- 
reicht ihr Produktionsanteil etwa 40%. 

Diese Schlüsselfunktionen können aber vielfach 
nicht angemessen wahrgenommen werden, weil kör- 
perliche und psychische Belastung, häufige Gebur- 
ten, Haus- und Feldarbeit, unzureichende Wasser- 
und Energieversorgung, Mängel in den Hygiene- und 
Wohnverhältnissen die Frauen bis zur Grenze körper- 
lich und psychisch belasten. Damit nicht genug: Ne- 
ben außerordentlichen Belastungen sind Frauen auch 
häufig groben Benachteiligungen ausgesetzt, die von 
ungleicher Behandlung vor Recht und Gesetz bis hin 
zu beschränktem Zugang zu Land, Kredit und Ausbil- 
dungsmöglichkeiten reichen. 

Auch in der entwicklungspolitischen Zusammenar- 
beit wurde der fundamentale Beitrag von Frauen zur 
Entwicklung lange Zeit nicht angemessen berück- 
sichtigt. Dem Rechnung tragend, hat das BMZ ein 
Konzept erstellt und ein Frauenreferat gegründet. 
Auch damit soll sichergestellt werden, daß die Inter- 
essen der Frauen in allen Projekten und Programmen 
der deutschen Entwicklungshilfe angemessen be- 
rücksichtigt werden. Hauptziel hierbei ist ein geziel- 
ter Beitrag, der die besonderen Belastungen und Be- 
nachteiligungen von Frauen berücksichtigt und ihnen 
entgegenwirkt. 

So grundlegend wichtig Frauenförderung im sozia- 
len und familiären Bereich ist, auch ihre Stellung in 
der Produktion, im Dienstleistungsgewerbe und im 
Handel muß gestärkt werden. Sie haben aber nur 
dann eine wirkliche Chance, eigenes Einkommen zu 


erwirtschaften, wenn sie, wie Männer, freien Zugang (C) 
zu Produktionsfaktoren oder Aus- und Fortbildung 
haben. Dies soll erreicht werden, indem bereits bei der 
Planung unserer Projekte die Nöte und Interessen 
— und Potentiale — von Frauen berücksichtigt wer- 
den. Dabei ist es selbstverständlich, daß wir Frauen- 
förderung als Querschnittsaufgabe verstehen für alle 
unsere Maßnahmen. Das heißt, daß wir grundsätzlich 
prüfen und berücksichtigen müssen, wie ein Vorha- 
ben auf die spezifische Situation der Frauen wirkt, wo 
wir mit Veränderungen zu rechnen haben, ob diese 
erwünscht bzw. wie diese vermeidbar sind. Entschei- 
dungssicherheit hierbei gewinnen wir durch ein 
größtmögliches Maß an Beteiligung der betroffenen 
Frauengruppen. Hierzu müssen wir das Vertrauen der 
Frauen gewinnen. In Situationen, in denen besondere 
Härten auf ihnen lasten, sind frauenspezifische Pro- 
jekte angebracht, Frauen müssen in die Lage versetzt 
werden, ihre Lebens- und Arbeitsbedingungen nach 
eigenen Vorstellungen selbst zu verbessern. Wir wol- 
len dazu beitragen, daß Frauen lernen, selbst zu orga- 
nisieren, sich selbst zu helfen. 


Ich bin mir bewußt, daß der Handlungsspielraum 
zur Frauenförderung durch soziale, kulturelle und 
politische Rahmenbedingungen in den einzelnen Ent- 
wicklungsländern äußerst begrenzt ist. Wir müssen 
mit teilweise engagierten Widerständen rechnen. 
Darum sind schnelle Erfolgserwartungen unange- 
bracht, Was mein Haus betrifft, haben wir damit be- 
gonnen, in einer Reihe von internen Fortbildungsver- 
anstaltungen die Integration der Frauen in unsere 
Maßnahmen systematisch umzusetzen. Gleiche An- 
strengungen werden bei unseren Durchführungsor- 
ganisationen gemacht: Gutachterrichtlinien, Projekt- 
fortschrittsberichte und Prüfungsleitfäden orientieren 
sich zunehmend an den spezifischen Bedürfnissen der 
Frauen, 


(D) 


Nur wenn Frauen als eigene Zielgruppe bei Sektor- 
und Länderkonzepten bei Planung, Durchführung 
und Überprüfung unserer Maßnahmen volle Berück- 
sichtigung erfahren, anerkennen wir die tiefgreifende 
Interdependenz von Entwicklungserfolgen und dem 
Beitrag, den gerade Frauen hierbei zu leisten vermö- 
gen. Die Wirksamkeit der Entwicklungszusammenar- 
beit ist dann optimiert, wenn die Partnerschaft von 
Entwicklungsländern und Industrieländern durch ei- 
nen offenen, intensiven Dialog um zentrale Fragen 
praktiziert wird. Dazu gehört untrennbar die Rolle der 
Frauen. Wir wollen nicht darüber hinweg reden — 
konsequentes Handeln ist angesagt. Wir haben die 
ersten Schritte getan. 


Frau Niehuis (SPD): Es sieht ganz so aus, als ob wir 
gleich mit großer Mehrheit einen Antrag zur Förde- 
rung von Frauen in Entwicklungsländern verabschie- 
den werden. Dies ist für die Entwicklungspolitik si- 
cherlich von großer Bedeutung. So wichtig und längst 
überfällig dieser Antrag auch ist, so wenig sollten wir 
enthusiastische Erwartungen an ihn stellen. 

Wenn man nach den verbalen Bekundungen ginge, 
so müßten wir heute schon viel weiter sein. Schon 
1978 gab es ein Grundsatzpapier „Förderung der Frau 
in den Entwicklungsländern", 1982 die von allen Par- 
teien getragene Entschließung des Deutschen Bun- 
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(A) destages, 1983 „Leitlinien der OECD" zu dieser 
Frage, 1984 ein Informationsvermerk des BMZ zu 
„Frauenprojekten in der Entwicklungszusammenar- 
beit", 1985 die dritte Weltfrauenkonferenz der Ver- 
einten Nationen usw. Auch in der ersten Lesung die- 
ses Antrags hier im Plenum erweckten die Bundesre- 
gierung imd die sie tragenden Parteien den Eindruck, 
als sei die Regierung seit langem schon auf dem rich- 
tigen Weg. 

All dieses ist es, was mich skeptisch macht. Seit 
mindestens 11 Jahren bekundet die bundesrepubli- 
kanische Entwicklungspolitik die Bedeutung der 
Frauen im Entwicklungsprozeß. 1 1 Jahre, so meine 
ich, ist eine Zeitspanne, in der man schon konkrete 
Erfolge erwarten könnte. 

Als ein Erfolg wird das Mitte des Jahres 1988 im 
Zuge der Beratung des anstehenden Antrags vom 
BMZ herausgegebene „Konzept für die Förderung 
von Frauen in Entwicklungsländern" gelobt. Doch ein 
erneutes Papier ist noch nicht die Realisierung vorhe- 
riger Papiere. Hier brauchen wir konkrete Taten. 
Diese allerdings sind bis heute trotz aller verbalen 
Bekundungen nicht sichtbar, im Gegenteil. 

Um die Wirklichkeit bundesdeutscher Entwick- 
lungshilf epolitik zu erfahren, braucht man nur in die 
vom BMZ herausgegebenen Evaluierungsberichte zu 
sehen. Seit 1976 wird im BMZ versucht, Projekte, 
wenn auch nur wenige, einer Erfolgskontrolle zu un- 
terziehen. Bis einschließlich 1985 spielte die Frage, 
welche Auswirkungen bundesrepublikanische Ent- 
wicklungspohtik auf die Situation von Frauen in den 
Entwicklungsländern hat, keine Rolle. Erstmalig 1986 
werden die Projektwirkungen auf die Situation der 
Frauen bewertet. Da Evaluierungskriterien sinnvol- 
lerweise mit Planungskriterien korrespondieren müs- 
sen, ist aus diesem Defizit zu schließen, daß die Be- 
rücksichtigung von Frauen auch in der Planung des 
BMZ zu diesem Zeitpunkt keine Rolle spielte. 

Dieses wird überdeuüich in der vom BMZ heraus- 
gegebenen Querschnittsanalyse mit dem Thema: 
„Auswirkungen von Projekten der Ländlichen Regio- 
nalentwicklung auf die Lebenssituation von Frauen". 
Das Ergebnis dieser Auswertungen des Zeitraumes 
1985 bis 1987 ist: 

Entweder werden die Projektwirkungen auf die 
Frauen gänzlich ignoriert, oder der tatsächliche Nut- 


zen frauenfördernder Maßnahmen bleibt hinter den (C) 
Zielvorgaben zurück, oder gute Ansätze werden 
durch unzureichende Daten, konzeptionelle Mängel, 
wenig erprobte Förderinstrumente und Vorbehalte 
auf beiden Seiten beeinträchtigt. Gleiches sagt auch 
die 1988 veröffentlichte Querschnittsauswertung des 
BMZ über Projekte des Jahres 1986. 

Die nicht vorhandene Berücksichtigung der Frauen 
ist eine der gravierendsten Schwachstellen unserer 
Entwicklungspolitik. 

Mehrfach haben wir heute gehört, welche Schlüs- 
selrolle die Frau in den Entwicklungsländern, speziell 
in der ländlichen Entwicklung, in der Bevölkerungs- 
entwicklung, in der Armutsbekämpfung, in der Subsi- 
stenzwirtschaft usw. spielt. Im Weltbevölkerungsbe- 
richt 1989 wird dieses z. B. noch einmal ganz eindring- 
lich betont. Und wir alle kennen doch das afrikanische 
Sprichwort: „Hilfst Du einem Mann, so nützt es einer 
Person. Hilfst Du einer Frau, nützt es der ganzen Fa- 
milie. " Wieso frage ich mich allen Ernstes, ist es ei- 
gentlich möglich, daß es jahrzehntelang nicht auf ge- 
fallen ist, daß unsere Entwicklungspolitik nicht effek- 
tiv genug ist, ja sogar schädlich sein konnte, weil man 
schhchtweg die Frauen vergessen hat? 

Bis heute wäre die geringe Effektivität unserer Ent- 
wicklungsmaßnahmen nicht aufgefallen, wenn nicht 
die weltweite Frauenbewegung den Blick für die 
wahre Situation der Frauen und ihre Fähigkeiten ge- 
schärft hätte. 

Sicherlich liegt eine Ursache in der männlichen Al- 
leinherrschaft in allen Planungs- und Durchführungs- 
gremien, wodurch das Optimum menschlicher Lei- 
stungsfähigkeit auf männliche Leistungsfähigkeit re- 
duziert blieb. Aber eine Ursache ist auch das techno- 
kratische Denken in der Entwicklungspolitik, ein 
Denken, das zwar den reibungslosen Ablauf von Pro- 
jekten untersucht, aber nicht deren Nachhaltigkeit. 
Denn die Nachhaltigkeit ist es, die die Projekte wei- 
terleben läßt, auch wenn die Entwicklungshelferin- 
nen und -helfer das Land verlassen haben. 

Mein Appell an uns ist: Lassen Sie uns die Forde- 
rungen dieses Antrags durchsetzen, überprüfen wir 
deren Einhaltung, aber überprüfen wir auch die 
Nachhaltigkeit unserer Projekte, aller Projekte! Erst 
dann werden die Leistungen der Frauen für alle sicht- 
bar werden. 
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